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* * * *

Beginn: 09:31 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröff-
ne die heutige Sitzung und begrüße Sie alle sehr 
herzlich. Aufgrund von Krankheit kann von der 
CDU-Fraktion die Abgeordnete Andrea Tschacher 
heute nicht an der Sitzung teilnehmen. Wir wün-
schen gute Besserung.

(Beifall)
Wegen auswärtiger Verpflichtungen abwesend sind 
von der Landesregierung Ministerpräsident Dani-
el Günther ab 10:45 Uhr, Ministerin Aminata 
Touré ab 11 Uhr, vormittags Ministerin Dr. Dorit 
Stenke und für den ganzen Tag Minister Tobias 
Goldschmidt. Eka von Kalben, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, ist aufgrund der Teilnahme an der AdR-
Sitzung ebenfalls für den ganzen Tag entschuldigt. 
Nach § 47 Absatz 2 Geschäftsordnung hat sich Dirk 
Kock-Rohwer für den Nachmittag abgemeldet.
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 30 auf:

Echte Entlastungen für den Mittelstand

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/4364

(Unruhe)
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
sehe ich nicht.
Mit ein wenig mehr Aufmerksamkeit für die 
nun beginnende Aussprache hat das Wort für die 
FDP-Fraktion der Fraktionsvorsitzende Christopher 
Vogt. – Bitte schön.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Politik beginnt mit der Betrach-
tung der Wirklichkeit. Wenn wir unseren Wohlstand 
und die politische Stabilität in Deutschland erhal-
ten wollen, dann braucht unser Land dringend eine 
Wirtschaftswende. Unser Wohlstand hängt nachhal-
tig von einer wachsenden Wirtschaft ab. Anders ist 
unser Sozialstaat auf Dauer nicht zu finanzieren. 
Aber seit mehreren Jahren haben wir in Deutsch-
land kein Wirtschaftswachstum mehr; eine Trend-
wende ist aktuell nicht in Sicht. Wir schlittern im-
mer mehr in eine Stagflation, sprich: eine stagnie-
rende Wirtschaft mit gleichzeitiger Inflation, was 
unseren Wohlstand zunehmend vernichtet. Die De-
industrialisierung schreitet weiter voran, wodurch 
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viele hochqualifizierte und gut bezahlte Arbeitsplät-
ze einfach verschwinden. Das lange Zeit erfolgrei-
che deutsche Geschäftsmodell mit einer stark ex-
portorientierten Wirtschaft ist angesichts der geo-
politischen Entwicklungen immer mehr infrage ge-
stellt.
Aber die strukturellen Probleme, meine Damen und 
Herren, sind hausgemacht. Der wirtschaftliche Nie-
dergang ist kein Naturgesetz – wir können ihn noch 
aufhalten.

(Beifall FDP)
Der Mittelstand ist das Rückgrat unserer Wirtschaft 
– in Schleswig-Holstein noch mehr als anderswo. 
Aber die kleinen und mittleren Probleme leiden 
ebenfalls unter den politischen Rahmenbedingun-
gen, sodass sie immer öfter nicht mehr wettbe-
werbsfähig sind. Die Zahl der Insolvenzen steigt 
auch in Schleswig-Holstein. Der IHK-Konjunktur-
klimaindex für Schleswig-Holstein bleibt mit aktu-
ell 83,9 Punkten deutlich unter dem langjährigen 
Durchschnitt von 106. Die letzte Bundesregierung 
ist bekanntermaßen im Streit über die richtige Wirt-
schaftspolitik zerbrochen. In der Wirtschaft lagen 
dann viele Hoffnungen auf Friedrich Merz. Nach-
dem er nun ein Jahr im Amt ist, muss man fest-
stellen, dass diese Hoffnungen weitestgehend ent-
täuscht wurden. Der angekündigte „Herbst der Re-
formen“ ist ausgefallen – jetzt droht der „Frühling 
der Steuererhöhungen“. Das ist aus unserer Sicht 
der völlig falsche Weg, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP)
Die Unternehmen werden derzeit nicht entlastet, 
sondern es wird ihnen durch die Bundesregierung 
derzeit sogar noch schwerer gemacht. Ich nenne Ih-
nen drei aktuelle Beispiele: Anstatt endlich unnöti-
ge Bürokratie abzubauen, wird ihnen mit dem Bun-
destariftreuegesetz ein weiteres Bürokratiemonster 
vorgesetzt – und die Landesregierung stimmt dem 
auch noch zu, meine Damen und Herren,

(Beifall FDP – Serpil Midyatli [SPD]: Ge-
nau!)

– Ja, die SPD feiert das.
Aber, Frau Kollegin Midyatli, die Reform der ge-
setzlichen Krankenversicherung wird mit der ge-
planten Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
um 300 Euro nicht nur viele Arbeitnehmer stärker 
belasten, sondern auch viele Arbeitgeber. Und das, 
obwohl Deutschland laut OECD-Studie weltweit 
bei der Steuer- und Abgabenlast bereits auf Platz 2 
steht. Die Bundesregierung selbst geht allein für 
das Jahr 2027 von einer zusätzlichen Belastung 

der Arbeitgeber von über 3 Milliarden Euro allein 
durch diese Maßnahme aus.
Das Fass zum Überlaufen gebracht hat bei vielen 
Mittelständlern allerdings die 1.000 Euro Krisen-
prämie, die die Bundesregierung in ihrem Entlas-
tungspaket verkündet hat, was leider eine ziemliche 
Mogelpackung ist. Denn die 1.000 Euro müssen 
von den Unternehmen gezahlt werden, die dieses 
oftmals gern tun würden, aber in den meisten Fällen 
derzeit gar nicht können. Das sorgt für erheblichen 
Frust, für große Enttäuschungen und für sehr viel 
Unmut im Bundesland Schleswig-Holstein.

(Beifall FDP und SSW)
Bundes- und Landesregierung müssen endlich zei-
gen, dass die schwierige Lage verstanden wird 
und dass sie entsprechend handeln werden. Die Ab-
stiegsängste der Mittelschicht werden immer grö-
ßer, und das stärkt die politischen Ränder. Schauen 
Sie sich allein die heutige Umfrage für Sachsen-
Anhalt an.
Wir schlagen Ihnen heute vier Maßnahmen vor, 
die eine Wirtschaftswende einleiten können. Ers-
tens. Die Unternehmensbesteuerung ist internatio-
nal nicht mehr wettbewerbsfähig. Die Bundesregie-
rung will erst ab dem Jahr 2028 damit anfangen, 
die Steuern schrittweise zu senken. Das ist viel zu 
spät und viel zu wenig. Die Bundesregierung soll-
te Subventionen abbauen und dafür im Gegenzug 
die Unternehmensteuern auf ein wettbewerbsfähi-
ges Niveau absenken.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
– Frau Kollegin, wir sind momentan bei den Unter-
nehmensteuern nicht wettbewerbsfähig, und deswe-
gen müssen diese dringend gesenkt werden.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
Zweitens. Ein Kernproblem sind die hohen Ener-
giekosten; ein Großteil davon sind Steuern und Ab-
gaben. Deshalb sollte die Stromsteuer endlich für 
alle gesenkt werden,

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

was von der Bundesregierung als Ad-hoc-Maßnah-
me angekündigt, aber wieder gestrichen wurde.
Drittens. Überstunden sollten steuerfrei ausgezahlt 
werden können. Das war ein Wahlversprechen der 
Union. Das hat Claus Ruhe Madsen kürzlich zu 
Recht erneut vorgeschlagen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ist ja auch rich-
tig!)
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Aber auch hier muss die CDU endlich liefern.
(Beifall FDP)

Es braucht letztendlich Signale, dass sich Arbeit 
und Leistung wieder lohnen.
Viertens. Wir müssen von immer mehr Belastung 
durch bürokratische Auflagen wegkommen. Auch 
diese Schraube ist längst völlig überdreht. Das neue 
Bundestariftreuegesetz, über das wir noch sprechen 
werden, sollte als Startpunkt für einen konsequen-
ten Abbau von unnötigen und überzogenen Vor-
schriften ausgesetzt werden. Schleswig-Holstein, 
meine Damen und Herren, muss wieder zum mittel-
standsfreundlichsten Bundesland werden, den aus 
unserer Sicht unsinnigen Sonderweg in der Klima-
politik beenden und beim Bürokratieabbau konse-
quent vorangehen. Dann schaffen wir es auch, die 
Signale in den Mittelstand zu senden, dass man eine 
Wirtschaftswende einleitet und Wohlstand sichern 
will. Aus meiner Sicht ist das nicht nur eine Frage 
der wirtschaftlichen Vernunft, sondern auch eine 
Frage der politischen Stabilität. – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Lukas 
Kilian das Wort.

Lukas Kilian [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Mittelstand ist das Rück-
grat unserer Wirtschaft. Das gilt in ganz Deutsch-
land, und das gilt noch viel mehr in Schleswig-
Holstein. Wir wissen spätestens seit der Coronapan-
demie, dass die ganz große Anzahl der Unterneh-
men in Schleswig-Holstein, die einen Großteil der 
Wirtschaftsleistungen ausmacht, bis zu zehn Voll-
zeitmitarbeiter haben. Es ist der Mittelstand, es ist 
familiengeführtes Unternehmertum, es sind Hand-
werksunternehmen, die in unserem Land ausbilden, 
investieren und Arbeitsplätze schaffen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP)

Das sind die Unternehmen, die wir unterstützen 
müssen. Ja, diese Unternehmen stehen gerade unter 
einem enormen Druck – sie stehen seit vielen Jah-
ren unter einem enormen Druck. Deswegen ist es 
richtig, sich mit den Themen zu beschäftigen: hohe 
Energiepreise, steigende Lohnkosten, zurückhalten-
de Nachfragen, Fachkräftemangel und Diskussio-
nen über beispielsweise das Bundestariftreuegesetz 

mit neuen Berichts- und Dokumentationspflichten. 
Das sind alles Dinge, bei denen sich Unternehme-
rinnen und Unternehmer fragen: Wie lange soll das 
alles noch gut gehen?

Deshalb will ich zunächst einmal ausdrücklich sa-
gen: Den Grundtenor des FDP-Antrages finden wir 
nicht falsch. Wir finden es richtig, dass man sich 
mit den Themen auseinandersetzt, dass man prüft, 
wo es Entlastungswirkungen gibt und wie man eine 
wirksame Entlastung für den Mittelstand erreichen 
kann.

Allerdings muss man auch sagen: Es ist wahr-
scheinlich nicht überraschend, dass wir in weiten 
Teilen das, was Sie in Ihren Antrag geschrieben ha-
ben, gut finden. Wenn wir uns die Forderungen an-
schauen, stellen wir fest: Viele davon hat die CDU 
auf Bundesebene genauso erhoben. Es ist genau 
das, was wir im Bundestagswahlkampf gefordert 
hatten und was sich zum Teil auch im Koalitions-
vertrag wiederfindet.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wann liefert 
ihr? – Annabell Krämer [FDP]: Liefern!)

Schauen wir uns die Forderungen genauer an: Wir 
lesen von der Forderung nach Bürokratieabbau. 
Nun sagen Sie von der FDP, jetzt komme das Bun-
destariftreuegesetz, und das bedeute mehr Bürokra-
tie. Das stimmt! Aber das Bundestariftreuegesetz 
haben nicht wir gefordert. Das Bundestariftreuege-
setz hat in den Koalitionsverhandlungen die SPD 
Deutschlands gefordert.

(Beifall Kianusch Stender [SPD])

– Herr Stender findet das immer noch toll.

Die SPD Deutschlands hält dieses Thema für so 
wichtig , dass Sie uns dafür innerhalb der Koaliti-
onsverhandlungen ganz viele andere Punkte gege-
ben hat.

(Annabell Krämer [FDP]: Welche?)

Das nennt sich Kompromiss.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Die Kompromissfähigkeit in diesem Lande sollte 
nicht weiter abnehmen, sondern wieder zunehmen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich darf die FDP daran erinnern, was sie in dem 
Ampel-Koalitionsvertrag mitgetragen hatte. Dazu 
gehörte überraschenderweise genau dieses Bundes-
tariftreuegesetz.
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(Annabell Krämer [FDP]: Wurde aber nicht 
gemacht! – Serpil Midyatli [SPD]: Wur-
de dann torpediert! – Lasse Petersdotter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Vertragsbrü-
chig geworden! – Heiterkeit)

Sich jetzt hinzustellen und zu sagen, das führe 
zu weiteren Bürokratiekosten und Ähnlichem, ist 
wohlfeil, insbesondere dann, wenn man sieht, was 
das Ministerium für Staatsmodernisierung gerade 
alles macht. Wir können in den Kanon einstimmen 
und sagen: „Die Lage ist schlimm!“, „Diese Bun-
desregierung!“, „Es funktioniert alles nicht!“, und 
Ähnliches. Ich habe das Gefühl, dass in dieser bun-
desweiten Kakophonie nicht noch weitere Stimmen 
fehlen, sondern bereits ein ziemlich großer Chor 
der Unzufriedenen mitsingt.
Schauen Sie sich aber einmal an, was bereits alles 
auf den Weg gebracht worden ist. Gehen Sie auf die 
Seite des Bundesministeriums für Staatsmoderni-
sierung; dort finden Sie zahlreiche konkrete Entlas-
tungsmaßnahmen. Wenn es konkret um schleswig-
holsteinische Betriebe geht: Hier sind Sicherheits-
beauftragte abgeschafft worden. Seit dem 1. Januar 
2026 muss ein Unternehmen keinen Sicherheitsbe-
auftragten mehr haben, wenn es nicht mehr als 
50 Vollzeitkräfte angestellt hat. Das hat eine ganz 
konkrete Entlastungswirkung. Es gibt eine Vielzahl 
an weiteren Punkten, die zu einer Entlastung von 
Bürokratie geführt haben.
Die Bundesregierung hat eine Einkommensteuerre-
form angekündigt, die ab dem 1. Januar 2027 wir-
ken und gerade kleine und mittlere Einkommen 
entlasten soll. In diesem Zusammenhang wird sich 
auch um das Thema Überstundenfreistellung ge-
kümmert. Die Themen werden bearbeitet.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wir sind sehr 
gespannt, Herr Kollege!)

Zu dem Thema Stromsteuer muss ich sagen: Herr 
Vogt, ich weiß nicht, wie viel Kraft Sie diesem 
Schleswig-Holsteinischen Landtag zutrauen. Aber 
wir haben allein in dieser Wahlperiode schon mehr-
fach einstimmig zum Ausdruck gebracht: Wir wol-
len, dass die Stromsteuer gesenkt wird. Wir alle 
sind uns darüber einig.
Das Problem ist: Es reicht offensichtlich nicht, da-
mit die Bundesregierung ihren Kurs ändert. Trotz-
dem ist es ja schön, diese Forderung zu formulie-
ren; man könnte das jetzt noch siebenmal beantra-
gen. Ich schlage aber vor, dass über viele der For-
derungen, die Sie hier eingebracht haben, im Deut-
schen Bundestag diskutiert wird. Ich weiß, dort gibt 
es im Moment keine FDP-Fraktion. Aber ich bin 

mir sicher, dass bei der jetzigen Performance der 
Bundesregierung und mit einem neuen FDP-Bun-
desvorsitzenden Wolfgang Kubicki die FDP sicher 
mit großer Verve in den Bundestag zurückkehren 
wird und dann solche Anträge dort eingebracht 
werden können. Der Bundestag ist das Parlament, 
das über diese Fragen entscheiden muss.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir können ja 
nicht bis zum Herbst warten, Herr Kollege!)

Wenn man sich die 1.000-Euro-Prämie anschaut, 
stellt man fest: Das ist ein Vertrag zulasten Dritter. 
Das hat die Kleinunternehmer und die Mittelständ-
ler richtig aufgeregt. Ich kann die Aufregung nach-
vollziehen, weil das eine unbedachte Entscheidung 
zur Entlastung war, die die Bundesregierung da 
beschlossen hat. Aber auch dazu gibt es gute Vor-
schläge aus der Landesregierung. Claus Madsen hat 
vorgeschlagen, die 1.000-Euro-Prämie zu nutzen, 
um Überstunden abzugelten. Das ist ein super Vor-
schlag!

Deswegen, meine Damen und Herren: Wir brau-
chen nicht weitere Aufforderungen an die Bundes-
regierung zu Selbstverständlichkeiten oder zu Din-
gen, die dort bereits auf dem Weg sind. Solche 
Anträge gehören in den Deutschen Bundestag und 
können dort eine Mehrheit finden. Hier wird das 
nicht der Fall sein. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
der Abgeordnete Sebastian Bonau das Wort.

Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir sehen derzeit, wie schnell aus 
einer vorsichtigen wirtschaftlichen Erholung eine 
weltweite Krise werden kann. Ende des vergange-
nen Jahres konnten wir noch über Wachstumspro-
gnosen von rund einem Prozent für 2026 sprechen; 
inzwischen sind die Erwartungen deutlich – auf 
0,5 Prozent Wachstum – reduziert worden.

Dabei lag die Inflation – das haben wir heute auch 
schon gehört – 2025 im Jahresdurchschnitt mit 
2,2 Prozent wieder nahe am EU-Stabilitätsziel. Im 
März dieses Jahres lag sie jedoch bereits wieder 
bei 2,7 Prozent, getrieben vor allem durch fossile 
Energien. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich werde mich hier nicht am Abgesang der FDP 
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auf unser Land beteiligen. Schleswig-Holstein steht 
nicht problemfrei da, jedoch robust.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Unsere Wirtschaft ist kleinteilig, mittelständisch, 
breit aufgestellt und weniger abhängig vom Export 
in Länder außerhalb Europas. Das ist in guten Zei-
ten vielleicht weniger spektakulär, in Krisenzeiten 
aber ein echter Stabilitätsanker.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das reale Bruttoinlandsprodukt Schleswig-Hol-
steins ist 2025 um 0,9 Prozent gestiegen, während 
das Wachstum in Deutschland insgesamt nur bei 
0,2 Prozent lag.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wer hat dieses 
Wachstum generiert? Die Rüstungsindustrie!)

Trotzdem: Die Lage ist herausfordernd; da gibt es 
nichts schönzureden. Genau jetzt, wo die Erholung 
einsetzen sollte, stehen wir wieder mitten in einer 
Fossile-Energie-Krise. Und wo eine Krise ist, gibt 
es auch Krisengewinner. Das sehen wir derzeit bei 
der fossilen Industrie besonders deutlich. Deshalb 
ist die Neuauflage eines Tankrabatts die falsche 
Antwort. Er kostet rund 1,6 Milliarden Euro, und 
am Ende haben viele Menschen vielleicht zehn oder 
20 Euro mehr im Monat in der Tasche,

(Sybilla Nitsch [SSW]: Das ist für viele 
Menschen viel Geld!)

während unklar ist, wie viel davon bei Mineralöl-
konzernen hängen bleibt. Ich möchte das nicht pau-
schal schlechtmachen. Das ist eine Entlastungssum-
me. Aber sie ist viel zu gering gemessen an dem, 
was einige Konzerne abzwacken.

Vor allem aber nimmt der Tankrabatt genau die 
Lenkungswirkung heraus, die wir brauchen. Wir 
müssen heraus aus der fossilen Abhängigkeit! Wir 
müssen hinein in die vollständige Elektrifizierung 
mit erneuerbaren Energien!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An dieser Stelle komme ich nicht umhin – tut 
mir leid, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU –, einen Seitenhieb in Richtung von Bundes-
ministerin Reiche zu machen: Diese Bundesregie-
rung muss endlich verstehen, dass wir nicht krisen-
resilient werden, indem wir fossile Abhängigkeiten 
weiter verlängern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
SSW und vereinzelt CDU)

Da die FDP ja gern sagt, der Markt regele es schon. 
Schauen wir doch einmal auf den Markt: Im März 
dieses Jahres waren 24 Prozent der neu zugelasse-
nen Pkw in Deutschland reine Elektroautos. Ein 
Plus von 66 Prozent gegenüber dem Vorjahr!

Natürlich kann sich nicht jeder Mensch einfach ein 
neues Auto kaufen. Gerade deshalb brauchen wir 
bezahlbare und zuverlässige Alternativen, höhere 
Regionalisierungsmittel, einen guten ÖPNV, ein 
günstigeres Deutschlandticket und, ja, auch wenn 
es einige nicht mehr hören können, ein Tempolimit. 
Es kostet nichts, spart aber Energie, erhöht Sicher-
heit und wirkt sofort.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen eine Stromsteuersenkung für alle. 
Wir brauchen niedrigere Netzentgelte. Wir brau-
chen 100 Euro für alle Bürgerinnen und Bürger 
als Entlastung bei teurer Energie. Die steuerfreie 
Prämie wälzt Verantwortung auf Unternehmen ab.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das Wort „Mit-
telstand“ kam bisher nicht vor!)

Und: Wir brauchen eine Übergewinnsteuer, damit 
Krisengewinne der fossilen Industrie abgeschöpft 
werden, statt sie indirekt noch weiter zu subventio-
nieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Kianusch Stender [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für den Mittel-
stand brauchen wir gezielte Anreize für Investitio-
nen. Wer Gewinne im Unternehmen hält und in 
Forschung, Innovation oder Modernisierung inves-
tiert, soll stärker profitieren als derjenige, der nur 
ausschüttet.

Dazu gehört auch ein Mittelstandsfonds, der öffent-
liches und privates Kapital mobilisiert und Trans-
formation langfristig finanzierbar macht.

Dazu gehört Fairness. Steuervermeidung darf kein 
Geschäftsmodell sein. Die globale Mindestbesteue-
rung muss konsequent gelten.

Und ja, auch Bürokratieabbau: Praxischecks, digi-
tale Verwaltung, Once-Only-Prinzip, vorausgefüll-
te Steuererklärung und digitale Gewerbesteuerbe-
scheide. Daten sollen einmal angegeben werden, 
nicht immer wieder neu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lage ist ernst. 
Schleswig-Holstein zeigt, dass eine robuste, mittel-
ständische und vielfältige Wirtschaft auch in Kri-
senzeiten trägt. Unsere Aufgabe ist es jetzt, diese 
Stärke nicht kleinzureden, sondern auszubauen – 
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mit bezahlbarer Energie, erneuerbarer Unabhängig-
keit, gezielten Investitionen, fairer Entlastung, star-
kem Mittelstand, moderner Verwaltung und einem 
starken Staat. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Ki-
anusch Stender das Wort.

Kianusch Stender [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Wenn man den Antrag der FDP liest, dann könnte 
man meinen, die größten Probleme unserer Wirt-
schaft seien zu hohe Löhne, zu viele Schutzrechte 
für Beschäftigte und ein Staat, der sich zu sehr 
einmische.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wo steht das 
denn? – Dr. Heiner Garg [FDP]: Wo steht 
das?)

Aber genau das ist die falsche Diagnose. Die Stärke 
unseres Mittelstands entsteht nicht dadurch, dass 
Beschäftigte länger arbeiten, weniger Rechte haben 
oder Unternehmen pauschal weniger Steuern zah-
len. Die Stärke unseres Mittelstands entsteht durch 
gute Fachkräfte, stabile Nachfrage, verlässliche In-
frastruktur, günstige Energiepreise und Innovatio-
nen. Vor allem braucht der Mittelstand eine Poli-
tik, die klare Wege und langfristige Perspektiven 
aufzeigt. Ihr Antrag geht in die falsche Richtung. 
Deswegen werden wir ihn ablehnen.

Sie fordern pauschale Unternehmensteuersenkun-
gen. Da ist doch die entscheidende Frage: Wem 
hilft das eigentlich konkret?

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Der deutschen 
Wirtschaft, Herr Kollege!)

Dem kleinen Handwerksbetrieb in Schleswig-Hol-
stein, der händeringend Auszubildende sucht, dem 
familiengeführten Mittelständler, der auf bezahlba-
ren Strom wartet, oder am Ende doch vor allem 
den großen Unternehmen mit ohnehin hohen Ge-
winnen?

Wir Sozialdemokrat_innen sagen: Öffentliche In-
vestitionen sind derzeit wichtiger als milliarden-
schwere Steuergeschenke nach dem Gießkannen-
prinzip.

(Beifall SPD – Zuruf Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Was Unternehmen wirklich brauchen, sind funktio-
nierende Straßen und Schienen, moderne Häfen, ein 
leistungsfähiges Stromnetz und Planungssicherheit 
für Investitionen. Dafür braucht der Staat Einnah-
men auch durch angemessene Unternehmensteuern.

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge, Anmerkung des Herrn Abgeordneten Vogt?

Kianusch Stender [SPD]: 
Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Lieber Kollege, es 
ist hochinteressant. Ist Ihnen bekannt, dass 
die Bundesregierung mit dem SPD-Bundesfi-
nanzminister Klingbeil die Körperschaftsteu-
er von 2028 bis 2032 schrittweise von 15 auf 
zehn Prozent absenken will? Was halten Sie 
davon, was Ihr Finanzminister da so macht?
(Zurufe Serpil Midyatli [SPD] und Dr. Bernd 
Buchholz [FDP])

– Lieber Herr Kollege Vogt, wir haben gerade im 
Beitrag des Kollegen Kilian das Thema Kompro-
misse schon beleuchtet. Genau das ist einer davon, 
und genau das akzeptiere ich. Ich finde es wichtig, 
dass wir in der Koalition Kompromisse machen.

(Beifall SPD und CDU – Zuruf Annabell 
Krämer [FDP])

Worüber wir aber tatsächlich sehr gerne sprechen 
können, ist das Thema Strom.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Es wurde eben schon angesprochen: Unser Mittel-
stand sollte durch eine eigene Strompreiszone im 
Norden davon profitieren, dass wir hier so viel 
günstigen Strom produzieren.

(Beifall SPD und SSW – Serpil Midyatli 
[SPD]: Genau! – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Wer soll das durchsetzen und wo?)

Dann möchte ich gerne auf Ihren Vorschlag der 
steuerfreien Überstunden eingehen. Das erinnert 
mich ein bisschen an Kanzler Merz und seine 
Agenda gegen die Arbeitnehmer_innen in unserem 
Land. 2024 wurden in Deutschland 1,2 Milliarden 
Überstunden geleistet. Mehr als die Hälfte davon 
waren unbezahlt. Wir haben also schon eine krasse 
Entlastung der Arbeitgeber, und zwar dort, wo sie 
ihre Beschäftigten länger schuften lassen und ihnen 
keinen Cent für diese Mehrarbeit zahlen.

(Beifall SPD und SSW)
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Wenn Sie das jetzt steuerfrei machen wollen, dann 
sage ich Ihnen: Null Euro Lohn sind auch ohne 
Steuerabgaben null Euro Lohn. Der richtige Weg 
wäre, genau hier anzusetzen, die Überbelastung der 
Beschäftigten zu senken, und vor allem dafür zu 
sorgen, dass Mehrarbeit bezahlt wird.

(Beifall SPD und SSW)

Wir dürfen jetzt nämlich nicht den Fehler machen, 
den Kanzler Merz gerade in Dauerschleife macht. 
Die Antwort auf den Fachkräftemangel darf nicht 
noch mehr Arbeit für diejenigen sein, die ohnehin 
schon am Limit arbeiten – die Pflegekraft, der 
Erzieher, die Beschäftigte im Industriebetrieb im 
Schichtdienst, der Schweißer auf der Werft.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Die Menschen in diesem Land brauchen nicht den 
politischen Appell, noch länger zu arbeiten, son-
dern sie brauchen bessere Arbeitsbedingungen, fai-
re Löhne und mehr Entlastung im Alltag.

(Beifall SPD und Sebastian Bonau [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vor allem brauchen Sie genügend Kolleginnen und 
Kollegen. Das brauchen sie, und da können wir in 
Schleswig-Holstein sehr konkret ansetzen.

Die vernichtend schlechten Zahlen des Welcome 
Centers fangen nicht ansatzweise auf, dass sich 
der Fachkräftemangel hier bis 2030 verzehnfachen 
wird. Wir haben Vorschläge gemacht, wie wir mehr 
Schüler_innen zu einem Abschluss verhelfen, wie 
wir mehr Frauen in mehr Lohnarbeit bekommen 
und wie eine vernünftige Fachkräftezuwanderung 
aussehen sollte. Das ist ein ganz konkreter Einsatz, 
der unserem Mittelstand massiv bei der Bewälti-
gung der aktuellen Herausforderungen helfen wür-
de.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Kommen wir zum Bundestariftreuegesetz. Wir 
sprechen heute zwar später noch darüber, aber ich 
möchte jetzt ganz kurz zu öffentlichen Aufträgen 
sagen: Unser Steuergeld darf nicht an Unternehmen 
gehen, die gute Löhne unterlaufen und die Tarif-
bindung umgehen. Wer mit Steuergeld Aufträge be-
kommt, muss auch anständig bezahlen.

(Beifall SPD, Sebastian Bonau [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Christian Dir-
schauer [SSW])

Tarifbindung schafft übrigens Stabilität, sie sorgt 
für bessere Löhne, eine höhere Kaufkraft und fairen 

Wettbewerb. Gerade ein Industrieland wie Deutsch-
land war immer dann stark, wenn Sozialpartner-
schaft funktioniert hat.
Zum Schluss möchte ich herausstellen: Die größte 
Gefahr für unseren Wirtschaftsstandort ist

(Zuruf: Die SPD! – Heiterkeit)
Stillstand – Stillstand bei Investitionen, bei Infra-
struktur, bei der Modernisierung unseres Landes. 
Deswegen ist auch Ihr Bürokratiemoratorium der 
falsche Weg.
Natürlich stimmen wir überein: Verfahren müssen 
einfacher und Berichtspflichten überprüft werden. 
Ein pauschales Moratorium bedeutet am Ende aber 
nur, auch notwendige Regeln zu unterlassen. Wir 
brauchen jedoch keine Politik nach dem Motto 
„Der Staat hält sich heraus“, sondern wir brauchen 
einen Staat, der ermöglicht, beschleunigt und inves-
tiert. Da hat uns der Mittelstand an seiner Seite. – 
Vielen Dank.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die SSW-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der vorliegende Antrag der FDP weckt bei uns am-
bivalente Gefühle. Ich kann sagen: Die Diagnose 
unterschreiben wir, denn für den Mittelstand ist die 
Lage in Schleswig-Holstein tatsächlich ernst.
Wenn es dem Mittelstand schlecht geht, dann spü-
ren wir das konkret vor Ort. Dafür gibt es leider 
echte Exempel. Das ist der Bäckermeister in Flens-
burg, der seine Energiekosten kaum noch sparen 
kann. Das ist aber auch der Handwerksbetrieb in 
Nordfriesland, der keinen Nachfolger findet, weil 
ihn Bürokratie und Unsicherheit tatsächlich aus-
bremsen.
Insofern: Ja, der Mittelstand braucht mehr Luft zum 
Atmen. Er ist das Rückgrat unserer Wirtschaft. Das 
haben wir mehrfach gehört. Außerdem ist der Mit-
telstand bei uns in den Gemeinden und Städten tief 
verwurzelt.
Die entscheidende Frage ist für mich aber tatsäch-
lich nicht, ob wir entlasten, sondern die entschei-
dende Frage ist, wie wir das Ganze machen. Wie 
schaffen wir auch eine gezielte Mittelstandsförde-
rung, die bei uns im Land wirklich ankommt? 
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Wie gestalten wir Maßnahmen so, dass sie gerade 
in strukturschwachen Regionen und passgenau für 
KMU wirken?
Einig sind wir uns im Hinblick auf die sogenannte 
Krisenprämie. Was politisch als Unterstützung ge-
dacht war, wirkt in der Praxis mindestens unbehol-
fen, wenn nicht gar wie ein schlechter Scherz der 
Bundesregierung. Für Konzerne mag so eine Prä-
mie darstellbar sein. Für den Bäcker um die Ecke 
oder den kleinen Handwerksbetrieb ist sie schlicht 
nicht leistbar. Das führt dann nicht zu Entlastung, 
sondern das führt zu Frust und im Zweifel sogar zu 
einer Wettbewerbsverzerrung.
Ähnlich sieht es beim Thema Energie aus. Der 
Industriestrompreis ist sicherlich ein hilfreiches In-
strument, aber er hilft vor allem den Großbetrie-
ben. Für Schleswig-Holstein mit seiner mittelstän-
dischen Wirtschaft und Struktur ist er eben nur 
begrenzt wirksam. Zudem bleibt es ein Standort-
hohn. Wir produzieren günstigen sauberen Strom 
und tragen überdurchschnittlich die Kosten für sei-
nen Transport. Die Senkung der Stromsteuer für 
alle Verbraucher ist daher richtig und überfällig. 
Sie alleine wird an dieser Stelle aber auch nicht 
reichen.
Die Forderung nach steuerfreien Überstunden sehen 
wir kritisch. Wir haben in Deutschland bereits ein 
enormes Maß an Überstunden; der Kollege Sten-
der hat das eben vorgerechnet, aufgezeigt. Zusätz-
liche Anreize bergen hier Risiken: steigende Be-
lastungen, Burn-out-Gefahr, Selbstausbeutung, und 
der tatsächliche Nutzen für die Beschäftigten ist oft 
begrenzt.
Eine moderne Wirtschaftspolitik sollte nicht darauf 
setzen, dass Menschen immer mehr schuften, son-
dern darauf, dass die Arbeit effizienter organisiert 
wird.
Das gilt auch für die Organisation des Staates und 
den Bürokratieabbau. Hier setzen wir als SSW – 
das kann nicht überraschen – auf das nordische 
Modell. Entscheidend ist ein effizienter Staat und 
nicht ein möglichst schlanker Staat um jeden Preis. 
In den skandinavischen Ländern gibt es eine hohe 
Staatsquote, aber da flutscht das Ganze.
Wir brauchen einen effizienten Staat, der dem Un-
ternehmertum als Partner und nicht als misstraui-
scher Aufseher begegnet. Das bedeutet klare Zu-
ständigkeiten, schnellere Verfahren und mehr Pla-
nungssicherheit. Ein pauschales Bürokratiemorato-
rium, wie im Antrag gefordert, ist hier vermutlich 
der falsche Hebel, vor allem, wenn es das Bundes-
tariftreuegesetz ausbremsen soll.

Wir als SSW sagen: Gute Arbeit und faire Löh-
ne sind kein Bürokratieproblem, sondern ein gesell-
schaftlicher Anspruch. Wer öffentliche Aufträge er-
halten will, soll nach Tarif zahlen.

(Beifall SSW und SPD)

Das schützt genau die ehrlichen mittelständischen 
Betriebe vor der Konkurrenz durch Lohndumping-
unternehmen. Gleichzeitig sollen die Nachweis-
pflichten einfacher und digitaler werden.

Bürokratieabbau ja, aber nicht durch den Abbau 
von guter Arbeit, meine Damen und Herren.

(Beifall SSW und SPD – Serpil Midyatli 
[SPD]: Genau so ist es!)

Stattdessen bedeutet echte Entlastung für uns Pla-
nungssicherheit durch Tempo. Sogenannte Geneh-
migungsfiktionen könnten hier ein sinnvoller An-
satz sein. Sprich: Entscheidet eine zuständige Be-
hörde nicht innerhalb einer bestimmten Frist über 
eine beantragte Genehmigung, so gilt die Genehmi-
gung als erteilt.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das kommt mir be-
kannt vor! Ausprobieren!)

Das würde Unternehmen erlauben, endlich loszule-
gen und konkret etwas zu schaffen, statt monate-
lang auf einen Stempel zu warten.

Meine Damen und Herren, auch beim Stichwort 
One-Stop-Behörde müssen wir vorankommen. Ein 
Ansprechpartner für alle Belange wäre eine echte 
Entlastung.

Zusammenfassend: Der Mittelstand braucht Unter-
stützung, aber eben zielgerichtet und wirksam für 
unsere KMU-Strukturen. Der Antrag der FDP ent-
hält durchaus richtige Impulse, aber er schießt bei 
den sozialen Standards über das Ziel hinaus.

Daher sehen wir den Antrag ambivalent. Ich würde 
aber gerne im Ausschuss weiter darüber sprechen; 
denn ich finde es wichtig, dass wir uns des The-
mas KMU und Mittelstand annehmen, und fände es 
schade, wenn wir den Antrag hier und heute versen-
ken. Lassen Sie uns also bitte im Ausschuss noch 
einmal darüber sprechen, was wir machen können, 
was für die Arbeitnehmer sinnvoll ist und wie wir 
unseren Mittelstand tatsächlich entlasten können. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall SSW und SPD)
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Präsidentin Kristina Herbst:
Für die Landesregierung hat nun das Wort der 
Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus, Claus Ruhe Madsen.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Der Mittelstand ist 
das Rückgrat unserer Wirtschaft. Gerade in Schles-
wig-Holstein sind es viele kleine und mittelstän-
dische Unternehmen, die Beschäftigung sichern, 
ausbilden, investieren und sich in ihren Regionen 
einbringen. Gleichzeitig haben vieler dieser Unter-
nehmen nach den schwierigen Jahren keine großen 
Rücklagen, die einmal eben steigende Energiepreise 
oder eine Prämie an die Mitarbeitenden abfedern 
können. Deshalb ist es richtig, dass wir über Entlas-
tungen, Wettbewerbsfähigkeit und Bürokratieabbau 
sprechen. Noch wichtiger ist es, dass wir entspre-
chende Maßnahmen umsetzen. Bevor ich konkreter 
auf einzelne Punkte eingehe, möchte ich einmal 
generell sagen: Wir müssen aufpassen, dass wir in 
Deutschland nicht immer weiter in eine Vollkasko-
Mentalität gegenüber dem Staat hineinrutschen.

(Beifall CDU und FDP)
Der Staat kann nicht jede Preisbewegung, jede Kri-
se und jedes unternehmerische Risiko abfedern, und 
das sollte er auch nicht tun. Gerade in der sozia-
len Marktwirtschaft gilt ein klarer Grundsatz: Un-
ternehmerische Freiheit und unternehmerische Ver-
antwortung gehören zusammen.

(Beifall CDU und FDP)
Wer die Freiheit des Marktes für sich in Anspruch 
nimmt, muss auch bereit sein, temporäre Belas-
tungen und Schwankungen grundsätzlich selbst zu 
tragen. Das heißt natürlich nicht, dass wir unsere 
Unternehmen im Regen stehen lassen. Die Lage 
ist aktuell sehr angespannt. Die Spritpreise sind 
hoch. Aber wir reden hier über eine Entwicklung, 
die krisenbedingt und potenziell vorübergehend ist. 
Niemand kann heute mit Sicherheit sagen, wie lan-
ge diese Phase anhält. Es ist durchaus möglich, 
dass sich die Lage mittelfristig entspannt. Gerade 
deshalb wäre es falsch, wenn der Staat jetzt reflex-
haft mit breiten, teuren und bürokratischen Entlas-
tungsprogrammen auf alles und jeden reagiert. Das 
ist weder ordnungspolitisch überzeugend noch fi-
nanzpolitisch verantwortbar. Wir brauchen Entlas-
tungen, die direkt bei den Bürgerinnen und Bürgern 
und den Unternehmen ankommen. Der Staat soll-
te dort unterstützen, wo tatsächlich Marktversagen 

vorliegt, also dort, wo Märkte offenkundig nicht 
mehr funktionieren, wo Versorgungssicherheit ge-
fährdet ist oder wo einzelne Belastungen nicht mehr 
aus eigener Kraft bewältigt werden können. Das 
muss alles sehr genau abgewogen werden.
Gleichzeitig finde ich es richtig, wenn Maßnahmen 
einmal ausprobiert werden und sie dann, wenn sie 
nicht den gewünschten Effekt haben, wieder einge-
stellt werden. Diese Freiheit müssen wir uns einmal 
nehmen und sollten nicht jegliche Vorschläge in 
theoretischen Diskussionen ertränken.
Der Antrag kritisiert die steuerfreie Krisenprämie 
als zusätzliche Belastung für Unternehmen. Das se-
he ich grundsätzlich auch so. Deswegen habe ich 
einen besseren Weg mit steuerfreien Überstunden 
vorgeschlagen.

(Beifall CDU und FDP)
Davon profitieren Arbeitnehmer, weil sie eben steu-
erfrei sind, und Arbeitgeber, weil es Wertschöpfung 
bringt. Ich kann Ihnen ganz ehrlich sagen: Als ich 
von dem Vorschlag hörte, habe ich im ersten Mo-
ment kurz überlegt, wie ich das als Unternehmer 
sehen würde. Ein Unternehmen hat einen ganz ein-
fachen Grundsatz: Wenn es Geld ausgibt, braucht es 
entweder eine Ware oder eine Dienstleistung, die es 
dann weiter berechnen kann. Eine Prämie ohne eine 
Gegenleistung kann ich also nur abrechnen, indem 
ich entweder eine Rücklage auflöse oder weniger 
Gewinn habe. Das ist für ein Unternehmen nicht 
sinnhaft. Genau deshalb war mein Vorschlag zu sa-
gen: Warum ermöglichen wir es nicht, dass man 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine Mehrarbeit 
gibt, die steuerfrei ist?

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ein guter Vor-
schlag!)

Was bedeutet das im Grundsatz? Ich habe als Hand-
werksbetrieb die Möglichkeit, meinen Mitarbeitern 
zu sagen: Vielleicht könnt ihr am Samstag ein Dach 
decken, und die Mitarbeiter haben die Möglichkeit, 
für die Mehrbelastung, die sie dadurch haben, ein 
bisschen mehr netto in der Tüte zu haben; denn 
das große Problem ist eben geschildert worden: Es 
gibt viele Branchen, in denen Überstunden geleis-
tet werden. Aber die Mitarbeiter finden das nicht 
attraktiv, weil kaum etwas davon übrig bleibt. Das 
heißt: mehr arbeiten und kein Geld.

(Beifall CDU und FDP)
Hier geht es nicht um eine Mehrarbeit der Mehrar-
beit wegen, sondern um eine Möglichkeit, selber 
mit anzupacken, in der Krise zu sagen: Ich leiste 
mehr, ich bekomme mehr. Ich finde, es ist kein 
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guter Grundsatz zu sagen, jemand anders muss das 
für mich machen.

Ich weiß, dieses System ist nicht perfekt; das will 
ich ausdrücklich sagen. Es wird Menschen geben, 
die keine Überstunden leisten können, entweder aus 
familiären oder persönlichen Gründen oder weil es 
im Betrieb nicht möglich ist. Das stimmt. Es wird 
kein System geben, das perfekt ist. Aber es wäre 
gut, wenn wir in Deutschland stärker für Leistung 
belohnt würden und nicht immer nur nach dem 
Staat rufen.

(Beifall CDU und FDP)

Die Aufgabe in der Politik ist es, verlässliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen, Wettbewerbsfä-
higkeit zu sichern und dort zu helfen, wo Hilfe 
wirklich notwendig ist. Wettbewerbsfähige Energie-
preise sind für unseren Mittelstand aus meiner Sicht 
dringend notwendig. Wir brauchen konkurrenzfähi-
ge Preise, damit unsere Unternehmen überhaupt 
Gewinne machen können.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sonst macht nämlich eine Steuersenkung keinen 
Sinn; denn wer keinen Gewinn hat, interessiert 
sich nicht für die Steuersätze. Also, wir brauchen 
erst einmal einen Energiepreis, der letztlich wettbe-
werbsfähig ist. Hierzu gehört natürlich der Abbau 
von Bürokratie. Das ist ein kostenloses Wirtschafts-
förderungsprogramm, das gerade in kleinen und 
mittleren Unternehmen dringend gebraucht wird.

Leider ist es ein wirklich dickes Brett, das merke 
ich immer wieder. Neben unseren zwei Bundesrats-
initiativen ist für uns ganz klar das Motto: weniger 
Bürokratie. Wir überprüfen Gesetze, Verordnungen 
und Richtlinien von Bund, Land und EU immer 
auf neue Bürokratiebelastungen und versuchen, sie 
zu verhindern. Wir hatten damit auch schon Erfolg, 
so zum Beispiel bei der drastischen Ausweitung 
von Berichtspflichten in der Gewerbeabfallverord-
nung. Aktuell bereiten wir erneut eine Initiative 
für die Wirtschaftsministerkonferenz vor, die auf 
Entlastung abzielt. Wir fordern die Beschränkung 
von Berichtspflichten und die Nutzung von vorhan-
denen Daten, statt sie immer wieder neu abzufra-
gen. Und wir fordern verständlichere Gesetze und 
praxisgerechtere Umsetzungsfristen. All das basiert 
auf Vorschlägen von schleswig-holsteinischen Un-
ternehmen. Adressat sind Bund und EU, denn gera-
de dort haben die Regulierungen massiv zugenom-
men.

Im Gegensatz dazu verläuft die Entwicklung auf 
Landesebene etwas anders. Wir verzichten, wo 
möglich, auf zusätzliche Regulierungen. Wir ha-
ben die Hygiene-Ampel nicht eingeführt. Wir erhe-
ben keine zusätzlichen Landesstatistiken im Wirt-
schaftsbereich. Wir haben das Landestariftreuege-
setz in der letzten Legislaturperiode abgeschafft 
und uns in dieser entschieden, kein neues auf den 
Weg zu bringen.

(Beifall CDU und FDP)

Wir haben das Landeskorruptionsregister abge-
schafft. Wir haben den Vergabemindestlohn abge-
schafft, und wir passen gerade unsere Vergabever-
ordnung dahin gehend an, dass wir die Schwellen-
werte anheben. Auch dadurch entlasten wir.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

– Lieber Bernd Buchholz, ja, das ist nachvollzieh-
bar. Ich sage Ihnen, für die Unternehmen ist es 
wichtig, dass wir das hier gemeinsam tun. Ob Sie 
es gemacht haben oder ob ich es mache, spielt gar 
keine Rolle. Hauptsache, wir entlasten den Mittel-
stand.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Diesen Weg wollen wir weiter miteinander be-
schreiten, unabhängig davon, welche Partei hier 
steht. – Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst:
Der Minister hat die vereinbarte Redezeit um zwei 
Minuten und 58 Sekunden ausgeweitet. Ich se-
he aber keinen weiteren Aussprachebedarf. Dann 
schließe ich die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/4364 dem Wirtschafts- und Digitalausschuss zu 
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von SPD, FDP und SSW. Bei Gegenstimmen – der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN ist die Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung in der Sa-
che betreffend den Antrag der FDP, Drucksache 
20/4364. Wer dem Antrag zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist die FDP-Frakti-
on. Bei Gegenstimmen – der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD und SSW ist 
der Antrag damit abgelehnt. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie mit 
mir gemeinsam Besucherinnen und Besucher auf 
der Tribüne: von der Toni-Jensen-Gemeinschafts-
schule aus Kiel – herzlich willkommen! –

(Beifall)
und vom Landessportverband den Schatzmeister 
Götz Bormann und den Geschäftsführer Finanzen 
und Verwaltung Guðbjörn Jónsson. – Herzlich will-
kommen!

(Beifall)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

Klimageld jetzt einführen – Bürgerinnen und 
Bürger entlasten, soziale Balance bei steigenden 
CO2-Preisen sichern

Antrag der Fraktionen von SSW, SPD, CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 20/4317 (neu)

Bürgerinnen und Bürger angesichts der CO₂-Be-
preisung einkommensbezogen entlasten

Alternativantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/4444

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die SSW-
Fraktion hat der Abgeordnete und Fraktionsvorsit-
zende Christian Dirschauer.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich eingangs sagen: Wie schön, dass 
wir hier einen gemeinsamen Antrag vorlegen.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD, vereinzelt CDU und FDP)

Wenn wir heute über das Klimageld sprechen, 
dann sprechen wir auch über den ganz konkreten 
Alltag der Menschen in unserem Land; über stei-
gende Heizkosten, über steigende Spritpreise und 
über steigende Stromrechnungen. Viele Menschen 
in Schleswig-Holstein stellen sich die Frage: Wer 
trägt eigentlich die Lasten der Klimapolitik?
Die ehrliche Antwort im Moment lautet: vor allem 
die Bürgerinnen und Bürger, denn die CO2-Beprei-
sung wirkt bereits. Sie verteuert Energie, Mobilität 
und Wohnen. Das ist politisch gewollt und grund-
sätzlich erst einmal richtig, weil wir die Lenkungs-
wirkung haben wollen. Aber, meine Damen und 

Herren: Bisher bleibt der versprochene Ausgleich 
aus, und das kann es nicht sein.

Das Klimageld wurde angekündigt. Es wurde im-
mer wieder erklärt, es wurde immer wieder in Aus-
sicht gestellt, und dann? Dann wurde es im Bun-
destag nicht umgesetzt. Das ist kein technisches 
Problem mehr – das war ja lange das Argument –, 
das ist jetzt eine politische Entscheidung. Ich finde, 
dass man das hier auch so deutlich sagen muss: Wer 
steigende CO2-Preise beschließt, aber den sozialen 
Ausgleich verweigert, der riskiert die Akzeptanz 
der Klimapolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es reicht an der Stelle dann nicht, wie im Bundes-
tag geschehen, auf den Klima- und Transformati-
onsfonds zu verweisen und zu sagen: Das Geld ist 
ja dadurch sinnvoll eingesetzt. – Ja, das wird es 
an der Stelle vielleicht, aber das beantwortet doch 
nicht die zentrale Frage der Menschen: Was habe 
ich konkret davon? Wie gehen wir mit der zusätzli-
chen Belastung um? Gerade bei uns in Schleswig-
Holstein ist es doch offensichtlich: Im ländlichen 
Raum sind viele Menschen auf das Auto angewie-
sen. Sie können nicht einfach auf Bus und Bahn 
umsteigen. Viele wohnen in Häusern, bei denen 
ein Heizungstausch nicht von heute auf morgen 
möglich ist, und genau diese Menschen spüren die 
steigenden Kosten besonders stark.

Wenn wir diesen Menschen sagen: Die Preise stei-
gen weiter, aber einen direkten Ausgleich gibt es 
nicht, dann dürfen wir uns über Frust nicht wun-
dern. Genau deshalb ist die Entscheidung im Bun-
destag, das Klimageld nicht einzuführen, aus unse-
rer Sicht falsch. Es ist sozialpolitisch falsch, es ist 
strategisch falsch und auch umweltpolitisch falsch, 
meine Damen und Herren.

(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Klimapolitik braucht Akzeptanz, und Akzeptanz 
entsteht nicht durch Appelle, sondern durch Fair-
ness. Das Klimageld wäre genau ein solches Signal 
der Fairness. Es würde zeigen: Ja, wir setzen Anrei-
ze zum Klimaschutz, aber wir lassen die Menschen 
mit den Kosten nicht allein. Wer profitiert denn 
am meisten von einem Klimageld? Nicht diejenigen 
mit vielen Autos, mit großen Häusern oder hohen 
Einkommen, sondern die ganz normalen Menschen 
da draußen: die Verkäuferin, der Handwerker, die 
Pflegekraft, der Rentner mit kleiner Rente, die Fa-
milie, die jeden Monat genau rechnen muss. Gerade 
diejenigen, die sparsam leben müssen, verbrauchen 
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oft weniger CO2, zahlen aber aber trotzdem steigen-
de Preise, meine Damen und Herren.

Genau deshalb würden viele Menschen mit kleinen 
und mittleren Einkommen unter dem Strich sogar 
profitieren, und das ist doch der entscheidende 
Punkt: Wer wenig hat, der darf durch Klimapolitik 
nicht zusätzlich unter Druck geraten. Klimaschutz 
darf keine Frage des Geldbeutels sein.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Lassen Sie mich eines klarstellen: Es geht ja nicht 
um neue Schulden und nicht um neue Belastungen, 
es geht hier um die Rückgabe von Einnahmen, die 
durch die CO2-Bepreisung ohnehin entstehen, also 
um Geld, das die Bürgerinnen und Bürger bereits 
zahlen. Ich finde, es ist wichtig, das noch einmal zu 
sagen.

Meine Damen und Herren, Klimaschutz ist eine der 
größten Aufgaben unserer Zeit, aber er wird eben 
nur gelingen, wenn er als gerecht empfunden wird. 
Das Klimageld ist hier mehr als ein finanzieller 
Ausgleich. Es ist auch eine Frage des Vertrauens 
– Vertrauen darin, dass Politik Wort hält, Vertrau-
en darin, dass Belastungen fair verteilt werden, 
und Vertrauen darin, dass Klimaschutz nicht gegen 
die Menschen gemacht wird, sondern mit den Men-
schen. Gerade in diesen Zeiten, in denen den Men-
schen finanziell immer mehr abverlangt wird, und 
gerade in diesen Zeiten, in denen unsere Demokra-
tie von innen und von außen herausgefordert ist, 
dürfen wir dieses Vertrauen nicht verspielen.

Mit unserem gemeinsamen Antrag habe ich die 
Hoffnung, dass wir ein Stück weit Vertrauen zu-
rückgewinnen können. Ich bedanke mich noch ein-
mal bei allen Fraktionen, die den Antrag hier mitge-
zeichnet haben. Ich freue mich, dass wir diesen an-
schließend beschließen werden. Ich will ausdrück-
lich an die Landesregierung appellieren, sich nicht 
allzu lange Zeit zu lassen, diese Bundesratsinitiati-
ve auf den Weg zu bringen. – Herzlichen Dank.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD, FDP und vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Vielen Dank, Herr Dirschauer. – Ich kann hier fest-
stellen, dass sich der Alternativantrag, Drucksache 
20/4444, als erledigt erklären lässt.

Für die CDU-Fraktion hat nun die Abgeordnete 
Rixa Kleinschmit das Wort.

Rixa Kleinschmit [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Viele Menschen fragen 
sich: Kann ich mir das Heizen überhaupt noch 
leisten? Welche Heizung ist die richtige? Wie teu-
er wird die nächste Tankfüllung? Steigt der Strom-
preis? – Viele Faktoren haben Einfluss auf diese 
Preise, auch viele globale Verwerfungen, die wir 
nicht in der Hand haben. Ein Teil der Kosten ist der 
CO2-Preis. Hierbei handelt es sich nicht um irgend-
ein abstraktes Instrument, sondern um eines, das 
direkten Einfluss auf den Alltag der Bürgerinnen 
und Bürger hat. Zum Beispiel sind viele Menschen 
im ländlichen Raum auf das Auto angewiesen und 
haben keine Alternative.
Ja, der CO2-Preis ist richtig. Er sorgt dafür, dass 
klimaschädliches Verhalten teurer wird. Er setzt 
Anreize, umzusteuern. Damit ist er ein zentrales 
marktwirtschaftliches Instrument für wirksamen 
Klimaschutz. Gleichzeitig hat er aber auch eine 
ganz konkrete Kehrseite: Er macht das Leben erst 
einmal teurer. Besonders betroffen sind diejenigen, 
die sowieso jeden Euro zweimal umdrehen müssen. 
Deshalb ist für uns völlig klar: Das Geld darf nicht 
einfach beim Staat bleiben. Es gehört zurück zu den 
Menschen, und zwar spürbar.

(Vereinzelter Beifall CDU, FDP und SSW)
Genau das ist im Übrigen bereits politisch verab-
redet. Im Klimaschutzprogramm der Landesregie-
rung ist klar festgehalten, dass die Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung vollständig rückverteilt werden 
sollen – zur Senkung von Abgaben und Umlagen 
auf Strom, für Klimaschutzmaßnahmen und für ei-
ne gezielte soziale Flankierung etwa über ein Pro-
Kopf-Klimageld. Das zeigt, der Grundgedanke der 
Rückgabe ist Konsens. Die Frage ist vielmehr, wie 
wir ihn konkret und wirksam ausgestalten.
Wir als CDU sagen, und das hat der Kollege Kili-
an heute morgen schon hier hervorgehoben: Am 
sinnvollsten ist es, die Leute bei den Stromkosten 
zu entlasten. Warum? Weil Strom in Zukunft die 
zentrale Energie sein wird für Heizen, für Mobili-
tät, für vieles im Alltag. Genau deshalb gilt: Wenn 
wir Strom günstiger machen, dann helfen wir al-
len. Dann machen wir klimafreundliches Verhalten 
attraktiver. So verbinden wir Klimaschutz mit wirt-
schaftlicher Vernunft und sozialer Entlastung.
Aber, und das will ich hier ganz klar sagen: Am 
Ende geht es nicht um die Frage: Nur so oder nur 
so geht es. Im Kern geht es um das Vertrauen in 
die Klimapolitik insgesamt und darum, dass die 
Menschen sehen: Der Staat nimmt ihnen das Geld 
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nicht einfach nur weg. Stattdessen gibt er es zurück 
– fair, nachvollziehbar und rechtzeitig.
Genau hier liegt im Moment das Problem. Viele 
Menschen haben den Eindruck: Der Preis steigt, 
aber der Ausgleich kommt nicht an. – Dieser Ein-
druck darf sich nicht verfestigen, denn genau das 
untergräbt Vertrauen. Das ist ein Punkt, den man 
sehr ernst nehmen muss, denn ohne Akzeptanz 
wird Klimapolitik nicht funktionieren, unabhängig 
davon, wie überzeugend sie fachlich begründet ist.
Deshalb sagen wir ganz offen: Wir hätten uns einen 
etwas anderen Weg gewünscht als ein pauschales 
Klimageld. Aus unserer Sicht wäre eine gezielte 
Entlastung gerade bei der Stromsteuer der bessere 
Weg. Aber der entscheidende Punkt ist ein anderer, 
nämlich dass das Geld überhaupt zurückgegeben 
wird und dass es für die Menschen sichtbar passiert. 
Wichtig ist dabei vor allem, dass die Entlastung die-
jenigen erreicht, die besonders stark betroffen sind, 
etwa die Familien im ländlichen Raum.
Ich freue mich sehr, dass wir mit diesem gemeinsa-
men Antrag ein klares Zeichen aus Schleswig-Hol-
stein nach Berlin geben und dabei ohne den Aufbau 
großer bürokratischer Strukturen wie komplizier-
ter Beantragungswege oder Einkommensprüfungen 
auskommen. Meine Damen und Herren, wenn wir 
wollen, dass die Menschen diesen Weg mitgehen, 
dann müssen sie das Gefühl haben, dass er fair ist. 
Nur dann bleibt Klimapolitik langfristig tragfähig, 
nur dann geht die breite Mitte unserer Gesellschaft 
diesen Weg mit – ob in der Stadt oder auf dem 
Land. Darum geht es heute.

(Beifall ganzes Haus)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
die Abgeordnete Nelly Waldeck das Wort.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Erst einmal freue ich mich wirklich sehr, dass wir 
zu dem Thema Klimageld einen gemeinsamen An-
trag mit allen Fraktionen hinbekommen. Das ist 
wirklich ein richtig starkes Zeichen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW)

Gleichzeitig möchte ich trotzdem meine Redezeit 
darauf verwenden, zu sagen, dass es eine unge-
wöhnliche Zeit ist, um über die Kosten und die 
Belastung durch den CO2-Preis zu diskutieren. Um 
zehn Prozent sind die Energiekosten im April im 

Vergleich zum Vorjahr gestiegen, um 26 Prozent 
verteuerte sich Diesel und Heizöl um 40 Prozent. 
Das sind extrem hohe Zahlen. Wir haben gerade 
extrem hohe Energiebelastungen. Das ist überhaupt 
kein Wunder, denn ein Fünftel des globalen Ölver-
brauchs wird über die aktuell gesperrte Straße von 
Hormus transportiert. Die Ölvorräte sind massiv 
knapp. Das verknappte Öl führt zu einer deutlichen 
Verteuerung von Öl, von Heizen, von Sprit. Wäh-
rend wir im Februar noch für 1,80 Euro im Schnitt 
tanken konnten, sind wir gerade bei 2,45 Euro 
pro Liter. Das ist in Anstieg um 65 Cent. Das ist 
für viele Haushalte mit geringen, mit mittleren Ein-
kommen sehr schwer tragbar. Ob der Tankrabatt 
dagegen die richtige Antwort ist, werden wir in ein 
paar Monaten diskutieren. Momentan werden vier 
von 17 Cent weitergegeben; aber wir werden uns 
das in ein paar Monaten noch einmal anschauen.

Sprechen wir aber einmal über die Belastung durch 
den CO2-Preis im Vergleich. Dieser ist dieses Jahr 
noch gar nicht gestiegen. Letztes Jahr gab es eine 
Steigerung von rund drei Cent im Verhältnis zum 
gesamten Spritpreis durch die zehn Euro pro Ton-
ne mehr. Damit lägen wir bei etwa 16,5 Cent CO2-
Preis beim Sprit, also einem Viertel dessen, was 
gerade durch den Irankrieg ausgelöst wird. Die Be-
lastungen, die wir aktuell spüren, liegen also nicht 
an zu ambitionierten Klimaschutzmaßnahmen; sie 
liegen nicht an einem zu hohen CO2-Preis. Ganz 
im Gegenteil liegen sie daran, dass die Preise für 
fossile Energieträger unberechenbar sind, weil diese 
knapp sind. Wir kommen viel zu langsam damit 
voran, uns von ihnen unabhängig zu machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SPD)

Ich muss leider sagen, dass wir zunehmend den 
Eindruck bekommen, dass die Bundesregierung 
und ganz besonders Katherina Reiche aktiv daran 
arbeitet, dass wir uns eher von erneuerbaren Energi-
en verabschieden als von fossilen Energien. Deswe-
gen muss leider vollkommen klar sein, dass jede 
Debatte, die jetzt wegen hoher Preise vorschlägt, 
den CO2-Preis wieder auszusetzen, absolut kurz-
sichtig ist, denn der CO2-Preis ist unverkennbar 
eine unserer wichtigsten Lenkungsmaßnahmen, um 
die Energiepreise langfristig stabil zu halten und 
dafür zu sorgen, dass wir uns unabhängig machen, 
indem wir erneuerbare Energien ausbauen. Wir ha-
ben eine Krise. Wenn wir die Risiken von Öl und 
Gas zukünftig meiden wollen, dann sollten wir auf-
hören, in jeder Krise anzufangen zu diskutieren, ob 
wir den CO2-Preis aussetzen oder senken sollten.
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Zu einem steigenden CO2-Preis gehört aber auch 
die Frage, und darüber diskutieren wir heute ganz 
besonders, wie er sozial ausgestaltet wird, also wie 
wir dafür sorgen, dass keine übermäßigen Härten 
entstehen. Ein Klimageld ist darauf nach wie vor 
die beste Antwort.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW)

Menschen direkt Geld zurückzugeben, ist in der 
Energiekrise eine sehr viel sinnvollere Antwort auf 
steigende Lebenshaltungskosten, als den Verbrauch 
von knappem Öl anzureizen, wie es der Tankrabatt 
tut. Das Klimageld ist die gerechte Rückzahlung 
der CO2-Preiseinnahmen. Haushalte mit geringeren 
Einkommen zahlen prozentual überdurchschnittlich 
viel für Warmwasser, für Heizen, für Strom. Des-
wegen ist es wichtig, gerade diese Haushalte ge-
zielt zu entlasten, und das passiert, wenn man ein 
pauschales Geld zahlt und nicht sagt, wer mehr 
verbraucht, zahlt auch mehr. Denn das geht eben 
nicht prozentual auf die Haushalte. Deswegen ist 
eine Pauschale zielgerichteter und gerechter.
Noch gerechter wäre sie, das ist unsere grüne Posi-
tion, wenn man sie nach Einkommen staffelte. Aber 
ich bin sehr dankbar, wenn wir ein Klimageld ein-
führen, auch wenn es eine Kopfzahlung ist. Dann 
ist wirklich viel geholfen. Es gibt noch einen As-
pekt, den ich ansprechen möchte, denn Menschen 
mit geringem Einkommen profitieren weniger von 
Fördermaßnahmen, wie sie jetzt gerade im Klima- 
und Transformationsfonds viel vorgesehen sind. 
Das gehört zur Ehrlichkeit dazu. Sie besitzen kein 
Wohneigentum, sie kaufen sich seltener E‑Autos, 
sie laden seltener ihre Autos mit Wallboxen am 
eigenen Haus.
Das heißt nicht, dass Fördermaßnahmen nicht sinn-
voll sind. Ich bin großer Fan von Fördermaßnah-
men. Sie sind klimapolitisch sinnvoll, aber sie sind 
eben nicht notwendigerweise sozial gerecht. Des-
wegen kommt eine Pro-Kopf-Auszahlung allen zu-
gute. Sie ist sozial gerecht, und wir brauchen sie 
ganz dringend.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Neben der sozialen Abfederung sind auch Maßnah-
men wie eine Stromsteuersenkung sinnvoll, um die 
Energiebelastung jetzt gerade abzufedern. Auch das 
wird im Antrag hervorgehoben. Das Klimageld ist 
die prioritäre Maßnahme, sie soll überwiegend ge-
nutzt werden von dem Geld. Aber auch eine Strom-
steuersenkung oder andere gezielte Entlastungen 
sind eine zusätzliche Möglichkeit. Im Gesamtpa-
ket wird ein Schuh draus, und das wäre eine sehr 

viel sinnvollere Maßnahme, jetzt gerade in der En-
ergiekrise für die steigenden Energiekosten. Nicht 
unbedingt nur für den CO2-Preis, aber insgesamt 
sehr sinnvoll. – Vielen Dank, dass wir das heute 
beschließen.

(Beifall ganzes Haus)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Marc 
Timmer das Wort.

Marc Timmer [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der SSW hat einen guten Antrag 
initiiert. Danke dafür an dieser Stelle. Ich finde 
es auch gut, dass alle Fraktionen diesen Antrag in 
leicht abgeänderter Form mittragen.

(Beifall ganzes Haus)
2027 wird höchstwahrscheinlich der Europäische 
Emissionshandel ETS2 in Kraft gesetzt. Dies be-
deutet im Wesentlichen, dass die Mineralölwirt-
schaft auch für den Gebäude- und Verkehrsbereich 
Zertifikate ersteigern muss. Die Kosten pro Tonne 
CO2 sind noch unklar, aber sie werden an die Ver-
braucher weitergegeben. Die CO2-Bepreisung ist 
grundsätzlich ökologisch sinnvoll. Wir haben es 
gehört: Sie setzt Anreize, Energie zu sparen, klima-
freundlich zu investieren und Emissionen zu sen-
ken, aber sie hat eben auch eine soziale Wirkung. 
Die ist nicht für alle gleich. Wer weniger verdient, 
spürt steigende Heizkosten und höhere Mobilitäts-
kosten schneller und härter als Menschen mit ho-
hem Einkommen. Genau deshalb muss Klimapoli-
tik immer auch Sozialpolitik sein.

(Beifall SPD und SSW)
Genau deshalb gilt eines für uns als SPD: Wenn 
CO2 einen Preis hat, dann muss Gerechtigkeit einen 
Ausgleich haben. Ein Klimageld ist in diesem Sin-
ne ein sinnvoller Baustein, um die Balance wieder 
herzustellen. Selbst bei einer Pro-Kopf-Rückerstat-
tung würden Personen mit niedrigem oder mittle-
rem Einkommen in der Regel profitieren. Denn 
Menschen mit niedrigem Einkommen stoßen in der 
Regel weniger CO2 aus, bekommen aber trotzdem 
den gleichen Pro-Kopf-Satz.
Grundsätzlich fände ich einen Ausgleich, der sich 
an den Belastungen der Menschen orientiert, noch 
besser. So könnte man ab einer bestimmten Ein-
kommensgrenze beispielsweise die Rückerstattung 
stoppen und den Topf auf die anderen Gruppen ver-
teilen. Darüber hinaus müssen wir die Lebensreali-
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tät im ländlichen Raum ernst nehmen. Gleicherma-
ßen wichtig ist jedoch, dass jeder Person und jedem 
Gewerbe der dauerhafte Umstieg auf CO2-freie Ver-
sorgung ermöglicht wird. Dafür stehen wir als SPD.

Dies bezieht in der Regel auch die Hardware ein. 
Auf die Wärmepumpe muss geblickt werden oder 
den Anschluss an ein Fernwärmenetz, in dem Was-
ser mit einer Großwärmepumpe elektrisch erhitzt 
wird. Bei der Anschaffung dieser Gerätschaften 
muss die Förderung eben am Ende des Tages so-
zial austariert sein. Wir müssen die Debatte also 
breiter führen. Wir sollten die Lebenswirklichkeit 
der Menschen in den Blick nehmen und das gesam-
te klimabezogene Fördersystem hierauf ausrichten, 
einschließlich des Klimageldes. Denn soziale Kli-
mapolitik heißt nicht nur zurückgeben, was an Geld 
vorhanden ist. Soziale Klimapolitik heißt auch, 
Menschen befähigen, dauerhaft günstiger und kli-
mafreundlich zu leben.

Ja, es wird viel kosten. Ja, wir sparen aber auch da-
durch. So kosten uns beispielsweise importierte fos-
sile Energieträger jährlich etwa 80 Milliarden Euro. 
Wir entkoppeln uns dauerhaft von schwankenden 
Öl- und Gaspreisen. Dies sollte nach der Ölkrise 
1973, nach dem Ukrainekrieg und der aktuellen En-
ergiekrise, die ebenfalls eine fossile Energiekrise 
ist, die Lehre der Stunde sein.

Ich bin mir sicher, dass wir es als Gesellschaft hin-
bekommen, wenn wir sozial austarierte Lösungen 
anbieten und fördern. In diesem Sinne ist der An-
trag heute ein erster Aufschlag. Wir haben aber 
noch viel zu tun. Packen wir es gemeinsam an. – 
Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Christopher Vogt [FDP]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Europäische Emissionshandel zur Sen-
kung des CO2-Ausstoßes funktioniert – zumindest 
bisher – ganz gut, weil er ein marktwirtschaftliches 
Instrument ist. Das ist spannend. Wir haben eben 
gehört, die FDP würde immer sagen: Der Markt 
regelt das alles. – Das sagt interessanterweise nie 
die FDP, das sagen nur linke Parteien, die uns das 
als Vorwurf machen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Aber hier muss man sagen, Herr Kollege Bonau: 
Hier funktioniert das marktwirtschaftliche Instru-
ment. CO2-Ausstoß wird damit schrittweise teurer, 
klimafreundliche Wege finanziell attraktiver. Das 

finden ja auch die Grünen gut, wenn der Markt dort 
zu ihrer eigenen Agenda passt.
Ab 2027 wird es allerdings auch interessanter, weil 
wir dann das Thema Gebäude- und Straßenverkehr 
aufnehmen. Dann wird das ganze Thema noch ein-
mal kritischer beleuchtet werden. Das ist zumindest 
meine bescheidene Prognose.
Dieses europaweite Instrument ist übrigens auf das 
Endjahr 2050 ausgerichtet, weshalb nationale und 
vor allem regionale Sonderwege wenig sinnvoll 
sind. Sonderwege wie der von Schleswig-Holstein 
mit dem Ziel der Klimaneutralität bis 2040 führen 
dazu, dass Emissionen innerhalb Europas verlagert 
werden. Auch das ist ein Grund, warum Bayern von 
diesem Weg jetzt wieder weggeht. Es birgt das Risi-
ko, dass man zu wirtschaftlichen und sozialen Ver-
werfungen kommt. Deswegen plädieren wir dafür, 
dass man den europäischen Weg wieder mitgeht. 
Das ist sinnvoll ausgerichtet und hat schon seinen 
Sinn.
Spannend wird das ganze Thema ja jetzt, weil die 
Bundesregierung mit Frau Reiche – ich glaube, ges-
tern war es – vorgeschlagen hat, das Heizungsge-
setz so zu ändern, dass auch nach dem Jahr 2045 
mit Öl und Gas geheizt werden soll. Ich habe die 
Landesregierung kürzlich dazu befragt. Ich habe 
wirklich selten solche aussagekräftigen Aussagen 
bekommen. Das war so ein bisschen so wie gestern: 
Man hat ja noch gar keinen Gesetzentwurf, man 
weiß gar nicht, wie man sich dazu ausrichtet.

(Heiterkeit Serpil Midyatli [SPD])
Der Ministerpräsident hat ja mehrfach gegen das 
Heizungsgesetz der Ampel gedonnert, in Teilen zu 
Recht. Herrn Goldschmidt ist das Ganze immer 
nicht scharf genug gewesen. Deswegen wird es 
hochspannend, wie die Landesregierung sich dazu 
positioniert und wie die Landesgesetzgebung denn 
in Zukunft aussehen wird.

(Beifall FDP)
Meine Damen und Herren, der Sinn der noch recht 
jungen und stetig steigenden CO2-Abgabe kann es 
nicht sein, einen aus dem Ruder gelaufenen Staats-
haushalt zu sanieren. Der Staat nimmt bisher sehr 
gern die Einnahmen aus der CO2-Abgabe, gibt sie 
aber eben nicht wieder an die Bürgerinnen und Bür-
ger zurück. Dass dies für Unmut sorgt, muss nun 
wirklich niemanden überraschen. Es fehlt an dieser 
Stelle der soziale Ausgleich, der dringend notwen-
dig ist.
Es droht deshalb insgesamt beim Klimaschutz ein 
Akzeptanzverlust. Wir sehen das auch gerade in 
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Teilen Ostdeutschlands sehr stark. Deswegen muss 
man gegensteuern, wenn man den Klimaschutz tat-
sächlich beibehalten will.
Man muss jetzt vom richtigen Ziel aber auch zur 
richtigen Umsetzung kommen. Die entscheidende 
Frage ist ja jetzt: Wie bringt man das Klimageld 
verlässlich zu den Menschen? – An dieser Frage ist 
das Klimageld ja immer wieder in den letzten Jah-
ren gescheitert, weniger am politischen Willen, son-
dern vor allem an der fehlenden Infrastruktur. Seit 
Kurzem gibt es die Möglichkeit einer direkten Aus-
zahlung beim Bundeszentralamt für Steuern. Das 
ist jetzt noch nicht so ganz perfekt, wenn ich das 
richtig sehe, aber es gibt jetzt zumindest das Instru-
ment. Deswegen sollte das jetzt angepackt werden.
Das Geld sollte aus unserer Sicht möglichst unbüro-
kratisch und pauschal ausgezahlt werden. Die Kol-
legin hat eben gesagt: Na ja, das kann man auch 
nach Einkommen staffeln. – Ich kann davor nur 
warnen, denn das würde die ganzen Finanzbehör-
den aller Bundesländer massiv beschäftigen, die eh 
schon in weiten Teilen überlastet sind. Lasst uns 
das bitte einmal an dieser Stelle pauschal machen. 
Das macht auch mit Blick auf das gesamte Instru-
ment Sinn, das pauschal zu machen.

(Zuruf Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Ich weiß, aber sie hat gesagt, eigentlich wäre 
es am besten, wenn man das gestaffelt macht. Ich 
glaube ehrlich gesagt, das ist nicht nur aus Büro-
kratiegründen, sondern auch aus grundsätzlichen 
Erwägungen der falsche Weg.
Wir haben jetzt einen gemeinsamen Antrag, was 
mich sehr freut. Der ist ja angenehm unkonkret, 
sondern beschließt im Wesentlichen den Grundsatz, 
dass es das Klimageld überhaupt geben soll. Des-
wegen finde ich das gut, dass wir es gemeinsam ge-
macht haben, um das Signal zu senden. Es braucht 
aber auch Entlastung der Bürgerinnen und Bürger 
an anderer Stelle. Das Thema Einkommensteuer 
wurde schon beim vorherigen Punkt angesprochen. 
Da sind wir halt im OECD-Vergleich bei Steuer- 
und Abgabenlast auf dem zweiten Platz hinter Bel-
gien und wirklich in einer Situation, in der viele 
Menschen in der Mitte der Gesellschaft zu stark 
belastet sind und Arbeit sich nicht lohnt. Da müssen 
wir dringend ran.
Der Kollege Kilian hat eben zu mir gesagt: Na ja, 
Sie fordern schon wieder die Stromsteuersenkung, 
das wurde ja schon so oft gemacht, und das sollte 
man jetzt gar nicht mehr machen, weil das kommt 
irgendwie nicht. – Ich glaube, ehrlich gesagt, an der 

Stelle muss man den Druck deutlich erhöhen, weil 
es einfach richtig ist, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP und SSW)

Der Sinn der Stromsteuer – es gibt europaweite 
Vorgaben und so weiter – ist ja im Wesentlichen 
ein ökologischer Punkt gewesen. Nun gibt es aller-
dings die CO2-Abgabe. Deswegen ist es mittlerwei-
le eine Art Doppelbesteuerung, die wir haben. Die 
Stromsteuer schadet insbesondere einem Standort 
wie Schleswig-Holstein. Wir müssen deshalb mehr 
tun. Der Kollege Bonau hat gesagt, es gibt jetzt so 
viele Anmeldungen von E‑Autos. Das ist natürlich 
immer noch viel zu wenig, wenn man eigentlich 
sieht, wie viele Leute sich ein E‑Auto wünschen. 
Gerade in der Stadt ist die Bereitschaft hoch, sich 
ein E‑Auto anzuschaffen. Es gibt mittlerweile re-
lativ günstige Elektro-Gebrauchtwagen, aber die 
meisten Menschen haben gar nicht die praktische 
Möglichkeit, sich ein E‑Auto anzuschaffen, weil 
die Ladeinfrastruktur fehlt. Auch da muss man aus 
meiner Sicht dringend ansetzen. Die Stromsteuer-
senkung ist aus diesen Gründen wichtig. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, SSW und Marc Timmer [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die Landesregierung hat nun in Vertretung für 
Minister Goldschmidt Ministerin Aminata Touré 
das Wort.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Wenn uns die aktuelle 
Energiekrise, verursacht durch den Krieg im Iran, 
eines zeigt, dann, dass die Abhängigkeit von fos-
silen Energien nicht nur schlecht fürs Klima ist, 
sondern uns auch in kriegerische Konflikte manö-
vriert und Versorgungsengpässe auslösen kann. Die 
Abhängigkeit von fossilen Energien ist am Ende 
auch eine höchst soziale Frage, denn wir stellen alle 
miteinander fest, dass es Menschen in finanzielle 
Nöte bringt.

Oftmals versuchen wir über eine moralisch-ethische 
Ebene für die Energiewende zu werben, und ich 
würde mir wünschen, dass das als Antrieb reicht. 
Aber der wirtschaftliche und soziale Faktor sind 
zwei so knallharte Realitäten, die uns eigentlich 
überhaupt nicht mehr daran zweifeln lassen können, 
dass die Energiewende, egal aus welcher Perspekti-
ve man sie betrachtet, immer der richtige Weg ist.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und Marc Timmer [SPD])

Die aktuelle weltweite Situation führt dazu, dass 
eigentlich überall berechtigterweise Debatten um 
Entlastung von Bürger_innen stattfinden. Sie finden 
sehr unterschiedlich statt. In Deutschland ist die 
Debatte um Energiepolitik interessanterweise sehr 
parteipolitisch geprägt, sollte aber doch eigentlich 
eine Abwägungsfrage aus wirtschaftlicher, sozialer 
und klimapolitischer Perspektive sein.

Wir haben das eben in der Debatte erlebt und 
darüber gesprochen, dass in den vergangenen Wo-
chen die Debatte darüber stattgefunden hat, wie die 
Bundesregierung die Entscheidung getroffen hat, 
die Entlastung von Bürger_innen voranzutreiben. 
Es soll vor allem durch den Tankrabatt stattfinden 
und dadurch, dass Unternehmen Bürger_innen mit 
1.000 Euro entlasten dürfen, obwohl unsere Unter-
nehmen aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung 
der vergangenen Jahre und durch die steigenden 
Energiepreise derzeit gerade schon massiv unter 
Druck sind. Führende Wirtschaftsvertreter_innen 
und Ökonom_innen flehen die Bundesregierung 
regelrecht an, Entscheidungen zu treffen, die die 
Wirtschaft tatsächlich entlasten. Das Entlastungspa-
ket der Bundesregierung ist definitiv nicht das, was 
irgendjemand erwartet hatte oder zu tatsächlichen 
Entlastungen geführt hätte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb ist die Frage nach einem dauerhaften Me-
chanismus für soziale Entlastung absolut berechtigt. 
Denn wir alle wissen auch, dass es nicht darstell-
bar ist, dass jedes Mal, wenn eine Krise herrscht, 
Entlastungspakete in Milliardenhöhe versprochen 
werden, die dann wiederum mit der Gießkanne 
ausgeschüttet werden, egal ob man die Entlastung 
braucht oder nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unsere öffentlichen Haushalte können sich das 
schlichtweg nicht leisten. Deshalb ist es natürlich 
absolut richtig, dass wir einen dauerhaften Mecha-
nismus brauchen, der vor allem Bürger und Bür-
gerinnen entlastet, die ein mittleres oder niedriges 
Einkommen haben.

Zwei Drittel der Menschen in Schleswig-Holstein 
finden seit Beginn des Irankrieges, dass der Aus-
bau der erneuerbaren Energien noch wichtiger ge-
worden ist. Deshalb ist es so wichtig, dass wir 
in Schleswig-Holstein den Weg der erneuerbaren 
Energien so frühzeitig gegangen sind. Denn wir 
wissen hier, dass das eigentliche Risiko unsere Ab-

hängigkeit von fossilen Energien ist und diese uns 
verwundbar für Energiepreisschocks macht.

Das spüren wir alle ganz konkret. Wenn Öl- und 
Gaspreise steigen, trifft das viele Menschen ganz 
direkt, die Familie im Einfamilienhaus auf dem 
Land genauso wie den kleinen Handwerksbetrieb. 
Es trifft uns wirtschaftlich genauso, wie es uns sozi-
al trifft. Wir erleben das in vier Jahren bereits zum 
zweiten Mal. Mit Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine sind die Preise sprunghaft 
gestiegen. Plötzlich wurde sichtbar, wie verwund-
bar wir sind. Deshalb: Die Energiewende ist nicht 
das Problem, sie ist die Lösung für die Unabhängig-
keit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, An-
dreas Hein [CDU] und Peer Knöfler [CDU])

Wir können dadurch unabhängig von fossilen Ener-
gien werden, deren Preise wir nicht kontrollieren 
können, unabhängig von Importen, die uns politisch 
erpressbar machen. Genau deshalb gilt: Klimaneu-
trale Energiepolitik ist auch Sozialpolitik. Denn am 
Ende geht es um eine ganz einfache Frage: Können 
sich Menschen Energie leisten?

Der Auftrag von uns allen, die wir politische Ver-
antwortung tragen, lautet: Wir müssen bezahlbare 
Energien sichern, indem wir die Erneuerbaren wei-
ter ausbauen und den Strompreis entlasten, zum 
Beispiel durch eine Senkung der Stromsteuer.

Wir müssen außerdem gezielt dort unterstützen, wo 
es notwendig ist. Nicht alle haben die finanziellen 
Möglichkeiten, in eine neue Heizung oder die Sa-
nierung zu investieren. Deshalb braucht es natürlich 
verlässliche Förderprogramme, vor allem für Woh-
nungen und Häuser, die noch nicht ausreichend sa-
niert sind – genauso, wie es Beratungsangebote für 
Haushalte mit niedrigem Einkommen braucht.

Wir müssen natürlich auch in die Infrastruktur in-
vestieren, in Wärmenetze, einen verlässlichen öf-
fentlichen Nahverkehr. Das sind alles keine Extras, 
das ist die Grundlage dafür, dass Klimaschutz im 
Alltag funktioniert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, wir 
haben in dieser Debatte auch über das wichtige In-
strument der CO2-Bepreisung gesprochen. Ja, sie 
setzt Anreize, Emissionen zu reduzieren, Schritt für 
Schritt. Was bis heute aber fehlt – das ist ja auch 
der Grund für die heutige Debatte –, ist ein bundes-
weiter Rahmen für den sozialen Ausgleich.
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Deswegen möchte ich einen weiteren Aspekt in die 
Debatte einführen. Neben der Debatte über das Kli-
mageld geht es auch um einen entscheidenden an-
deren Punkt, der in der Debatte total unterbeleuch-
tet ist: Ich bin der Überzeugung, dass die Bundes-
regierung endlich einen Klimasozialplan vorlegen 
muss. Denn damit könnten wir europäische Mittel 
bekommen, die direkt für die Entlastung von Bür-
ger_innen genutzt werden könnten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mich wundert, dass diese Debatte kaum geführt 
wird, denn genau jetzt wäre dieser Plan entschei-
dend. Er könnte sicherstellen, dass Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung gezielt bei den Menschen an-
kommen, die besonders belastet sind. Ich persön-
lich fände es sinnvoll, das in eine Bundesratsiniti-
ative einzubauen, die die Bundesregierung auffor-
dert, neben dem Klimageld diesen Plan endlich zu 
erstellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Klimasozialplan könnte dafür sorgen, dass Kli-
maschutz nicht nur zur sozialen Frage wird, son-
dern Teil der sozialen Lösung wird. Aktuell flie-
ßen die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung in den 
Klima- und Transformationsfonds; das ist absolut 
richtig so. Daraus werden zentrale Investitionen fi-
nanziert, in klimafreundliche Industrie, in Gebäude, 
in Kommunen, in Wärmenetze und in nachhaltige 
Mobilität.

Lassen Sie mich abschließend eines sagen: Als 
schwarz-grüne Koalition haben wir uns das Ziel 
gesetzt, 2040 klimaneutral zu sein. Das ist ambitio-
niert und bedeutet vorausschauende Planung und 
Politik. Ich finde es spannend zu beobachten, dass 
sich einige von diesem Ziel politisch verabschieden 
und das Thema Klimaneutralität als Gegensatz zu 
sozialer Gerechtigkeit formulieren. Die aktuellen 
Herausforderungen zeigen eines doch ganz deut-
lich: Wer keine vorausschauende und nachhaltige 
Klimapolitik macht, riskiert soziale Gerechtigkeit. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um 
zwei Minuten und zehn Sekunden ausgeweitet. – 
Möchten Sie das Wort zu einem Kurzbeitrag oder 
die Restredezeit in Anspruch nehmen?

(Martin Habersaat [SPD]: Kurzbeitrag!)

– Der Abgeordnete Martin Habersaat hat das Wort 
zu einem Kurzbeitrag.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen 
und Herren! Es wäre falsch, Klimaneutralität und 
soziale Gerechtigkeit gegeneinanderzustellen. Das 
Problem aus Sicht meiner Fraktion ist nur: Wenn 
man ein ambitioniertes Klimaziel setzt, es aber mit 
keinerlei Maßnahmen verbindet und einfach nur 
das Land darauf zulaufen lässt, wird es automatisch 
zu einem Konflikt mit der sozialen Gerechtigkeit.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Frau Touré, das ist das Problem. Da müssen Sie 
liefern, und das tun Sie nicht.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst:
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Annabell Krämer das Wort.

Annabell Krämer [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich möchte dort an-
schließen, wo der Kollege Habersaat aufgehört hat. 
– Frau Ministerin, ja, wir haben ein Problem bei 
sozialer Gerechtigkeit und Klimaneutralität 2040. 
Wissen Sie, warum? – Weil nationale Alleingänge 
und – noch schlimmer – föderale Alleingänge, Al-
leingänge einzelner Bundesländer automatisch zu 
sozialer Ungleichheit und sozialer Ungerechtigkeit 
führen.

Ich möchte hier noch einmal in aller Deutlichkeit 
sagen – das scheinen einige in diesem Hohen 
Hause immer noch nicht begriffen zu haben –: 
Wenn Schleswig-Holstein vor anderen Bundeslän-
dern dieser Republik, vor der EU klimaneutral 
wird, hilft das dem Klima nicht ein einziges My, 
weil wir durch den Emissionshandel in Europa – da 
können Sie zehnmal den Kopf schütteln – gedeckel-
te CO2-Emissionen haben.

Wenn wir früher klimaneutral werden, freuen sich 
die Kollegen im Süden unserer Republik, weil die 
nämlich mehr emittieren können. Dann freuen sich 
andere Länder der Europäischen Union. Was haben 
wir davon, dass wir früher als der Rest der Repu-
blik, als der Rest von Europa klimaneutral werden? 
Wir haben das Problem, dass wir funktionierende 
Investitionen abschreiben, dass wir Wohnen verteu-
ern, dass wir Produzieren verteuern.

8848 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 118. Sitzung – Donnerstag, 7. Mai 2026

(Ministerin Aminata Touré)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG


Ja, es ist wichtig, so früh wie möglich klimaneu-
tral zu werden, aber nicht durch einen Alleingang 
von Schleswig-Holstein, weil das die Bevölkerung 
in unserem Land überdimensional belastet und bei 
uns zu sozialer Ungerechtigkeit führt. Das schwächt 
uns.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW])

Ich kann mir das leisten, Sie können sich das leis-
ten, aber das können sich viele Menschen in unse-
rem Land nicht leisten, die heute schon nicht mehr 
bezahlen können, wie sie von A nach B kommen, 
die heute das Wohnen schon nicht mehr bezahlen 
können. Wenn Sie die jetzt früher zu Investitionen 
zwingen, ohne dass dem Klima geholfen wird, ver-
teuern Sie das Wohnen in Schleswig-Holstein um 
bis zu zwei Euro je Quadratmeter gegenüber ande-
ren Bundesländern. Das muss gesagt werden. Frü-
her klimaneutral zu werden, verschärft die sozialen 
Ungerechtigkeiten und trifft die Schwächsten in un-
serem Land, und das möchte ich nicht.

(Beifall FDP)

Wenn Sie mir nachweisen, dass dem Klima dadurch 
auch nur minimal geholfen wird, wenn Sie mir vor-
rechnen können, dass wir keine Wettbewerbsnach-
teile gegenüber anderen Bundesländern und Län-
dern haben, weil die mehr emittieren können, bin 
ich bei Ihnen. Aber so stirbt Schleswig-Holstein in 
Schönheit, und zwar zulasten unserer Schwächsten. 
Dazu sage ich Nein.

(Beifall FDP – Unruhe)

Präsidentin Kristina Herbst:
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Lasse Petersdotter das Wort.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Jetzt sind wir ein bisschen in eine Ge-
neraldebatte verfallen. Die FDP behauptet immer 
wieder, wenn wir unsere Klimaschutzziele früher 
erreichten, dass andere unsere CO2-Zertifikate nutz-
ten. Dieser Überzeugung bin ich nicht. Die CO2-
Zertifikate werden gelöscht. Das haben wir in 
der Vergangenheit schon gesehen. Es ist ein Trug-
schluss der FDP, dass die Verteilung so passieren 
würde. Die CO2-Zertifikate würden gelöscht wer-
den.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darüber hinaus empfinde ich es als einen bemer-
kenswerten Appell an die Eigenverantwortung, im-
mer nur darauf zu gucken und nichts zu machen, 
wenn nicht alle anderen auch etwas machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eigenverantwortung verstehe ich so, dass ich das 
mache, was ich leisten kann, und Schleswig-Hol-
stein kann etwas leisten.
Zur Frage, was es dem Klima bringt – das bringt 
eine ganze Menge, wenn man daran denkt, dass wir 
immer wieder über CO2-Budgets sprechen. Wenn 
wir CO2-Budgets bis zu bestimmten Kipppunkten 
haben, macht es Sinn, schon heute das zu machen, 
was wir irgendwie erreichen können, und zwar je-
der einzelne Schritt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir immer nur reagieren und handeln, wenn 
wir gemeinsam einen Konsens erreicht haben, wer-
den wir nie gemeinsam Konsense entstehen lassen 
können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn jeder Konsens entsteht dadurch, dass erste 
Menschen vorangegangen sind, dass sich Leute et-
was getraut haben, dass sie etwas versucht haben, 
dass man sich – da steht die FDP auf – auch dem 
Wettbewerb gestellt und versucht hat, schneller und 
besser zu sein als andere.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was wir heute an Klimaschutz schaffen, spart uns 
später CO2-Ausgaben, weil wir schneller sind als 
andere.

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter Petersdotter, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage oder Anmerkung des Herrn Abge-
ordneten Vogt?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Ich bin nicht die FDP, aber ich 
bin trotzdem aufgestanden, weil Sie davon 
gesprochen haben, dass Ihnen der Konsens 
so wichtig sei. Genau das ist ja der Punkt: In 
Europa gibt es den Konsens, bis 2050 keine 
CO2-Emissionen mehr zu produzieren. Das 
ist der europäische Konsens, von dem Sie 
abweichen wollen. Das ist legitim, aber wir 
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halten das nicht für einen guten Weg. Es sind 
ja nicht einmal mehr 15 Jahre, bis Schleswig-
Holstein klimaneutral sein will. Nun wird es 
interessant, wie sich Schleswig-Holstein zum 
Heizungsgesetz positioniert, auch mit Blick 
auf die eigene Landesgesetzgebung. Darauf 
bin ich sehr gespannt mit Blick auf das The-
ma Wohnen. Denn die Wohnungsbaugenos-
senschaften – das sind ja nicht die Kapita-
listen, die Sie ganz böse finden – sagen, 
Sie müssten Investitionen vorziehen, dadurch 
würden Abschreibungsfristen kürzer, und das 
werde Wohnen in den nächsten Jahren deut-
lich teurer machen. Da ist die spannende Fra-
ge, wie Sie das ausgleichen wollen. Dazu 
habe ich von dieser Landesregierung, von 
dieser Koalition, die ja so stolz auf ihr Ziel 
ist, noch keine überzeugende Antwort gehört. 
Das ist das Problem.
(Beifall FDP, SPD und SSW)

– Die Auswirkungen von Klimaschutz auf Wohnen 
sind sensibel. Auch ich bin kein Anhänger davon, 
nur zu argumentieren, durch mehr Klimaschutz 
werde die Nebenkostenrechnung kleiner. Das ist ein 
Effekt, aber das hilft den Menschen vor Ort in der 
Regel nicht, weil man durchaus befürchten kann, 
dass mit einer energetischen Sanierung Mietsteige-
rungen einhergehen – was ja auch eine Logik hat.
Die Wohnungsbaugenossenschaften haben häufig 
das Problem, dass sie aufgrund ihres Konstrukts 
nicht das erforderliche Eigenkapital haben, um die 
Investitionen tätigen zu können. Das ist ein Punkt, 
bei dem man meiner Meinung nach landespolitisch 
ansetzen kann, um dem Problem fehlenden Eigen-
kapitals entgegenzuwirken.
Das sind Sachen, über die wir auch im Laufe 
des kommenden Jahres noch trefflich streiten wer-
den. Das ist keine Position der Koalition. Aber 
ich glaube, dass man hier beispielsweise mit Bürg-
schaften und Ähnlichem auch den Genossenschaf-
ten durchaus helfen könnte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Darüber hinaus, weil der Kollege Stender war das, 
glaube ich, eben gerade, nee, Kollege Habersaat, 
Entschuldigung – eine 50-Prozent-Chance, wer den 
Kurzbeitrag geleistet hat –,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
gesagt hat: Na ja, das ist ein Problem, wenn wir nur 
die Ziele definieren, aber keine Maßnahmen mit auf 
den Weg geben. – Das stimmt. Auf der anderen 
Seite, ich bin ja auch schon ein paar Jahre hier, 

erinnere ich mich auch gut daran, dass viele immer 
gesagt haben, gerade aus der Wirtschaft: Nennt uns 
nur die Ziele, wie wir da hinkommen, das schauen 
wir selbst. – Das scheint aber auch nicht zu funktio-
nieren, weil dann jedes Mal gesagt wird: Jetzt habt 
ihr nur die Ziele genannt, sagt uns auch, wie es 
gehen soll.

Das ist nicht Ihr Argument, deswegen will ich jetzt 
kein Pappkameraden aufbauen. Ich bin aber schon 
der Überzeugung, dass wir sowohl im EWKG als 
auch im Klimaschutzprogramm ausdefiniert haben, 
welche Maßnahmen man ergreifen kann und wel-
che wir verlangen. Das ist Photovoltaikpflicht auf 
den Dächern. Das sind aber auch eigene Ambitio-
nen bei der energetischen Sanierung, wo wir sel-
ber ja nicht die Ziele bislang erreichen, die wir 
erreichen müssen und wollen, wo wir besser wer-
den, aber wo wir auch noch nicht dort angekom-
men sind, wo wir sein möchten. Das ist die klima-
neutrale Fahrzeugflotte, über die wir gestern auch 
gesprochen haben. Das bringt aber immer auch 
Herausforderungen mit sich. Niemand sollte dem 
Trugschluss irgendwie auf den Leim gehen, dass 
der Weg zur Klimaneutralität einfach wird. Aber es 
ist eben auch kein Schreckgespenst, durch das das 
Land zugrunde gehen würde, sondern das kann gut 
nach vorne losgehen. Wir haben es auch in der Ver-
gangenheit gezeigt: Wenn es ein Bundesland kann, 
dann ist das Schleswig-Holstein. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Andreas Hein das Wort.

Andreas Hein [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Es gibt so ein Sprichwort: Alle dach-
ten, es geht nicht, bis es einer, der es nicht wusste 
oder so ähnlich, es versucht hat, und es ging. – 
Ich kriege das nicht ganz genau zusammen, aber 
irgendwo in dem Sinne.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und vereinzelt CDU)

Das erinnert mich so ein bisschen an Schleswig-
Holstein. Alle haben uns immer gesagt: Nee, also 
ihr mit euren erneuerbaren Energien, das ist ja alles 
totaler Unsinn. – Inzwischen steht hier ein Schwar-
zer und erzählt genau das Gleiche, sage ich jetzt 
einfach mal.
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(Heiterkeit und Zurufe)

Schwarz im Sinne von CDUler. Da sind wir uns 
relativ einig hier in Schleswig-Holstein. Wie dieser 
Antrag ja zeigt: Parteiübergreifend und fraktions-
übergreifend sind wir uns bei diesem Thema heute 
einig, weil wir dieses Signal nach Berlin schicken.

Wenn man sich heute vorstellt, dass wir in gut drei 
Viertel der Zeit, in der wir den Strom in Schles-
wig-Holstein brauchen, ihn inzwischen aus erneuer-
baren Energien zur Verfügung stellen, dann ist das 
doch ein Wahnsinnserfolg, ein Wahnsinnserfolg!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Jetzt lasst uns doch ein bisschen weiter in die Zu-
kunft gucken. Die Batteriespeicher sind überall an-
gefragt. Natürlich werden sie nicht überall hinkom-
men, auch aufgrund der Netzanschlüsse nicht hin-
kommen können. Das ist vielleicht auch gar nicht 
überall richtig. Aber wir werden einen ganzen Hau-
fen davon bekommen.

Wir bekommen jetzt von der Bundesregierung in 
der nächsten Zeit hoffentlich den Aufschlag fürs 
neue EEG. Darin wird auch das ganze Thema für 
unsere Biogasanlagen verankert sein, die in der 
Zukunft noch einen wahnsinnig wichtigen Beitrag 
leisten werden, weil sie immer dann, wenn Sonne 
und Wind nicht da sind, entsprechend überbrücken 
können, dass dann dort, wenn wir Sonne und Wind 
nicht haben, die Biogasanlagen einspringen. Ich 
gehe davon aus, dass wir in Schleswig-Holstein 
eigentlich gar kein Gaskraftwerk brauchen werden. 
Wir werden es sehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Aber dann ist es natürlich trotzdem folgerichtig, 
auch für andere Länder, dass wir diese Gaskraft-
werke haben, wenn andere nichts zur Verfügung 
stellen.

Jetzt kann man sich natürlich wirklich darüber strei-
ten: Ist 2040 das richtige Ziel? Werden wir es er-
reichen? Bei dem My, Frau Abgeordnete Krämer, 
muss ich Ihnen leider widersprechen: Bei My müs-
sen Sie die Definition noch einmal nachgucken. 
Wenn sich Schleswig-Holstein früher auf den Weg 
macht, dann wird es eben doch ein paar Mys brin-
gen. Aber über die Definition können wir uns lange 
streiten.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Aber es ist folgerichtig, dass wir als Schleswig-
Holsteiner vorangehen. Wenn nicht wir, wer denn 
überhaupt sonst?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Das zeigt auch heute das Bild, dass wir uns bei dem 
Thema einig sind, dass wir die Einnahmen, die im 
Klima- und Transformationsfonds aus der Mehrbe-
lastung, die ja auf die fossilen Energieträger wirkt, 
entsprechend weitergeben wollen. Das muss natür-
lich auch sein, dass wir gerade den Menschen bei 
der Umstellung helfen. Das ist total richtig. Dieses 
Signal sollten wir doch gemeinsam heute senden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, möchten Sie Ihre Redezeit ver-
längern, indem Sie eine Zwischenfrage oder An-
merkung der Frau Abgeordneten Krämer zulassen?

Andreas Hein [CDU]: 
Sehr gerne. Zwei Sekunden habe ich noch. – Frau 
Krämer.

Annabell Krämer [FDP]: Die verlängere ich 
Ihnen gerne, weil ich wünschte gern, dass Sie 
mir einfach noch mal erklären, inwiefern es 
denn dem Klima zuträglich ist, wenn Schles-
wig-Holstein im Alleingang früher klimaneu-
tral wird.

– Wir machen gar keinen Alleingang. Sie haben die 
Abstimmung in Hamburg gesehen: Die Mehrheit 
der Hamburgerinnen und Hamburger hat dafür ge-
stimmt, auch früher klimaneutral zu werden. Daran 
sehen Sie, dass wir gar keinen Alleingang machen. 
Aber es ist so: Wenn wir in Schleswig-Holstein 
früher klimaneutral werden, dann hilft das selbst-
verständlich dem Klima.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Krämer?
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Andreas Hein [CDU]: 
Ja, bitte.

Annabell Krämer [FDP]: Ich habe den 
internationalen Zertifikatehandel anders ver-
standen. Ich lerne ja gerne dazu. Nicht ob, 
sondern wie hilft es denn dann dem Klima? 
Inwiefern? Wie funktioniert das?

– Wenn zum Beispiel ein Gebäude oder eine Fahr-
zeugflotte oder ein Unternehmen früher weniger 
CO2 emittiert. Es gibt dankenswerterweise aus der 
Industrie Verträge mit der Landesregierung, durch 
die gesagt wird: Wir machen uns auf den Weg, und 
wir emittieren weniger CO2. Wenn das eben früher 
geschieht, dann haben wir weniger Eintrag in die 
Atmosphäre. Faktisch. Das ist ein Ding.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

– Wir sind bei zwei angelangt.

Präsidentin Kristina Herbst:
Der Abgeordnete möchte keine weitere Zwischen-
frage zulassen, Frau Abgeordnete. Damit wäre der 
Kurzbeitrag mit einem kurzen Abschluss dann zu 
Ende.

Andreas Hein [CDU]: 
Die zwei Sekunden haben Sie mir jetzt geklaut. – 
Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst:
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wer hätte gedacht, dass es bei 
einem gemeinsamen Antrag jetzt tatsächlich noch 
einmal zu einer Debatte kommt. Aber ich will 
einmal ganz deutlich sagen, Frau Ministerin, dass 
auch Ihr Redebeitrag einen Teil dazu beigetragen 
hat. Wir müssen natürlich hier für uns in Schleswig-
Holstein klarstellen, auf was wir eingehen wollten 
und müssen.

Unser Punkt ist: Sie haben sich neun Jahre lang Kli-
maneutralität bis 2040 vorgenommen hat, auch als 
Regierung ja schon in der letzten Legislaturperiode

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Nein, nein, 
nein! – Christopher Vogt [FDP]: Nein, nein, 
nein!)

– Entschuldigung, vier Jahre lang –, und wir ha-
ben ja durch mehrere Kleine Anfragen auch aus 
meiner Fraktion klargestellt, dass Sie selbst Ihre 
eigenen Klimaschutzziele, die im eigenen Gesetz 
drinstehen, verfehlt haben. Wir haben jetzt natürlich 
Sorge darum, wie Sie das jetzt in dieser Zeit bis 
2040 schaffen wollen. Genau das ist dieser Punkt. 
Darauf bezieht sich dieser Antrag zum Klimageld, 
dass wir allen die Sorgen nehmen und fragen: Was 
können wir als Politik, was können wir als Gesetz-
geber tun, um hier tatsächlich Klimaneutralität und 
Klimaschutz auf der einen Seite zu fördern und auf 
der anderen Seite das Ganze noch sozial gerechter 
auszugestalten. Das ist der Punkt. Diese Antwort 
sind Sie als Landesregierung uns weiterhin schuldig 
geblieben.

Der zweite Punkt, warum ich mich hier hingestellt 
habe, ist der Punkt, den der Kollege Petersdotter 
hier noch mal angeführt hat: das Kapital bei den 
Wohnungsbaugenossenschaften, wobei wir das Ge-
setz gemeinsam in Berlin in der Koalition schon 
geändert haben, in dem es um die Gemeinnützig-
keit von Wohnungsbaugesellschaften und Genos-
senschaften geht, ist bereits verabschiedet. Das 
heißt, wir haben dafür gesorgt, dass das Kapital tat-
sächlich noch einmal ganz anders mobilisiert wer-
den kann. Das ist auch gut und richtig.

Es bleibt trotzdem natürlich die Frage der bezahl-
baren Energie. Das ist halt eben auch der Punkt. 
Deswegen reicht es nicht, zu sagen: Wir müssen 
schauen, ob genügend Kapital da ist. – Dem sind 
wir schon nachgegangen, das haben wir schon ge-
macht.

Das Zitat, das Sie nicht ganz auf der Kette hatten, 
habe ich aber noch mal herausgesucht: Alle sagten 
– die CDU in Schleswig-Holstein nicht –: Das geht 
nicht. Dann kam einer, der das nicht wusste und 
hat es einfach gemacht. – Vielen herzlichen Dank, 
dass die CDU in Schleswig-Holstein mittlerweile 
so stark an unserer Seite steht, was den Ausbau von 
erneuerbarer Energie angeht. Das war am Anfang 
nicht ganz so. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW] – Zuruf: Das war ein weiter Weg!)

Präsidentin Kristina Herbst:
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Bernd Buchholz das Wort.
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Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei dem gemeinsamen Antrag will in an dieser 
Stelle eigentlich keine Zwietracht sähen.

(Zurufe)
Aber die Äußerung des Kollegen Petersdotter und 
insbesondere die Äußerung des Kollegen Hein for-
dern mich doch heraus, kurz zu erläutern, was 
europäischer und weltweiter Zertifikatehandel be-
wirkt, wenn man in einem kleinen Bundesland wie 
Schleswig-Holstein zum Beispiel industriell fünf 
Jahre früher aufhört, Klimadinge zu emittieren. Das 
führt dazu, dass man als Unternehmen die Zertifi-
kate, die man hat, nicht braucht und diese nicht 
etwa eingezogen werden, Herr Petersdotter, sondern 
sie verkauft.

(Annabell Krämer [FDP]: So ist es!)
Das ist der Sinn des Zertifikatehandels: Sie werden 
veräußert.

(Wortmeldung Rixa Kleinschmit [CDU])
Je weniger in einem bestimmten Bereich verbraucht 
wird, desto preiswerter werden die Zertifikate für 
diejenigen, die alsdann auf der Basis dieses Zertifi-
kats verbrauchen.

(Zuruf Annabell Krämer [FDP] – Unruhe)
Wer also am europäischen Zertifikatehandel teil-
nimmt, bewirkt dadurch, dass er diese Zertifikate 
frühzeitiger nicht in Anspruch nimmt, dass sie dem 
Handel zugeführt und woanders verbraucht werden.

(Annabell Krämer [FDP]: So ist es!)
Das ist das Problem bei dem Vorziehen der Werte.

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage, Anmerkung der Frau Abgeordneten Klein-
schmit?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Unbedingt, aber damit hatte ich gar nicht gerechnet.

(Heiterkeit)
Rixa Kleinschmit [CDU]: Ich weiß nicht, 
wie ich das jetzt deuten soll, aber danke, 
dass Sie meine Zwischenfrage zulassen, Herr 
Kollege. Wir vermischen gerade ein wenig 
den Klimageldantrag mit der grundsätzlichen 
Frage, wie und wann wir klimaneutral wer-
den. Daher habe ich eine wirklich ernst ge-

meinte Frage: Ist es nicht so, dass nicht alle 
Sektoren am Europäischen Emissionshandel 
teilnehmen? Haben wir nicht auch Sektoren, 
mit denen wir im Jahr 2040 schon klimaneu-
tral werden wollen, zum Beispiel die Land-
wirtschaft, die nicht an dem Zertifikatehandel 
teilnimmt? Ist es nicht so, dass es in dem 
Moment, wenn wir dort Einsparungen haben, 
die nicht durch diese frei werdenden Zertifi-
kate – weil es diese nicht gibt – irgendwo 
anders erzeugt werden, vielleicht das My ist, 
das wir hier gerade so verzweifelt suchen?

– Frau Kollegin, daran glaube ich nicht.

– Oh!

– Ja, das kann man so sagen: Daran glaube ich 
nicht, weil es die Intention der Europäer ist, lang-
fristig alle Sektoren in den Zertifikatehandel einzu-
beziehen. Deshalb soll gerade im Verkehrsbereich 
und im Gebäudebereich der Zertifikatehandel auf 
europäischer Ebene eingeführt werden.

(Annabell Krämer [FDP]: Ja!)

Wenn der landwirtschaftliche Bereich davon nicht 
partizipiert, dann ist er ein kleiner ausgeschlosse-
ner Bereich. Stellen Sie sich das bezogen auf das 
Weltklima vor, wenn ein Bundesland wie Schles-
wig-Holstein beschließt, das fünf Jahre früher zu 
tun, im Verhältnis zu dem, was an Zertifikaten frei-
gesetzt wird. Ja, ich verstehe jeden, der schnell und 
Vorreiter sein will. Sie wollen Vorreiter sein; das 
haben Sie sich in Ihren Koalitionsvertrag geschrie-
ben. Aber Sie bewirken damit für das Klima nichts.

(Wortmeldung Lasse Petersdotter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Was Sie bewirken, ist, dass durch die vorgezogene 
Situation Belastungen auf Haushalte und Unterneh-
men zusätzlicher Art entstehen.

(Zuruf Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, ich glaube, die Frage – –

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Diese Belastungen, Kollege Balke, müssen dann 
diejenigen tragen, die die Investitionen in Gebäude 
oder Verkehrsinfrastruktur bezahlen müssen – das 
sind Mieterinnen und Mieter und Kunden des öf-
fentlichen Personennahverkehrs. 
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Präsidentin Kristina Herbst:
Herr Abgeordneter, ich denke, die Frage ist beant-
wortet. Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage, 
Anmerkung des Herrn Abgeordneten Petersdotter?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Sehr gern.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir orientieren uns jetzt an dem 
Zertifikatehandel. Ich verstehe es auch so, 
dass nicht genutzte Zertifikate verkauft wer-
den können. Es ist jedoch ein Wettbewerbs-
vorteil für die klimaneutralen oder klima-
schonenden Unternehmen, weil sie auf diese 
Weise zum einen Zertifikate verkaufen kön-
nen und zum anderen keine Zertifikate kau-
fen müssen. Nicht genutzte Zertifikate gehen 
in die Marktstabilisierungsreserve und wer-
den anschließend gelöscht.

– Da haben Sie völlig recht, aber es geht nur 
um nicht genutzte und damit nicht gehandelte Zer-
tifikate. Nur diese werden eingezogen. Es ist die 
Idee des Zertifikatehandels, dass die Unternehmen 
von sich aus sagen: Ich produziere günstiger, wenn 
ich auf CO2-Verbrauch verzichte. Das ist übrigens 
eine Systematik, die marktwirtschaftlich funktio-
niert. Das können Sie im Industriebereich erkennen. 
Das funktioniert. Was nicht funktioniert, ist, dass 
Sie dem Zertifikatehandel eine staatliche politische 
Vorgabe geben.

(Christopher Vogt [FDP]: Genau! Das ist der 
Punkt!)

Das funktioniert nicht, denn dann setzen Sie nichts 
anderes als die Dinge in den Handel frei, ohne dass 
dadurch ein zusätzlicher Wettbewerbsvorteil für die 
Unternehmen entsteht und verteuern für diejenigen, 
die die Investitionen später vornehmen wollten, al-
les, was sie machen, weil sie ihre Anlagen früh-
zeitiger auswechseln müssen, weil Sie Ihre Brenn-
stoffe anders nutzen müssen und so weiter und so 
weiter.

Präsidentin Kristina Herbst:
Vielen Dank für die Beantwortung der Frage, Herr 
Abgeordneter. – Sie dürfen mit Ihrem Kurzbeitrag 
fortfahren.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Jawohl, und deshalb komme ich zum Schluss, mei-
ne Damen und Herren. Ich appelliere an Sie. Den-
ken Sie darüber noch mal nach – Sie werden es 

müssen, gerade im Hinblick auf die nächste Land-
tagswahl –: Ist es richtig, dass wir in Europa, 
in Deutschland und in Schleswig-Holstein unter-
schiedliche Zeitpunkte für die Klimaneutralität de-
finieren? Ich sage Ihnen: Das ist großer Unsinn und 
wirtschaftspolitisch ein Standortnachteil für dieses 
Land. – Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Kristina Herbst:
Weitere Kurzbeiträge liegen mir nicht vor. Wort-
meldungen sehe ich auch nicht. Dann schließe ich 
jetzt die Beratung. Ich erinnere daran, dass wir jetzt 
einen Antrag über ein Klimageld einführen haben.

(Heiterkeit)

Ich lasse über diesen Antrag der Fraktionen von 
SSW, SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP, Drucksache 20/4317 (neu), in der Sache 
abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind alle antragstellenden Frak-
tionen. Damit ist das einstimmig. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 10 und 62 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/4378

b) Bericht über die aktuelle KiTa-Situation in 
Schleswig-Holstein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/4138

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Ich erteile zunächst das Wort zu b) der Ministerin 
für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Wie ist die aktuelle Situation der Ki-
tas im Land? Dazu berichte ich sehr gerne, denn 
unser Bericht zeigt viel Positives auf, worauf ich 
gleich im Einzelnen eingehen werde. Das liegt an 
allererster Stelle an den motivierten Fachkräften, 
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und deshalb sage ich an allererster Stelle: Vielen 
herzlichen Dank für Ihre Arbeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Ich beginne mit der Betreuungssituation. In den 
letzten Jahren haben wir viel darüber diskutiert, 
dass laut der Bertelsmann-Studie circa 15.000 Kita-
plätze fehlen würden. Unsere Zahlen der Datenbank 
– der Geburtenrückgang, die Investitionen aus den 
vergangenen Jahren in den Ausbau der Kitaplätze 
von Land und Kommunen – machen deutlich, dass 
diese Zahl nicht haltbar ist. Wir stellen für das Jahr 
2025 fest, dass wir mehr Kitaplätze haben als Kin-
der in Betreuung – mit über 123.000 Plätzen insge-
samt und 117.000 Kindern, die dem gegenüberste-
hen. Eltern können dadurch viel freier entscheiden, 
wo ihr Kind betreut werden soll. Aber ist es den-
noch so, dass alle Eltern den gewünschten Kitaplatz 
haben, den sie brauchen? – Nein, leider nicht. Teil-
weise sind die freien Plätze dort, wo kein Bedarf 
vorhanden ist oder Kinder noch nicht in die Kita 
gegangen sind, die in der Kita sein sollten.

Was tun wir jetzt aber als Koalition? Beobachten 
wir diesen Zustand? – Nein, das tun wir nicht. 
Wir haben mit dem KiTa-für-Alle-Paket auf den 
Weg gebracht, dass wir die frei werdenden 35 Mil-
lionen Euro dauerhaft und jährlich für die Verbes-
serung des Kitasystems ausgeben werden. Auch 
das beschließen wir heute mit diesem Tagesord-
nungspunkt: Wir werden im Rahmen des Pakets 
die Kommunen dabei unterstützen, eine bessere Be-
darfsplanung zu machen, die auf den Leerstand, 
die Bedarfe der Eltern und Kinder vor Ort besser 
reagieren wird. Das ist der richtige Weg.

Die Betreuungssituation von Kindern mit Behinde-
rung ist ein weiterer Aspekt in dem Bericht. Wir 
alle wollen eine inklusivere Gesellschaft – und 
das bereits bei den Kleinsten. Mir persönlich ist 
das ein wichtiges Anliegen, denn der Bericht zeigt 
auch, dass Platzzahlreduzierungen zugunsten von 
Kindern mit Behinderung stattfinden und die inte-
grativen Gruppen steigen. Das ist ein gutes Zei-
chen. Es gibt entweder die Reduzierung der Plät-
ze bei gleicher Anzahl von Fachkräften, damit auf 
die Bedürfnisse aller Kinder eingegangen werden 
kann, oder es wird zusätzliches heilpädagogisches 
Personal eingesetzt. Je nach Unterstützungsbedarf 
gibt es außerdem zusätzliche Assistenz, die über die 
Eingliederungshilfe finanziert wird.

Ich komme auf das Thema zu sprechen, über wel-
che Qualifikationen die Fachkräfte verfügen. Zu 
Beginn meiner Amtszeit wurde ein Horrorszenario 

gezeichnet, weil ich Helfende Hände ermöglicht ha-
be.

(Werner Kalinka [CDU]: Das haben wir er-
möglicht!)

Das ist übrigens etwas, was ebenfalls in anderen 
Bundesländern stattfindet und eben nicht dazu 
führt, dass nur noch unqualifizierte Kräfte im Sys-
tem sind. Wenn wir uns diesen Bericht genau an-
schauen, dann sind demnach die Fachkräfte, die zur 
Leitung einer Gruppe befähigt sind, sehr gut ausge-
bildet – in Schleswig-Holstein sind das 70 Prozent.

Der Anteil der sozialpädagogischen Assistent_in-
nen oder ähnlicher Fachkräfte beträgt 20 Prozent, 
der Anteil der Praktikant_innen oder ähnlicher Per-
sonen drei Prozent, der Anteil der Auszubildenden 
vier Prozent und der Anteil der Hilfskräfte, also der 
Helfenden Hände, die wir eingesetzt haben, um das 
Kitasytem zu stabilisieren, zwei Prozent. Das ist ein 
sehr guter Mix. Daran zeigt sich, wie viele tolle 
Fachkräfte und wie viele tolle helfende Hände im 
System sind.

Kommen wir zu dem Thema Personalbudgetaus-
lastung: Wir sind mit einer Refinanzierung von 
95 Prozent gestartet. Auf Bitten der Kommunen 
haben wir im vergangenen Jahr 40 Millionen Euro 
nachträglich in das System hineingegeben, um 
schließlich bei 97,5 Prozent zu landen. Das Land 
lässt die Kommunen also auch in der Kitafrage 
nicht allein, sondern gibt ordentlich Geld dazu.

Der letzte Punkt: das Thema Kitaschließungen. Wir 
werden Ihnen für 2026 verlässliche Zahlen darlegen 
können; dazu berichte ich dann auch sehr gern.

Aber grundsätzlich einmal: Einige von Ihnen has-
sen meinen Satz – ich wiederhole ihn trotzdem, 
Herr Garg –: Die schlechteste Kita ist eine ge-
schlossene Kita.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf Dr. Heiner Garg [FDP])

Wenn Kitas geschlossen sind, dann findet keine 
frühkindliche Bildung statt, und man hat keine 
verlässliche Struktur. Dann können Eltern ihrer Ar-
beit oder anderen Verpflichtungen nicht nachgehen. 
Dann können Fachkräfte nicht verlässlich arbeiten. 
Und das Wichtigste: Die Kinder haben dann in kei-
nem Fall eine Chance auf Bildung.

Eine Kita soll nicht um jeden Preis aufhaben. Aber 
wir müssen als Politik dafür sorgen, dass genug 
Geld im System ist, sodass die Kita nicht geschlos-
sen werden muss. Dafür sorgen wir mit über 800 
Millionen Euro – mit so viel Geld wie noch nie im 
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System. Finanzielle Mittel, die durch den Geburten-
rückgang zur Verfügung stehen, setzen wir gezielt 
für mehr Kitaqualität ein.
Ich konnte nicht auf alle Punkte des Berichts einge-
hen. Aber auf knapp 40 Seiten wird einmal darge-
stellt, wie sich das Kitasystem entwickelt hat – mit 
Schwächen und mit Stärken. Der Bericht zeigt: Wir 
haben für mehr Verlässlichkeit in der Betreuung 
gesorgt, wir haben die Fachkräfte gestärkt und eine 
faire Finanzierung gesichert.
Abschließend möchte ich mich bei allen Fachkräf-
ten, Kindertagespflegepersonen, Helfenden Händen 
und weiterem Kitapersonal dafür bedanken, dass sie 
jeden Tag einen großartigen Job machen. Ohne sie 
alle würde unser Land jeden Tag stillstehen. Wir, 
die Koalition, geben uns mit dem Erreichten aber 
nicht zufrieden, sondern bleiben bei unserem politi-
schen Ziel: Jedes Kind soll eine Kita besuchen, be-
vor es in die Schule kommt. Wir werden weiterhin 
unser Bestes geben, damit das gelingen kann, und 
das aus Überzeugung. – Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Ich eröffne die Aussprache. Zu a) hat für die CDU-
Fraktion die Abgeordnete Katja Rathje-Hoffmann 
das Wort.

(Unruhe SPD)
Verehrte Kollegen, wir haben eine gemeinsame Be-
ratung über einen Gesetzentwurf und einen Bericht. 
Wir hörten zunächst den Bericht der Landesregie-
rung; jetzt hören wir zu a) die Einbringung des Ge-
setzentwurfs. Danach folgt entsprechend der Rei-
henfolge zu b) der Antragsteller des ursprünglichen 
Berichtsantrags.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielen 
Dank für diese aufschlussreiche Erläuterung.

(Heiterkeit)
Herzlichen Dank an das Team der Ministerin für 
diesen wunderbaren Bericht. Er stützt sich auf 
die Zahlen und Daten des Jahres 2025. Als Daten-
grundlage dient die Kita-Datenbank mit all ihren 
Erhebungen und Statistiken. Im Besonderen wird 
auf die Lage der Kinder mit Behinderung und der 
Kinder, die von Behinderungen bedroht sind, hinge-
wiesen.

Die Grundlage des pauschalierten Systems sind die 
im Gesetz festgelegten Parameter, die nun durch 
ein regelmäßiges und gesetzlich fundiertes Moni-
toring überwacht werden. Gemeint sind hier die 
Haushalts- und Finanzplanung sowie Qualität und 
Verfügbarkeit der Betreuung, die Kinderzahlen und 
Betreuungsplätze und der Betreuungsumfang sowie 
die Anzahl der I‑Kindergartenplätze und die außer-
planmäßigen Schließungen der Einrichtungen. Zu-
dem werden die Aufwendungen für den Neubauzu-
schlag erfasst.

Das gesetzlich festgelegte Monitoring untersucht 
die Ausschöpfung des Personalbudgets und die 
durchschnittliche Erfahrungsstufe nach TVöD SuE 
sowie die durchschnittlichen Ausfallzeiten. Hinzu 
kommen weitere Berechnungsparameter für die 
Kindertagespflege. Die Begleitung des Monitorings 
erfolgt durch eine eingesetzte Untergruppe des 
Fachgremiums, das ja alle kennen.

Kommen wir zur Datenerhebung: Die Entwicklung 
des Platzangebots wird überwacht, um den Ausbau 
der Betreuungskapazitäten zu beobachten. Diese 
Daten sind für die Finanzplanung sehr relevant. Die 
Gesamtzahl der Plätze bleibt im Jahr 2025 in etwa 
konstant, bei Schwankungen zwischen 122.806 und 
123.263 anerkannten Plätzen.

Im Bereich der U3-Jährigen gibt es ebenfalls nur 
geringe Veränderungen, von 26.775 auf 26.908 – 
bei stabilen Kapazitäten. Im U3-Bereich beobach-
ten wir einen leichten Anstieg der Plätze.

Eine abnehmende Tendenz ist bei den Hortplätzen 
zu erkennen. Ein Grund dafür könnte der seit die-
sem Jahr geltende Rechtsanspruch auf eine ganztä-
gige schulische Betreuung sein. Im September 2025 
zeigte sich jedoch, dass der Kinderzahlenaufwuchs 
nochmals deutlich schwächer ausfiel, was sich in 
zunehmenden Leerständen zeigte. Das gilt ebenfalls 
für die Kindertagespflege.

Die Qualität der Betreuungsplätze wird kontinuier-
lich bewertet und beobachtet. Das dient der Perso-
nalentwicklung und der Betreuungssituation in der 
Kita. Durch den Einsatz des Anstellungsschlüssels 
ist der Personaleinsatz nun deutlich freier und fle-
xibler geworden als beim alten Gruppenbetreuungs-
schlüssel. Es ist ein großer Erfolg, dass wir das so 
machen.

Die Auswertung der Daten zeigte keinen prozentua-
len Rückgang bei den qualifizierten pädagogischen 
Fachkräften.

Der aktuelle Rückgang der Kinderzahlen eröffnet 
neue Handlungsspielräume für das Kitasystem. 
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Hier wollen wir mit der Änderung des KitaG und 
dem bereits vorgestellten Zehnpunkteplan KiTa für 
Alle weitere und wichtige Verbesserungen erzielen. 
Dafür stehen 35 Millionen Euro – die Ministerin 
hat es erwähnt – aus dem System zur Verfügung; 
die Mittel bleiben im System.

Im Rahmen des 35 Millionen Euro schweren Inves-
titionspakets werden diverse Maßnahmen getroffen, 
um Leerstände in den Kitas insgesamt zu verringern 
und dadurch eventuell anstehende Kitaschließungen 
zu vermeiden. Es werden die Kitazugänge für Kin-
der aus Familien mit Migrationshintergrund und aus 
bildungsfernen Familien, die häufig keine Kita be-
suchen, besonders adressiert.

Die Betreuungsquote der Drei- bis Sechsjährigen 
in Schleswig-Holstein liegt bei 92 Prozent und da-
mit unter dem Bundesdurchschnitt von 95 Prozent. 
Wird aber ausschließlich die Gruppe der Kinder mit 
Migrationshintergrund betrachtet, liegt die Betreu-
ungsquote nur bei circa 60 Prozent. Wir wollen, 
dass möglichst alle Kinder den Zugang zu frühkind-
licher Bildung erhalten. Deshalb stärken wir die 
niederschwellig konzipierten 144 Familienzentren 
im Land mit zusätzlich 3 Millionen Euro für wei-
teres Personal, um aufsuchende Arbeit für diese 
Gruppen zur Motivation zu ermöglichen.

Zudem erhöhen wir die Anzahl der PerspektivKitas 
um 125 auf dann 175 Kitas. Hierfür werden zusätz-
lich 5,3 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.

Ferner werden die Krankheitstage des pädagogi-
schen Personals von 15 auf 19 erhöht,

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

mit einem Landeszuschuss von 12 Millionen Euro. 
Die inklusiven Kitas werden mit 4 Millionen Euro 
gestärkt und die überarbeiteten Bildungsleitlinien 
mit 300.000 Euro in die Praxis umgesetzt.

Mit einem Neubauzuschlag in Höhe von 8 Millio-
nen Euro und der Übernahme und Umsetzung des 
Tarifabschlusses – 5,8 Millionen Euro – gehen die 
Kommunen auch diesmal nicht leer aus. Das Kita-
Portal wird elternfreundlicher und damit verbessert.

Präsidentin Kristina Herbst:
Frau Abgeordnete!

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Ja, ich sehe es schon. – Die Kita-Datenbank wird 
für die Kindertagespflege optimiert; auch das ist 
ganz wichtig.

Wir wollen auch eine gesetzliche Anpassung für 
eine bessere Bedarfsplanung vor Ort.
Ich kann mich den Worten der Ministerin nur an-
schließen: Wir haben für Kita noch nie so viel Geld 
ausgegeben, und wir machen es gern. Ich glaube, es 
ist das beste Signal an Familien mit Kindern, dass 
wir die Kitas stärken.

Präsidentin Kristina Herbst:
Frau Abgeordnete!

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Ja, ich höre auf, Frau Präsidentin. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Sophia 
Schiebe das Wort.

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleg_innnen! 
Wer diesen Bericht liest und Rückmeldungen aus 
der Praxis ernst nimmt, der kann nur zu einem 
Schluss kommen: Die Landesregierung beschreibt 
das Kitasystem, aber sie stabilisiert es nicht.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Dabei will ich ausdrücklich sagen: Es ist richtig, 
dass die Landesregierung einzelne Probleme inzwi-
schen anerkennt und etwa bei PerspektivKitas oder 
den zusätzlichen Krankentagen nachsteuert. Aber 
genau deshalb müsste der nächste Schritt sein, dass 
wir das System strukturell stärken.
Ja, die Kinderzahlen gehen zurück. Ja, es gibt 
regional eine sinkende Auslastung. Aber was macht 
Schwarz-Grün daraus? Diese Koalition macht dar-
aus vor allem ein Steuerungs- und Einsparinstru-
ment. Die Fristen für die Bedarfsplanung sollen 
verkürzt werden, bei einer Auslastung von unter 
93 Prozent sogar auf ein Jahr. Das mag aus Sicht 
kommunaler Haushalte attraktiv wirken. Für Trä-
ger, Beschäftigte, Eltern und Kinder bedeutet das 
aber vor allem weniger Planungssicherheit. Damit 
greift dieser Ansatz definitiv zu kurz;

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])
denn frei werdende Kapazitäten sind nicht zuerst 
ein Problem, sondern sie sind eine Chance für klei-
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nere Gruppen, für bessere Förderung, für echte In-
klusion.

(Beifall SPD)
Die Landesregierung sagt, der Rückgang der Kin-
derzahlen eröffne neue Handlungsspielräume. Ich 
sage: Dann nutzen Sie diese Spielräume endlich für 
Qualität und Verlässlichkeit.

(Zurufe)
Eigentlich gibt es doch ein gemeinsames Ziel, näm-
lich eine gute frühkindliche Bildung, eine verlässli-
che Betreuung und faire Chancen für jedes Kind. 
Gerade deshalb darf man das System jetzt nicht 
auf Auslastungszahlen und kurzfristige Steuerung 
reduzieren.
Aus der Praxis hören wir etwas ganz anderes als 
aus den Hochglanzformulierungen der Koalition. 
Leitungen berichten nach wie vor, dass Gruppen 
kurzfristig schließen würden. Eltern müssten ihre 
Kinder mit zur Arbeit nehmen. Kinder erlebten 
ständig wechselnde Bezugspersonen. Erzieherinnen 
und Erzieher arbeiteten am Limit. Während die Be-
treuung ausfällt, zahlten die Familien weiter Beiträ-
ge.
Genau an dieser Stelle stellt sich doch die ent-
scheidende Frage. Ist die Betreuung der Kinder in 
Schleswig-Holstein tatsächlich verlässlicher gewor-
den? Genau darauf gibt der Bericht aber leider kei-
ne Antwort.
Die außerplanmäßigen Schließtage wurden gar 
nicht erst erhoben, obwohl gerade sie zeigen wür-
den, wie die Realität in den Einrichtungen aussieht. 
Ein Schelm, wer dabei Böses denkt. Damit bleibt 
auch unbeantwortet, ob die letzte Kitareform ihre 
eigenen Ziele überhaupt erreicht hat.
Wirklich schockiert hat uns die Ankündigung der 
Vereinigung der Kitaleitungen, die sich Ende des 
Jahres auflösen muss. Sie schreibt – ich zitiere mit 
Erlaubnis der Präsidentin –, dass die strukturellen 
Rahmenbedingungen in der Kindertagesbetreuung 
eine kontinuierliche und ehrenamtliche Vereinsar-
beit zunehmend unmöglich machten. Die tägliche 
Praxis sei geprägt von Überlastung, Personalman-
gel und steigenden Anforderungen. – Das ist kein 
funktionierendes System. Das ist organisierter Aus-
nahmezustand.

(Beifall SPD)
Besonders problematisch ist, dass die Landesregie-
rung aus Daten Schlüsse zieht, die so nicht be-
lastbar sind. Platzzahlreduzierungen und I-Gruppen 
können einen Hinweis auf inklusive Betreuung ge-

ben. Sie messen aber keine gelingende Inklusion, 
und der Bericht zeigt, dass Einzelintegration und I-
Gruppen regional sehr unterschiedlich genutzt wer-
den.
Das Ziel ist richtig. Kinder mit Unterstützungsbe-
darf sollen selbstverständlich Teil des regulären 
Kitaalltags sein. Wer Inklusion aber ernst nimmt, 
braucht mehr als Statistik. Wir brauchen eine inklu-
sive Grundausstattung in den Kitas, heilpädagogi-
sche Kompetenzen, kürzere Verfahren und weniger 
Bürokratie.

(Beifall SPD)
Liebe Kolleg_innen, wer ständig sagt, Kitas seien 
die Basis unseres Bildungssystems, muss diese Ba-
sis auch tragen. Man darf dann den Trägern nicht 
Planungssicherheit nehmen, die Eltern nicht mit 
Betreuungsausfällen alleine lassen und Fachkräfte 
nicht mit immer neuen Anforderungen überlasten.
Wir fordern deshalb: Erstens, frei werdende Plät-
ze für Qualität nutzen – das bedeutet kleinere 
Gruppen, eine bessere Förderung und mehr Teil-
habe –, zweitens eine landesweit einheitliche und 
verlässliche Kitabedarfsplanung, drittens echte In-
klusion durch Strukturqualität und nicht nur durch 
eine Platzzahlreduzierung und viertens, Fachkräfte 
durch mehr Verfügungszeit und besseren Entwick-
lungsperspektiven stärken.

(Beifall SPD)
Liebe Landesregierung, hören Sie endlich auf die 
Menschen, die das System jeden Tag am Laufen 
halten – die Fachkräfte, die Leitung und auch die 
Eltern –, denn wer die Basis unseres Bildungssys-
tems stärken will, muss zuerst auf die Basis hören. 
– Vielen Dank.

(Beifall SPD, Dr. Heiner Garg [FDP] und 
Christian Dirschauer [SSW])

Präsidentin Kristina Herbst:
Bevor wir in der Rednerliste fortfahren, begrü-
ßen Sie mit mir gemeinsam die Besucherinnen 
und Besucher auf der Tribüne vom Berufsbildungs-
zentrum aus Plön und von der Kieler Gelehrten-
schule sowie die auf Einladung der Abgeordneten 
Dr. Täck anwesenden Besucherinnen und Besucher 
des Ortsvereins BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hen-
stedt-Ulzburg. – Herzlich willkommen im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
jetzt die Abgeordnete Catharina Nies das Wort.
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Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen! Mit dem vorliegenden Bericht legt die Lan-
desregierung eine umfassende Bestandsaufnahme 
der Situation 2025 in Kita- und Kindertagespflege 
in Schleswig-Holstein vor. Dafür möchte ich mich 
ganz herzlich beim Ministerium bedanken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine gute Kitapolitik braucht einen validen Über-
blick über die Entwicklung von Platz‑, Kinder- und 
Fachkräftezahlen, um davon veränderte Bedarfe ab-
leiten zu können. Genau deshalb haben wir als Ko-
alition übrigens schon zum Januar 2025 ein regel-
mäßiges Monitoring gesetzlich verankert, über das 
wir für das Jahr 2026 erstmalig Zahlen und Daten 
erhalten werden. Damit müssen Berichte künftig 
nicht mehr extra beantragt werden, sondern Trans-
parenz wird Regelstruktur.

Zurück zum vorliegenden Bericht 2025: Ein erstes 
zentrales und positives Ergebnis lautet, dass das 
Kitasystem in Schleswig-Holstein insgesamt stabil 
ist. Die Zahl der Regelgruppenplätze blieb 2025 na-
hezu konstant bei 123.000 Kitaplätzen. Im U3-Be-
reich gab es einen leichten Rückgang und bei den 
Ü3-Plätzen einen Zuwachs um 455 Plätze.

Das zweite wichtige Ergebnis des Berichts ist: Wir 
haben es inzwischen mit einer neuen demografi-
schen Realität zu tun. Die Kinderzahlen in Kita- 
und Kindertagespflege werden weniger. Der Be-
richt führt das auf die rückläufigen Geburtenzahlen 
der letzten Jahre zurück, die zwischen 2020 und 
2024 um etwa 2.600 Geburten abgenommen haben, 
was sich seit 2025 durchaus sehr erkennbar auf die 
Betreuungsbedarfe auswirkt.

Drittens. Der Bericht zeigt uns, dass die Fachkräf-
tequote in unseren Kitas stabil geblieben ist; die 
Ministerin hat darauf hingewiesen. Trotz aller Kri-
tik an der Einführung des flexiblen Anstellungs-
schlüssels im letzten Jahr und der damit auch hier 
immer wieder lautstark geäußerten Sorge, dies wür-
de dazu führen, dass bald nur noch Helfende Hän-
de in unseren Kitas arbeiteten, ist das Gegenteil 
geschehen. Das ist doch eine außerordentlich gute 
Nachricht für Schleswig-Holstein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Peter Lehnert [CDU])

Zusammengenommen hat sich die Fachpersonal-
quote sogar leicht auf 91,5 Prozent erhöht. Das 
heißt, heute arbeitet mehr pädagogisch qualifizier-

tes Personal im Verhältnis zum Gesamtpersonal an 
unseren Kitas, als das vor der Gesetzesanpassung 
2025 der Fall war. Der Anteil der Erstkräfte, also 
primär der Erzieher_innen, hat sich sogar leicht 
erhöht, und der Anteil der Assistenzkräfte ist mit 
23 Prozent unverändert geblieben. Die Kritik der 
Opposition, mit dem flexiblen Anstellungsschlüssel 
würde die pädagogische Qualität abgesenkt, bestä-
tigt sich also nicht.

(Zuruf: Na ja!)

Fassen wir zu stabilen Platzzahlen, stabiler pädago-
gischer Qualität und sinkenden Kinderzahlen zu-
sammen: Wie wir als Koalition auf die sinkenden 
Kinderzahlen und damit auf die frei werdenden 
Mittel im Kitasystem reagiert haben, ist bekannt. 
Wir haben nämlich nicht gesagt: „Super, dann zie-
hen wir das Geld jetzt ab.“ Wir haben auch nicht 
gesagt: „Wir wissen nicht, was wir damit anfangen 
sollen.“ Wir haben gesagt: „Wir brauchen jeden 
Cent im Bildungssystem, den wir kriegen können, 
für unsere Kinder.“

Wir nutzen das Geld, um mehr Chancen und bes-
sere Arbeitsbedingungen zu schaffen, und wir wer-
den die 35 Millionen Euro gezielt dafür einsetzen, 
die Familien zu erreichen, die derzeit noch eine 
niedrigere Betreuungsquote haben; die sogenannten 
bildungsfernen Familien und Familien mit Migra-
tionshintergrund. Unsere Sozialministerin Aminata 
Touré hat mit dem Programm KiTa für Alle ein 
Programm der sozialen Teilhabe ausgerufen, denn 
wir sehen den weiteren Handlungsbedarf, und wir 
arbeiten an mehr Qualität und Chancen für alle, und 
zwar Schritt für Schritt.

Gute Reformen sollten nicht schlechtgeredet wer-
den. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf bringen 
wir die Ausweitung der PerspektivKitas von 50 
auf 175 und die zusätzlichen vier Auswahltage für 
das Personal nicht nur an Kita, sondern auch Kin-
dertagespflege auf den Weg. Des Weiteren werden 
wir unseren Kommunen mehr Flexibilität in der 
Bedarfsplanung ermöglichen, während gleichzeitig 
durch festgelegte Zwischenschritte Planungssicher-
heit für die Kitaträger erhalten bleibt.

Vielerorts nehmen Leerstände, also vorgehaltene 
Plätze zu, die nicht mehr nachgefragt werden. Die-
ser Leerstand muss von den Kreisen und den kreis-
freien Städten finanziert werden, und wir alle wis-
sen um die Not der kommunalen Haushalte. Des-
halb müssen wir reagieren und die Rahmenbedin-
gungen etwas anpassen, damit nicht genutzte Plätze 
künftig früher wieder reduziert werden können.
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Beide Interessen – also auch die der Kitaträger, 
das will ich hier deutlich sagen – sind natürlich be-
rechtigt und müssen in Form eines Kompromisses 
ausgeglichen werden. Das haben wir mit den Zwi-
schenschritten versucht. Das Austarieren der unter-
schiedlichen Akteursinteressen ist, wie immer, die 
größte Herausforderung im System der Kitafinan-
zierung. – Ich bedanke mich für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst:
Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Hei-
ner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Liebe Frau Ministerin, weil Sie mich eingangs 
angesprochen haben, will ich etwas vorwegschi-
cken; denn spätestens nach der Sommerpause lau-
fen wir uns irgendwie alle warm. Ich hasse über-
haupt nichts, was demokratische Mitbewerberinnen 
und Mitbewerber sagen, und ich hasse auch keine 
demokratischen Mitbewerber oder Mitbewerberin-
nen. Das Einzige, was ich hasse, sind Extremistin-
nen und Extremisten.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Aber dass ich möglicherweise sehr scharf die eine 
oder andere Maßnahme kritisiere, damit werden Sie 
auch weiterhin umgehen müssen. Ich glaube, Sie 
sind auch nicht auf den Mund gefallen und geben 
das wieder zurück.
Kommen wir zu den beiden Punkten, zunächst zu 
dem Gesetzentwurf, den wir heute in erster Lesung 
miteinander behandeln. Dazu will ich – auch wenn 
ich gestern mit meinem fürchterlich konstruktiven 
Ansatz bei einem anderen Thema gescheitert bin 
– trotzdem mit dem Verbindenden beginnen. Ich 
finde es gut, Frau Ministerin, dass die Zahl der Per-
spektivKitas erhöht wird. Ich würde mir übrigens 
nicht wünschen, dass jede Kita eine PerspektivKita 
wird, sondern dass der Spirit und der Anspruch, der 
dort herrscht, in allen Kitas gelebt werden kann, 
weil das Orte der frühkindlichen Bildung sind.

(Beifall FDP und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Also, ich finde es in Ordnung, dass die Quote 
steigt. Ich finde auch den Ansatz richtig, dass Sie 
sich sozusagen auf die Opposition zubewegen und 

die Anzahl der Krankheitstage von 15 auf 19 erhö-
hen. Aber ich hätte es noch viel besser gefunden, 
wenn Sie einfach die identifizierte Zahl aus dem 
Evaluierungsbericht genommen hätten und gleich 
auf 22 gegangen wären. Wir werden, das sage ich 
jetzt schon, mit einem Änderungsantrag zur zweiten 
Lesung einen entsprechenden Vorschlag machen.

Dass bezüglich der gestiegenen Krankenkassenzu-
satzbeiträge eine Anpassung vorgenommen wird, 
ist auch völlig in Ordnung. Was, glaube ich, wirk-
lich Diskussionspunkt ist und bleiben wird, Frau 
Nies – da sehe ich noch nicht, dass da eine austa-
rierte Lösung gefunden wird –, das ist der § 13 
LoTaG. Sie wissen, dass zumindest Trägerinteres-
sen und kommunale Interessen dem immer noch 
entgegenstehen. Ich sage sehr deutlich – ich könn-
te es mir als Opposition einfacher machen –, ja, 
Sie müssen aufgrund der abnehmenden Kinderzah-
len mit höherer Flexibilität im System reagieren. 
Aber die Regelung, so wie sie bis jetzt vorgesehen 
ist, würde das unternehmerische Risiko ziemlich 
einseitig auf die Träger verlagern, und das sind 
Träger, liebe Kolleginnen und Kollegen, die eine 
öffentliche Aufgabe erfüllen. Deswegen glaube ich, 
eine valide Datengrundlage und Transparenz über 
die Ergebnisse der Jugendhilfe und Bedarfsplanung 
sind wirklich Voraussetzung dafür, dass man am 
Ende – das würde ich mir nach der Anhörung wün-
schen – in Bezug auf die zweite Lösung zwischen 
Trägern und den kommunalen Landesverbänden zu 
einem Konsens kommt.

(Beifall FDP, SSW und Sophia Schiebe 
[SPD])

Der zweite Teil meiner Rede wird nicht mehr ganz 
so verbindlich und freundlich. Abgesehen davon, 
dass ich den Berichtsantrag ursprünglich nicht so 
verstanden habe, dass Sie, Frau Kollegin, den Be-
richt nur für 2025 haben wollten – aber sei es drum, 
die Zahlen sind nur aus 2025 –, finde ich, klingt bei 
dem Bericht schon viel Selbstzufriedenheit durch; 
das hat mit der Realität, mit der auch Abgeordnete 
immer wieder konfrontiert werden, wenn sie bei-
spielsweise mit Kitaleitungen sprechen, nicht im-
mer etwas zu tun. Uns sagen Kitaleitungen, Sie 
kennen das Schreiben vermutlich –:

„Die tägliche Praxis ist geprägt von:

• einer anhaltenden Überlastung der pädago-
gischen Fachkräfte und Leitungspersonen, 

• einem hohen Maß an Personalmangel, Aus-
fallzeiten und Vertretungssituationen, 

8860 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 118. Sitzung – Donnerstag, 7. Mai 2026

(Catharina Johanna Nies)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2908&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2908&format=WEBVOLLLANG


• stetig steigenden administrativen und orga-
nisatorischen Anforderungen,
• sowie einer wachsenden Diskrepanz zwi-
schen fachlichen Ansprüchen und real um-
setzbaren Bedingungen.“ 

Liebe Kollegin Nies, wir batteln uns häufig gern bei 
Kitathemen. Wenn Sie sagen, die Fachkräftequote 
sei auf über 90 Prozent gestiegen – ich gehe davon 
aus, dass Sie da auch sämtliche Quereinsteigerin-
nen und Quereinsteiger eingerechnet haben; sonst 
würden Sie nicht auf 91,5 Prozent kommen –, so 
kommt es sehr darauf an, welche Qualifikationen 
die Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger haben.

(Zuruf Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

– Ja. Gucken wir uns einmal an, ob es wirklich da-
zu führt, wenn Sie das eben von mir zitierte Schrei-
ben der Kitaleitungen dagegenstellen, dass die Ein-
richtungen mit dem zufrieden sind, wie es gerade 
in Schleswig-Holstein aussieht. Ich bezweifle das, 
und ich finde, es ist auch unsere Aufgabe, darauf 
hinzuwirken, dass diejenigen, die in den Kitas ar-
beiten, um es einfacher zu machen, wirklich wieder 
Lust auf ihren Job haben. Ich bleibe bei meiner 
Kritik am Anstellungsschlüssel, zumindest so, wie 
er derzeit in der Umsetzung gelebt wird. Der führt 
eben nicht zu einer höheren Zufriedenheit, –

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kommen Sie bitte zum Schluss, Kollege Dr. Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
– sondern er führt zu einer nachhaltigen Unzufrie-
denheit des Personals, und das können wir uns nicht 
leisten. – Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SSW-Fraktion erteile ich dem Fraktionsvor-
sitzenden Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir reden heute über einen Bericht zur Kitasitua-
tion und über eine Änderung des KiTa-Gesetzes, 
die die Inhalte des Pakets Kita für alle nachvoll-
zieht. Beide Drucksachen sind für sich genom-
men wichtig und Beleg für eine Entwicklung, die 
uns vor weitere Herausforderungen im Kitabereich 
stellt. Denn derzeit führen sinkende Kinderzahlen 

bekanntlich zu ganz neuen Diskussionen, und zwar 
über Leerstandskosten in den Kommunen und in 
einzelnen Fällen sogar über einen Fachkräfteüber-
hang. Wer hätte das gedacht?

Vom Grundsatz her bewerten wir den Weg, für den 
sich die Landesregierung entschieden hat, positiv. 
Es ist absolut sinnvoll, frei werdende Mittel im 
Kitasystem zu belassen. Hier wiederhole ich mich 
gern: Dieser Schritt ist richtig und noch dazu ab-
solut notwendig. Denn jeder Euro, der im Landes-
haushalt für Bildung vorgesehen war, muss auch 
weiter in die Bildung fließen.

Ich habe schon an anderer Stelle darauf hingewie-
sen, dass diese Entscheidung zwar positiv, aber 
gleichzeitig auch nicht wirklich heldenhaft ist. Sie 
ist vielmehr eine logische Konsequenz. Denn wer 
die Qualität in der frühkindlichen Bildung sichern 
will, darf sinkende Kinderzahlen nicht zum Anlass 
für Einsparungen nehmen. Ganz im Gegenteil, die-
se Möglichkeit sollte dringend genutzt werden, um 
endlich flächendeckend auf ein Niveau zu kommen, 
das dem Begriff Bildungseinrichtung auch wirklich 
entspricht.

(Beifall SSW, SPD und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Denn trotz einiger Uneinigkeit im Detail ist hof-
fentlich allen klar, dass wir mit Blick auf Qualität 
und Reichweite der frühkindlichen Bildung noch 
Luft nach oben haben. Da kann es sicher nicht 
schaden, wenn Schleswig-Holstein mehr Geld pro 
Kitakind in die Hand nimmt. Noch einmal: Die 
aktuelle Entwicklung darf nicht dazu führen, dass 
die Landesregierung in Sachen Kita auf die Brem-
se tritt. Nach Jahren, in denen wir vor allem die 
Kapazitäten beziehungsweise Platzzahlen erweitern 
wollten, muss der Fokus nun klar auch auf der 
qualitativen Weiterentwicklung liegen. Das bedeu-
tet ganz konkret: Frei werdende Kapazitäten sollten 
gezielt für eine bessere Förderung, mehr Teilhabe 
und eben stärker am Sozialraum orientierte Arbeit 
genutzt werden. Noch dazu muss die Inklusion und 
die Fachkräftebasis in der frühkindlichen Bildung 
strukturell gestärkt werden. Denn frühkindliche 
Bildung, Bindung und Erziehung braucht konstan-
te, gut ausgebildete, professionelle Fachkräfte. Es 
muss gezielt in die Personalentwicklung für die und 
in den Kitas investiert werden. Gleichzeitig dürfen 
wir nicht vergessen, dass die frühkindliche Bildung 
noch längst nicht alle Kinder erreicht. Hier denke 
ich insbesondere an Kinder aus bildungsfernen Fa-
milien und Familien mit Migrationsgeschichte, die 
nachweislich massiv vom Kitabesuch profitieren.
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Mit dem geplanten Ausbau der PerspektivKitas 
sind wir auch mit Blick auf diese Familien auf dem 
richtigen Weg. Und keine Frage, wir brauchen diese 
personellen Verstärkungen in sozial herausfordern-
den Gebieten. Aber wir sehen das Instrument Per-
spektivKita in der geplanten Ausgestaltung nicht 
als Allheilmittel, sondern als Startpunkt, und zwar 
als Startpunkt für eine dauerhafte, bedarfsorientier-
te Finanzierung, die sich an der sozialen Realität 
vor Ort ausrichtet statt an starren Budgets.

Dass das Konzept KiTa für Alle auch wirklich alle 
Träger einschließen muss, dürfte eigentlich selbst-
verständlich sein. Und doch ist mir der Hinweis 
wichtig, dass auch ganz explizit die dänischen Ein-
richtungen teilhaben müssen. Gleiches gilt im Übri-
gen auch für das Instrument der Kompetenzteams 
Inklusion. Da müssen wir wirklich noch einmal 
miteinander sprechen. Wenn das Sozialministerium 
schreibt, dass das Personal in den dänischen Ein-
richtungen auch Deutsch spreche – da kann man 
hinterfragen, ob das alle auf der muttersprachlichen 
Ebene machen –, und deswegen darauf verweist, 
dass auch deutsche Angebote in Anspruch genom-
men werden könnten, dann frage ich mich: Ist das 
im Geist unserer gemeinsamen Minderheitenpolitik 
oder nicht?

(Sybilla Nitsch [SSW]: Nein!)

Über die Kompetenzteams Inklusion müssen wir 
wirklich noch einmal reden.

(Beifall SSW und SPD)

Ich dachte, wir wären da schon auf einem guten 
Weg. Vielleicht deute ich das auch falsch. – Sie 
nicken: Lassen Sie uns gerne darüber reden; über 
den Satz müssen wir noch einmal sprechen.

Gut. – Eine Situation, in der die Kitas der dänischen 
Minderheit bei Förderprogrammen oder bei perso-
nellen Aufstockungen nur in zweiter Reihe stehen 
oder sogar vergessen werden, ist völlig inakzepta-
bel, und zwar nicht nur, weil es ein Bruch unse-
res partnerschaftlichen Miteinanders hier im Land 
wäre, sondern schlicht und einfach auch, weil vie-
le Einrichtungen der Minderheit vor den gleichen 
Herausforderungen stehen wie Kitas der Mehrheits-
bevölkerung – und zwar ausdrücklich sowohl mit 
Blick auf sozial herausfordernde Gebiete als auch 
auf Kinder mit Behinderung.

Diesen Fakt darf man auch im Rahmen der Weiter-
entwicklung des Kitasystems nicht vergessen, mei-
ne Damen und Herren. Also insoweit noch einmal 
der klare Appell: Denken Sie die Einrichtungen der 
dänischen Minderheit mit, ermöglichen Sie der dä-

nischen Minderheit auch, PerspektivKitas einrich-
ten zu können. Wir haben Schulen, die liegen teil-
weise Luftlinie zehn Meter von PerspektivSchulen 
entfernt, aber wir stehen auch dazu noch im Dialog 
mit dem Bildungsministerium, da fehlt tatsächlich 
noch eine Antwort. Also auch da mein Appell an 
die Regierung, intern ein Stück weit Druck auszu-
üben und sich hier darauf zu verständigen. Es kann 
nicht sein, dass die dänische Minderheit dauerhaft 
ausgeschlossen bleibt. Das will ich an der Stelle 
noch einmal sagen.

(Beifall SSW, SPD und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Über die Kompetenzteams Inklusion können wir 
dann ja noch einmal reden. Also kann ich weiter-
hin davon ausgehen, dass der Dansk Skoleforening 
da unterstützt wird und eigene Möglichkeiten be-
kommt? – Dann habe ich das Schreiben vielleicht 
anders gedeutet, und dann ist der Hinweis in dem 
Schreiben auf das deutschsprachige Personal und 
darauf, dass alle Deutsch können, von mir vielleicht 
falsch gedeutet. Das können Sie dann ja noch ein-
mal klarstellen. Ich bin gespannt. – Vielen Dank.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, deswegen 
schließe ich die Beratung zu Punkt 1. – Entschuldi-
gung, das hatte ich nicht gesehen. Frau Ministerin, 
bitte.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Ich bin jetzt noch einmal 
hier nach vorn gekommen, weil mir das wichtig 
war, den Punkt, den Sie angesprochen hatten, Ab-
geordneter Dirschauer, richtigzustellen, denn uns ist 
es ein ganz großes und wichtiges Anliegen, dass 
natürlich auch die dänischen Kitas bei all den Pro-
grammen beteiligt werden, die wir machen, weil 
das ein Selbstverständnis ist, das wir gemeinsam 
formulieren. 
Ich bin deswegen im vorletzten Monat in einer dä-
nischen Kita gewesen, habe mit ihnen auch über 
das Projekt KiTa für Alle und dezidiert auch über 
die PerspektivKitas gesprochen. Wir haben ja ein 
System, bei dem eine PerspektivKita immer im 
Kreis einer sozialräumlich herausfordernden Lage 
liegt. Wir haben dann gemeinsam darüber gespro-
chen, dass einige dänische Kitas tatsächlich in die-
sem Einzugsbereich liegen und sich natürlich auf 
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die PerspektivKitas bewerben können. Wir haben 
einen super Austausch sowohl auf Fachebene als 
auch auf politischer Ebene, weil Sie mir diesen 
Hinweis ganz dezidiert gegeben haben. Sie haben 
gesagt: Es ist wichtig, dass die dänischen Kitas 
bei dem 35-Millionen-Paket nicht außen vor sind. 
– Und ich sage Ihnen zu: Das sehen wir auf politi-
scher wie auf fachlicher Ebene genauso. Von daher 
möchte ich Ihnen von dieser Stelle aus sehr deutlich 
zusagen, dass das natürlich Teil davon ist und dass 
wir die dänischen Kitas niemals vergessen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und vereinzelt CDU)

Dann möchte ich noch einen weiteren Punkt benen-
nen, der jetzt gerade in der Debatte noch einmal 
aufgekommen ist. Dabei geht es um die Frage: 
Wie tarieren wir eigentlich die Tatsache aus, dass 
auf der einen Seite vor Ort in den Kommunen ein 
Leerstand besteht und wir auf der anderen Seite ein 
bisschen mehr Luft im System haben, wenn wir 
rückläufige Kinderzahlen haben.

Sie können mir glauben, dass wir auf der einen 
Seite gemeinsam als Koalition mit den Kommunen, 
mit den Trägern, mit den Einrichtungen sehr inten-
sive Debatten darüber führen, wie wir das gesetz-
lich am besten regeln können, denn es ist ein rea-
les Problem für die Kreise und kreisfreien Städte, 
wenn sie die Herausforderung haben, Leerstand zu 
finanzieren. Auf der anderen Seite wollen wir eben 
auch eine Flexibilisierung im System haben, wenn 
ein bisschen mehr Plätze da sind. Deswegen haben 
wir im Gesetz in § 13 KiTaG eine Formulierung, 
die vorsieht, dass man sich anschaut, wie man mög-
licherweise Gruppen erst einmal reduziert, bevor 
man zu der Situation kommt, ganze Einrichtungen 
oder ganze Gruppen zu schließen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Das heißt, dieses Thema ist höchst sensibel, und ich 
verstehe das überhaupt nicht in Anbetracht der Si-
tuation der kommunalen Haushalte. Das ist ja kein 
Thema, das wir aufgeworfen haben, sondern man 
hat gesagt: Wir haben hier teilweise zweistellige 
Millionenbeträge im Bereich des Leerstands, und 
wir können da nicht einfach nur zuschauen. Wir ha-
ben aber die Situation, dass nicht alle Kinder in der 
Kita sind. Das ist doch der Grund gewesen, war-
um wir dieses Paket auf den Weg gebracht haben. 
Wir wollen nicht, dass unkontrolliert Kitaplätze 
abgebaut werden, sondern wir wollen gemeinsam 
mit den Kommunen eine bessere Bedarfsplanung 

hinbekommen – im Interesse der Kommunen, der 
Kitas und der Einrichtungen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Frau Ministerin, lassen Sie eine Zwischenbemer-
kung oder eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Garg zu?

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung

Sehr gern.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Ich teile ausdrücklich, was Sie 
gerade ausgeführt haben. Trotzdem ist Ihnen 
ja nicht verborgen geblieben, dass es da nach 
wie vor eine Diskrepanz der Bedarfe, die 
die Träger anmelden, und der finanziellen Si-
tuation der KLV gibt. Meine Frage an Sie: 
Glauben Sie, dass wir oder dass Sie es nach 
der Anhörung schaffen, diese beiden Seiten 
so zusammenzubinden, dass man im Gleich-
schritt das System weiter stabilisiert, mit ei-
ner höheren Flexibilität auf der einen Seite, 
auf der anderen Seite aber trotzdem das un-
ternehmerische Risiko der Träger im Auge 
behaltend?

– Absolut. Um vielleicht damit zu starten; Wir ha-
ben intensive und sehr viele Gespräche, auch ich 
persönlich, mit allen Beteiligten darüber geführt, 
dass wir diese beiden unterschiedlichen Herausfor-
derungen haben, und über die Perspektiven im Ki-
tasystem. Die Abgeordnete Nies hat es eben gerade 
angesprochen, das ist ja immer ein Austarieren der 
unterschiedlichen Interessen. 

Wir haben hier übrigens auch kein gemeinsames 
kommunales Interesse, denn auch dort gibt es un-
terschiedliche Interessen mit Blick auf die Gemein-
den, die Städte und auch die Kreise oder kreisfreien 
Städte, weil dort die finanziellen Risiken vor allem 
die Kreise und kreisfreien Städte tragen. 

Dann haben wir die andere Situation, dass wir 
ein 35-Millionen-Paket geschaffen haben, das vor 
allem die Kitas, die Einrichtungen und die Kids 
im Fokus hat, von dem aber auch die Gemeinden 
profitieren, unter anderem beispielsweise durch die 
Fehltage, die wir jetzt noch mitfinanzieren. Das 
heißt, natürlich haben wir im Rahmen dieses Pakets 
sehr viel darüber gesprochen: Wie können wir in 
diesem Paket auch die Kreise und kreisfreien Städ-
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te entlasten, denn die andere Entlastungswirkung 
durch das Paket trifft nicht auf sie zu,
Von daher: Mein Interesse ist es immer, das Interes-
se dieser Koalition ist es immer – dazu sind wir in 
einem intensiven Austausch –, dass wir die unter-
schiedlichen Interessen der Player nebeneinanderle-
gen und gucken, wie wir gemeinsam das Geld mög-
lichst effizient einsetzen, denn die Tatsache, dass 
wir als Land, die Kommunen, die Eltern und der 
Bund minimal eben auch alle diesen Beitrag leisten, 
führt ja dazu, dass wir die Ressourcen, die wir im 
System haben, zielgerecht einsetzen und die Situati-
on schaffen müssen, dass die Kinder, die noch nicht 
in der Kita sind, in die Kita kommen. Das Thema 
versuchen wir nebenbei ja auch noch zu lösen. 
Ich glaube, der Automatismus, der entstehen könn-
te, wenn Plätze einfach nur aus einer finanziellen 
Perspektive abgebaut werden, führt dazu, dass die 
Bedarfe, die die Eltern tatsächlich vor Ort haben, 
da nicht berücksichtigt werden können, und dass 
die Bedarfe, die da sind, weil Kinder noch nicht 
erreicht werden, nicht abgedeckt werden und wir 
dann falsche Zeiten oder falsche Plätze im System 
haben. 
Deswegen: Ja, das größte Thema, das wir in diesem 
Bereich haben, ist, die Interessen nebeneinanderzu-
legen. Das ist mein Anspruch. Ich freue mich über 
den Input, der auch aus dem parlamentarischen 
Raum und von den Verbänden kommen wird, denn 
ich glaube, dann werden wir eine gute Lösung hin-
bekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Normalerweise sollte eine Antwort laut unserer Ge-
schäftsordnung nicht länger als eine Minute dauern, 
aber da ich ein sehr liberaler Präsident bin und da 
das auch ein wichtiges Thema ist, habe ich das jetzt 
nicht unterbrochen. 

(Beifall Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Ich bitte aber wirklich, in Zukunft darauf zu achten. 
Die Ministerin hat drei Minuten zusätzliche Rede-
zeit in Anspruch genommen. Diese würde theore-
tisch den Fraktionen jetzt zur Verfügung stehen. – 
Das wird aber nicht in Anspruch genommen. Gut, 
dann liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen 
vor und ich schließe die Beratung.
Jetzt komme ich zu Punkt 1, Abstimmung zu 
a), zum Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 

20/4378. Hier ist beantragt worden, den Gesetzent-
wurf, Drucksache 20/4378, dem Sozialausschuss 
zu überweisen. Wer so beschließen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das dürfte einstimmig 
sein. Ich frage nochmal: Gegenprobe? – Stimment-
haltung? – Das ist einstimmig.

Dann kommen wir zur Abstimmung zu b), Be-
richt der Landesregierung, Drucksache 20/4138. 
Da ist auch Ausschussüberweisung beantragt, und 
zwar den Bericht der Landesregierung, Drucksache 
20/4138, dem Sozialausschuss zur abschließenden 
Beratung zu überweisen. Wer dem so zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich gehe 
auch davon aus, dass das einstimmig ist. Dann ist 
das so beschlossen. – Vielen Dank. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Haushaltsgesetzes 2026 (2. Nach-
tragshaushaltsgesetz 2026)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/4335

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses
Drucksache 20/4371

(Unruhe)

Darf ich um etwas Aufmerksamkeit bitten? Auch 
von der Kollegin Redmann. Wir würden gern fort-
fahren. Es ist ein bisschen laut. – Ich erteile das 
Wort dem Berichterstatter des Finanzausschusses, 
dem Abgeordneten Christian Dirschauer.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Herr Präsident, ich verweise auf die Vorlage.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Ich eröffne 
dann die Aussprache. Das Wort hat die Finanz-
ministerin Dr. Silke Schneider.

Dr. Silke Schneider, Finanzministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Mit dem zweiten Nachtragshaushalt 2026 
setzen wir um, was wir den Menschen in Schles-
wig-Holstein zugesagt haben. Wir handeln verläss-
lich, investieren gezielt und übernehmen Verant-
wortung für die Zukunft unseres Landes. Dieser 
Nachtrag setzt klare Prioritäten. Wir stärken Bil-
dung, wir schaffen die finanziellen Voraussetzun-
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gen einer verfassungsgemäßen Alimentation und 
geben zusätzliche Impulse für Infrastruktur und 
Klimaneutralität, und wir eröffnen mit dem Azu-
biwerk neue Perspektiven für junge Menschen in 
Ausbildung. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Im Einzelnen: Ein Schwerpunkt im Nachtrag be-
trifft die Unterrichtsversorgung. Zum Schuljahr 
2026/27 schaffen wir insgesamt 254 neue Leh-
rerstellen. Damit stärken wir die Situation an 
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien. Besonders 
wichtig ist uns der Ausbau des Ganztags. Die Lan-
desregierung hat sich gegenüber den Kommunen 
verpflichtet, 85 Prozent der erforderlichen Investiti-
onen zu finanzieren. Dafür stellen wir aus dem Lan-
desanteil des Sondervermögens Infrastruktur und 
Klimaneutralität 280 Millionen Euro bereit. Nach 
Prüfung der Anträge hat sich nun ein zusätzlicher 
Bedarf von rund 250 Millionen Euro ergeben. Auch 
diese Mittel bilden wir im Einzelplan 16 ab und 
finanzieren sie zunächst aus dem Sondervermögen 
IMPULS 2040 vor. Das ist sachgerecht, denn der 
Ganztagsausbau ist zentrale Bildungsinfrastruktur. 
Er schafft Verlässlichkeit für Familien, bessere 
Lernbedingungen für Kinder und stabile Rahmen-
bedingungen für die Kommunen.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Serpil Midyatli [SPD]: Das hät-
ten wir auch alles ein Jahr vorher haben kön-
nen!)

Alle konkret geplanten Maßnahmen können jetzt 
planmäßig umgesetzt werden, die Zuwendungsbe-
scheide erteilt werden.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Mit Blick auf die langfristige Planung bleibt das 
verantwortbar, denn IMPULS verfügt aktuell über 
818 Millionen Euro. Die Vorfinanzierung ist damit 
möglich. Zugleich streben wir an, die entnomme-
nen Mittel ab 2031 schrittweise wieder zuzuführen.

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Frau Ministerin, Entschuldigung, erlauben Sie eine 
Zwischenfrage?

Dr. Silke Schneider, Finanzministerin: 
Ich schließe einmal diesen Teil ab, und dann erlau-
be ich es sehr gern.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Gut, so machen wir das.

Dr. Silke Schneider, Finanzministerin: 
So sichern wir die zugesagten Budgets der Ressorts 
und halten auch die Baukostenreserve auf solidem 
Niveau. – Herzlichen Dank.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Lassen Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Habersaat zu?

Dr. Silke Schneider, Finanzministerin: 
Jetzt gerne, ja.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich glaube, einen kleinen 
Widerspruch gehört zu haben, aber das kön-
nen Sie vielleicht klarstellen. Auf der einen 
Seite sagten Sie, Sie stellen 250 Millionen 
Euro für den Ganztagsausbau bereit. Die be-
antragte Summe liegt bei 414 Millionen. Das 
sind bummelig 60 Prozent, die Sie bereitstel-
len. Dann sagten Sie, alle beantragten Maß-
nahmen könnten nun losgehen. Das geht ja 
nicht.

– Wir stellen das Geld bereit, das nach den Zuwen-
dungsrichtlinien auch zuwendungs- und beschei-
dungsreif ist, das nach den Zuwendungsrichtlinien 
alle Voraussetzungen erfüllt. Das ist jetzt geprüft 
worden, und demnach sind über die 280 Millionen 
hinaus, die schon beschieden sind, weitere rund 
250 Millionen zuwendungsreif.

(Serpil Midyatli [SPD]: Aber die sind noch 
nicht genehmigt!)

– Nein, das kann ja auch nicht sein. Ich habe ge-
sagt, wir schaffen die Voraussetzungen mit dem 
Nachtrag, der hier heute beschlossen werden soll, 
dann können die Zuwendungsbescheide aufgrund 
der Ermächtigungen, die Sie in den Nachtrag rein-
nehmen, rausgehen. So habe ich es auch formuliert, 
dass die Voraussetzungen damit geschaffen werden 
sollen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja, was ist dann mit 
den anderen?)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Frau Ministerin, Sie haben jetzt eine Frage beant-
wortet, die nicht offiziell gestellt wurde, aber der 
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Kollege Habersaat hat noch eine Nachfrage. Lassen 
Sie die zu?

Dr. Silke Schneider, Finanzministerin: 
Ja.

Martin Habersaat [SPD]: Jetzt müssen die 
Schulträger noch erfahren, welche 60 Prozent 
zu Recht beantragt waren sozusagen und die 
Bescheide bekommen. Für wann ist denn das 
geplant? Also wann wird denn, wenn alles so 
läuft, wie Sie sich das vorstellen, der letzte 
Bescheid verschickt sein?

– Ich glaube, das ist eine Frage an das Bildungs-
ministerium. Das Bildungsministerium hat nach 
meiner Kenntnis die Prüfung fast abgeschlossen 
und wird die Bescheide in diesem Jahr noch heraus-
geben. Das habe ich im Finanzausschuss so mitge-
teilt, aber konkret sollten Sie das Bildungsministeri-
um – –

(Zurufe SPD – Serpil Midyatli [SPD]: Noch 
in diesem Jahr! Am 1. August 2026 geht es 
los!)

Alle Bescheide gehen raus und alle Informatio-
nen gehen an die Kommunen beziehungsweise die 
Schulträger, wie sie jetzt gebraucht werden. Die 
Ärmel sind da schon hochgekrempelt, denn dieser 
erhöhte Teil an Anträgen ist von niemandem erwar-
tet worden. In den letzten Wochen ist wirklich alles 
dafür gemacht worden, dass schnell Klarheit für 
alle Beteiligten, für den Haushalt und genauso für 
die Schulträger besteht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Meine Damen und Herren, ein weiteres wichtiges 
Signal dieses Nachtragshaushalts ist das geplante 
Azubiwerk. Auszubildende leisten jeden Tag einen 
unverzichtbaren Beitrag für unsere Wirtschaft und 
für unsere öffentliche Versorgung. Gleichzeitig ist 
bezahlbarer Wohnraum für viele Auszubildende ein 
echtes Hindernis. Genau hier setzen wir an. Wir 
finanzieren in 2026 eine Markt- und Bedarfsana-
lyse, um gezielt zu klären, wo Unterstützung für 
Auszubildende besonders nötig ist. Dafür sollen zu-
nächst 60.000 Euro bereitgestellt werden. Das Ziel 
des Azubiwerks ist, dass bezahlbarer Wohnraum 
geschaffen wird, Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote kommen und eine Struktur geschaffen wird, 
die Auszubildende spürbar entlastet.
Ein weiterer Punkt im zweiten Nachtrag: Für ers-
te kommunale Maßnahmen aus dem Sondervermö-
gen Infrastruktur und Klimaneutralität werden rund 

279 Millionen Euro veranschlagt. Damit schaffen 
wir die Grundlage für weitere kommunale Investi-
tionen, die unser Land modernisieren und unsere 
Städte und Gemeinden stärken. Gleichzeitig blei-
ben wir bei der Haushaltsdisziplin verlässlich. Für 
Mehrausgaben infolge des jüngsten TV-L-Tarifab-
schlusses sowie für Besoldungs- und Versorgungs-
anpassungen erhöhen wir den Ansatz um rund 
332 Millionen Euro. Einen großen Teil davon de-
cken wir aus Rücklagen. Das zeigt: Wir handeln 
verantwortungsvoll und bleiben auch in schwieri-
gen Zeiten handlungsfähig.

(Beate Raudies [SPD]: Die Rücklagen haben 
wir erst seit zwei Monaten! Das ist noch 
nicht verantwortungsvoll!)

Daneben berücksichtigen wir im zweiten Nachtrag 
auch Minderbedarfe, etwa geringere Zinsausgaben 
in Höhe von 20 Millionen Euro. Gründe dafür sind 
unter anderem zurückgeflossene Northvolt-Mittel 
und eine positive Liquiditätsentwicklung. Beides 
war im Dezember, bevor die Nachschiebeliste be-
schlossen wurde, noch nicht erkennbar. Natürlich 
ist es für Sie als Haushaltsgesetzgeber nicht ideal, 
solche Entwicklungen erst in einem Nachtrag zu 
sehen. Aber sie zeigen eben sehr deutlich, mit wel-
chen Unsicherheiten wir immer wieder umgehen 
müssen.

Meine Damen und Herren, dieser Nachtrag verbin-
det notwendige Reaktionen mit klarem Gestaltungs-
willen. Wir stärken Bildung, Ganztag, investieren 
in Infrastruktur, eröffnen mit dem Azubiwerk neue 
Perspektiven und sichern zugleich die finanzielle 
Handlungsfähigkeit des Landes. Genau das erwar-
ten die Menschen von uns, und genau das leisten 
wir mit diesem Entwurf.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Klar ist aber auch: Wir haben weiterhin einen 
nicht unerheblichen Handlungsbedarf im laufenden 
Haushalt, und den werden wir verantwortlich lösen. 
– Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
So, die Ministerin hat die Redezeit um 47 Sekunden 
erweitert. Das steht natürlich dann auch allen Frak-
tionen zur Verfügung.

Zunächst hat für die CDU-Fraktion der Kollege 
Plambeck das Wort.
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Ole-Christopher Plambeck [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der zweite Nachtragshaushalt 2026 
zeigt vor allem eins: Gerade in den derzeit finanzi-
ell herausfordernden Zeiten halten wir Wort, setzen 
die richtigen Prioritäten und investieren in die Zu-
kunft unseres Landes.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir halten bei der verfassungskonformen Alimenta-
tion unserer Beamtinnen und Beamten Wort. Dafür 
erhöhen wir den Ansatz für die Besoldung und Ver-
sorgung um rund 332 Millionen Euro. Entscheidend 
ist: Wir haben frühzeitig vorgesorgt. Bereits im ver-
gangenen Jahr, Ende letzten Jahres, haben wir eine 
240-Millionen-Euro-Rücklage gebildet, und weitere 
Vorsorgen von circa 17 Millionen Euro stehen be-
reit. Das ist solide Finanzpolitik.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber vor allem gehört Schleswig-Holstein zu den 
Bundesländern, die mit am schnellsten das Bundes-
verfassungsgerichtsurteil zur Bedienung der Besol-
dung mit den neuen Parametern umsetzen. Da bin 
ich vor allem Silke Schneider, Franziska Richter 
und dem Team sehr dankbar. Es ist ein hochkom-
plexes Rechenwerk. Wir haben vom Bundesverfas-
sungsgericht neue Parameter bekommen und setzen 
das schnellstmöglich in Schleswig-Holstein um. 
Das ist vor allem ein Zeichen der Wertschätzung 
gegenüber unseren Beamtinnen und Beamten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gleichzeitig investieren wir gezielt in die Zukunft 
unseres Landes und insbesondere in die Bildung. 
Zum Schuljahr 2026/27 schaffen wir 254 neue 
Lehrkräftestellen. Damit verbessern wir die Un-
terrichtsversorgung an Gemeinschaftsschulen und 
Gymnasien. Das ist auch ein klares Signal für die 
Schülerinnen und Schüler, für die Eltern, aber vor 
allem auch für die Lehrkräfte. Bildung bleibt Kern-
priorität unserer Koalition.

(Annabell Krämer [FDP]: Ha, ha, ha!)

Wir stärken die Ganztagsbetreuung. Für den weite-
ren Ausbau stellen wir zusätzliche Verpflichtungs-
ermächtigungen von rund 250 Millionen Euro be-
reit. Damit schaffen wir Planungssicherheit für un-
sere Kommunen und sichern den Mehrbedarf ab. 
Für jeden gültigen Antrag – das hat die Ministerin 
gesagt – wird es einen Zuwendungsbescheid geben. 

Insgesamt stellen wir als Land mehr als 716 Millio-
nen Euro für Investitionen in den schulischen Ganz-
tag in Schleswig-Holstein zur Verfügung. Zusam-
men mit dem kommunalen Anteil sind das mehr 
als 842 Millionen Euro. Das ist eine tolle Gemein-
schaftsleistung von Land und Kommunen für den 
schulischen Ganztag. Das ist eine tolle Leistung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dieser Nachtragshaushalt blickt aber nicht nur auf 
Schulen, sondern auch auf die Fachkräfte von mor-
gen. Mit der Vorbereitung eines Azubiwerks gehen 
wir einen neuen Weg. Viele Auszubildende finden 
gerade in den Ballungsräumen – ich gucke natürlich 
vor allem an den Hamburger Rand – kaum bezahl-
baren Wohnraum. WGs gibt es dort kaum. Deshalb 
ist es richtig, dass wir mit dem Nachtragshaushalt 
60.000 Euro für eine Markt- und Bedarfsanalyse 
bereitstellen, denn es geht darum, für die Auszubil-
denden zielgerichtete Unterstützungsangebote für 
den Wohnraum aufzubauen. Das ist ein Beitrag zur 
Fachkräftesicherung. Denn das Thema duale Aus-
bildung ist wichtiger denn je.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt natürlich in der In-
frastruktur. Für erste kommunale Maßnahmen aus 
dem Sondervermögen des Bundes werden 279 Mil-
lionen Euro eingeplant, damit Investitionen vor Ort 
schnell ankommen und umgesetzt werden können.

Genau deshalb enthält der Nachtragshaushalt auch 
mehrere haushaltsgesetzliche Ermächtigungen, die 
es ermöglichen, in bestimmten Fällen schnell zu 
handeln, etwa bei der Unterstützung unserer ukrai-
nischen Partnerregion Cherson oder bei der Neu-
aufstellung der Eutiner Festspiele. Denn gerade in 
diesen Zeiten braucht das Land, braucht der Staat, 
Handlungsfähigkeit und Flexibilität, und das geben 
wir ihm.

Nichtsdestotrotz bedeutet solide Haushaltspolitik 
auch, Einsparpotenziale konsequent zu nutzen und 
Mehreinnahmen realistisch einzuplanen. Die Zins-
ausgaben sinken um 20 Millionen Euro. Aus der 
GVB, also der Gesellschaft zur Verwaltung und 
Finanzierung von Beteiligungen des Landes Schles-
wig-Holstein – wir sollten nicht immer über Ab-
kürzungen reden, deswegen spreche ich es einmal 
aus – werden zusätzlich 13 Millionen Euro ausge-
schüttet. Bei Gebühren und Gerichtskosten erwar-
ten wir Mehreinnahmen von 11 Millionen Euro, 
und durch die Veränderung des Regionalisierungs-
gesetzes wird der Landesanteil für das Deutsch-
landticket um 10 Millionen Euro reduziert.
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(Beate Raudies [SPD]: Das könnten wir doch 
zum Beispiel für den Busverkehr ausgeben!)

Das alles zeigt, der Nachtragshaushalt ist keine 
Wunschliste, er ist ein ausgewogenes Paket, sehr 
geehrte Frau Kollegin Raudies, nämlich aus Vorsor-
ge, Investition und Konsolidierung. Auch der ver-
bleibende Handlungsbedarf sinkt auf 192 Millionen 
Euro, das wird im Vollzug aufgelöst. Ich würde 
sagen, das ist ein sehr gutes Paket. Herzlichen Dank 
an die Landesregierung, das wird jetzt umgesetzt. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit, ich bitte um 
Zustimmung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Kollegen Oliver Brandt das Wort.

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Haushalt ist ein lebendes Kon-
strukt und immer wieder an die aktuellen Gegeben-
heiten im laufenden Jahr anzupassen. Daher beraten 
wir nun im Mai bereits den zweiten Nachtragshaus-
halt für 2026, denn es haben sich erneut wichtige 
Änderungen ergeben.

Zunächst möchte ich auf die Umsetzung des Ver-
fassungsgerichtsurteils zur Beamtenbesoldung ein-
gehen, denn wir handeln hier sehr schnell, es ist 
bereits gesagt worden, und dafür werden 332 Mil-
lionen Euro zusätzlich veranschlagt. Das ist ein 
enormer Betrag, aber aufgrund der Rücklage von 
240 Millionen Euro aus dem Haushaltsabschluss 
2025 sowie weiteren 17 Millionen Euro Vorsorge 
ist die zusätzliche Belastung im laufenden Haushalt 
tragbar.

(Annabell Krämer [FDP]: Und ihr plündert 
den Versorgungsfonds!)

Der zweite wichtige Aspekt, den ich hervorheben 
möchte, ist bereits auch genannt worden: die Schaf-
fung von 254 Lehrkräftestellen ab dem Schuljahr 
2026/27, davon 54 Stellen für die Oberstufe und 
200 Stellen für Gemeinschaftsschulen und Gymna-
sien. Damit verbessern wir die Unterrichtsversor-
gung und stellen sicher, dass ausreichend Perso-
nal für die erforderliche Stärkung der gesellschafts-
wissenschaftlichen Fächer und der weiteren Fremd-
sprachen vorhanden ist. Zudem schaffen wir mit zu-
sätzlichen Verpflichtungsermächtigungen von rund 

250 Millionen Euro Verlässlichkeit und Planbarkeit 
beim Ausbau des Ganztages.

(Lachen Martin Habersaat [SPD])

Nach den bis Ende 2025 erfolgten Mittelanmeldun-
gen benötigen die Kommunen jetzt Planungssicher-
heit. Wir schaffen damit die Voraussetzung für gute 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Grundschul-
kinder in Schleswig-Holstein. Ich möchte noch 
einmal betonen, dass wir im Vergleich zu ande-
ren Bundesländern das Flächenland sind, das die 
Kommunen beim Ganztagsausbau am meisten un-
terstützt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Außerdem tragen wir mit einem Ansatz von rund 
279 Millionen Euro – eine erste Tranche aus dem 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität 
– dazu bei, dass die Kommunen jetzt ihre Projekte 
starten können, und zwar mit einem besonders bü-
rokratiearmen Verfahren. Im Haushaltsgesetz regeln 
wir nämlich, dass ein Monat nach Antragstellung 
eine Genehmigungsfiktion eintritt. Ist bis dahin 
nicht beschieden, gilt die Bewilligung als erteilt, 
sofern die Unterlagen vollständig sind: eine enorme 
Erleichterung für unsere Kommunen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Zudem möchte auch ich auf ein aus unserer Sicht 
besonders wichtiges Projekt eingehen, nämlich das 
Azubiwerk. Das wird mit der Bereitstellung von 
60.000 Euro für eine Markt- und Bedarfsanalyse 
auf den Weg gebracht. Wir machen hiermit den ers-
ten Schritt zur Attraktivitätssteigerung der dualen 
Ausbildung. Die berufliche Bildung braucht gera-
de in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein 
Unterstützung, und dazu gehört auch bezahlbarer 
Wohnraum für Azubis.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Daher stellen wir für weitere mögliche Ausgaben 
zur Errichtung des Azubiwerks in diesem Jahr auch 
im Rahmen einer Ermächtigung weitere Möglich-
keiten zur Finanzierung bereit.

Außerdem enthält der Nachtrag eine Reihe von 
Anpassungen bei Ausgaben und Einnahmen. Im Fi-
nanzausschuss haben wir uns damit bereits intensiv 
beschäftigt, und es gab einige Nachfragen der Op-
position, die ich teilweise durchaus nachvollziehen 
konnte, zum einen in Bezug auf die Begründung 
der geänderten Ansätze, zum anderen, warum Posi-
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tionen nicht schon zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Nachschiebeliste im November 2025 berücksichtigt 
wurden, sondern erst jetzt.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Brandt, erlauben Sie eine Zwischenbemer-
kung oder Zwischenfrage des Kollegen Habersaat?

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bitte sehr.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank. – 
Wie Sie wissen, bin ich auch ein großer 
Freund des Auszubildendenwerkes, das ja 
auch schon Teil von SPD-Landtagswahlpro-
grammen war. In welchem Ministerium wird 
es denn angesiedelt sein, und wer wird dafür 
zuständig sein, das umzusetzen?

– Die Machbarkeitsstudie ist im Innenministerium 
angesiedelt, weil es dort um regionale Wohnbedarfe 
geht, regional differenziert. Aber das Azubiwerk ist 
ja berufliche Bildung, also wird das im Bildungs-
ministerium angesiedelt sein. Das ist meine Kennt-
nis.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das heißt also, es 
entscheidet wieder keiner irgendetwas! Das 
kennen wir ja bei den Zuständigkeiten!)

Ich fahre fort. – Die Fragen, die bei der Beratung 
im Finanzausschuss gestellt wurden, hat die Lan-
desregierung in der vergangenen Woche mündlich 
sowie mit einer Reihe von Umdrucken schriftlich 
beantwortet, zum Beispiel zu den Zinsausgaben und 
der Zinsvorsorge, bei der es aktuelle Entwicklungen 
unter anderem aufgrund des Kapitalmarktgesprächs 
im April 2026 gab.
Dieser Nachtrag bildet somit auch die aktuellen 
Entwicklungen im laufenden Haushaltsjahr ab, so-
weit sie schon berücksichtigt werden können. Klar 
ist, dass die Landesregierung mit einem Handlungs-
bedarf von 192 Millionen Euro noch enorme An-
strengungen für einen ausgeglichenen Haushalt 
leisten muss. Hier sind alle Ministerien gefragt. Ich 
bin aber zuversichtlich, dass dies unserer Finanz-
ministerin Silke Schneider in Zusammenarbeit mit 
den übrigen Ressorts auch diesmal wieder gelingen 
wird. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich der Kollegin Beate 
Raudies das Wort.

Beate Raudies [SPD]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vier Monate ist das Jahr alt, und schon der zweite 
Nachtragshaushalt. Nachtragshaushalte, so steht es 
in der Landeshaushaltsordnung, sind bei gravieren-
den Änderungen aufzustellen. Gravierend sind für 
mich vor allen Dingen zwei handfeste Gründe.

Punkt eins: Die Finanzministerin stellt Mittel für 
unsere Beschäftigten bereit, erstens für die Über-
nahme des Tarifabschlusses für unsere Angestell-
ten, und zweitens für die Besoldung unserer Be-
amtinnen und Beamten. Dazu kommen dreistelli-
ge Millionennachzahlungen wegen des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts. Jahre lagen die Klagen, 
jetzt schlägt die Realität zu, und unterm Strich 
stehen rund 342 Millionen Euro zusätzlich. Früh-
zeitige Vorsorge – na ja, mit dem letzten Jahresab-
schluss haben wir ein bisschen Geld zurückgelegt, 
frühzeitige Vorsorge würde ich das nicht nennen, 
das war ein bisschen „Glück gehabt“, dass wir die-
ses Jahr da nicht so tief in die Töpfe greifen müs-
sen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Fast könnte die Finanzministerin einem Leid tun, 
denn sie muss heute ernten, was ihre Vorgängerin 
Monika Heinold gesät hat, der ja beim Thema Be-
amtenbesoldung die Taschen manchmal sehr zuge-
näht waren. Dieses Urteil war absehbar, und auch 
beim Urteil, das nun ansteht – Weihnachtsgeld 2007 
– prophezeie ich keine großen Überraschungen. 
Und was tut die Finanzministerin? – Sie plündert 
den Versorgungsfonds, sie nimmt den Beamten das 
Geld weg und bezahlt damit dann die Besoldungs-
erhöhung. Das werden sie nicht nur aus finanziel-
len Gründen bitter bereuen, Frau Finanzministerin 
Schneider, auch gegenüber den Beamtinnen und 
Beamten ist das eine Unredlichkeit und erneut ein 
gebrochenes Versprechen.

(Beifall SPD, FDP und Christian Dirschauer 
[SSW])

Weiteres Ungemach droht, weil die Günther-Regie-
rung unbeirrt am Zwei-Verdiener-Prinzip in den un-
teren Besoldungsgruppen festhält. Schon 2022 ha-
ben wir davor gewarnt, dass das Besoldungsgesetz 
verfassungsrechtlich mangelhaft ist. Der Wissen-
schaftliche Dienst hat es bestätigt, das Verwaltungs-
gericht Schleswig hat es inzwischen nach Karlsru-
he überwiesen, Fortsetzung folgt. Meine Prognose: 
Das Land wird mit dem Gesetz nicht durchkom-
men, da werden wir noch ein blaues Wunder erle-
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ben – vielleicht nicht mehr diese Landesregierung, 
aber eine, die dann folgt. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, um nicht miss-
verstanden zu werden: Wir Sozialdemokrat_innen 
stehen für einen handlungsfähigen Staat. Unsere 
Landesbeschäftigten verdienen zeitgemäße Arbeits-
bedingungen, und dazu gehören eine angemesse-
ne Bezahlung und Besoldung. Das ist für uns ei-
ne Selbstverständlichkeit. Doch das immer noch 
zu niedrige Niveau und die 41-Stunden-Woche in 
Schleswig-Holstein machen unseren Landesdienst 
gegenüber anderen Bundesländern, dem Bund und 
den Kommunen unattraktiv, und auch deshalb spü-
ren wir den Fachkräftemangel überall. 
Doch zurück zum Nachtragshaushalt und damit 
zum sogenannten Bildungspaket der Koalition: 254 
neue Stellen für die Schulen, von denen Sie 200 
vor einem Jahr gestrichen haben. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ein Schuljahr verschenkt, ein 
Schuljahr verpasste Chancen für Tausende von Kin-
dern und Jugendlichen – und das nennen Sie ein 
Bildungspaket und Innovation, alle Kraft für die 
Bildung. – Dann möchte ich nicht wissen, wie hal-
be Kraft aussieht. 

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Das Azubiwerk ist eine tolle Idee; das sage ich 
aus ganzer Überzeugung, der Kollege Habersaat hat 
gerade darauf hingewiesen, dass das auch schon 
in unserem Wahlprogramm stand. Doch statt Taten 
gibt es in diesem Jahr nur eine Machbarkeitsstudie 
für 60.000 Euro. Die 7 Millionen Euro, die Sie 
irgendwann investieren wollen – wer das dann tut, 
haben wir ja gerade gehört –, haben Sie den Studie-
renden im Übrigen gerade durch die Verwaltungs-
kostenbeiträge weggenommen. Das finde ich auch 
eine spannende Variante. 
Aber das Topping der Dreistigkeit ist der Investiti-
onskostenzuschuss für den offenen Ganztag. Über 
400 Millionen Euro Bedarf haben die Kommunen 
zusätzlich angemeldet. Die Koalition hat die ir-
gendwie auf 250 Millionen Euro heruntergerechnet; 
kein Mensch weiß, wie, und vor allem weiß kein 
Mensch, ob das reichen wird; das ist ja nicht voll-
ständig finanziert, Frau Ministerin.
Diese 250 Millionen Euro sind kein Bargeld, son-
dern eine Verpflichtungsermächtigung. Ja, damit 
können Zuwendungsbescheide erteilt werden, aber 
das Geld fließt nicht vor 2028, siehe das Kleinge-
druckte. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das finde 
ich extrem unredlich gegenüber den Kommunen, 
die wieder einmal in die Vorfinanzierung gehen 
müssen, denn der Ganztag – kleiner Reminder – 

startet am 1. August dieses Jahres; das sind nicht 
einmal mehr drei Monate, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Und da stellen Sie sich hier hin und behaupten, Sie 
hätten das alles tippitoppi vorbereitet. Das passiert 
alles auf den letzten Drücker. Im Übrigen, die Be-
scheide gehen in diesem Jahr raus; da liegen einige 
Anträge, die am 1. September 2024 bei Nacht und 
Nebel da hinten bei der I-Bank in den Briefkasten 
gesteckt worden sind, und einige Kommunen war-
ten immer noch auf ihren Bescheid. Das ist doch 
nicht zügig, Frau Finanzministerin!

(Beifall SPD und FDP)
Im Übrigen geben Sie hier ein Versprechen, das 
Sie nicht mehr einlösen müssen. Nach der nächsten 
Landtagswahl muss jemand anderes diese Verspre-
chung einlösen. Das finde ich auch parlamentarisch 
höchst fragwürdig, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD und Annabell Krämer [FDP])
Dann will ich gern noch zwei, drei Worte zum 
Thema Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit 
sagen. Darüber haben wir vor Kurzem geredet, und 
auch bei diesem Nachtragshaushalt hat die Kolle-
gin Krämer ganz viel Gelegenheit, darauf einzuge-
hen: Plötzlich sind 20 Millionen Euro Zinsen übrig, 
plötzlich steigt die Gewinnausschüttung der Spiel-
banken um 12 Millionen Euro, Ausgabenansätze 
werden gekürzt, zu unserer großen Überraschung 
brauchen die Haftanstalten plötzlich 500.000 Euro 
weniger für die Verpflegung der Gefangenen. Wie 
kommen denn solche Kalkulationen zustande?
Das ist keine vorsichtige Finanzpolitik, das ist takti-
sche Inszenierung. Haushaltswahrheit ist kein tech-
nisches Detail, sondern Grundlage demokratischer 
Finanzpolitik. Wer sie ignoriert, regiert an der par-
lamentarischen Kontrolle vorbei, und allein deshalb 
werden wir Ihrem Nachtragshaushalt nicht zustim-
men. 

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich der Kollegin An-
nabell Krämer das Wort.

Annabell Krämer [FDP]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Es 
ist schon mehr als bemerkenswert, dass nur wenige 
Monate nach Verabschiedung des Haushalts plötz-
lich so evident neue Erkenntnisse vorliegen. Dabei 
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haben wir doch erst vor acht Wochen über Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit debattiert. Ich 
sage Ihnen ganz deutlich: Dieser Nachtrag bestätigt 
exakt das, was wir damals kritisiert haben. 

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Die Ausgaben wurden zu hoch, die Einnahmen zu 
niedrig angesetzt. Besonders deutlich wird das dort, 
wo Sie sich jetzt selbst korrigieren müssen, genau 
bei den Titeln, die wir Ihnen damals gekürzt haben. 
Langsam habe ich es satt, Ihnen bei den Haushalts-
beratungen permanent die Vorschläge zu unterbrei-
ten, die Sie in den Nachträgen immer umsetzen.

(Beate Raudies [SPD]: Aber dann wissen sie 
ja nicht mehr, was sie tun sollen!)

Unsere Vorschläge wurden als unrealistisch abge-
tan – heute übernehmen Sie diese. Und auf unse-
re Nachfragen, welche konkreten neuen Entwick-
lungen sich ergeben haben zwischen Aufstellung 
der Nachschiebeliste und diesem Nachtragshaus-
halt, haben wir – Frau Finanzministerin, daran ha-
ben Sie meistens keinen Anteil, das waren andere 
Häuser – keine belastbaren Antworten erhalten.

Meine Damen und Herren, das hier heute ist kein 
Erkenntnisgewinn, das ist ein Eingeständnis. Die-
ser Nachtrag zeigt: Der Mehr- und Minderbedarf 
war definitiv schon bei der Haushaltsaufstellung er-
kennbar. Das ist kein Zufall, das ist mittlerweile 
System dieser Landesregierung.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW])

Machen wir es einmal an einem Beispiel deutlich: 
Der Titel für Zinskosten zur Finanzierung der För-
derung kommunaler Infrastrukturmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der Batteriezellenfabrik in Hei-
de. Ursprünglicher Ansatz 4,5 Millionen Euro, dann 
kam unsere Nachfrage, und dann haben wir doch 
tatsächlich auf den letzten Metern die Antwort be-
kommen, mittlerweile seien 31,2 Millionen Euro 
im Beantragungsverfahren. Es ist noch gar nichts 
beschieden. Ich habe einmal gerechnet: Sollte zum 
zweiten Halbjahr tatsächlich alles bewilligt werden, 
dann wären das 0,6 Millionen Euro Zinskosten für 
das Land; Kommunalkredite liegen aktuell bei 3,7 
bis vier Prozent. Was machen Sie? Sie reduzieren 
den Ansatz von 4,5 Millionen Euro auf 2,5 Millio-
nen Euro, nur um schön populistisch ins Land zu 
streuen: Wir haben Zinskosten, wir fördern eure 
Investitionen, wir haben 2,5 Millionen Euro Zins-
aufwand dafür. – Nein, Sie haben gar keine An-
tragsverfahren. Es sind 31 Millionen Euro im An-
tragsverfahren, und nichts ist bewilligt. Wo sind da 
Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit? – Nichts.

Meine Damen und Herren, das ist eine teilweise 
Korrektur Ihrer bisher sowieso falschen Annahme. 
Die Veränderungen, die Sie mit dem Nachtrag 
vornehmen, entstehen nicht innerhalb weniger Wo-
chen. Das sind Planungsannahmen. Sie planen mit 
Puffern. Das ist praktisch für Sie, denn Puffer kön-
nen Sie jetzt auch für die Gegenfinanzierung der 
Besoldungsanpassung nutzen. Ja, das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zwingt zum Handeln; 
selbstverständlich müssen verfassungswidrige Zu-
stände beendet werden. 382 Millionen Euro Mehr-
kosten in diesem Jahr – Kollegin Raudies hat es be-
reits gesagt –, finanziert durch die Beamten selbst, 
nämlich indem Sie in den Versorgungstopf der Be-
amten greifen und 300 Millionen Euro dort heraus-
ziehen, zusätzlich bei der Beihilfe kürzen und stei-
gende Eigenanteile erheben und dann auch noch 
einen Abbau von Lehrkräftestellen vornehmen, erst 
einen Abbau und dann wieder ein bisschen Aufbau, 
treppenförmig, viel Abbau, ein bisschen wieder 
Aufbau. Im Endeffekt finanzieren die Beamten das 
Bundesverfassungsurteil komplett selbst.

Ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Das Hin und 
Her bei den Lehrerstellen muss endlich ein Ende 
finden.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Hören Sie auf, Ihren eigenen Verwaltungsapparat 
permanent weiter aufzublähen, und kürzen Sie nicht 
bei unserer Bildung! Sie haben die Kürzung der 
Lehrerstellen damals übrigens als Konsolidierungs-
beitrag verkauft, und auf unsere Nachfrage und die 
der Landesrechnungshofpräsidentin, wodurch das 
ersetzt werden solle, kam nichts.

Meine Damen und Herren, dieser Nachtragshaus-
halt ist wirklich kein Zeichen verantwortungsvoller 
Finanzpolitik. Er ist Beleg dafür, dass die ursprüng-
liche Planung einfach nicht tragfähig war. Er zeigt, 
dass zentrale Annahmen bereits bei Haushaltsauf-
stellung einfach nicht realistisch waren. Und er 
zeigt leider, dass Sie es mit der Haushaltswahrheit 
und Haushaltsklarheit weiter nicht ernst nehmen.

Deshalb ist auch für uns klar, dass wir diesem 
Nachtrag selbstverständlich nicht zustimmen wer-
den. Wir erwarten für die kommenden Haushalte – 
einen Versuch haben Sie ja noch, den Haushalt end-
lich einmal nach Haushaltswahrheit und -klarheit 
aufzustellen – ehrliche Ansätze, realistische Pla-
nungen, eine Haushaltspolitik, die sich an der Rea-
lität orientiert, und bestenfalls einen ausgeglichenen 
Haushalt; aber die Hoffnung habe ich aufgegeben. 
Orientieren Sie sich nicht weiter an politischen 
Wunschbildern, indem Sie Punkte, die sich nach 
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außen politisch gut verkaufen lassen, im Haushalt 
ansetzen, wissentlich, dass es dazu überhaupt keine 
Mittelabflüsse geben wird. 
Da ich noch ein bisschen Redezeit habe – wir 
sprachen gestern über den ÖPNV. Was passiert 
eigentlich mit den 9 Millionen Euro, die wir zur 
Finanzierung des Deutschlandstickets nicht benöti-
gen, unserem Kofinanzierungsanteil? Den hätten 
wir wunderbar im System lassen können, Kollegin 
Waldeck. Wissen Sie, was damit gemacht wird? – 
Konsolidierungsbeitrag, gestrichen, weg, nada, rien. 
Übrigens: Was die Kollegin Raudies auch noch 
erwähnt hatte, ist, dass es auch bezeichnend ist, 
dass für das Haushaltsjahr 2027 keine Landesmittel 
für den Ganztagsausbau als Verpflichtungsermäch-
tigung eingestellt werden, sondern ausschließlich 
die LuKIFG-Mittel des Bundes. Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt. Man macht erst den anderen 
Topf leer, dann hat man mehr Gestaltungsspielraum 
für den Haushalt 2027. Keine Landesmittel für den 
Ganztagsausbau 2027 aus dem Topf des Landes 
Schleswig-Holstein! 
Heute haben wir auf den letzten Metern noch 
die Info bekommen, man wird gegebenenfalls im 
nächsten Haushalt nachsteuern. – Nein, ganz ehr-
lich, das hat mit Haushaltswahrheit und -klarheit 
wieder einmal nichts zu tun. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SSW-Fraktion erteile ich das Wort deren 
Fraktionsvorsitzendem Christian Dirschauer. 

Christian Dirschauer [SSW]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich das Ergebnis vorwegnehmen, auch 
aus dem Ausschuss, das sehen Sie auch an der 
Beschlussvorlage: Der SSW hat in skandinavischer 
Tradition dem Entwurf im Finanzausschuss zuge-
stimmt. 

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])
– Das ist nicht angekommen, Frau Krämer, aber ich 
glaube, ich will das gar nicht hören. Insoweit haben 
Sie schon einmal das Ergebnis vorweg bekommen, 
wie unsere Abstimmung hier im Anschluss ausse-
hen wird.
Doch das große Schulterklopfen ist tatsächlich 
nicht angebracht. Da stimme ich meinen Vorred-
nern zu. Dieser Nachtragshaushalt steht schlussend-

lich nicht für starke Prioritätensetzungen, sondern 
lediglich für notwendige Reparaturarbeit. Dagegen 
sind wir auch nicht, deswegen stimmen wir dafür. 
Aber er ist eben auch nicht der große Wurf. 

Ein Nachtragshaushalt ist nichts Ungewöhnliches, 
aber er ist natürlich immer auch ein Eingeständnis, 
dass die ursprüngliche Planung dann doch von der 
Realität überholt wurde. So auch hier – Frau Rau-
dies und Frau Krämer haben es auch gesagt –: Wie 
immer ist vieles von dem, was wir in den vorange-
gangenen Beratungen gesagt haben, genau so ein-
getreten. Manchmal haben wir gewarnt, manchmal 
haben wir Alternativen aufgezeigt, wir haben Din-
ge benannt. Die finden sich jetzt hier wieder. Herr 
Brandt hat das in seiner Rede auch noch einmal 
benannt.

Es kann sich also durchaus lohnen, der Opposition 
zuzuhören und vielleicht sogar manchmal auch ein-
fach auf sie zu hören. Denn auch wir haben ein 
Interesse daran, das Land hier vernünftig voranzu-
bringen, und schlussendlich hätte uns das allen viel 
Zeit und den Menschen, wenn ich an die Lehre-
rinnen und Lehrer denke, auch viel Unsicherheit 
erspart.

Schauen wir uns den Bereich Bildung an: Der zen-
trale Punkt dieses Nachtrags ist die Schaffung von 
254 neuen Lehrkräftestellen. Das klingt erst einmal 
gut, und natürlich sagen wir als SSW dazu nicht 
Nein. Wir stimmen in der Summe auch zu. Jede zu-
sätzliche Kraft an unseren Schulen ist ein Gewinn 
für die Kinder und für die überlasteten Kolleginnen 
und Kollegen. Doch zur Wahrheit gehört auch die 
Vorgeschichte. Wir reden hier nicht über einen ech-
ten Nettoaufwuchs in der Höhe, der den Bildungs-
standort Schleswig-Holstein jetzt irgendwie in die 
Zukunft katapultieren würde. Wir reden hier über 
eine Reparaturmaßnahme, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall SSW, SPD und Annabell Krämer 
[FDP])

Es ist schlicht und ergreifend die Rücknahme von 
Stellenstreichungen, die wir als SSW auch im Rah-
men der Haushaltsberatung deutlich kritisiert ha-
ben. In den letzten Haushaltsberatungen – wir wer-
den uns alle erinnern – hat die Regierungskoalition 
im Rahmen der Konsolidierung Hunderte – also 
200 – Lehrerstellen gestrichen. Da hieß es noch: 
kein Geld, angespannter Haushalt, die Schulen 
müssen das irgendwie auffangen. – Der Aufschrei 
der Eltern, der Lehrkräfte und von uns aus der Op-
position war gewaltig. Jetzt, so kurze Zeit später, 
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dreht man das Ganze zurück. Hätte man uns das 
nicht allen ersparen können?

Meine Damen und Herren, es ist gut, dass Schwarz-
Grün nun erkannt hat, dass man die Unterrichts-
versorgung nicht kaputtsparen kann, nicht darf, oh-
ne die Zukunft unserer Kinder zu verspielen. Den 
Kurswechsel, den grundsätzlichen an der Stelle, 
den kann ich natürlich nur begrüßen. Aber wie ge-
sagt, ein Quantensprung ist es auch nicht. 

Lassen Sie uns ehrlich sein: Wir füllen hier Löcher 
auf, die wir ohne die vorherige Kürzungsaktion der 
Regierungskoalition gar nicht erst hätten stopfen 
müssen. Für die Schulen im Land ist das ein Auf-
atmen, ja. Aber es ist eben wie gesagt nicht der 
große Quantensprung für Bildung hier bei uns in 
Schleswig-Holstein.

Ähnlich verhält es sich bei der verfassungsgemäßen 
Besoldung und der Anpassung an die entsprechen-
den Tarifsteigerungen. Natürlich ist das richtig, das 
ist auch nur folgerichtig, aber auch hier kein Grund 
für überschwängliches Eigenlob. Wir haben bereits 
zuvor gewarnt, dass diese Kosten anstehen werden 
und man sich darauf vorbereiten muss. Zudem 
steckt das entscheidende Wort schon im Namen. 
Es geht um eine verfassungsgemäße Besoldung. Es 
ist eine Selbstverständlichkeit, dass ein Staat seine 
Bediensteten so bezahlt, wie es die Verfassung vor-
schreibt. Dies ist daher auch keine besondere Ei-
genleistung der Landesregierung, sondern schlichte 
Rechtspflicht. 

Als SSW schauen wir uns zudem das Thema Ganz-
tag besonders intensiv auch durch die Minderhei-
tenbrille an. Dass nun 250 Millionen Euro an Ver-
pflichtungsermächtigungen eingestellt werden, ist 
erst einmal grundsätzlich zu begrüßen. Aber auch 
hier: Geld allein baut keine Betreuungsplätze. Die 
Umsetzung in der Praxis hinkt leider noch immer 
hinterher. Da stellen sich einige Fragen: Können 
wirklich alle die Ganztagsbetreuung so bald stem-
men? Sind wirklich alle baulich und personell aus-
gerüstet und ausreichend gerüstet? Gerade die klei-
neren Träger stehen vor riesigen Herausforderun-
gen. Zudem: Was nützt das Versprechen auf dem 
Papier, wenn die nötige Liquidität fehlt. Ich hatte 
ja gerade erst Besuch von den finanzpolitischen 
Sprechern in Flensburg – vielen Dank noch einmal 
für das große Interesse an den Einrichtungen der 
dänischen Minderheit –, da haben wir auch darüber 
gesprochen. Es ist etwas anderes, ob eine Kommu-
ne irgendwas vorfinanzieren muss, oder ein e. V. 
wie der Dänische Schulverein. Ich hoffe, dass wir 
da auch noch gute Lösungen finden.

Wir müssen verhindern, dass dieser Scheck für die 
Zukunft in den Mühlen der Bürokratie zerrieben 
oder von der Inflation aufgefressen wird. Es muss 
sichergestellt werden, dass das Geld auch dort an-
kommt, wo es gebraucht wird, und zwar rechtzeitig, 
da sind wir auch durchaus bei der Liquiditätsfrage.
Zusammenfassend, meine Damen und Herren: Die-
ser Nachtragshaushalt ist ein Haushalt der Korrek-
turen. Wir stimmen zu, weil er wichtige Löcher 
stopft. Er ist aber kein Befreiungsschlag. Die struk-
turellen Probleme unseres Haushaltes und die chro-
nische Unterfinanzierung vieler Bereiche bleiben 
bestehen. Schleswig-Holstein braucht hier mehr 
Verlässlichkeit, keinen Zickzackkurs wie bei den 
Lehrerstellen, bei denen zunächst gestrichen wird 
und wenig später dann vielleicht sogar unter der 
Erwartung von allgemeinem Applaus wieder einge-
stellt wird. Wir brauchen hier eine echte Verläss-
lichkeit, eine solide Finanzpolitik. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und Beifall 
Dr. Heiner Garg [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Bevor ich jetzt gleich die Dreiminutenbeiträge 
aufrufe, teile ich Ihnen mit, dass die Geschäfts-
führer übereingekommen sind, den Tagesordnungs-
punkt 17 heute Vormittag nicht mehr aufzurufen, 
sondern ihn heute Nachmittag nach dem Tagesord-
nungspunkt 40 in die Tagesordnung einzureihen.
Ich rufe nun die Dreiminutenbeiträge auf. Zunächst 
hat der Kollege Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da der Nachtragshaushalt im Schwerpunkt 
bildungspolitische Themen beinhaltet, will auch ich 
zu denen etwas sagen. Die Kommunen haben für 
notwendige Investitionen in den Ganztag 414 Mil-
lionen Euro mehr beantragt als die Landesregierung 
vorgesehen hatte. Jetzt stellt das Land zusätzliche 
250 Millionen Euro zur Verfügung – das war eben 
das Thema meiner Zwischenfrage – und geht davon 
aus, dass 60 Prozent der Anträge gewissermaßen zu 
Recht gestellt worden sind. 
Bei der ersten Antragsrunde, wo ja die gleichen 
Kommunen in Schleswig-Holstein den gleichen 
Ganztag vorbereitet haben, lag die Bewilligungs-
quote bei 90 Prozent. Jetzt ist ja die Frage: Ha-
ben die Kommunen gewissermaßen offensiver be-
antragt, oder hat die Landesregierung defensiver 
bewilligt? Ich will schon einmal ankündigen, dass 
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uns das sehr interessiert und wir uns das sehr genau 
ansehen werden.
Frau Ministerin, wenn Sie sagen, in den letzten Wo-
chen wurden die Ärmel hochgekrempelt, weil es ja 
bald losgeht, dann sage ich Ihnen: „In den letzten 
Wochen“ ist eigentlich recht spät, denn seit 2021 
wissen wir, dass das Recht auf Ganztag kommt, 
und die Landesregierung hat sich ganze dreimal – 
dreimal! – mit den Kommunen darauf verständigt, 
dass das Land 85 Prozent der Investitionskosten 
tragen wird. Über die Jahre dreimal! Warum drei-
mal? – Weil Sie von dieser Zusage immer wieder 
zurücktreten wollten und es am Ende aber wegen 
des Drucks der Kommunen nicht konnten.
Es wäre schlau gewesen, sich einmal zu überlegen: 
Wie soll denn eigentlich eine Ganztagsschule aus-
sehen? – Wenn man das einmal definiert hätte, hätte 
man vielleicht sagen können, was an Investitionen 
erforderlich ist. Darauf haben Sie verzichtet. Das 
hat Sie in die Situation gebracht, in der Sie jetzt 
sind. 
Gute Nachricht: Am 1. August 2026 geht es zwar 
formal los, aber das ist ein Samstag. In Wirklichkeit 
haben Sie also bis zum darauffolgenden Montag 
noch zwei Tage mehr Zeit. 

(Heiterkeit SPD)
Die 254 neuen Lehrkräfte: 54 davon sollten gestri-
chen werden zum kommenden Schuljahr, unter an-
derem, weil Sie den Geschichtsunterricht in der 
Oberstufe halbieren wollten. Blöde Idee, machen 
Sie nicht. – Super, verändert an den Schulen aber 
zunächst einmal gar nichts. Zu diesem Schuljahr, 
in dem wir uns befinden, haben Sie den Grund-
schulen 50 Stellen gestrichen, den Förderzentren 
30 Stellen, den beruflichen Schulen 30, den Ge-
meinschaftsschulen 50 und den Gymnasien 40, in-
dem Sie die Unterrichtsversorgung gesenkt haben. 
Das macht zusammen 200 Stellen. Genau diese 
200 Stellen geben Sie jetzt zurück, allerdings nicht 
an Grundschulen, Förderzentren und berufliche 
Schulen, sondern nur an Gymnasien und Gemein-
schaftsschulen. Das ist eine Umverteilung zulasten 
von Schulen, die Unterstützung eigentlich dringend 
bräuchten, und mitnichten ein Schritt nach vorne 
und schon gar kein Quantensprung.
Erkenntnis aus dem Bildungsausschuss: Sie wissen 
noch nicht einmal, ob diese 200 Stellen eigentlich 
unter Abordnung Plus fallen oder nicht. Das finde 
ich erstaunlich. Die Ministerin sagt im Ausschuss: 
Man weiß es noch nicht. Der Staatssekretär sagt in 
Gesprächen: Steht fest, fällt nicht unter Abordnung 
Plus. – Wir sind gespannt, denn auch da geht es 

ja am 3. August 2026 los. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
dem Kollegen Oliver Brandt das Wort.

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte gerne noch einmal auf zwei Aspekte 
eingehen. Zum einen möchte ich dem Eindruck ent-
gegentreten, die Kommunen müssten jetzt bis zum 
Jahr 2028 auf ihr Geld warten.

(Lachen Beate Raudies [SPD])

Im Haushalt steht, dass es Verpflichtungsermächti-
gungen für die Jahre 2028 und 2029 gibt; das ist 
richtig.

(Beate Raudies [SPD]: Ja!)

Das sind jedoch zusätzliche Mittel zur Finanzierung 
der Anträge aus dem Jahr 2025, nämlich diejenigen, 
die bis Ende 2025 gestellt wurden.

(Beate Raudies [SPD]: Ja! Nichts anderes ha-
be ich gesagt! – Serpil Midyatli [SPD]: Das 
wissen wir! – Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Das Land stellt für die Maßnahmen, die in den 
Jahren 2026 und 2027 umgesetzt werden sollen, 
Mittel bereit. Das sind die Mittel, die wir aus den 
LuKIFG-Mitteln zur Verfügung gestellt haben.

(Beate Raudies [SPD]: Das haben wir auch 
verstanden! – Annabell Krämer [FDP]: Ja! – 
Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ja, und wo ist jetzt 
die Nachricht? Wann fließt denn das Geld?)

Die Nachricht ist, dass die Kommunen das Geld 
bekommen, wenn sie es benötigen. 

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Also, jetzt!)

Das ist auf Basis der Prognose des Ministeriums in 
den Jahren 2027, 2028 und 2029 der Fall.

(Beifall Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Peer Knöfler [CDU] – Wort-
meldungen Beate Raudies [SPD]´und Anna-
bell Krämer [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Brandt, erlauben Sie eine Zwischenfrage, 
Zwischenbemerkung? Jetzt weiß ich nicht, wer 
zuerst – – Erlauben Sie eine Zwischenfrage, Zwi-
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schenbemerkung der Abgeordneten Annabell Krä-
mer?

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bitte.

Annabell Krämer [FDP]: Herr Kollege 
Brandt, können Sie mir erklären, warum die 
Kommunen im Jahr 2027 keine Landesmittel 
abfordern werden?

– Ich habe versucht zu erläutern, dass die Antrag-
stellung bis Dezember 2025 einen zusätzlichen Be-
darf von 250 Millionen Euro ergeben hat. Das hat 
das Bildungsministerium gemäß eines Umdrucks, 
den wir jetzt erhalten haben, im Rahmen eines 
Pre-Screenings ermittelt. Diese Mittel finden wir in 
Form von Verpflichtungsermächtigungen im Nach-
tragshaushalt wieder. Die LuKIFG-Mittel waren 
vorher schon vorgesehen, unter anderem für das 
Jahr 2027. Deswegen müssen wir auch keinen An-
satz ändern.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Erlauben Sie eine Zwischenfrage, Zwischenbemer-
kung der Kollegin Raudies?

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bitte.

Beate Raudies [SPD]: Danke schön, Herr 
Kollege Brandt. – Nach meiner Erinnerung 
habe ich genau das kritisiert, dass Sie für 
den Bedarf der Kommunen aufgrund ihrer 
Anträge, die zusätzlich gestellt worden sind, 
eine Verpflichtungsermächtigung einstellen 
wollen. Übrigens betrug der ermittelte Bedarf 
der Kommunen über 400 Millionen Euro, 
die Sie auf 250 Millionen Euro herunterge-
rechnet haben. Vor dem Jahr 2028 sehen 
die Kommunen also davon keinen Cent. Das 
heißt, jede Kommune, die erst nachträglich 
diesen Antrag gestellt hat, muss drei Jahre 
vorfinanzieren. Ich weiß nicht, was daran 
missverständlich ist.

– Ich sehe nicht, dass die Kommunen nachträg-
lich einen Antrag gestellt haben, sondern es gab 
laufende Antragsverfahren und eine abschließende 
Antragsfrist bis Dezember 2025. Das heißt, es 
sind neue Bedarfe angemeldet worden, die jetzt 
im Bewilligungsverfahren sind. Dementsprechend 
werden diese natürlich später umgesetzt. Das Geld 
wird bereitgestellt, wenn die Umsetzung ansteht.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Brandt, erlauben Sie eine zweite Zwischen-
frage der Kollegin Raudies?

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bitte sehr.

Beate Raudies [SPD]: Aber, Herr Kollege 
Brandt, der Ganztag beginnt am 1. August 
2026. Das heißt, die Schulträger sind ver-
pflichtet, bis zu diesem Zeitpunkt das Ange-
bot bereitzustellen – Baumaßnahmen, Perso-
nal, Essen, alles, was da ansteht. Ich weiß 
nicht, wie Sie zu dem Schluss kommen, das 
Geld würde in den Kommunen erst später 
benötigt. Die Baumaßnahmen müssen jetzt 
schon beginnen. Sie müssen ausgeschrieben 
werden. Das dauert schon viel zu lange, weil 
das ohne Förderbescheid nicht vollständig 
im kommunalen Haushalt finanziert ist. Der 
Kollege in der Kommunalaufsicht hat etwas 
dagegen, dass das Geld ausgegeben wird.

(Zuruf Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Also, können Sie bitte diesen Widerspruch 
auflösen?

– Zunächst möchte ich den Widerspruch auflösen, 
dass es nicht um Betriebskosten geht, also nicht 
um Essen und Personal, sondern es geht rein um 
Investitionen.

(Beifall Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Aber die müssen doch irgendwo sitzen.

– Wir wissen alle, dass der Ganztag schrittweise 
eingeführt wird – dieses Jahr für Jahrgangsstufe 1, 
dann für Jahrgangsstufe 1 und 2 und so weiter. 
Ich kann durchaus nachvollziehen, dass es Schulen 
gibt, die in diesem Jahr noch keinen dringenden 
Raumbedarf haben, Das kann verschiedene Gründe 
haben: Sie führen nur in der 1. Klasse den Ganz-
tag ein oder sie bringen schon im offenen Ganztag 
80 Prozent der Schülerinnen und Schüler unter und 
haben deswegen einen begrenzten Ausbaubedarf, 
den sie vielleicht in den Folgejahren erfüllen kön-
nen und nicht zum 1. August 2026.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Bea-
te Raudies [SPD]: Das war ein Beitrag für 
extra 3, würde ich sagen!)

Weiter möchte ich noch mal auf das Thema Besol-
dung eingehen – Frau Raudies hat das Zweiverdien-
ermodell erwähnt –
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(Unruhe)
und darauf hinweisen, dass das mittlerweile von 
fast allen Bundesländern und vom Bund angewen-
det wird. Deswegen sind wir keinesfalls eine Aus-
nahme. Das Urteil vom letzten Jahr, auf das wir 
jetzt reagieren, hat für alle Länder und für den 
Bund völlig neue Kriterien definiert. Der Maßstab 
ist nunmehr das Medianeinkommen, und davon 
wird ein prozentualer Anteil berücksichtigt. Deswe-
gen müssen Bund und Länder ihre Beamtenbesol-
dung und die Versorgung ihrer Versorgungsempfän-
gerinnen und ‑empfänger neu berechnen. Das ist 
der Kern dieses Urteils, und das betrifft nicht nur 
uns, sondern auch alle anderen.
Ich möchte noch den Punkt Beihilfe erwähnen. 
Ich glaube, das bezog sich darauf, dass es einen 
Selbstbehalt bei der Beihilfe gibt, aber dieser wird 
ebenfalls im Rahmen des Besoldungsgesetzes be-
rücksichtigt. Das heißt, die Besoldung wird entspre-
chend erhöht. Darauf wollte ich noch einmal hin-
weisen. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
der Kollegin Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Ich musste mich noch mal 
zu dem ganzen Themenkomplex Ganztag melden. 
Wenn die Ministerin sagt, dass der Bescheid an die 
Träger im Laufe des Jahres zugestellt wird, damit 
sie Planungssicherheit haben, dann muss ich ganz 
ehrlich sagen:

(Unruhe)
Auch wenn der Rechtsanspruch beginnend mit dem 
Schuljahr erst für die 1. Klasse einsetzt, bedeutet 
das nicht, dass im Jahr 2027 tatsächlich irgendwel-
che Vorhaben gestartet werden. Das heißt im Um-
kehrschluss: 2027 beginnt die 2. Klasse, die eben-
falls einen Anspruch darauf hat. Die 1. Klasse be-
ginnt dann auch wieder und hat einen Anspruch. 
Das heißt, das ganze Konstrukt Ganztag ist immer 
noch – sorry für das Wort – chaotisch.

(Beifall SSW und SPD)
Wir haben hier vorhin über die Schulen der däni-
schen Minderheit gesprochen, über den Schulver-
ein, über die Schulen in freier Trägerschaft. Für 
mich sind natürlich immer wieder – das habe ich in 

so vielen Debatten und Anträgen erlebt – die Sach-
kosten wichtig. Ich weiß, dass wir in den nächsten 
zwei Tagen hoffentlich noch einmal darüber disku-
tieren werden. Aber wenn man der Meinung ist, 
dass es auch für die Schulen in freier Trägerschaft 
einen Gesetzesanspruch für den offenen Ganztag 
gibt, dann muss man bedenken, dass das ein riesen-
großer Batzen ist, der den Schulen einfach fehlt. 
Wenn das ein guter Nachtragshaushalt gewesen wä-
re, dann wäre auch dieses Problem gelöst worden 
und die Schulträger hätten endlich Planungssicher-
heit zum Schulstart 2026/27. Das ist immer wie 
linke Tasche, rechte Tasche, aber damit werden die 
Probleme nicht gelöst. Wir sprechen jedes Mal dar-
über, wenn wir Landtagssitzungen haben, und das 
ist echt nicht besonders prickelnd.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Ich lasse nun über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung, Drucksache 20/4335, in der vom Aus-
schuss empfohlenen Fassung abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Fraktionen von SPD und FDP. Damit 
ist der Gesetzentwurf in der Fassung der Drucksa-
che 20/4371 angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Mündlicher Bericht zu den wirtschaftlichen 
Auswirkungen des Krieges im Nahen Osten

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/4181

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag wird ein Bericht in dieser Tagung 
erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob 
der Bericht in dieser Tagung gegeben werden soll. 
Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist mit etwas Verzögerung ein-
stimmig.

Dann erteile ich das Wort für die Landesregierung 
dem Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Tech-
nologie und Tourismus, Claus Ruhe Madsen.
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Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Danke, dass ich den Be-
richt erstatten darf. Wir haben schon in der vergan-
genen Landtagssitzung intensiv über den Krieg im 
Nahen Osten und die Folgen auch für unser Land 
gesprochen. Seitdem hat sich die Lage – das muss 
man ehrlicherweise sagen – nicht groß geändert. 
Die Straße von Hormus ist seit der Eskalation Ende 
Februar de facto gesperrt. Ein Fünftel des weltwei-
ten Rohöls wird durch diese Wasserstraße transpor-
tiert.
Die Einschränkungen des Schiffsverkehrs haben zu 
deutlichen Preissteigerungen an den internationalen 
Energiemärkten geführt. Wir sehen diese Preisstei-
gerungen an der Tankstelle, und sie haben auch 
weitreichende Auswirkungen auf die Lieferketten. 
Das gilt für Schleswig-Holstein wie für Gesamt-
deutschland.
Die Lage ist weiterhin sehr volatil. Niemand kann 
sicher einschätzen, wie es weitergehen wird, weder 
militärisch noch wirtschaftlich. Immer wieder ist 
von Friedensgesprächen, einer Öffnung der Straße 
von Hormus und weiteren Maßnahmen die Rede. 
Aber all diese Aussagen haben sich als sehr unzu-
verlässig erwiesen. Gerade die sichere Öffnung der 
Straße von Hormus wäre enorm wichtig, damit kei-
ne weiteren Mehrkosten entstehen.
Wir können hier gut zwischen Erst- und Zweitrun-
deneffekten unterscheiden. Unmittelbar nach Aus-
bruch des Krieges konnten wir bereits erste Auswir-
kungen an der Tankstelle sehen. Die Versorgung 
ist aktuell allerdings nicht gefährdet; es gibt strate-
gische Ölreserven. Die Gasimporte wurden schon 
wegen der Auswirkungen des Krieges in der Ukrai-
ne diversifiziert, unter anderem mit Hilfe von LNG, 
das aus den USA kommt.
Neben den direkten Energiepreissteigerungen sind 
verzögerte Zweitrundeneffekte zu erwarten; sie 
deuten sich schon an. Die Experten sagen: Wenn 
der Krieg lange dauert und der Weltwirtschaft dau-
erhaft 20 Prozent der Ölkapazitäten fehlen, steigt 
der Energiepreis dauerhaft, und das Wirtschafts-
wachstum wird enorm geschmälert. Die Folgen wä-
ren flächendeckend zu spüren.
Die Unternehmen haben höhere Produktions- und 
Transportkosten, die sie entweder an die Konsu-
menten weitergeben oder selbst zu tragen versu-
chen. Wichtige Investitionen wird es nicht geben. 
Die Bürgerinnen und Bürger sind wegen gestiege-
ner Heiz- und Spritkosten ohnehin schon gebeutelt. 

Wenn dann auch noch die Inflation steigt, daraufhin 
die Zinsen steigen und somit Kredite teurer werden, 
rücken auch größere Anschaffungen in weitere Fer-
ne. Der Konsum bricht ein, was wiederum die Wirt-
schaft belastet.
Das ist ein Worst-Case-Szenario; das möchte ich 
ganz deutlich sagen. So weit sind wir noch nicht. 
Es besteht auch noch die realistische Chance, dass 
es nicht so weit kommt. Die kommenden Wochen 
werden es zeigen.
Die Wirtschaftsforschungsinstitute haben das deut-
sche BIP-Wachstum für 2026 – wieder! – nach 
unten korrigiert, von 1,3 auf 0,6 Prozent, manche 
sogar auf 0,4 Prozent.
Der Krieg hat natürlich auch massive Auswirkun-
gen auf Schleswig-Holstein. Im Moment sind vor 
allem die energieintensiven Unternehmen und das 
Logistik- und Speditionsgewerbe betroffen. Aber 
auch die Bauwirtschaft und jeder Pflegedienst be-
kommen die hohen Preise sehr direkt zu spüren. 
Gerade unsere vielen kleinen und mittleren Unter-
nehmen haben keine so großen Gewinnmargen; ho-
he Energiepreise können dann schnell zum Problem 
werden.
Deshalb gibt es mittlerweile viele Entlastungsideen 
und Maßnahmen, die bereits umgesetzt sind. Die 
Tankstellen dürfen nur noch einmal täglich ihre 
Preise erhöhen. Der Effekt ist bislang ausgeblieben; 
so ehrlich muss man an dieser Stelle sein.
Die Energiesteuer wurde, beginnend am 1. Mai 
2026, für zwei Monate gesenkt. Dadurch soll auch 
der Spritpreis fallen.
Da die hohen Energiepreise uns alle betreffen, ist 
richtigerweise die Bundesregierung an dem Thema 
dran. Ich habe schon mit Unternehmensverbänden 
über die Auswirkungen und über mögliche Maß-
nahmen gesprochen. Dort war die einhellige Mei-
nung zu hören: Die Preisentwicklung ist besorgnis-
erregend, aber noch kein Anlass zur Panik. Trotz-
dem kann sich daraus wieder eine steigende Infla-
tion entwickeln, die alle über einen längeren Zeit-
raum belasten würde.
Steigende Energiepreise wirken sich negativ auf die 
gesamte Wertschöpfungskette aus. Wenn die Liefer-
ketten weiterhin gestört bleiben, könnten wichtige 
Rohstoffe fehlen. Auch das kann ganze Wertschöp-
fungsketten beeinträchtigen.
All das behalten wir im Blick. Wir als Land können 
natürlich nur sehr bedingt helfen. Aber wir werden 
die Lage eng begleiten und einen engen Draht zum 
Bund halten.
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Wir müssen auch in die fernere Zukunft schauen. 
Der Krieg zeigt wieder, wie verwoben die Weltwirt-
schaft ist und wie groß die Abhängigkeiten sind. 
Langfristig hilft es nur, von fossilen Energieträgern 
und damit von der geopolitischen Lage unabhän-
giger zu werden. Eine unabhängige Energieversor-
gung ist von großer Bedeutung für die Zukunft un-
seres Landes. Unser Ziel, bis 2040 das erste klima-
neutrale Industrieland zu werden, ist wichtiger denn 
je. Wir haben bereits über den Bundesrat gefordert, 
die Stromsteuer für alle zu senken. Dafür setzen wir 
uns weiterhin ein.
Unser Schleswig-Holstein-Weg ist genau der richti-
ge. Wir müssen dringend daran arbeiten, Energie 
bezahlbar und uns unabhängig zu machen. Es geht 
um den Ausbau von Speicherkapazitäten, um den 
Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft, um Technolo-
gieoffenheit. Und: Es muss zu Entlastungen bei den 
Netzentgelten kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Andreas Hein [CDU])

Auch bedarf es ganz grundsätzlicher wirtschaftli-
cher Reformen; darüber haben wir zu Beginn der 
heutigen Sitzung schon diskutiert. Wir müssen 
die Wirtschaft entfesseln und den Bürokratieabbau 
ernsthaft vorantreiben. Lassen Sie uns gemeinsam 
diesen Weg gehen!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Der Minister hat die Redezeit um 45 Sekunden 
erweitert. Damit stehen den Fraktionen fünf Minu-
ten und 45 Sekunden zur Verfügung. Ich erteile 
zunächst für die antragstellende Fraktion dem Kol-
legen Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich danke zunächst dem Herrn Minister für diesen 
Bericht. Mit dem letzten Satz stimme ich ausdrück-
lich überein. Das war für uns letztlich auch der 
Grund, warum wir diesen Antrag gestellt haben. 
Die Krise, die wir erleben, hat seit dem 22. März 
2026 doch eine etwas andere Dimension bekom-
men; denn mit jedem zusätzlichen Tag beziehungs-
weise mit jeder zusätzlichen Woche wird die Ver-
sorgungssituation schwieriger. Es können Situatio-
nen entstehen, in denen die Nachfrage nicht mehr 
auf ein Angebot trifft.
Wir hatten bis vor ungefähr 14 Tagen die Situati-
on, dass die Tanker mit fossilen Brennstoffen, die 

die Straße von Hormus noch passiert hatten, in die 
europäischen Häfen kommen konnten. Jetzt entste-
hen langsam Knappheitssituationen, insbesondere 
deshalb, weil an asiatischen Märkten diese fossilen 
Energieträger zu deutlich höheren Preisen nachge-
fragt werden, als es bei uns der Fall ist; die Abhän-
gigkeiten sind dort deutlich höher als bei uns.

Die Schlussfolgerung, dass wir uns von fossilen 
Energieträgern unabhängiger machen müssen, ist 
sicherlich richtig und wohl unbestritten; darin sind 
wir uns alle einig. Zu der Frage, in welcher zeitli-
chen Dimension und auf welchen Wegen das gelin-
gen kann, sind wir wieder unterschiedlicher Auffas-
sung.

Ich habe gerade dem Kollegen Petersdotter einen 
Beitrag des Grünen-Politikers Ralf Fücks, der frü-
her eine wichtige Position in der Partei innehatte, 
in die Hand gedrückt, um ihm zu zeigen, dass die 
Vorstellungen über die Wege inzwischen auch bei 
den Grünen andere sind. Er fordert nämlich, dass 
auch die Kernfusionstechnologie in den Blick rü-
cken muss.

(Zuruf Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Ja, ich weiß, Herr Bonau gähnt an dieser Stelle.

(Heiterkeit Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

In Wahrheit geht es um ein nicht naives Umgehen 
mit den Energiethemen.

Die Energiethemen sind das eine. Wir werden es 
erleben, dass in der Landwirtschaft angesichts von 
Gasknappheit auch Düngethemen eine Rolle spie-
len. Das wird die Lebensmittelpreise beeinflussen; 
sie werden jedenfalls nicht sinken.

Das alles treibt die Inflation und führt dazu – das 
ist Erschreckende daran –, dass wir in einer sowieso 
schon strukturell schwierigen Situation einen weite-
ren richtigen Dämpfer bekommen.

Ich schließe jetzt unmittelbar an die Diskussion 
von heute Morgen an und nehme insbesondere den 
Kollegen Stender und den Kollegen Bonau in den 
Blick. Beide vermittelten hier den Eindruck, als ob 
Entlastungen für die Wirtschaft, die grundsätzlicher 
Art sind, völlig überflüssig seien. Wie lautete der 
Satz? Er hörte sich an wie auf einer Mai-Kundge-
bung. Sie äußerten sich nach dem Motto, solche 
Entlastungen würden nur dafür sorgen, dass diejeni-
gen, die hochprofitabel seien, noch höhere Profite 
machten.
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(Kianusch Stender [SPD]: Habe ich auch am 
1. Mai so gesagt!)

– Ja, das habe ich mir gedacht. Das war nämlich 
ein Textbaustein aus Ihrer 1.‑Mai-Rede. Ich finde 
es nicht so schlimm, dass Sie es hier wiederholt 
haben.

(Zuruf SPD)

Aber das hilft uns nicht weiter. An dieser Stelle ist 
der Blick in die Details beziehungsweise in die Da-
ten gerade unseres Landes interessant. Herr Bonau 
hat heute Vormittag ein sehr beliebtes Argument 
gebracht: Guckt mal, wir sind hier krisenresistenter, 
weil wir eine andere Wirtschaftsstruktur haben. – 
Das stimmt. Weiter war von Ihnen zu hören: Wir 
haben im letzten Halbjahr mit einem Bruttoinlands-
produktwachstum von 0,9 Prozent die übrige Bun-
desrepublik Deutschland outperformed. – Auch das 
stimmt.

Diese Entwicklung hat aber einen Grund: Dieses 
Land verfügt über einen ausgeprägt hohen Anteil an 
Wehrtechnikindustrie. In den hiesigen Sektoren des 
verarbeitenden Gewerbes spielen Unternehmen wie 
ThyssenKrupp Marine Systems und Rheinmetall 
eine wesentliche Rolle. Diese treiben gerade auf-
grund einer Sonderkonjunktur das Bruttoinlands-
produkt. Das sind übrigens die Unternehmen, die 
Sie noch vor wenigen Jahren auf der Grundlage der 
EU-Taxonomie als nicht nachhaltig einstufen und 
nicht mehr fördern wollten.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Herr Bonau, man muss es sich auf der Zunge zer-
gehen lassen: Das Wachstum, das wir hier gerade 
sehen, ist keines aus einer gesunden Wirtschaft her-
aus; es ist ein schuldenfinanziertes Staatsfinanzie-
rungswachstum.

(Annabell Krämer [FDP]: So ist das!)

Das ist kein Zeichen für eine gesunde Wirtschaft, 
sondern das ist ein Zeichen für staatliche Interventi-
on in diesem Bereich, die – das steht völlig außer 
Frage – notwendig ist, aber die der Gesundheit der 
Wirtschaft nicht dienlich ist.

Es ist ein Zeichen dafür, dass jetzt auch Sie einse-
hen müssen, dass die Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft angefasst werden.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

Dazu gehört eine grundlegende Strukturreform der 
Unternehmensteuer. Ich will das einmal nur an ei-
ner Messzahl des IHK-Geschäftsklimaindex in die-
sem Lande darstellen. Bei der IHK Schleswig-Hol-

stein haben 68 Prozent der Betriebe – um genau 
zu sein, waren es 67,9 Prozent – angegeben, die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen inzwischen 
als Geschäftsrisiko einzustufen.

(Annabell Krämer [FDP]: Hört, hört!)

Meine Damen und Herren, wir alle in diesem Haus 
leben davon, dass alles, was wir über die Haushalte 
finanzieren können, in der Wirtschaft erwirtschaftet 
wird. Das müssen wir gewährleisten. Deshalb ist 
es auch so wichtig, dass die Strukturreformen in 
Berlin jetzt unbedingt angegangen werden. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP – Annabell Krämer [FDP]: Sehr 
gut!)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Kollegen 
Rasmus Vöge das Wort.

(Annabell Krämer [FDP]: Jetzt bin ich mal 
gespannt!)

Rasmus Vöge [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Eine Vorbemerkung: Ich war am 
1. Mai 2026 beim Landtagsmobil in der Gemein-
de Lehmrade im Kreis Herzogtum Lauenburg, und 
ich will jetzt die Gelegenheit nutzen, mich bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Teams des 
Landtagsmobils ganz herzlich zu bedanken.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Sie haben am Tag der Arbeit gearbeitet und ver-
sucht, den Bürgerinnen und Bürgern die Politik nä-
herzubringen, die wir hier machen. Das war ein 
ganz toller Einsatz. Weil hier von den Mai-Kund-
gebungen gesprochen wird, wollte ich das einmal 
erwähnen.

(Beifall CDU – Zuruf Annabell Krämer 
[FDP])

Jetzt zum Ernst der Situation: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Krieg ist immer furchtbar, auch 
wenn er einer gerechten Sache dienen mag. Sie 
wissen, dass als Beispiel hier immer der Zweite 
Weltkrieg und der Krieg sozusagen der Alliierten 
gegen NS-Deutschland genannt werden. Weil wir 
über den Krieg sprechen, will ich sinngemäß nach 
Richard von Weizsäcker sagen: Morgen ist der 
8. Mai. Es ist der Tag der Befreiung.
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(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Krieg ist, wie gesagt, immer furchtbar. Es gibt 
immer Opfer. Soldaten fallen an der Front. Zivilis-
ten sterben. Die Bevölkerung leidet unter den Fol-
gen am örtlichen Kriegsgeschehen. Wenn wir über 
die Auswirkungen in Schleswig-Holstein sprechen, 
dann sollten wir uns auch immer dieser Dramatik 
bewusst sein, selbst wenn der Krieg Tausende Kilo-
meter entfernt ist.

(Beifall ganzes Haus)
Die FDP fragt nach den Auswirkungen des Krieges 
im Nahen Osten. Wenn das alles nicht so ernst 
wäre, dann müsste man beim Lesen des Titels der 
Anfrage die FDP erst einmal fragen, welchen Krieg 
sie damit eigentlich meint. Meint sie den Krieg der 
USA und Israel gegen den Iran, den Krieg Israels 
gegen den Libanon, den Bürgerkrieg im Jemen, der 
seit Jahren brutal unterhalb des Aufmerksamkeits-
radars der Öffentlichkeit liegt, oder die Massenpro-
teste der Bevölkerung im Iran gegen das furchtbare 
Mullah-Regime und die brutale Niederwerfung?
Dort brennt es an allen Ecken und Enden,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Aber die Straße 
von Hormus ist erst seit März zu!)

und diese Kriege und Konflikte haben natürlich 
Auswirkungen auf uns und die Wirtschaft in 
Schleswig-Holstein, weil unsere Wirtschaft interna-
tional vernetzt und in weltweite Lieferketten einge-
bunden ist. 30 Prozent des Außenhandels werden in 
Länder und Märkte außerhalb Europas abgewickelt.
Es sind zwei Punkte entscheidend, über die wir 
sprechen. Das eine ist die Sperrung der Straße von 
Hormus. Ich bin Schifffahrtskaufmann und musste 
noch alle Meeresengen der Welt auswendig lernen.

(Zuruf: Sehr gut!)
Auf der Schifffahrtsstraße von Hormus – sie ist 
mittlerweile vielleicht allen ein Begriff – wurden 
früher 20 Millionen Barrel Öl transportiert. LNG 
ist auch wichtig für uns. Vor allem kommen aber 
50 Prozent des Kerosins, das die europäische Flug-
industrie betankt, aus dieser Region.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: So ist es!)
Das andere ist die Gefahr durch die Huthi-Rebellen 
im Roten Meer, die nach wie vor nicht gebannt ist.
Die Reedereien fahren auf den Routen zwischen 
Europa und Asien um das Kap der Guten Hoffnung, 
und viel mehr Schiffseinsatz und Treibstoff treibt 
die Kosten. Wir haben den Sprung der Kosten an 

den Energiemärkten erlebt, und Minister Madsen 
hat darüber gesprochen. Natürlich haben aber auch 
die Risiken des Krieges direkte Auswirkungen auf 
uns.
Die Bundesregierung hat die Wachstumsprognose 
für die Bundesrepublik für dieses Jahr bereits hal-
biert, und zwar mit allen entsprechenden Auswir-
kungen auf Arbeitsplätze und Steuereinnahmen, 
meine Damen und Herren. Alles wird teurer, wenn-
gleich jetzt verzögert. Die Produktionskosten und 
die Transportkosten steigen. Es steigen alle Preise 
in der Landwirtschaft. Außerdem drohen Inflation 
und bei unserem Nullwachstum eine gefährliche 
Stagflation; auch das wurde heute genannt.
Wir leben in ernsten Zeiten, und das erhöht aus 
meiner Sicht den Reformdruck auf die Politik.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Der erste Reflex, mit dem Tankrabatt zu helfen, ist 
umgesetzt. Das ist aus meiner Sicht auch richtig. 
Allerdings ersetzt das auf Dauer keine Reform.
Wir sollten und müssen den Mut aufbringen, Refor-
men einzuleiten und umzusetzen,

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])
damit unsere Wirtschaft trotz externer Schocks 
wachsen kann.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Genau darum 
geht es!)

Nach dem Ausbruch des Ukrainekrieges hat es viel 
zu lange gedauert, bis Deutschland die Dimension 
des Krieges erkannt hat. Das darf uns kein zweites 
Mal passieren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP)

Gestern wurde gefragt, wo die Lösungen sind. Des-
halb formuliere ich jetzt verschiedene Punkte, die 
nicht abgesprochen sind.

(Heiterkeit)
Entbürokratisierung auf ganzer Ebene.

(Beifall SSW)
Wir können in der Landesplanung entbürokratisie-
ren, damit sich Unternehmen entwickeln können. 
Carsten Linnemann sagte kürzlich: Abschaffung al-
ler Berichtspflichten, die nicht online erledigt wer-
den können, per sofort. – Das ist ein richtiger 
Punkt.
Steuern und Abgaben dauerhaft senken.

(Beifall CDU und FDP)
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Trauen wir uns außerdem, meine Damen und Her-
ren, einen Feiertag zu streichen und das Lieferket-
tengesetz abzuschaffen.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Ein letzter Punkt: Wagen wir den großen Wurf der 
EU-Erweiterung um die Ukraine, den Westbalkan 
sowie die Einladung von Kanada, Island, Norwe-
gen, Japan, Südkorea, Australien und Neuseeland.

(Beifall CDU, SPD und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Das meine ich ganz ernsthaft.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Vöge!

Rasmus Vöge [CDU]: 
Ein letzter Satz. – In Zeiten der Krise zeigt sich, 
ob wir den Herausforderungen gewachsen sind. Wir 
müssen jetzt auf allen Ebenen mutig vorangehen, 
denn wir tragen Verantwortung. Die Reformfähig-
keit unseres Landes ist längst nicht mehr nur eine 
Frage des Wohlstandes, sondern sie ist zur Belas-
tungsprobe für die politische Stabilität der Bundes-
republik Deutschland geworden. – Danke.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Vöge, Sie haben nicht überzogen, weil der 
Minister 45 Sekunden länger geredet hat. Insofern 
sind Sie gerade noch in der Zeit.

Rasmus Vöge [CDU]: 
Das blinkt aber schon.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Ja, das haben wir aus pädagogischen Gründen so 
eingerichtet.

(Heiterkeit – Beifall CDU)

Bei dem Kollegen Buchholz hat das auch gut ge-
klappt.

(Heiterkeit)

Es besteht jetzt der Wunsch nach einer Zwischen-
frage, Zwischenbemerkung des Kollegen Petersdot-
ter. Lassen Sie diese Zwischenfrage, Zwischenbe-
merkung zu?

Rasmus Vöge [CDU]: 
Ja, gerne.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich wollte schon immer mal auf 
einem CDU-Parteitag eine Frage ins Saalmi-
krofon stellen.
(Heiterkeit – Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
Welcher Feiertag sollte Ihrer Auffassung 
nach abgeschafft werden?

– Das müssten wir dann einmal gemeinsam bespre-
chen.

(Zuruf: Der 1. Mai vielleicht!)
– Nein, es gibt Feiertage, die dem einen wichtig 
sind, und es gibt Feiertage, die dem anderen wich-
tig sind. Wenn man sich zusammensetzt, findet man 
sicherlich eine Lösung, mit der alle gut leben kön-
nen. Ich denke, das ist im demokratischen Diskurs 
möglich. – Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Bevor ich nun dem Kollegen Bonau das Wort ertei-
le, darf ich um etwas Aufmerksamkeit bitten und 
dem Kollegen Petersdotter noch mitteilen, dass wir 
uns nicht auf einem CDU-Parteitag befinden. Wir 
sind hier der Schleswig-Holsteinische Landtag. Ihr 
Wunsch wird aber sicher irgendwann in Erfüllung 
gehen. Der Kollege Kilian ist anwesend, und viel-
leicht besprechen Sie das mit ihm noch einmal un-
ter vier Augen. – Jetzt hat der Kollege Sebastian 
Bonau das Wort.

Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Seit dem 24. Februar 2022 steht 
unser politisches Handeln unter den Folgen des 
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine. Kein 
Wahlprogramm war darauf ausgelegt, in solch eine 
Energiekrise zu rutschen, und niemand hatte die 
Absicht, diese Legislatur in solch einem Sparmodus 
anzugehen. Jetzt, gut vier Jahre später, setzen wir 
uns mit den Auswirkungen eines Angriffs der USA 
auf Iran auseinander. Das zeigt einmal mehr: Die 
Welt ist unsicher geworden. Sie ist von multiplen 
Krisen geprägt, und liebgewonnene Gewissheiten 
sind zerbrochen.
Diese Welt wird durch den Angriff auf Iran keine 
friedlichere oder sicherere werden. Es gibt jedoch 
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Erkenntnisse, die in solchen Zeiten noch einmal 
verstärken: Wir müssen unabhängiger werden.

Ich wiederhole mich an dieser Stelle gerne. Wir 
müssen die Energiewende noch energischer voran-
treiben. Wenn heute Morgen die FDP sagt: „2050 
ist der richtige Zeitpunkt für Klimaneutralität“, und 
gleichzeitig sagt, dass wir aus den fossilen Energien 
heraus müssten, dann widerspricht sich das nach 
meiner Ansicht ein bisschen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Nein, Herr Kol-
lege!)

Denn ich denke, das beinhaltet, dass wir neben der 
Elektrifizierung von Heizen und Mobilität sämtli-
che Bereiche des Lebens elektrifizieren müssen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Es geht ja um 
den Zeitrahmen dafür!)

– Ja, wir müssen, so wie Sie, Herr Buchholz, es 
gerade eben ausgedrückt haben, schnell zu einem 
Staat werden, der elektrische Energie in den Fokus 
nimmt. In Schleswig-Holstein sind wir hier bereits 
Vorreiter, und Vorreiter sein ist gut; das möchte ich 
auch zu heute Morgen noch einmal betonen. Das 
betrifft bei uns nicht nur Windkraft und Photovol-
taik, auch im Ausbau von Batteriespeichern gehen 
wir gut voran. Denn, auch das gehört zur Realität, 
die Sonne scheint nicht in der Nacht, und der Wind 
weht auch bei uns nicht immer. Aber 100 Prozent 
Erneuerbare sind möglich und notwendig, und das 
nicht nur in Schleswig-Holstein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ist das 
ein Wachstumsimpuls, Herr Kollege?)

Das wird auch unser Wachstum weiter stärken. Ja, 
wir sehen es gerade mal wieder mit voller Wucht: 
Erneuerbare Energien sind Freiheitsenergien, auch 
da zitiere ich gegebenenfalls Menschen aus einer 
anderen Partei. Aber niemand muss ein Land an-
greifen, um den Zugriff auf Sonne und Wind zu 
erhalten. Daher gehe ich vielleicht sogar noch einen 
kleinen Schritt weiter, denn aus meiner Sicht sind 
erneuerbare Energien auch Friedensenergien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei Öl, sei es in Form von Benzin oder Diesel oder 
als Heizöl, spüren es die Verbraucherinnen und Ver-
braucher derzeit extrem. Auch das Gas, das wurde 
erwähnt, wird absehbar teurer werden; denn auch 
wenn wir diversifiziert haben, rund 20 Prozent des 
globalen Transits von LNG und Öl müssen durch 
die Straße von Hormus. Und dauert diese derzeiti-
ge Sperrung an, so werden die Preise steigen – 

mit extremen Folgen. Andere Routen, beispielswei-
se durch den Suezkanal oder das Rote Meer, sind 
keine Alternative, weil diese Routen durch die Hu-
thi-Miliz bedroht sind. Der Iran hat die Welt als 
Geisel. Es muss also endlich ein Umdenken statt-
finden. Fossile Energieträger sichern uns keine sta-
bilen Preise, sie machen uns abhängig von globalen 
Lieferketten, sie finanzieren antidemokratische Re-
gime, und sie zerstören unsere Umwelt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt SSW)

Es gibt noch einen weiteren Aspekt, bei dem wir 
die Auswirkungen des Irankrieges auf die schles-
wig-holsteinische Wirtschaft spüren. Auch im di-
gitalen Raum wirkt sich dieser Konflikt auf uns 
aus; denn der Handel und die Ausnutzung von 
sogenannten Zero-Day-Exploits machen alle Unter-
nehmen angreifbar, die eben jene Hard- und Soft-
ware mit solchen Sicherheitslücken einsetzen. Die 
Angriffe oder Rückschläge im digitalen Raum fin-
den sehr selten gezielt statt, sie sind eher breit 
gefächert. Bereits nach dem völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine wurden 
wahllos tausende Satellitenmodems außer Betrieb 
gesetzt, darunter auch Modems von Anlagen in 
Deutschland. Die Folge waren nicht nur technische 
Probleme, sondern ein reales wirtschaftliches Risi-
ko für die Betreiberinnen und Betreiber. Solche Cy-
berangriffe können die Lieferketten unterbrechen, 
sie können Produktionsanlagen stilllegen oder kriti-
sche Infrastruktur treffen, vom Hafenbetrieb über 
Logistikunternehmen bis hin zu Energieanlagen. 
Gerade für ein exportorientiertes und stark vernetz-
tes Wirtschaftsland wie Schleswig-Holstein bedeu-
tet das: Digitale Sicherheit ist längst auch ein 
Standortfaktor geworden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Pa-
trick Pender [CDU] und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Im Rahmen der Landesverwaltung haben wir uns 
bereits auf den Weg zur digitalen Souveränität ge-
macht, und nun muss auch die Wirtschaft die Zei-
chen der Zeit erkennen. Das kann nicht nur, es 
muss unter einem geeinten Europa geschehen, ei-
nem Europa, das sich unabhängig macht von fossi-
len Energieträgern und proprietären Hard- und Soft-
warelösungen. Gemeinsam sind wir stark, und ge-
meinsam können wir Schleswig-Holstein, Deutsch-
land und Europa zu einem klimaneutralen Indus-
trieland machen.

Lassen Sie mich die letzten Sekunden meiner Rede-
zeit dafür nutzen, noch einmal darauf aufmerksam 
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zu machen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Mei-
ne Gedanken sind bei allen Menschen in Iran und 
sonst wo auf der Welt, die sich für Demokratie 
einsetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SPD und FDP)

Wir können nur hoffen, dass die brüchige Waffen-
ruhe zu einem echten Frieden wird und dass dieser 
völkerrechtswidrige Krieg beendet wird. Lassen Sie 
uns zusammen alles geben, dass Menschen nicht 
weiter unter Kriegen leiden müssen, Kriege, die 
wir durch unseren Energiebedarf oder unseren sons-
tigen Konsum befeuern. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich dem Kollegen Ki-
anusch Stender das Wort.

Kianusch Stender [SPD]: 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleg_innen!

„Schließlich sage ich heute Abend dem gro-
ßen und stolzen Volk des Iran: Die Stunde 
Ihrer Freiheit ist nahe. ... Überall werden 
Bomben fallen.“

So hat Donald Trump den völkerrechtswidrigen 
Einsatz im Iran angekündigt. Ich finde diese Rheto-
rik perfide. Und ich halte es mit unserer Fraktions-
vorsitzenden Serpil Midyatli in der Plenardebatte 
letzten Monat. Wir sprechen heute über wirtschaft-
liche Auswirkungen, aber der Ursprung all dessen 
ist menschliches Leid. Das sollten wir nicht verges-
sen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Ja, dieser Krieg betrifft auch uns. Wir leben in 
einer globalisierten Welt. Konflikte sind längst kei-
ne regionalen Ereignisse mehr, sondern globale Er-
schütterungen. Wenn im Nahen Osten die Waffen 
sprechen, dann steigen bei uns die Energiepreise, 
dann geraten Lieferketten unter Druck, dann wer-
den Investitionen zurückgestellt, weil die Unsicher-
heit wächst. Die aktuellen Entwicklungen bestäti-
gen das sehr deutlich. Steigende Öl- und Gaspreise 
dämpfen den wirtschaftlichen Aufschwung, erhö-
hen Kosten für Unternehmen und treffen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher unmittelbar. Gleichzei-
tig gilt: Diese Zusammenhänge sind keine Ausnah-
me. Sie sind zur neuen Normalität geworden. Ich 

bin überzeugt, daraus ergibt sich eine zentrale poli-
tische Aufgabe. Wir müssen unsere wirtschaftliche 
und politische Handlungsfähigkeit stärken. Dazu 
gehört auch eine ehrliche Analyse unserer interna-
tionalen Partnerschaften. Die Vereinigten Staaten 
waren über Jahrzehnte nicht immer ein einfacher, 
aber überwiegend verlässlicher Partner. Doch wir 
erleben zunehmend, dass diese Verlässlichkeit nicht 
mehr so selbstverständlich ist. Deshalb müssen wir 
in Europa stärker werden, nicht als Ersatz, sondern 
als eigenständiger Akteur. Da müssen wir groß den-
ken. Die Idee der Vereinigten Staaten von Europa 
mag heute nach wie vor visionär erscheinen, aber 
die Richtung ist richtig.

(Beifall SPD, FDP und Sebastian Bonau 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Vereinigten Staaten von Europa bedeuten mehr 
gemeinsame Außenpolitik, mehr wirtschaftliche 
Koordination, mehr strategische Unabhängigkeit. 
Denn kein europäisches Land, auch Deutschland 
nicht, wird diese Herausforderungen in dieser Zeit 
allein bewältigen.

Ein Bereich zeigt besonders deutlich, wie verwund-
bar wir sind – wir haben darüber gesprochen –: 
die Energie. Wir haben es in den letzten Jahren 
immer wieder erlebt: Als ein einziges Schiff, die 
Evergreen, den Suezkanal blockierte, gerieten glo-
bale Lieferketten ins Wanken. Mit dem russischen 
Angriffskrieg auf die Ukraine explodierten die Gas-
preise. Jetzt sehen wir erneut, Konflikte im Nahen 
Osten treiben die Ölpreise in die Höhe. Das ist 
kein Zufall, das ist das Ergebnis von Abhängigkei-
ten. Genau deshalb finde ich es völlig unverständ-
lich, wenn Ministerin Reiche ausgerechnet jetzt den 
Ausbau erneuerbarer Energien bremsen will.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Ich sage Ihnen, Frau Reiche: Das macht Schleswig-
Holstein nicht mit.

Ich war vor zwei Wochen auf einer Windkraftanla-
ge im Bürgerwindpark in Janneby. Ich habe nicht 
so wirklich Höhenangst, aber als ich in 120 Metern 
auf der Anlage ohne Geländer stand und der Wind 
immer stärker wurde, wollte ich dann auch langsam 
wieder runter. Der Mitarbeiter der Wartungsfirma, 
der mit mir da oben war, fing dann an, sich über die 
Energiepolitik von Ministerin Reiche aufzuregen. 
Und wenn Fachleute anfangen, dann dauert das. 
Die ganze Branche ist sauer auf die Ministerin, und 
das völlig zu Recht.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Reiches energiepolitische Rolle rückwärts ist nicht 
nur klimapolitisch falsch, sie ist vor allem wirt-
schaftspolitisch unklug. Denn jede Kilowattstunde, 
die wir selbst erzeugen können, macht uns unab-
hängiger, stabilisiert Preise und stärkt unseren Wirt-
schaftsstandort. Wer heute den Ausbau erneuerba-
rer Energien bremst, der schwächt unsere Resilienz 
und damit unsere Zukunftsfähigkeit.

(Beifall SPD, Dr. Ulrike Täck [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Liebe Kolleg_innen, bei all den wirtschaftlichen 
Zahlen, Prognosen und Debatten dürfen wir eins 
nicht vergessen: Während wir über Energiepreise 
diskutieren, fallen andernorts Bomben. Während 
wir über Wachstum sprechen, verlieren Menschen 
ihr Zuhause oder ihr Leben. Diese Realität ver-
pflichtet uns zu einer Politik, die wirtschaftliche 
Stabilität schafft, aber auch Verantwortung über-
nimmt. Unser Fazit ist klar: Wir müssen unsere 
Wirtschaft widerstandsfähiger machen. Wir müssen 
Europa stärken, und wir müssen unsere Abhängig-
keiten konsequent reduzieren, gerade im Energie-
sektor; denn die Krisen dieser Welt werden uns 
auch in Zukunft erreichen. Die Frage ist nicht, ob, 
sondern wie gut wir darauf vorbereitet sind. – Vie-
len Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SSW-Fraktion erteile ich der Kollegin Sy-
billa Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrter Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-
legen! Wenn wir über diesen Tagesordnungspunkt 
sprechen, dann sprechen wir über den Flächenbrand 
in Nahost. Wie Herr Vöge und auch Herr Stender 
schon angedeutet haben, ist das ein Flächenbrand, 
der nicht erst seit ein paar Wochen herrscht, son-
dern seit vielen Jahren. Wir sprechen von einem 
fürchterlichen Krieg, der mehrere hundert Städte, 
mehrere Regionen im Libanon und im Iran zerstört.
Ich dachte mir, wenn wir heute wahrscheinlich über 
wirtschaftliche Zahlen sprechen werden, dann muss 
man auch darüber sprechen, wie eigentlich die Zah-
len für die Zivilisten in diesen Ländern aussehen, 
damit man sich vielleicht einmal ein bisschen vor-

stellen kann, welch unsägliches Leid über diese 
Länder im Nahen Osten kommt. Laut WHO sind 
bisher mehr als 4.000 Zivilisten ums Leben gekom-
men. Rund 45.000 Menschen in der Region sind 
verletzt worden, und es gab zahlreiche Eingriffe 
auf Bildungseinrichtungen und Gesundheitseinrich-
tungen. Über 3 Millionen Menschen sind auf der 
Flucht im Iran, und mehr als 1 Million Menschen 
sind auf der Flucht im Libanon. Beide Länder wei-
sen eine sehr hohe Anzahl von Flüchtlingen aus 
Syrien und Afghanistan auf, sodass man davon re-
den kann, dass diese beiden Länder im Moment in 
einer humanitären Katastrophe leben, die wir uns 
gar nicht vorstellen können.
USA, Israel und der Iran drohen sich gegenseitig 
mit kompletter Zerstörung der Energieinfrastruktu-
ren. Das ist in meinen Augen kranke Kriegsrheto-
rik, weil diese Staaten, egal, wer nun recht haben 
mag, damit im Grunde genommen die Energieinfra-
strukturen der ganzen Welt zerstören und unheim-
liches Leid über weite Teile der Welt bringen kön-
nen, wenn das nicht bald endet. Deswegen ist das 
wirklich erschütternd, wie dort gesprochen wird.
Wir wissen, die Straße von Hormus ist weiterhin 
blockiert. Es ist die Frage, wie lange das noch an-
dauern wird. Die Wirtschaftsexperten haben gerade 
heute Morgen im Handelsblatt davon gesprochen, 
dass die Inflationsrate auf über drei Prozent stei-
gen wird und dass wir mit einem Plus des Bruttoin-
landsproduktes von nur noch 0,5 Prozent rechnen 
können, dass die Steuereinnahmen vielleicht in den 
kommenden Monaten nicht unbedingt angegriffen 
sind, dass wir aber damit rechnen müssen, dass ab 
2028 massive Lücken drohen. Das waren tatsäch-
lich sehr eindeutige Worte.
Das heißt natürlich, wenn wir über Energiesicher-
heit sprechen, dass wir uns als Schleswig-Holstein 
auf den Weg machen müssen, uns noch unabhängi-
ger zu machen, als wir es schon sind. Es wurde 
angesprochen, dass wir die erneuerbaren Energien 
ausbauen müssen und uns dementsprechend unab-
hängig von den fossilen Trägern machen müssen.
Ich stelle mir da aber schon einige Fragen. Dazu 
muss ich eine Sache sagen: Da kann man nicht nur 
die Kritik Katherina Reiche zuschieben. Die Plä-
ne, die Katherina Reiche jetzt ausführt, sind auch 
durch den Bundesminister Habeck vorgeschrieben 
worden. Sicherlich verschärft sie das jetzt in Tei-
len, aber wir wissen klar, dass Gaskraftwerke auch 
schon unter der letzten Regierung errichtet werden 
sollten. Wir wissen, dass man auf ein LNG-Termi-
nal gesetzt hat. Da müssen wir uns hier in Schles-
wig-Holstein ehrlich machen und uns fragen: Wann 
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kann dieses LNG-Terminal, das wir hier im Land 
errichtet haben, dann irgendwann wirklich unab-
hängig sein in dem Sinne, dass man da Wasserstoff 
produziert? Das sind sehr konkrete Fragen, die wir 
hier in Schleswig-Holstein beantworten müssen.
Ich kann Ihnen sagen, als SSW lehne ich ganz klar 
ab, dass wir uns irgendwie auch nur ansatzweise 
darüber unterhalten, dass Kernfusion Teil der Lö-
sung sein könnte.

(Beifall SSW)
Hat sich denn einer mal gefragt, woher das Uran 
kommen soll? Wo soll denn das Uran herkommen? 
Wie soll das denn überhaupt ablaufen? Wie soll 
man dann sichern, dass man nicht von Ländern ab-
hängig ist? Wir wissen, wo Uran produziert wird. 
Das sind Länder, mit denen wir ja auch politisch 
nichts zu tun haben wollen.
Neben den Teuerungen von Öl und Gas ist ein 
Punkt sehr wichtig hervorzuheben, nämlich dass die 
Lebensmittelpreise extrem ansteigen werden, weil 
auch die Düngemittelproduktion in diesen Ländern 
in Nahost stattfindet. Die Lebensmittelindustrie hier 
bei uns im Land macht 15 Prozent des Industrieum-
satzes aus. Das ist ein sehr hoher Anteil. Deswegen 
müssen wir einen großen Fokus auf die Lebensmit-
telindustrie haben.
Schnell ein letzter Satz zu den KMU. Die KMU 
sind die Grundlage für unsere wirtschaftliche Struk-
tur. Wir müssen sie stärken, und wir haben als Lan-
despolitik die Verantwortung, dass wir den KMU 
Möglichkeiten liefern, wie sie klimaneutrale Ener-
gie in ihre Betriebe bekommen. Da gibt es noch 
nicht viele Ansätze. Da bitte ich Sie als schwarz-
grüne Koalition, dass wir uns hier wirklich ernst-
haft unterhalten, das wäre dann echte Landespoli-
tik, die wir durchführen könnten. Dann müssten wir 
uns natürlich auf die Reformen stützen, die auf der 
Bundesebene gemacht werden müssen, aber wir als 
Schleswig-Holstein haben die Aufgabe, uns noch 
intensiver zum Beispiel mit der deutsch-dänischen 
Grenzregion auseinanderzusetzen, weil wir wissen, 
dass starke Regionen in einem gemeinsamen Euro-
pa der Weg nach vorn sind dafür, dass man Unab-
hängigkeit hat.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Nitsch, jetzt ist die Redezeit aber wirklich 
abgelaufen.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
Ich stelle fest, dass der Berichtsantrag, Drucksache 
20/4181, durch die Berichterstattung der Landesre-
gierung seine Erledigung gefunden hat. Es ist kein 
Antrag gestellt. Der Tagesordnungspunkt ist damit 
erledigt. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich unter-
breche die Sitzung bis 15 Uhr.

(Unterbrechung: 13:16 bis 15:00 Uhr)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Wer mich kennt, der weiß: Ich starte pünktlich. Wir 
haben nämlich Gäste auf der Tribüne. Denen wol-
len wir zeigen, dass wir das hier ernst nehmen.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Also, wir 
sind bereit! Wir können loslegen!)

– So, die Vizekollegin ist bereit. Das ist dann das 
Startsignal für mich zu beginnen.
Werte Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße Sie 
alle zur Fortsetzung unserer Donnerstagssitzung. 
Bevor wir mit der Tagesordnung fortfahren, teile 
ich Ihnen mit, dass sich die Kollegin Rixa Klein-
schmit nach Mitteilung der CDU-Fraktion krankge-
meldet hat. – Wir wünschen natürlich gute Besse-
rung.

(Beifall)
Bevor wir wieder in die Tagesordnung einsteigen, 
begrüßen Sie mit mir gemeinsam Schülerinnen und 
Schüler des Gymnasiums Heide-Ost auf der Besu-
chertribüne des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges. – Seien Sie uns ganz herzlich willkommen!

(Beifall)
Begrüßen Sie außerdem mit mir Frau Iris Janßen 
als Vorsitzende der Aktion Kinder- und Jugend-
schutz Schleswig-Holstein e. V. sowie Herrn Benja-
min Holm, den Geschäftsführer der Aktion Kinder- 
und Jugendschutz Schleswig-Holstein e. V.
Sehe ich schon Heiko Naß? – Nein, er ist noch 
nicht da. Dann begrüßen wir ihn später.

(Beifall)
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 51 und 64 auf:

Gemeinsame Beratung
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a) Ein Verkehrssicherheitsprogramm für 
Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/4399

Evaluation der Verkehrssicherheitsarbeit 
umgehend vorlegen – Verkehrssicherheitsar-
beit noch in dieser Wahlperiode besser auf-
stellen

Alternativantrag der Fraktionen von SPD und 
SSW
Drucksache 20/4424 (neu)

b) Bericht zur Halbzeitevaluierung der Radstra-
tegie Schleswig-Holstein 2030

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/4152

Wie ich sehe, wird das Wort zur Begründung nicht 
gewünscht. Somit erteile ich zu b) dem Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Die Vision Zero ist eine Leit-
idee mit einem ambitionierten Ziel: Kein Mensch 
soll im Verkehr sterben oder schwer verletzt wer-
den. Im Mittelpunkt steht nicht die Frage, wer 
schuld ist, sondern wie Systeme so gestaltet wer-
den können, dass Fehler nicht zu schweren Verlet-
zungen führen oder gar tödlich enden. Infrastruk-
tur, Technik und menschliches Verhalten sollen in 
Einklang gebracht werden, um Leben zu schützen. 
Die Vision Zero setzt auf ein Zusammenspiel vieler 
Faktoren: sichere Straßenräume, verantwortungsbe-
wusstes Verhalten, klare gesetzliche Rahmenbedin-
gungen und moderne Technologien. Letztlich ist 
die Vision Zero nicht nur eine verkehrspolitische 
Forderung, sondern ein Ausdruck gesellschaftlicher 
Werte.

Vision Zero steht für Verantwortung, Rücksichtnah-
me, Respekt, Achtsamkeit und die Bereitschaft, 
Mobilität für alle sicher zu gestalten – ganz un-
abhängig davon, ob man zu Fuß geht, mit dem 
Fahrrad unterwegs ist oder Auto fährt. Es ist die 
Grundlage von Verkehrssicherheitsarbeit und daher 
richtigerweise auch eins von drei Zielen unserer 
Radstrategie.

Die Unfallzahlen zeigen aber auch, dass wir hier 
noch längst nicht am Ziel angekommen sind. Wir 
haben deshalb sowohl unsere Verkehrssicherungs-
arbeit als auch unsere Radstrategie evaluieren las-
sen. Gerade im Radverkehr sehen wir eine deutli-
che Entwicklung in den letzten Jahren.
Als die Radstrategie vorgestellt wurde, war Radver-
kehr im LBV.SH eine Teilaufgabe von vielen. Es 
standen 10 Millionen Euro bis 2030 zur Verfügung. 
Das landesweite Radverkehrsnetz war eine physi-
sche Karte. Heute investieren wir knapp 40 Mil-
lionen Euro pro Jahr. Es gibt eine Stabstelle im 
LBV.SH. Die Kommunen haben Radverkehrskon-
zepte, und mit dem Radverkehrsinformationssystem 
haben wir eine Vorreiterrolle bei der Digitalisierung 
von Verkehrsdaten eingenommen. Die Evaluierung 
der Radstrategie zeigt Handlungsbedarf, und wir 
wissen schon jetzt, dass wir nicht alle Ziele bis 
2030 wie geplant erreichen werden. Das sind wert-
volle Hinweise für uns, damit wir noch weiter 
nachschärfen und uns auf die richtigen Aspekte fo-
kussieren können. Dazu gehört neben dem Thema 
Sicherheit auch Modal Split.
Radfahren ist ein Hauptgrund für Urlaub in Schles-
wig-Holstein. 70 Prozent unserer Gäste fahren hier 
Rad. Das ist super.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Werner Kalinka [CDU]: So ist es!)

– Auch bei dir, lieber Werner.
Auf dem Weg zur Arbeit wird das Rad immer mehr 
genutzt. Schleswig-Holstein ist hier gemeinsam mit 
Niedersachsen mit 15 Prozent Radverkehrsanteil 
auf dem ersten Platz der Flächenländer. Bis zum 
angestrebten Anteil von 30 Prozent ist es allerdings 
noch ein sehr weiter Weg. Wir werden dafür wei-
tere Projekte fördern. Schon jetzt haben wir mehr 
als 250 Vorhaben der Kommunen unterstützt. Wir 
fördern das Projekt Schulwegepläne von RAD.SH.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Entschuldigung, Herr Minister! – Darf ich bitte um 
etwas mehr Ruhe bitten? Danke schön.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Das Ziel ist es, dass alle Grundschulen diese Pläne 
haben und der Weg zur Schule damit sicherer wird. 
Das ist genau richtig. Der bundesweite Fahrradmo-
nitor zeigt, dass Kinder, die früh positive Erfahrun-
gen auf dem Fahrrad machen, auch später mit dem 
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Rad fahren. Wir werden auch eine Kommunikati-
onskampagne starten.
Wir werden zudem Radwege bauen und sanieren, 
rund 85 Kilometer im Jahr. Denn Menschen werden 
nur mit dem Rad zur Schule, zur Arbeit, zum Sport 
oder zum Einkaufen fahren, wenn es gute und si-
chere Radwege gibt. Auch die Evaluierung der Ver-
kehrssicherheitsarbeit, die jetzt final veröffentlicht 
ist, gibt uns gute Handlungsanweisungen für die 
Zukunft. Wir werden uns jetzt genau mit dem Gut-
achten auseinandersetzen und daraus ein Programm 
für die Zukunft entwickeln. Der Schwerpunkt wird 
weiterhin die Vision Zero sein. Darauf aufbauend 
werden wir konkrete Maßnahmen entwickeln und 
dem Parlament vorlegen.
Die Evaluierung macht aber auch klar: Wir machen 
schon viel gut und richtig. Meinen Dank möchte 
ich heute an alle Akteure aussprechen, die sich so-
wohl beruflich als auch ehrenamtlich sehr ehrgeizig 
für die Verkehrssicherheit in Schleswig-Holstein 
einbringen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Wir werden auch in Zukunft nicht alle Unfälle ver-
meiden können. Es geht darum, schwere oder gar 
tödliche Unfälle zu verhindern. Das ist die Vision 
Zero. Daran werden wir weiterarbeiten, gemeinsam 
mit allen Akteuren der Verkehrssicherheit. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion 
hat jetzt der Abgeordnete Rasmus Vöge das Wort.

Rasmus Vöge [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir sprechen jetzt über die Ver-
kehrssicherheit in unserem Land. Über allem steht 
das Bestreben der Koalition, und da spreche ich 
wohl für alle hier im Hause, die Zahl der Unfäl-
le, Verletzten und auch der Verkehrstoten im Land 
weiter zu senken. Der Minister hat es gerade ge-
sagt: Die Vision Zero ist angestrebt. Im Jahr 2025 
ist die Anzahl der Unfälle in Schleswig-Holstein 
gesunken, die Zahl der Verkehrstoten aber leider 
gestiegen. Dennoch liegt sie immer noch unter dem 
Durchschnitt der Verkehrstoten in den letzten Jah-
ren. Aber ich will auch betonen: Jeder Unfall, jeder 
Verletzte und erst recht jeder Verkehrstote ist einer 

zu viel, und wir dürfen uns auch damit nicht abfin-
den.

(Beifall ganzes Haus)
Daher ist es gut, dass die Landesregierung jetzt die 
Evaluation der Verkehrssicherheitsarbeit vorgelegt 
hat.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Das kann man nach 
drei Jahren ja auch einmal machen!)

Es ist auch gut, dass wir noch in dieser Wahlpe-
riode ein Verkehrssicherheitsprogramm erarbeiten 
und vorlegen werden.

(Niclas Dürbrook [SPD]: Aber das steht gar 
nicht im Antrag, dass es in dieser Wahlperi-
ode vorgelegt wird!)

Einige Punkte, die uns wichtig sind, finden Sie in 
unserem Antrag.

(Niclas Dürbrook [SPD]: Aber leider nicht, 
dass das in dieser Wahlperiode stattfindet!)

– Na, nun hören Sie mir einfach gut zu.
(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie können mir ja einfach gut zuhören, und dann 
werden Sie auch ein bisschen schlauer dadurch.

(Christian Dirschauer [SSW]: Sie können 
den Antrag auch mündlich ergänzen! – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Die Frau Vize-
präsidentin ist unaufmerksam!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Dr. Buchholz, wollten Sie mir etwas mitteilen? 
Aber ich sehe gerade, Sie möchten bestimmt eine 
Zwischenfrage oder Anmerkung stellen. So frage 
ich den Kollegen Vöge, ob er gewillt ist, diese zu-
zulassen.

Rasmus Vöge [CDU]: 
Ja, bitte sehr.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann bin auch ich gewillt, Ihnen das Wort zu ertei-
len, Herr Dr. Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das ist sehr 
nett, Frau Präsidentin. – Kollege Vöge, da 
wir ja gut zuhören sollen, können Sie eine 
gewisse Nervosität im Hause verstehen, die 
vielleicht daher rührt, dass es von Ihnen 
drei Jahre lang zu dem Thema nichts zu hö-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 118. Sitzung – Donnerstag, 7. Mai 2026 8887

(Minister Claus Ruhe Madsen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3438&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG


ren gab, dass das ein Problem gewesen sein 
könnte.

Rasmus Vöge [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Kollege Buchholz, gut Ding will 
Weile haben.

(Lachen SPD und FDP)

Wir haben das ja heute auf der Tagesordnung, und 
ich habe dazu zwei Sätze gesagt und glaube, dass 
das Ihre Frage jetzt beantwortet.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, wir sind ja in einer ver-
bundenen Debatte. Ich sagte gerade, unsere Punkte, 
die uns für das Verkehrssicherheitsprogramm wich-
tig sind, finden Sie im Antrag. Wir haben auch die 
Evaluierung der Radstrategie Schleswig-Holstein 
vorliegen, auf deren Ergebnisse ich mich jetzt im 
weiteren Verlauf konzentrieren möchte.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Wurzelaufbrüche!)

– Ja, das sind alles wichtige Themen. Ich weiß 
nicht, ob Sie mit dem Fahrrad unterwegs sind. Ich 
bin gerne mit dem Fahrrad unterwegs.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen SPD, FDP 
und SSW)

– Ja, ich bin gerne mit dem Fahrrad unterwegs, 
nicht so schnell wie unser Minister, aber kann Ihnen 
sagen, dass die Wurzelaufbrüche in den Radwegen 
Schleswig-Holsteins, auch wenn sich die Landesre-
gierung darum kümmert, ein wichtiges Thema ist. 
Das sollte man hier nicht durch einen Zwischenruf 
beiseite wischen. Viele Menschen freuen sich, dass 
wir uns darum kümmern.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zurufe)

Wir sind 2020 mit einem ehrgeizigen Ziel gestartet, 
meine Damen und Herren, und wir haben, um im 
Wording zu bleiben, ordentlich in die Pedale getre-
ten.

(Zuruf: Hey! – Unruhe)

Wir sind ein ganzes Stück vorangekommen. Dafür 
auch von meiner Seite ganz herzlichen Dank an 
das Ministerium und vor allen Dingen alle Akteure, 
die sich im Runden Tisch Radverkehr seit Jahren 
konstruktiv beteiligen und dort zusammenarbeiten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Die drei Oberziele waren: Es sollen mehr Leu-
te aufs Rad gebracht werden, wir wollen die Un-
fallzahlen kontinuierlich verringern und Schleswig-
Holstein unter die Top‑3-Länder im Radtourismus 
bringen. Es ist wirklich viel passiert. Wir haben das 
landesweite Radverkehrswegenetz etabliert, es gibt 
eine Stabsstelle Radverkehr beim Landesbetrieb 
Straßenbau und Verkehr. Jetzt hier der Punkt Wur-
zelaufbrüche, Pilotstrecken und Handlungsempfeh-
lungen. Wichtiges Thema, sollte man nicht beiseite 
wischen.
Wenn man das Ohr an der Bevölkerung hat, dann 
kümmern wir uns gerne darum. Es geht um Qua-
litätsstandards für den Radtourismus. Wir haben 
das Handbuch Radverkehrswegweisung Schleswig-
Holstein veröffentlicht und einige Punkte mehr.
Die Erfolge lassen sich auch sehen. Wir haben eine 
deutliche Sichtbarmachung der Bedeutung des Rad-
verkehrs erreicht. Es gibt einen verstärkten Aus-
tausch zwischen den unterschiedlichen Ebenen. Wir 
haben in den vergangenen Jahren viele Finanzmittel 
bereitgestellt.

(Zuruf)
Durchschnittlich wurden jedes Jahr 85 Kilometer 
Radwege an Landes- und Bundesstraßen saniert. 
71 Prozent der Urlaubsgäste in Schleswig-Holstein 
fuhren 2024 in ihrem Urlaub Fahrrad. Der Minister 
hat es gerade genannt, ein wichtiger Punkt. Vor al-
len Dingen immer wichtiger: 44 Prozent aller Wege 
zur Schule, Ausbildung oder Universität wurden in 
Schleswig-Holstein mit dem Fahrrad zurückgelegt. 
Das ist natürlich eine große Steigerung, und 220 
Kommunen, darunter alle Kreise, sind Mitglied bei 
RAD.SH. 170 Millionen Euro sind investiert wor-
den – das habe ich gesagt, aber das kann man auch 
gerne zweimal sagen –, und, meine Damen und 
Herren, wir haben über 7.000 Fahrradbügel und 130 
Self-Service-Stationen in Schleswig-Holstein geför-
dert. Das mag dem einen oder anderen nicht ausrei-
chen, aber aus dem Stand, von dem wir gekommen 
sind, ist in den letzten fünf Jahren wirklich viel 
passiert.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Minister hat es gesagt, die Evaluierung zeigt: 
Nicht alle Ziele, die wir uns gesetzt haben, errei-
chen wir bis 2030.

(Niclas Dürbrook [SPD]: Keines!)
Aber das ist ja das Gute an der Evaluierung, dass 
man feststellt, wo man steht. Das heißt, wir werden 
die Anstrengungen auch ein Stück verstärken müs-
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sen, damit wir den Radverkehr in Schleswig-Hol-
stein noch attraktiver machen.

(Zuruf Niclas Dürbrook [SPD])
Die Unfallzahlen haben leider ein bisschen zuge-
nommen.

(Niclas Dürbrook [SPD]: Deutlich!)
Das hatte ich vorhin gesagt, aber auch daran wer-
den wir weiter arbeiten.
Fahrradverkehr in Schleswig-Holstein ist uns eine 
wichtige Angelegenheit, deshalb ist es gut, dass wir 
heute über die Evaluierung hier im Hause diskutie-
ren. Ich freue mich auch über die Diskussion und 
die Gespräche, die Debatte im Ausschuss. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
jetzt die Abgeordnete Nelly Waldeck das Wort.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Ich finde, das Fahrrad ist eine der besten Erfindun-
gen der Menschheitsgeschichte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Ni-
clas Dürbrook [SPD] und Kianusch Stender 
[SPD])

Das ist ein Fahrzeug, das sich einzig und allein mit 
dem eigenen Antrieb fahren lässt. Es ist günstig, 
man braucht keinen Führerschein, oder selbst wenn 
man durchfällt, darf man es trotzdem fahren. Man 
steht nicht im Stau, das Fahrrad produziert keine 
Abgase, und man kann schon mit drei Jahren damit 
loslegen. Nach wie vor heute, Hunderte Jahre später 
nach der Erfindung, arbeiten wir daran, dass sich 
die Bedingungen für das Fahrradfahren verbessern.
Das tun wir in Schleswig-Holstein mit der Rad-
strategie, die gemeinsam mit Verwaltungsmitarbei-
ter_innen, mit Initiativen, Verbänden, Kommunen, 
vielen Beteiligten entwickelt wurde und zeigt, wie 
der Radverkehr in Schleswig-Holstein in der Zu-
kunft aussehen soll. Umso wichtiger ist es, alle 
paar Jahre mal zu schauen: Wie wurde eigentlich 
in der Strategie gearbeitet, haben sich die Anstren-
gungen rentiert, und was müssen wir tun, um noch 
besser zu werden? – Ich finde, die Ergebnisse in der 
Radstrategie-Evaluation, gerade was Maßnahmen 
angeht, können sich wirklich sehen lassen: Wir ha-

ben das landesweite Radverkehrsnetz weiterentwi-
ckelt, digitalisiert. Es ist sehr gut erfasst, welchen 
Zustand die Radwege haben, dabei befinden wir 
uns gerade.

Es sind 15 Millionen Euro pro Jahr zusätzlich in 
den Radverkehr auf Landesebene gegangen. Wir 
wollen damit Radwege sanieren und Radwege aus-
bauen. Es gibt den Runden Tisch Radverkehr, der 
sich intensiv damit beschäftigt, wie alle Akteure gut 
zusammenkommen, wie die Strategie weiterentwi-
ckelt werden kann, und der auch immer mal wieder 
den Finger in die Wunde legt, gerade zu dem The-
ma Verkehrssicherheit zum Beispiel, über das wir 
heute noch sprechen.

Wir haben uns in Schleswig-Holstein starkgemacht 
für die Reform der Straßenverkehrsordnung, eine 
der wichtigsten Maßnahmen für mehr Verkehrssi-
cherheit, mehr Spielräume, um Kindern auf Schul-
wegen zu helfen, sichere Schulwege zu haben, 
mehr Querungsmöglichkeiten, Sicherheit im Stra-
ßenverkehr nach vorne zu stellen. Wir haben viele 
Hinweise gegeben, die wir untergesetzlich machen 
können, Fahrrad-Piktogrammketten auf den Weg 
gebracht, wir haben den Erlass zur Schulwegesi-
cherheit, der überarbeitet wird, den Fahrradstraßen-
erlass haben wir auch weiterentwickelt, und wir 
haben eine Förderung für Radverkehrsplaner_innen 
auf den Weg gebracht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

– Es geht noch weiter. Ein Randthema, aber wir 
haben in der Landesbauordnung die Vorgabe für 
Fahrradstellplätze bei Neubauten erhöht. Wir haben 
Standards für den Ausbau von Radwegen verein-
bart. Wir haben die Qualität von Radwegen sys-
tematisch erfasst und digitalisiert, und mit dem 
mobiliteam gibt es Beratung zur Verknüpfung von 
Rad- und ÖPNV-Stationen. Ich finde, das ist eine 
ganz schön große Menge an Maßnahmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Nun wird die Opposition sicherlich – das ist auch 
ihr gutes Recht – darauf eingehen, dass es Ziele 
gibt, die in der Radstrategie nicht erreicht wurden. 
Das ist sehr nachvollziehbar.

(Niclas Dürbrook [SPD]: Alle!)

– Das stimmt nicht, „alle“ stimmt nicht.

(Zuruf: Doch!)
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Aber das ist sehr nachvollziehbar, gerade was die 
Verlagerungsziele angeht. Das ist auch mir der 
wichtigste Aspekt im Radverkehr.

Trotzdem muss man sagen, dass die Mischung aus 
Bundesebene, Gesetzgebungsvorhaben, Straßenver-
kehrsregeln, die Vor-Ort-Gestaltung eines Verkehrs-
raums, die Frage, wie es mit Parkplätzen aussieht, 
mit Parkgebühren, wie der Straßenraum aufgeteilt 
ist, einfach auf vielen Ebenen bearbeitet wird. 
Wenn wir in die Regionen Europas gucken, dann 
sieht man auch, dass es eben nicht fünf Jahre 
braucht, eine Radkultur zu etablieren, sondern viele 
Jahre. Wir arbeiten daran, und ich bin froh, dass es 
ein bisschen vorangeht, und ich freue mich, wenn 
wir damit auf allen Ebenen noch schneller werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Also brauchen wir noch etwas länger für die Errei-
chung der Verlagerungsziele, das sagen wir auch 
in der Radstrategie. Das ist eines der Ergebnisse 
der Evaluation. Die Opposition hat dann gesagt: 
Mensch, wie peinlich, Sie machen 2040 daraus statt 
2050, wie von dem Gutachter empfohlen. Da muss 
ich an der Stelle sagen: Hätten wir 2050 daraus 
gemacht, wäre die Kritik gewesen: 2050, das ist 
ja in so vielen Jahren, das kann man ja politisch 
gar nicht mehr steuern, wer soll Ihnen das denn 
abkaufen, dass Sie überhaupt Ambitionen haben!

Deswegen bleiben wir bei dem Weg und sind damit 
ganz zufrieden.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung des Herrn Kollegen Dürbrook?

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr gerne.

Niclas Dürbrook [SPD]: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – In der Sache ist es ja doch ein 
bisschen komplizierter. Es war so, dass man 
die Radstrategie evaluiert hat, der Gutachter 
hat sich das angeguckt und hat gesagt: Mit 
dem, was Sie gerade machen, ist das realis-
tische Ziel für die Erreichung des Radver-
kehrsanteils von 30 Prozent das Jahr 2050. 
So, dann ging das Ganze seinen Weg ins 
Kabinett. Im Kabinett haben Sie raufgeguckt 
und haben festgestellt: Wenn wir da jetzt 
reinschreiben, das Ziel für die Erreichung der 
Radstrategie ist 2050, dann haben wir ein 

Problem mit unserem Ziel für die Klimaneu-
tralität, was ja schon 2040 sagt.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Deswegen haben Sie im Kabinett gesagt: Na 
ja, wir machen aus 2050 jetzt doch lieber 
2040. Sie haben nur eines vergessen: Sie ha-
ben keine einzige neue Maßnahme hinzuge-
fügt.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP] – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das ist der 
Punkt!)

Das heißt, das Ziel 2040 soll jetzt mit den 
Maßnahmen erreicht werden, von denen der 
Gutachter gesagt hat: Realistisch kommen 
Sie 2050 raus. Sie haben nichts hinzugefügt. 
Das ist meine Kritik.

(Beifall Martin Habersaat [SPD] und Beate 
Raudies [SPD])

– Ich habe die Radstrategie so gelesen, dass der 
Gutachter gesagt hat: Es gibt nur wenige Orte, die 
diesen Wandel, der so ambitioniert ist, wie wir 
ihn vorgesehen haben – mit 30 Prozent am Mo-
dal Split –, schon umgesetzt und erreicht haben: 
Amsterdam, in Dänemark Kopenhagen. In diesen 
Städten haben sie sich angeguckt: Wie lange haben 
diese Regionen gebraucht, um diesen Zustand zu 
erreichen? Da haben sie dann festgestellt, dass es 
in Schleswig-Holstein sicherlich mindestens so lan-
ge brauchen wird wie in Amsterdam oder Kopenha-
gen, um den Radverkehr so weiterzuentwickeln.

Man kann sich darauf berufen und trotzdem sagen: 
Unser Ziel ist es nach wie vor, ambitionierter vor-
zugehen. Ich glaube, wir müssen auch so ehrlich 
sein zu sagen, dass die Radstrategie ja nicht in der 
Konkretisierung runterregiert werden kann in die 
einzelnen Ebenen.

Wir können Fördermittel bereitstellen, aber wir 
können keine Radwege ausbauen, weil wir nicht 
kommunale Akteure sind. Dann kann man in der 
Radstrategie nicht so klar Ziele und Maßnahmen 
kombinieren. Deswegen finde ich es okay zu sagen: 
Wir sind ambitionierter.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung des Herrn Kollegen 
Dürbrook?
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Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gerne.

Niclas Dürbrook [SPD]: Sie können von 
mir aus so ambitioniert sein, wie Sie wollen, 
aber Sie bereiten natürlich jetzt schon den 
Weg, dass Sie auch das nächste Mal das Ziel 
wieder verfehlen werden. Das ist dann nicht 
mehr ganz so peinlich, weil das Ziel weiter 
weg liegt, als es jetzt der Fall war, aber Sie 
werden das Jahr 2040 damit selbstverständ-
lich nicht erreichen können. Ich finde schon, 
dass Ziele so realistisch sein sollten, dass sie 
nicht nur irgendwo auf dem Papier einmal 
festgehalten werden, sondern dass man zu-
mindest einen Pfad beschreibt, wie die Ziele 
erreicht werden sollen.

Das war, wenn ich mir die Kommunikation 
der Koalition zur Halbzeitbilanz angucke, ge-
nau Ihr Punkt, dass Sie gesagt haben, wir 
kommen jetzt zu einem Punkt, wo wir die 
Zielerreichung realistischer beschreiben. Und 
jetzt sagen Sie uns hier im Parlament: Na 
ja, so ganz realistisch ist es vielleicht immer 
noch nicht, aber immerhin ist es ein ambitio-
niertes Ziel. – Das ist mir zu wenig.

– Ich finde, es ist durchaus in Ordnung zu sagen: 
Wir haben ein ambitioniertes Ziel, das ist unsere 
Vision. Wir treffen uns regelmäßig mit allen Ak-
teuren der verschiedenen Ebenen in Schleswig-Hol-
stein, mit den Institutionen, mit den Kommunen. 
Unser Ziel ist, gemeinsam in die Richtung zu ge-
hen. Von dieser Runde wurde vereinbart, dass man 
unter Beteiligung der Kommunen 30 Prozent am 
Modal Split erarbeiten möchte. Dann fände ich es 
schade zu sagen: Unsere Vision ist das nicht mehr, 
wir wollen weniger als das, weil wir vom Land 
aus nicht so herunterregieren können, dass wir das 
erreichen.

Der Kollege Buchholz, der damals Verkehrsminis-
ter war, hat nicht den Vorschlag gemacht, 30 Pro-
zent Radverkehr in die Strategie hineinzuschreiben. 
Das kam aus dieser Beteiligungsrunde, und ich fin-
de das richtig so.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Ich möchte aber auch noch zu den Punkten der 
Radstrategie kommen, bei denen wir noch besser 
werden können. Wir haben das Thema Erweiterung 
von Fahrrad-Mitnahmemöglichkeiten im ÖPNV. 
Das ist ein riesig schwieriges Thema, weil die Ka-
pazitäten angesichts der Länge der Züge für Perso-

nen schon nicht ausreichen. Hier können wir in den 
Planungen noch besser werden.
Jetzt habe ich nur noch 45 Sekunden Redezeit 
für das Verkehrssicherheitsprogramm, über das wir 
heute auch diskutieren wollen. Deswegen sage ich 
dazu noch einmal: Einer der großen Aufträge, die 
aus der Evaluation der Radstrategie kamen, ist die 
Erarbeitung eines Verkehrssicherheitsprogramms. 
Es kann uns nicht zufriedenstellen, einmal im Jahr 
auf den Verkehrssicherheitsbericht der Polizei zu 
gucken und zu sehen, dass mehr Leute im Verkehrs-
system sterben. Es ist unsere Aufgabe, dafür zu 
sorgen, dass die Infrastruktur Fehler verzeiht, wenn 
Unfälle passieren, denn der Verkehrsminister hat 
völlig recht, dass Unfälle weiter passieren werden. 
Es ist allerdings wichtig, dass niemand mehr im 
Verkehr stirbt, sondern die Leute fehlerverzeihende 
Infrastruktur vor Ort vorfinden. Dafür haben wir 
ein Bündel von Maßnahmen aufgeschrieben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Mit der Evaluation, die jetzt vorliegt, haben wir 
die Möglichkeit, uns vom Gutachter noch einmal 
anschauen zu lassen, was wir noch machen können, 
was wir hinzufügen können. Deswegen freue ich 
mich auf die Diskussion über den Verkehrssicher-
heitsbericht im Ausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Ni-
clas Dürbrook das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Schleswig-Holsteins Straßen sind in den 
letzten Jahren nicht sicherer geworden. Das ist eine 
traurige Feststellung, wenn eigentlich die Vision 
Zero, also Straßen ohne Unfalltote oder Schwerver-
letzte, das Ziel ist. Der Rückgang der Unfallzahlen 
während der Coronazeit ist vorbei. In den letzten 
Jahren lag die Zahl der Verletzten stabil bei über 
15.000. Im vergangenen Jahr starben 94 Menschen 
auf unseren Straßen, und besonders auffällig ist, 
dass die Zahl der verunfallten Kinder deutlich zu-
nimmt, im vergangenen Jahr um 9,3 Prozent.
Wenn man sich das anguckt, ist klar: Es muss sich 
etwas ändern. Am Anfang braucht es das ehrliche 
Eingeständnis: Was bislang passiert ist, reicht ganz 
offensichtlich nicht.
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(Beifall SPD)

Das ist keine neue Erkenntnis, denn dieser Landtag 
hat bereits vor sechs Jahren die Umsetzung der 
Radstrategie und damit die Erarbeitung eines neu-
en Verkehrssicherheitskonzepts beschlossen. Die 
Umsetzung dieses sechs Jahre alten Beschlusses 
steht bis heute aus. Im Frühjahr 2024 hat die Lan-
desregierung dann in Reaktionen auf verschiedene 
Anträge des Landtags eine sehr zeitnahe Evaluati-
on der Verkehrssicherheitsarbeit angekündigt. Laut 
Presseberichten lagen die Ergebnisse dieser Evalua-
tion seit Oktober 2025 vor. Meine Kleine Anfrage 
dazu hat man vonseiten der Landesregierung dürf-
tig bis gar nicht beantwortet. Herr Minister, Sie ha-
ben jetzt eine zweite Chance, sonst gucken wir uns 
die Akten gern selbst an. Ich konnte aber zumin-
dest der Presse entnehmen, dass laut Aussage einer 
Sprecherin des Ministeriums noch Abstimmungsbe-
darf im politischen Raum bestand.

Ehrlich gesagt, ich weiß nicht, wer dieser politische 
Raum ist – das Parlament oder zumindest die Op-
position waren es nicht, wir wurden an dieser Ab-
stimmung nicht beteiligt.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: So ist es! – 
Christian Dirschauer [SSW]: Hört, hört!)

Immerhin, pünktlich zu Beginn dieser Tagung wur-
de die Evaluation jetzt vorgelegt. Also man kann 
merken: Druck wirkt offenbar.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Es lohnt sich durchaus, darin zu lesen, denn die 
106 Seiten sind im Ergebnis ziemlich deutlich. Zum 
Beispiel heißt es auf Seite 30 zum Thema Struktu-
ren und Zusammenarbeit – ich zitiere –:

„Während die Akteur*innen mehrheitlich ih-
re eigene Rolle und ihren Beitrag als positiv 
bewerten, wird die Arbeit anderer teilweise 
deutlich kritischer gesehen. Die Auflösung 
der ehemals bestehenden Lenkungsgruppe 
hat eine strukturelle Lücke in der strategi-
schen Gesamtsteuerung hinterlassen.“

Ehrlich gesagt zieht sich diese Feststellung durch 
die gesamte Evaluation. Wir haben viele wirklich 
engagierte Akteure im Land, aber es fehlt nicht nur 
ein Gesamtkonzept, sondern es fehlt vor allem auch 
eine Steuerung aus dem Ministerium, die schlicht-
weg nicht stattfindet, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Deutlich ist die Evaluation auch bei der Infrastruk-
tur. Eine Minimalintervention ist das Stichwort. 
Wenn eine gefährliche Stelle festgestellt wird, dann 

beseitigt man die gefährliche Stelle nicht, sondern 
man stellt ein Schild hin, das darauf hinweist, dass 
sich hier eine gefährliche Stelle befindet; ich glau-
be, wir alle kennen aus unseren Wahlkreisen an-
schauliche Beispiele dafür.

Defizite gibt es auch bei den Daten. Etwas über-
spitzt formuliert: Wir zählen Unfälle und stecken 
Nadeln in mittlerweile immerhin digitale Karten. 
Viel mehr passiert mit den Daten nach wie vor 
nicht.

Ich kann der Presse von heute entnehmen, und auch 
Sie haben es gerade gesagt, Herr Minister, dass Sie 
nun bereits begonnen haben, aus der Evaluation 
eine Strategie zu entwickeln, wie es wohl heute so-
wohl die Koalition als auch wir beantragen. Es gibt 
allerdings einen nicht ganz unwesentlichen Unter-
schied in diesen Anträgen – ich habe gerade beim 
Kollegen Vöge schon darauf angespielt –: Bei der 
Koalition fehlt eine Deadline. Sie haben hier davon 
gesprochen, das im Laufe der Legislaturperiode zu 
machen, Sie haben sich aber leider nicht getraut, 
das in Ihren Antrag hineinzuschreiben; das können 
Sie ja noch ergänzen. Wenn ich mir anschaue, 
dass man im Ministerium allein sieben Monate ge-
braucht hat, um eine Evaluation zu veröffentlichen, 
dann habe ich schon große Zweifel, ob es ausreicht, 
heute einen Arbeitsauftrag ohne Deadline zu ertei-
len. Das macht unser Antrag deutlich besser.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Deswegen helfen wir gerne nach. Wir haben im 
Alternativantrag auch noch die Pedelecs und die 
E‑Scooter ergänzt, bei denen die Unfallzahlen in 
den letzten Jahren explodiert sind. Das sollte man 
an der Stelle wirklich nicht vergessen.

Zum Zwischenfazit der Radstrategie: Der Kollege 
Vöge war ja gerade kurz davor, jeden einzelnen 
Radbügel hier im Plenum beklatschen zu lassen, 
nachdem er ihn aufgezählt hat. Ich glaube, man 
kann sich das ein bisschen einfacher machen. Die 
Radstrategie hatte drei große Ziele.

Das erste Ziel war, den Radverkehrsanteil bis 2030 
auf 30 Prozent zu steigern. Das ist komplett miss-
lungen. Seit 15 Jahren liegt dieser Anteil stabil bei 
15 Prozent, und das Ziel ist für 2030 nicht mehr er-
reichbar. Deswegen haben die Gutachter mit Blick 
auf 2030 ein sehr viel realistischeres Ziel vorge-
schlagen, das habe ich in der Zwischenfrage an die 
Kollegin Waldeck schon dargestellt. Das Kabinett 
hat dann beschlossen, aus 2050 wieder 2040 zu ma-
chen. Sie haben aber leider vergessen, zusätzliche 
Maßnahmen zu ergänzen. Wir fragen gerne noch 
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einmal, welche zusätzlichen Maßnahmen getroffen 
werden, um das Ziel doch zu erreichen.

Das zeigt einmal wieder, dass Klimaschutz nicht 
dadurch erreicht wird, dass man auf irgendein Pa-
pier irgendeine Zahl schreibt. Wenn man Klima-
schutz wirklich umsetzen will, dann muss man kon-
kret sagen, wie das gehen soll.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Über den zweiten Punkt der Radstrategie haben wir 
gesprochen: die Verkehrssicherheit. Die Zahl der 
Radverkehrsunfälle sollte um 25 Prozent reduziert 
werden. Stattdessen ist die Zahl in dem Zeitraum, 
den man vorhatte, um 11 Prozent gestiegen. Der 
Blick in die Evaluation zeigt bei der Verkehrssi-
cherheitsarbeit, warum das so ist. Da gibt es den 
Radtourismus; da kann man die Daten freundlich 
betrachten und sagen, hier könnte man das Ziel bis 
2030 erreichen.

Es ist unbestreitbar so, dass im Land eine ganze 
Menge für den Radverkehr passiert. Aber es spie-
gelt sich in den Zahlen wirklich noch nicht wider, 
wenn man sich die Evaluation anguckt. Zumindest 
für die zweite Hälfte der Radstrategie hätte ich ger-
ne nicht nur ambitioniertere Zahlen, sondern auch 
ein bisschen ambitioniertere Maßnahmen, als wir 
sie bisher hatten. – Vielen Dank.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich nun dem Abgeord-
neten Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Kollege Dürbrook, ich beginne einmal mit diesem 
Teil der Radstrategie. Die Kollegin Waldeck hat 
darauf hingewiesen, dass die Radstrategie von der 
Jamaikakoalition gemacht worden ist, unter meiner 
Verantwortung. Ich finde nach wie vor, dass das 
eine sehr gute Strategie ist und dass sie auch sehr 
gut abgearbeitet wird.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Das Ziel von 30 Prozent Modal Split habe ich nicht 
erfunden, sondern das ist in der großen Truppe mit 
dem ADFC und vielen anderen gemeinsam da rein-
geschrieben worden, weil wir ambitionierte Ziele 
setzen wollten.

(Lukas Kilian [CDU]: Ehrgeiz!)

– Ehrgeiz zu haben, ist nichts Schlimmes. In der Tat 
hätte auch ich mir gewünscht, dass wir inzwischen 
mehr als 15 Prozent erreicht hätten. In der Tat sta-
gnieren wir seit Corona ein bisschen, das stimmt. 
Auf der anderen Seite habe ich das Gefühl, dass der 
Einsatz dieser Koalition beim Radverkehr nicht so 
schlecht ist.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Sybilla Nitsch [SSW])

Damit Sie verstehen, wie ich es meine: Mir wä-
re lieber, wenn die Ansiedlungsstrategie, die im 
Zweifel für dieses Land Bruttoinlandsprodukt er-
wirtschaften würde, in einer ähnlich guten Verfas-
sung wäre

(Beifall Sybilla Nitsch [SSW])

wie die Radstrategie, ist sie aber nicht. Aber wollen 
wir das nicht miteinander verbinden, das hat nichts 
miteinander zu tun.

Aber es ist in Wahrheit so: Beim Rad wird eine 
ganze Menge gemacht, bis auf einen Teil, und zu 
dem kommen wir jetzt, das ist der Bereich der Ver-
kehrssicherheit. Wir haben damals bei Verabschie-
dung der Radstrategie gesagt – es geht nicht nur 
um das Radfahren, sondern es geht um den Verkehr 
insgesamt –, dass im Bereich der Verkehrssicherheit 
etwas getan werden muss. Wir haben schon damals 
adressiert, dass ein Verkehrssicherheitsprogramm 
auf die Reise geschickt werden muss. 

Sowohl die FDP als auch andere haben im De-
zember des Jahres 2023 Anträge gestellt, nach ei-
nem Verkehrssicherheitsprogramm gefragt und ge-
fordert, dabei drei Säulen, nämlich den Mensch als 
Faktor, die Infrastruktur als Faktor und die Fahr-
zeuge als Faktor, in den Blick zu nehmen. Wir 
haben damals vorgeschlagen, 2025 zum Verkehrs-
sicherheitsjahr auszurufen. Das fanden übrigens in 
der Anhörung alle Verbände super. Den Antrag der 
FDP fanden alle super. Nur die Koalition hat ge-
sagt: Nee, wir wollen lieber erst einmal einen Eva-
luationsbericht zur Verkehrssicherheit, und deshalb 
schieben wir das Ganze. 

Seit dem Dezember 2023 verschieben Sie perma-
nent jede Diskussion über die Verkehrssicherheit 
in Schleswig-Holstein bis zum heutigen Tag, bis 
zum Mai 2026, mit dem Hinweis, die Evaluation 
liege noch nicht vor. Das zeigt: Bei der Radstrategie 
waren Sie aktiv, bei der Verkehrssicherheit liegt das 
Thema brach. Tut mir leid, das ist bitter. 

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall Sy-
billa Nitsch [SSW])
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Denn, Kollege Vöge, Sie stellen ja jetzt, nachdem 
wir und der Kollege Dürbrook zum wiederholten 
Mal nachgefragt haben – Was ist denn nun mit dem 
Abschlussbericht, können wir jetzt mal weiterma-
chen? –, am 23. April 2026 einen Antrag, der wie 
Kai aus der Kiste ein Verkehrssicherheitsprogramm 
mit genau den Eckpunkten fordert, die wir schon 
seit Jahren fordern, weil Sie wissen: Ah, offenbar 
liegt jetzt der Evaluationsbericht vor. – Da kann ich 
nur sagen: Leute, also auch dieser Antrag gehört 
jetzt erst einmal in den Ausschuss überwiesen. Ich 
beantrage, alle Anträge in den Ausschuss zu über-
weisen, denn in Wahrheit wäre es ja ansonsten ein 
Unding. Wir wollten uns schon vor Jahren mit dem 
Thema beschäftigen, und Sie sagen: Ja, jetzt ist es 
so weit. 

Im Übrigen, wenn Sie sich dann an die Antrags-
arbeit machen, dann bitte ich darum, dass Sie da-
bei bleiben, das aufzuschreiben, was Fakt ist. Sie 
schreiben: Die Zahl an Unfällen habe sich in den 
letzten Jahrzehnten erheblich verringert und insbe-
sondere die Zahl der Verkehrstoten sei erheblich 
zurückgegangen. – Leute, in den letzten Jahren 
stimmt das nicht! Die Anzahl der Unfälle in Schles-
wig-Holstein ist nahezu gleichbleibend, eher sogar 
leicht steigend, und wir haben immer um die et-
wa 100 Verkehrstote. Diese etwa 100 Verkehrsto-
ten sind zu viel, und deshalb wäre es gut, wenn 
Schleswig-Holstein sich nun langsam auf die Rei-
se macht, ein solches Verkehrssicherheitsprogramm 
aufzulegen. Übrigens wären wir damit das vorletzte 
von allen 16 Bundesländern, denn in 14 Bundes-
ländern gibt es ein solches Verkehrssicherheitspro-
gramm bereits. Da ist hier nichts passiert, nichts 
Ausreichendes. 

Wir dürfen heute der Presse entnehmen – das ist üb-
rigens ein interessanter parlamentarischer Umgang, 
Herr Minister –,

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

was Sie sich eigentlich unter der Verkehrssicher-
heitsstrategie vorstellen.

Nachdem wir die Arbeit im Ausschuss nicht ma-
chen dürfen, weil Sie sagen, nee, wir warten erst 
einmal ab, haben wir am Tag der Debatte eines sol-
chen Antrags um 7:20 Uhr ein Papier mit 67 Seiten 
im E-Mail-Account und lesen Ihren Presseartikel. 
Ein ordentlicher parlamentarischer Umgang sieht 
da ein bisschen anders aus. 

(Zuruf Sybilla Nitsch [SSW] – Beifall Ni-
clas Dürbrook [SPD] und Birgit Herdejürgen 
[SPD])

Wir wollen das aber am 27. Mai 2026 beraten, alles 
fair.

Ich sage nur schon einmal im Hinblick auf diese 
Beratung: Ich bin nicht ganz überzeugt von dem 
Ansatz dieses Gutachtens, denn Safe-System-Ap-
proach ist wirklich etwas anderes als das, was wir 
bisher gemacht haben. Das ist wirklich etwas ande-
res als das, was wir bisher gemacht haben. Das 
nimmt bestimmte Faktoren aus der Betrachtung 
heraus und will ganz explizit vor allem Verkehrsto-
te verhindern, indem man sagt: Der Faktor Mensch 
muss übersteuerbar sein durch andere Faktoren. 
Das würde ich gern hinterfragen. 

Wie soll das eigentlich bei Pedelec-Fahrern gehen, 
als Zweiradfahrer? Wollen wir das Motorradfahren 
im Land verbieten? Menschliche Fehler sind nun 
einmal der Auslöser von solchen auch tödlichen 
Unfällen. 

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Kommen Sie bitte zum Ende!

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Wollen wir demnächst Geschwindigkeitsbegren-
zungen für alle möglichen Fahrradfahrer einführen, 
um dieses Thema herauszunehmen? – Ich bin nicht 
überzeugt davon, dass das der richtige Ansatz ist, 
aber darüber werden wir diskutieren. 

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Danke schön!

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Jetzt kommt endlich Bewegung in die Verkehrssi-
cherheitsarbeit, und das ist nötig. 

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall Jet-
te Waldinger-Thiering [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die Fraktion des SSW hat jetzt die 
Abgeordnete Sybilla Nitsch. 

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe 
Kollegen! Wir haben ja eine sehr inhaltsschwere 
Tagesordnung, und wenn Verkehrspolitik auf die 
Tagesordnung kommt, dann wird es noch mal 
schwerer. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, das 
ist schön, dass wir über ein Verkehrssicherheitspro-
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gramm sprechen und auch darüber, dass Vision Ze-
ro für uns alle die oberste Priorität hat. 
Die Anträge aus der Vergangenheit zeigen das ja 
schon, und das werde ich Ihnen auch noch einmal 
aufzeigen. Es ist natürlich immer wieder eine sensi-
ble Aufgabe, die wir in den Fokus rücken sollten, 
weil die Zahlen niemanden von uns kaltlassen kön-
nen, gerade weil wir sehen, dass die Verletztenzah-
len jetzt vielleicht stagnieren. Aber die Zahl der 
Verkehrstoten – das finde ich schon hervorhebens-
wert – ist in einem Jahr sogar auf 94 Verkehrstote 
gestiegen. Das ist ziemlich krass, auch wenn man 
sich die Einzelfälle in den Medien ansieht. 
Wir haben also mehr Verkehrstote, mehr Unfälle 
mit E-Bikes, mehr Unfälle mit E-Scootern und auch 
mehr Unfälle mit verunfallten Kindern. Das ist tat-
sächlich ein Punkt, der mich extrem nachdenklich 
macht. Die Aufgabenstellung ist komplex. Da ist 
auch der Respekt vor der Aufgabe hier einmal aus-
zudrücken, denn das sind sehr, sehr viele Ansprü-
che auf einmal. Deswegen möchte man ein landes-
weites Verkehrssicherheitsprogramm – wie schon 
gesagt – aus der Radstrategie entwickeln. 
Genau das haben wir als SSW in der Debatte im 
Dezember 2023 gefordert. Da kamen weitere Vor-
schläge von der FDP. So weit, so gut. Wir ken-
nen das ja, das geht dann in den Ausschuss. Aber 
was kam im Ausschuss? Die Vertagung der Abstim-
mung der Anträge, weil das Ministerium zunächst 
die Evaluation der Verkehrssicherheitsarbeit emp-
fohlen hat. Diese Evaluation wollte man sehr zeit-
nah vorlegen. Wir wissen jetzt, dass die Definition 
von „sehr zeitnah“ mehr als zwei Jahre bedeutet, 
weil wir das am 8. Mai 2024 beraten haben. 
Vielen Dank, dass Sie es heute Morgen noch ge-
schafft haben, uns das vorzulegen. Ich kann Ihnen 
an der Stelle auch gleich sagen, dass ich aus Grün-
den, die wir alle hier im Saal kennen, das noch 
nicht lesen konnte. 
Bemerkenswert finde ich am Koalitionsantrag, dass 
Sie als ersten inhaltlichen Punkt die Querung nen-
nen. Der ist natürlich sehr wichtig. An vielen Bun-
desstraßen ist es tatsächlich sehr gefährlich im Ver-
kehr, wenn man keine Querungshilfe hat. 
Ich kann Ihnen das an einem Fall deutlich machen, 
den wir hier im Parlament über mehrere Jahre hat-
ten, nämlich der Fall an der B 5 in Stedesand, wo 
man den Wunsch hatte, eine Bedarfsampel zu eta-
blieren. Dort gab es eine öffentliche Petition mit 
mehr als 2.000 Menschen, die das unterzeichnet 
haben. Die Querungshilfe der Bedarfsampel kam 
nach jahrelangen Befassungen nicht. Ich hatte auch 

nicht das Gefühl, dass man sich da extrem stark 
engagiert hat, vielleicht auch einmal einen Vorstoß 
zu unternehmen, die entsprechenden Richtlinien zu 
ändern. 
Jetzt sollen kleinere Maßnahmen kommen, wenn 
das Teilstück der B 5 saniert wird. Auch in Stein-
bergkirche an der B 199 an der Hatlund-Langbal-
le Danske Skole besteht der Wunsch, dass man 
eine Querungshilfe bekommt, weil nämlich genau 
an dieser Stelle ein Schulweg ist, und es liegt 
auch ein Schulwegeplan der Gemeinde vor. Bisher 
hat die Gemeinde aber noch keine Hilfestellung be-
kommen. Ich hoffe, Sie können das nachholen. 

(Beifall SSW)
Was diese Wünsche gemeinsam haben, ist, dass sie 
nicht allzu viel Geld kosten. Ganz klar soll es da 
Vorgaben geben und nicht jeder soll sich irgendwo 
eine Ampel hinstellen, aber ich finde, die Verknüp-
fung mit einem sicheren Schulweg muss man hier 
hervorheben, gerade weil wir bei den Verkehrsto-
ten sehen, dass auch Kinder darunter sein können. 
Auch Bushaltestellen sind ein Teil des Schulweges, 
nicht nur der direkte Fußweg oder das kleine Teil-
stück, das man mit dem Fahrrad fährt.
Da jetzt ja ein neues Schuljahr vor der Tür steht, 
wäre es doch schön, wenn dieser Schulwegeerlass 
sehr bald, also sehr zeitnah, kommt, also nicht erst 
in zwei Jahren, damit die Gemeinden daran jetzt ar-
beiten können. Das haben wir einstimmig beschlos-
sen. Ich finde, wenn wir an den Querungshilfen ar-
beiten und da wirklich eine Regelung finden, dann 
wäre mit mehr Tempolimits an vielen Stellen ein 
wirklich wichtiger Schritt getan.
Das Engagement in Bezug auf die Radstrategie 
– das halte ich jetzt kurz – finde ich in vielen 
Teilen sehr bemerkenswert. Allerdings würde ich 
es begrüßen, wenn wir den ganzen Komplex des 
Radtourismus noch einmal näher betrachteten, ins-
besondere die Verkehrsbelastung in den jeweiligen 
Tourismusdestinationen. Ich bin sicher, dass die 
Gemeinden und auch die Tourismuszentralen daran 
sehr interessiert sind, dass wir diesbezüglich etwas 
erarbeiten.
Aber die Radstrategie finde ich gut; das fährt für 
uns in Schleswig-Holstein. Vielen Dank. Über die 
Verkehrssicherheit müssen wir im Ausschuss noch 
einmal beraten, weil dort noch hoher Beratungsbe-
darf besteht. 

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.
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Sybilla Nitsch [SSW]: 
Vor allem haben wir noch eine ausstehende Bera-
tung im Wirtschaftsausschuss. Ich bitte darum, dass 
wir diese auch ernst nehmen. – Danke schön. 

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. Wir kommen erstens zur Ab-
stimmung zu a), Antrag der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksa-
che 20/4399,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Überweisung in 
den – –)

– Herr Dr. Buchholz! – sowie über den Alterna-
tivantrag der Fraktionen von SPD und SSW in 
der Drucksache 20/4424. Es ist beantragt worden, 
diesen Antrag sowie den Alternativantrag in der 
Drucksache 20/4424 (neu) dem Wirtschafts- und 
Digitalisierungsausschuss zu überweisen. Wer so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Die Ausschussüberweisung ist einstimmig ange-
nommen. 
Wir kommen nun zweitens zur Abstimmung zu 
b), Bericht der Landesregierung in der Drucksa-
che 20/4152. – Ich freue mich sehr, von Herrn 
Dr. Buchholz nichts zu vernehmen, 

(Heiterkeit)
denn auch hier ist beantragt worden, den Bericht 
der Landesregierung in der Drucksache 20/4152 
dem Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss zur 
abschließenden Beratung zu überweisen. Wer hier 
ebenso zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Enthaltun-
gen? – Auch hier ist einstimmig die Ausschuss-
überweisung angenommen. Somit ist auch Herr 
Dr. Buchholz zufrieden. 
Begrüßen Sie bitte nunmehr mit mir gemeinsam 
den Vorsitzenden der Landes-Arbeitsgemeinschaft 
der freien Wohlfahrtsverbände Schleswig-Holstein 
e. V., Herrn Heiko Naß. – Seien Sie uns herzlich 
willkommen!

(Beifall)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 40 auf:

Jetzt erst recht: Das Programm „Demokratie le-
ben!“ stärken und sichern

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/4383

Demokratiebildung und Extremismusprävention 
– verlässlich und wirksam 

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 20/4440

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Somit kommen wir zur Ausspra-
che. Das Wort für die antragstellende SPD-Fraktion 
hat die Abgeordnete Serpil Midyatli. 

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Das Landesdemokratiezentrum 
hat in der vergangenen Woche seine aktuelle Regio-
nalanalyse zum Rechtsextremismus in Schleswig-
Holstein dargelegt. Über 4.600 Schüler_innen der 
7. und 9. Klassen wurden hierfür befragt. Kollegin-
nen und Kollegen, das Ergebnis ist erschreckend. 
Menschenfeindliche Handlungen verfestigen sich: 
Junge Menschen mit wachsender Zustimmung zu 
rechtsautoritären Diktaturvorstellungen, häufigerem 
Kontakt zu Rechtsextremen und deren Inhalten und 
gleichzeitig junge Menschen, die mehr und mehr 
von Diskriminierung betroffen sind. Das ist alar-
mierend, und das Beispiel Schule ist nur eines 
von vielen. Deswegen ist Prävention das Gebot der 
Stunde, Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD, Jan Kürschner [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Sybilla Nitsch 
[SSW])

Wir brauchen Innovationsprojekte und eine bundes-
weite Infrastruktur mit großer Reichweite in mög-
lichst viele gesellschaftliche Bereiche. Wenn vor 
diesem Hintergrund in Medienberichten das Aus 
für über 200 Projekte im Programm „Demokratie 
leben!“ angekündigt wird, muss uns das ebenfalls 
alarmieren. Zum Bundesprogramm „Demokratie le-
ben!“ gehören ganz viele Initiativen: Wie können 
wir rechtsextreme Gesinnungen bei jungen Sport-
ler_innen verhindern? Diskriminierung in Frauen-
häusern? Was müssen wir wissen über den Miss-
brauch des Naturschutzes durch Rechtsextreme, 
zum Beispiel auch hier in Schleswig-Holstein beim 
Thema Windkraft? Das Projekt „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ gehört auch dazu.

Wollen wir wirklich ernsthaft gerade in dieser Zeit 
auf diese Projekte verzichten? Wir sagen ganz klar: 
Nein! Es kann nicht richtig sein, dass die Politik 
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der Bundesfamilienministerin Prien solche Vereine 
und Initiativen in ihrer Existenz bedroht, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Ich will auch ganz deutlich sagen – weil Sie darauf 
wahrscheinlich gleich hinweisen werden –, dass es 
keine Erleichterung ist, dass Initiativen aus Schles-
wig-Holstein von den Kürzungen voraussichtlich – 
und ich sage: – noch nicht betroffen sind. Denn 
das ist hier nicht der Punkt. Wir sind mit diesem 
Antrag nicht in erster Linie parteiisch im Sinne von 
Schleswig-Holstein, sondern wir sind parteiisch im 
Sinne der aktiven Zivilgesellschaft für eine lebendi-
ge Demokratie, Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD)
Das Vorgehen der Bundesfamilienministerin Prien 
ist dabei auch nicht singulär zu betrachten, denn 
dazu kommen Verdächtigungen durch den Bundes-
innenminister und ein Kultusstaatsminister, dessen 
Vorgehen stark zu hinterfragen ist. Das stärkt nicht, 
das schüchtert ein. Das ist kurzsichtig, und das wol-
len wir nicht mitmachen. 

(Beifall SPD, Christian Dirschauer [SSW] 
und Sybilla Nitsch [SSW])

Gerade jetzt sollten wir alle Anstrengungen unter-
nehmen, um die Zivilgesellschaft zu stärken. Das 
sollte unsere Politik sein, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen. Unserer Fraktion geht es darum, die le-
bendige Demokratie zu stärken, Menschen, die Hal-
tung zeigen, zu sagen: Wir stehen an eurer Seite, 
und vor allem brauchen wir euer Engagement!
Im November des vergangenen Jahres haben wir 
schon einmal über das Programm „Demokratie le-
ben!“ diskutiert. Wir haben uns damals geöffnet 
und Ihrem Alternativantrag zugestimmt, weil uns 
der Kompromiss in der Sache viel wichtiger war 
als die Einzelabstimmung darüber. Aber ganz ehr-
lich, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Bei der 
Bundesratsinitiative aus Mecklenburg-Vorpommern 
haben Sie sich wieder enthalten. 
Heute liegt erneut ein Alternativantrag vor, und 
ich will Sie wirklich herzlich bitten – weil Ihre 
Anträge zwar in einer Sprache verfasst sind, die in 
erster Linie den Konsens sucht, aber die Realität 
anders aussieht –: Springen Sie über Ihren Schat-
ten und stimmen Sie einem Antrag der Opposition 
zu! Es geht um unsere lebendige Demokratie, um 
das Programm „Demokratie leben!“, um Demokra-
tiestärkung, um Vielfaltsgestaltung und vor allem 
auch um die Extremismusbekämpfung als dessen 

Bestandteil. Geben Sie sich einen Ruck, und stim-
men Sie unserem Antrag diesmal zu! – Vielen herz-
lichen Dank. 

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die CDU-Fraktion hat jetzt die Abgeordnete 
Marion Schiefer das Wort . 

Marion Schiefer [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Demokratie muss verteidigt, erklärt 
und gelebt werden – gerade in einer Zeit, in der 
Extremismus, Antisemitismus, Islamismus, Hass im 
Netz und gezielte Desinformation unsere Gesell-
schaft zunehmend unter Druck setzen. 

(Beifall CDU, Oliver Brandt [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Serpil Midyatli 
[SPD])

Jedes Jahr schauen wir genau auf unseren Ver-
fassungsschutzbericht, wie sich Phänomenbereiche 
verändern, sich neu zeigen, ab- und zunehmen. 
Letztes Jahr war die Erkenntnis wieder deutlich: 
Die politisch motivierte Kriminalität steigt – ins-
besondere im Bereich des Rechtsextremismus. 
Gleichzeitig erleben wir heute Radikalisierung zu-
nehmend digital – in sozialen Netzwerken, Messen-
ger-Diensten und auf Plattformen, auf denen junge 
Menschen täglich unterwegs sind. Deshalb: Demo-
kratie, Bildung und Extremismusprävention bleiben 
unverzichtbar! Genau das bekräftigt unser Alterna-
tivantrag. 

(Vereinzelter Beifall CDU)
Ich sage auch deutlich: Niemand stellt hier das Pro-
gramm „Demokratie leben!“ grundsätzlich infrage 
– im Gegenteil. Wir wollen, dass dieses Programm 
wirksam und verlässlich ist sowie gesellschaftlich 
breit akzeptiert wird. Die SPD versucht den Ein-
druck zu erwecken, es gehe hier um einen Angriff 
auf die Zivilgesellschaft oder eine Schwächung der 
Demokratieförderung. 

(Zuruf Kianusch Stender [SPD])
Das trifft schlicht nicht zu, und auch wir hier als 
CDU in Schleswig-Holstein sind nicht dafür be-
kannt, angesichts von NIUS-Kampagnen einzukni-
cken. 

(Beifall CDU)
Karin Prien hat sehr klar gesagt: Das Programm 
wird fortgesetzt. Und sie stellt ganz berechtigte 
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Fragen: Erreichen wir mit den bisherigen Struktu-
ren wirklich die Menschen, die sich von unserer 
Demokratie entfremden? Sind die Förderstrukturen 
ausreichend transparent? Kommen die Mittel dort 
an, wo sie die größte Wirkung entfalten? Müssen 
wir Konzeptionen ändern?

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge/Anmerkung der Kollegin Midyatli? 

Marion Schiefer [CDU]: 
Gern.

Serpil Midyatli [SPD]:

Verehrte Kollegin, vielen herzlichen Dank. 
Ich hoffe, ich konnte in meinem Redebeitrag 
klar und deutlich machen, dass wir hier im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag darüber 
schon debattiert haben und unsere Haltung 
klar ist. Wir erkennen ja die Bestrebungen. 
Es geht uns hier tatsächlich nicht um irgend-
welche rechten Kampagnen. Ich weiß nicht 
genau, was Sie in diesem Zusammenhang 
gemeint haben; vielleicht können Sie darauf 
noch einmal eingehen. Bundesbildungsminis-
terin Prien hat ja dazu selbst schon Inter-
views gegeben und Andeutungen gemacht. 
Ich weiß auch von meinen Kollegen und 
Kolleginnen aus dem Deutschen Bundestag, 
dass sie bereits angekündigt hat, dass einige 
Projekte auslaufen würden beziehungsweise 
deren Finanzierung im Moment nicht stehe. 
Wenn aber der Wunsch da ist, Projekte aus-
zuweiten, um mehr Menschen zu erreichen, 
dann können wir vielleicht gerade für diese 
Programme mehr Geld in Berlin organisie-
ren. Darum geht es uns in erster Linie.

– Der Anlass für meinen Satz, aufgrund dessen Sie 
sich gemeldet haben, ist die Formulierung in Ihrem 
Antrag, dass Sie „einseitige politische Einflussnah-
men bei der Entscheidung über Fördermittel“ ab-
lehnen. Darauf habe ich Bezug genommen, und ich 
habe vermutet, dass Sie darauf anspielen. Es wird 
ja von Ihnen durchaus kritisiert, dass hier angeblich 
Leute umfallen, weil „NIUS“ Kampagnen fahre.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ach so! Nein, das 
haben wir damit nicht gemeint!)

– Okay. Und das andere kommt in meiner Rede.

(Zurufe Lukas Kilian [CDU] und Niclas Dür-
brook [SPD])

Wenn sich Gesellschaft ändert, muss man nachsteu-
ern. Das folgt doch schon aus der Analyse unseres 
Verfassungsschutzes, und das ist Ausdruck verant-
wortungsvoller Politik.
Auch Demokratieförderung muss sich einer Wir-
kungsprüfung stellen. Wer sich für einen Zeitraum 
um öffentliche Mittel bewirbt, muss auch erklären 
können, was er in der Vergangenheit an Aktivitäten 
gebracht hat, und er sollte auch bereit sein, sich auf 
eine Umgestaltung einzulassen, wenn eine andere 
Programmgestaltung fachlich geboten ist.
Unser Antrag setzt deshalb auf drei Dinge, die wir 
aus der Schwerpunktsetzung des Bundesministeri-
ums kennen und die aus unserer Sicht begrüßens-
wert sind:
Erstens: mehr Verankerung vor Ort. Die Partner-
schaften für Demokratie in unseren Kommunen 
leisten an vielen Orten hervorragende Arbeit. Es 
ist sinnvoll, noch stärker dorthin zu gehen, wo 
die Menschen sowieso zusammenkommen: in die 
Schulen, in die Berufsschulen, in die Sportvereine, 
in die Feuerwehren, in die Betriebe, in die Jugend-
organisationen. Das ist doch total konform mit dem, 
was Sie soeben aus der in der vergangenen Woche 
veröffentlichten Fortschreibung der Regionalanaly-
se zum Rechtsextremismus zitiert haben. 

(Beifall CDU)
Zweitens: mehr Fokus auf digitale Radikalisierung. 
Wer heute junge Menschen erreichen will, muss 
dort präsent sein, wo Radikalisierung stattfindet: 
online. Das ist in diesem Haus meines Erachtens 
schon seit Längerem Konsens. Deshalb ist es rich-
tig, die digitale Demokratiebildung und die entspre-
chenden Präventionsangebote zu priorisieren. Das 
ist richtig, das ist wichtig.
Drittens: mehr Transparenz und gesellschaftliche 
Breite. Karin Prien hat einen wichtigen Punkt an-
gesprochen, wenn sie sagt: Demokratieförderung 
muss unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen 
erreichen. Sie muss pluralistisch angelegt sein.
Dazu gehört selbstverständlich – das schreiben wir 
in unserem Antrag ausdrücklich –, dass geförder-
te Organisationen auf dem Boden unserer freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung stehen müssen. 
Auch das erachte ich als konsensfähig.
Meine Damen und Herren, ich bin an einer baldigen 
Transparenz zu den konkreten Auswirkungen auf 
Schleswig-Holstein interessiert, auch für die Trä-
ger; ich sehe, dass sie derzeit verunsichert sind, und 
möchte diese Phase so kurz wie möglich wissen. 
Solange aber die konkreten Auswirkungen hier vor 
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Ort nicht klar sind, kann ich einer abstrakt-generel-
len Kritik an der – wie heißt es in dem Antrag 
der SPD doch etwas schwammig – „Streichung 
unterschiedlicher Projekte“ nicht zustimmen. Gera-
de weil die Bedrohungslage ernst ist, können wir 
uns nicht per se mit Routinen zufriedengeben. Wir 
brauchen eine möglichst starke Demokratieförde-
rung, und zwar eine, die breit akzeptiert, wirksam, 
transparent und nah an den Menschen ist. Genau 
das will die CDU. – Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
jetzt der Abgeordnete Jan Kürschner das Wort.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Von der Regionalanalyse zum Rechtsextre-
mismus haben wir soeben schon gehört. Darin war 
unter anderem folgende Position Thema:

„Deutschland braucht wieder einen Führer, 
der zum Wohle aller mit starker Hand re-
giert.“

Das ist unmissverständlich formuliert. Die Zustim-
mung unter den Schüler_innen unseres Landes: 
25,9 Prozent!

Das Förderprogramm „Demokratie leben!“ soll ge-
nau dem entgegenwirken. Hätten diese Kräfte Er-
folg, dann gäbe es all das, was wir hier sehen, nicht 
mehr so, wie wir es jetzt haben.

Was nun von vielen Seiten befürchtet wird, ist ein 
Herunterfahren der Programme gegen Rechtsextre-
mismus. Das wäre in der aktuellen gesellschaftli-
chen Situation gänzlich unangebracht. Wenn der 
Anteil der AfD laut Wahlumfragen bundesweit 
deutlich größer geworden ist und sie große Volks-
parteien überholen könnte, ergibt es keinen Sinn, 
weniger gegen Rechtsextremismus zu machen. Das 
wäre nicht situationsadäquat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Die Aussage, der Rechtsextremismus sei ein in et-
wa gleichrangiges Problem wie anderer Extremis-
mus, ist schlicht verkehrt und nicht an den Fakten 
orientiert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Serpil 
Midyatli [SPD] und Beate Raudies [SPD])

Rechtsextremismus findet eben nicht nur am Rand 
der Gesellschaft, sondern mittendrin statt. Das sieht 
man an den Regionalanalysen, aber vor allen Din-
gen im ZEBRA-Monitor. Ausdrücklich vielen Dank 
an alle Mitwirkenden! Ohne „Demokratie leben!“ 
würden wir diese Zahlen gar nicht kennen.
Aus der Regionalanalyse für Schleswig-Holstein 
habe ich schon zitiert. Jetzt ein weiteres negatives 
Highlight:

„Was Deutschland jetzt braucht, ist eine ein-
zige starke Partei, die das deutsche Volk ins-
gesamt verkörpert.“

Zustimmung unter den Schülerinnen und Schülern: 
35,5 Prozent!
Diese Regionalanalyse bestätigt das leider hohe 
Niveau negativer Einstellungen in Schleswig-Hol-
stein – vor allen Dingen unter den Schülerinnen 
und Schülern; aber ich wage die These, dass es 
unter den Erwachsenen ähnlich aussieht. Das korre-
spondiert mit der hohen Zahl an Vorfällen, die der 
ZEBRA-Monitor erfasst hat: In Schleswig-Holstein 
passiert in jeder Woche drei Mal ein rechtsextremer 
Angriff. Damit liegt Schleswig-Holstein unter den 
westdeutschen Flächenländern an der Spitze, wenn 
man pro Kopf rechnet.
Wir brauchen nicht nur in der Gruppe der Jünge-
ren, sondern in der gesamten Bevölkerung mehr 
Verständnis von Demokratie. Dafür soll „Demokra-
tie leben!“ sorgen – neben all den Einrichtungen, 
die bereits im Bereich der Extremismusprävention 
tätig sind. Ich kann alle nur auffordern, Tendenzen, 
bei diesen Programmen und Einrichtungen zu strei-
chen, nicht nachzugeben. Das wäre eindeutig die 
falsche Entscheidung.
Islamismus und Linksextremismus darf man natür-
lich auch nicht aus dem Auge verlieren. Aber die-
se Extremismusformen stehen nicht ansatzweise an 
der Schwelle, irgendeine Macht in Deutschland zu 
erreichen. Das wird nicht passieren. Beim Rechts-
extremismus ist es anders, und darum geht es jetzt 
auch. Die AfD ist der politische Arm des Rechts-
extremismus in Deutschland. Das ist die Situation, 
vor der wir stehen. Es mag sein, dass nicht alle 
Anhänger der AfD Rechtsextremisten sind; aber sie 
gehen mit Rechtsextremisten Arm und in Arm, und 
damit kommt es auf dasselbe heraus.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Ich bin froh, dass wir uns diesbezüglich in Schles-
wig-Holstein, auch in der Koalition hier einig sind: 
Der Rechtsextremismus muss primär in unserem 
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Fokus stehen. Zu dessen Bekämpfung braucht auch 
die Zivilgesellschaft eine belastbare und vorherseh-
bare Förderung.
Wir sind uns in der Koalition auch einig, dass Sie, 
liebe SPD, Ihre Koalitionskämpfe in Berlin mal 
wieder in Schleswig-Holstein austragen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ha, ha!)
Den nahezu wortgleichen Antrag aus dem letzten 
November haben wir ja bereits behandelt. Wir ha-
ben hier übrigens einstimmig zugestimmt.

(Beate Raudies [SPD]: Haben wir ja auch 
gesagt! – Serpil Midyatli [SPD]: Es war Ihr 
Antrag!)

Mit unserem Antrag stellen wir uns an die Seite 
der Initiativen, und wir senden damit ein deutliches 
Signal an den Bund, dass der Schwerpunkt die 
Bekämpfung des Rechtsextremismus bleiben muss. 
Noch liegt die neue Förderrichtlinie des Bundes 
nicht vor. Trotzdem herrscht große Verunsicherung 
bei den Initiativen sowohl im Land als auch bun-
desweit, wie es über 2026 hinaus weitergehen wird. 
Diese Sorgen nehmen wir ernst.
Es wäre fatal, wenn die bundesweite Koordinierung 
und Vernetzung im Bereich der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus wegfiele. Diese Koordinierung 
und Vernetzung schaffen nämlich eine wesentliche 
Grundlage auch für die Initiativen in Schleswig-
Holstein.
Die Bekämpfung des Rechtsextremismus ist auch 
nicht nur Ausstiegsberatung oder das Verhindern, 
dass Jugendliche in die Szene abrutschen. Es ist 
wichtig, dass wir zusätzlich ein Angebot mit po-
sitiven Werten schaffen, dass wir Möglichkeiten 
eröffnen, sich für Vielfalt und Demokratie zu en-
gagieren. Das als „Ideologiepolitik“ abzutun, wi-
derspricht den wissenschaftlichen Erkenntnissen, 
dass die rechtsextreme Szene ein Vakuum an Be-
tätigungsmöglichkeiten und ein Wertevakuum für 
ihren Aufstieg nutzen kann.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Kommen Sie bitte zum Ende.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das müssen wir verhindern, und das tun wir auch 
in Schleswig-Holstein. Ich bitte um Zustimmung. – 
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich nun der Abgeord-
neten Anne Riecke das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten heute einen Antrag, der 
auf den ersten Blick Zustimmung verdient, denn 
die Stärkung unserer Demokratie und die Präventi-
on von Extremismus sind zentrale Aufgaben eines 
freiheitlichen Rechtsstaates. Beides duldet weder 
Gleichgültigkeit noch ideologische Scheuklappen, 
und das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ hat 
in den vergangenen Jahren wichtige Impulse ge-
setzt. Dieses Programm hat Projekte ermöglicht, 
Engagement gefördert und Räume geschaffen, in 
denen demokratische Werte vermittelt und vertei-
digt werden. Dafür gebührt allen Beteiligten große 
Anerkennung.

(Beifall)

Dennoch sollten wir, gerade weil uns dieses Ziel 
so wichtig ist, genauer hinschauen. Eine lebendige 
Demokratie lebt nicht allein von Programmen, Ini-
tiativen und von Förderrichtlinien, sondern sie lebt 
vor allem davon, dass Bürgerinnen und Bürger Ver-
trauen in staatliches Handeln haben.

Zivilgesellschaftliches Engagement ist wertvoll, 
aber es ist nicht der Ersatz für gute Politik. Wenn 
sich Menschen abwenden, wenn sie sich radikali-
sieren, liegt das oft nicht daran, dass es zu wenige 
Projekte oder vielleicht eine nicht so große Förde-
rung gibt, sondern es liegt daran, dass sie nicht 
gehört werden und sie sich nicht gehört fühlen. 
Deshalb müssen wir beides zusammen denken: ei-
ne starke Zivilgesellschaft und eine überzeugende, 
verlässliche Politik.

Vor diesem Hintergrund ist es richtig, dass Förder-
programme überprüft werden. Der Einsatz öffentli-
cher Mittel muss bedacht und zielgerichtet erfolgen.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Es ist nicht nur legitim, sondern es ist notwendig 
zu fragen, ob die geförderten Projekte ihre Ziele tat-
sächlich erreichen. Wirken sie nachhaltig? Werden 
die richtigen Zielgruppen überhaupt angesprochen? 
Eine solche Evaluation ist kein Misstrauensvotum, 
sondern sie ist Ausdruck von Verantwortung gegen-
über den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)
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Außerdem hilft sie dabei, gute Ansätze zu stärken 
und weniger wirksame zu überdenken. Dazu gehört 
aus meiner Sicht auch, dass wir Extremismus in all 
seinen Formen ernst nehmen.
Rechtsextremismus ist eine reale und eine gefähr-
liche Bedrohung. Daran gibt es keinen Zweifel. 
Es stellen aber auch Linksextremismus und islami-
scher Extremismus unsere freiheitliche Ordnung 
ständig infrage. Wir brauchen deshalb eine ganz-
heitliche Perspektive, die alle Formen von Radikali-
sierung in den Blick nimmt.
Die Verankerung der Projekte im Alltag der Men-
schen ist ein weiterer Punkt, der mir besonders 
wichtig ist. Demokratieförderung darf kein abstrak-
tes Konzept bleiben. Sie muss dort stattfinden, wo 
junge Menschen lernen und ihre Werte entwickeln, 
also in Schulen, in Ausbildung, in Vereinen.

(Marion Schiefer [CDU]: Genau!)
Gerade in Schulen können Projekte unmittelbar 
wirken; hier können sie Diskussionen anstoßen und 
kritisches Denken fördern.
Gleichzeitig sollten wir das Ehrenamt stärker in den 
Fokus rücken. Demokratie wird zum Beispiel in 
Sportvereinen oder bei den Feuerwehren ganz prak-
tisch erlebt; und dieses Engagement verdient mehr 
Unterstützung und Anerkennung.
Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag 
der SPD fordert zu Recht, sich für die finanzielle 
Absicherung des Programms „Demokratie leben!“ 
einzusetzen, denn Planungssicherheit ist für viele 
Träger das Nonplusultra und entscheidend. Wer 
langfristig arbeiten soll, braucht verlässliche Rah-
menbedingungen. Das ist wichtig.
Diese Forderung sollte aber mit klaren Erwartun-
gen verbunden sein. Es bedarf einer konsequenten 
Evaluation der Projekte, einer breiten inhaltlichen 
Ausrichtung ohne ideologische Schlagseite und ei-
ner stärkeren Verankerung im Alltag. Den Antrag 
verstehe ich allerdings leider so, dass sich an dem 
Programm einfach absolut nichts ändern soll. Alles 
soll so bleiben, wie es ist. Das kann nicht der richti-
ge Weg sein.

(Beifall FDP und CDU)
Richtig finden wir jedoch, dass das Programm eva-
luiert und überarbeitet wird.
Zu guter Letzt braucht es auch die Erkenntnis, dass 
Demokratieförderung nicht an Programme delegiert 
werden kann, denn sie beginnt in der Art, wie wir 
Politik machen und wie wir Entscheidungen treffen 
und erklären. Wenn es uns gelingt, Vertrauen zu-

rückzugewinnen und Politik wieder als lösungsori-
entiert und verlässlich wahrgenommen wird, dann 
leisten wir den vielleicht wirksamsten Beitrag zur 
Prävention von Extremismus. – Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich der Abgeord-
neten Sybilla Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe 
Kollegen! Ich sage Ihnen von hier aus eines: Lang-
sam bekomme ich bei uns in der Gesellschaft ein 
sehr mulmiges Gefühl, und ich möchte Ihnen gern 
erklären, warum.
Die Bundesregierung, die wir haben, und besonders 
die Bundes-CDU haben uns im zurückliegenden 
Jahr schon viel zugemutet, was den Umgang mit 
der politischen Linken oder ganz generell die zivil-
gesellschaftlichen Organisationen angeht, die man 
dann eher dem linken Spektrum zuordnet. Sie wer-
den es genauso wenig wie ich vergessen haben. 
Vor gut einem Jahr formierte sich im gesamten 
Land Protest vor den CDU-Parteizentralen, weil 
die CDU im Bund in Kauf genommen hat, in ei-
ner fluchtpolitischen Debatte mit der AfD für eine 
politische Mehrheit zu sorgen. Die Unionsfraktion 
im Bundestag nutzte das – zumindest nicht öffent-
lich – nicht für eine intensive Selbstreflexion oder 
Selbstkritik. Stattdessen erarbeitete sie eine Kleine 
Anfrage mit 551 Fragen zur staatlichen Förderung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen. Dabei ging 
es der Union um jene Organisationen, die sich an 
den Protesten vor den Parteizentralen beteiligt hat-
ten. Die Fragen richteten sich somit gegen OMAS 
GEGEN RECHTS, CORRECTIV, Greenpeace und 
andere, die sich für Demokratie, Menschenrechte 
oder Umweltschutz einsetzen.
Schauen wir auf noch ein aktuelles bemerkenswer-
tes Vorgehen im Bund. Wolfram Weimer und der 
Buchhandlungspreis: Der Kulturstaatssekretär hat-
te drei Buchhandlungen aus ominösen Gründen – 
angeblich aufgrund verfassungsschutzrelevanter Er-
kenntnisse – und trotz eines anders gerichteten Ju-
ryvotums von der Vergabe des Preises ausgeschlos-
sen. Inhaltlich aufgeklärt wurde dieses Handeln bis-
her nicht.
Seitdem ist das Haber-Verfahren in aller Munde. 
Dabei handelt es sich um ein Verfahren, das zur 
Prüfung für Fördermittel angewendet werden kann 
und bei dem die Ministerien anfragen können, 
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ob zu der betreffenden Organisation verfassungs-
schutzrelevante Erkenntnisse vorliegen. Welcher 
Art diese sind, wird aber nicht übermittelt.
Unterm Strich bleibt heften: Unionsgeführte Minis-
terien scheinen sehr aktiv gegen das vorzugehen, 
was sie selbst als links empfinden.

(Beifall SSW und SPD)
In diese Stimmung platzte Ministerin Prien mit ih-
rer Ankündigung, das Förderprogramm „Demokra-
tie leben!“ auf den Prüfstand setzen zu wollen. Laut 
Bildungsministerium laufen bundesweit mehr als 
200 bisher geförderte Projekte zum Ende des Jahres 
aus. Es spricht erst einmal nichts dagegen, Förder-
kriterien zu überprüfen, und es spricht auch nichts 
dagegen, mehr in die breite Gesellschaft hineinzu-
wirken. Das war das erklärte Ziel der Ministerin. 
Allerdings spricht etwas dagegen, als Bundesminis-
terin so unglaublich überhastet und schlecht zu 
kommunizieren und vor allem eines zu bewirken, 
nämlich Unsicherheit.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Kollegin Schiefer?

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Sehr gerne.

Marion Schiefer [CDU]: Frau Kollegin, 
herzlichen Dank, dass ich eine Frage stellen 
darf. – Sie haben gerade einen weiten Bogen 
von Karin Prien zur Kleinen Anfrage bis hin 
zu Herrn Weimer und so weiter gespannt. 
Karin Prien hat sich bereits geäußert. Ich 
habe ein Taz-Interview vom 25. März 2026 
vorliegen. Dabei wurde sie genau damit kon-
frontiert, ob es einen Zusammenhang mit der 
Kleinen Anfrage und den 551 Fragen gebe. 
Ist Ihnen bekannt, was sie dazu gesagt hat? 
Sonst würde ich das kurz einbringen.

– In Teilen ist mir das bekannt, und ich werde 
einige Sachen aus dem Interview im Grunde ge-
nommen gleich auch noch in meinem Redebeitrag 
geben. Wenn Sie aber etwas anderes haben, dann 
dürfen Sie das nach meinem Verständnis für die 
Debatte sehr gerne zitieren.

– Sie wurde gefragt:
„Gibt es da einen Zusammenhang?“
Darauf hat sie geantwortet:

„Nein. Das eine hat mit dem anderen nichts 
zu tun, und ich habe nie ein Geheimnis dar-
aus gemacht, dass ich die 551 Fragen für 
einen Fehler gehalten habe.“

– Vielen Dank. Diese Aussage habe ich so nicht 
zur Kenntnis genommen, aber ich notiere mir das 
jetzt. Ich finde es gut, dass Sie das eingebracht 
haben und werde Ihnen gleich noch einmal ganz 
grundsätzlich erklären, welche anderen Fallstricke 
in dieser Debatte sind. Dazu komme ich gleich.

(Marion Schiefer [CDU]: Danke schön.)

Ich finde, es spricht auch ganz grundlegend et-
was dagegen, dass man den Projekten, die bis 
2032 schon Fördermittel zugesagt bekommen ha-
ben, jetzt die Grundlage streicht.

Denn eines ist klar: Die veränderte Förderrichtlinie 
kennt noch niemand. Das Einzige, was wir kennen, 
sind die Meinungsbeiträge der Ministerin, das Pro-
gramm reiche eher ins linksliberale Milieu. Damit 
lasse sich die Demokratie nicht retten, und ohnehin 
sei sie, so die Ministerin, allergisch gegen Identi-
tätspolitik. Gesellschaftliche Vielfalt sei aus ihrer 
Sicht kein staatliches Förderziel. Fördermittel soll-
ten in Zukunft mehr durch kommunale Gremien di-
rekt verteilt werden. – Obacht! Denn uns allen muss 
klar sein, was das für Gegenden bedeutet, in denen 
die AfD Einfluss auf die Mittelverteilung hat.

(Beifall SSW und SPD)

Die Amadeu Antonio Stiftung beobachtet bereits 
in Sachsen, dass Mittel gar nicht erst abgerufen 
werden. Im Übrigen wäre die potenziell profilierte 
Organisation der Amadeu Antonio Stiftung auch 
von den angekündigten Kürzungen betroffen.

Für uns im SSW ist klar, dass wir das gesellschaft-
lich nicht hinnehmen können. Ich möchte einmal 
den Hinweis geben, dass es sich auch lohnt, darauf 
zu achten, wer wann wie und warum das Wort 
„Identitätspolitik“ abwertend in den Mund nimmt. 
Meist geht es nämlich um Minderheitenrechte, um 
Rechte von queeren Menschen, um Menschen, 
die von Rassismus betroffen sind. Identitätspolitik 
im eigentlichen Sinne handelt von Anerkennung, 
Gleichberechtigung und Teilhabe marginalisierter 
Gruppen. Sie handelt davon, dass diskriminierte 
Gruppen in Demokratien gleiche Rechte erhalten. 
Wer hier ein Problem sieht und nicht eine Chance 
für die Demokratie und die Identitätspolitik, wer 
sie immer nur bei anderen sieht, der ist meiner Mei-
nung nach schon mitten in der rechten Meinungs-
mache.
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(Beifall SSW, SPD und Catharina Johanna 
Nies [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage Ihnen eines: Wir müssen der Wahrheit 
ins Auge sehen. Der Rechtsextremismus, das sagt 
auch unser Verfassungsschutzbericht, ist die größte 
Gefahr für unsere innere Sicherheit. Aus Sicht des 
SSW sind die Zeichen der Zeit klar: kein Misstrau-
en gegen die Zivilgesellschaft, demokratische Teil-
habe stärken und weiter an einer liberalen, weltoffe-
nen Gesellschaft arbeiten. – Vielen Dank.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Zu einem Kurzbeitrag erteile ich nun das Wort dem 
Abgeordneten Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich wollte zuerst mal die Kollegin 
Riecke beruhigen. Ich kann Ihnen nämlich versi-
chern, dass es in der SPD überhaupt niemanden 
gibt, der in die Politik gegangen ist, damit alles so 
bleibt, wie es ist.

(Beate Raudies [SPD]: Genau!)
Das sind die Kolleginnen und Kollegen auf der an-
deren Seite, wenn überhaupt.

(Beifall SPD – Zurufe CDU)
Ich möchte hier über Prävention sprechen. Wir un-
terscheiden bei der Prävention drei Arten. Das Erste 
ist die primäre Prävention. Das kennen wir aus der 
Medizin. Das wäre zum Beispiel eine Impfung. Das 
ist, wenn Sie das auf die Arbeit an Schulen bezie-
hen, so etwas wie: Gruppengefühl stärken, Zusam-
menhalt stärken, dafür sorgen, dass die Gruppe als 
Ganzes funktioniert, dass niemand ausgeschlossen 
wird und so weiter.
Zweite Ebene der Prävention, die sekundäre. In der 
Medizin wären das zum Beispiel Krebsvorsorgeun-
tersuchungen, um den Tumor möglichst früh zu 
erkennen, um möglichst frühzeitig handeln zu kön-
nen. Übertragen auf unser Schulsystem: Schulsozi-
alarbeit zum Beispiel, die gerne mehr primäre Prä-
vention leisten würde, das meistens nicht schafft, 
aber bei der sekundären Prävention dann eben dabei 
ist. Wenn also irgendwo Probleme auftauchen, dann 
mit den Schülerinnen und Schülern arbeiten.
Dritte Form, tertiäre Prävention: Nach der Mani-
festation der Krankheit, um Folgeschäden vorzu-
beugen. Medizin: zum Beispiel Reha, Schulsys-
tem: zum Beispiel Schulpsychologischer Dienst. Es 

ist irgendetwas passiert, der Schulpsychologische 
Dienst kommt und berät die Schule, wie es weiter-
geht.

Wir haben ein erfolgreiches Projekt in Schleswig-
Holstein – und damit komme ich zum Thema –, das 
im Bereich der primären Prävention aktiv ist. Das 
sind die Respekt Coaches. Die gehören nicht zum 
Programm „Demokratie leben!“, die gehören aber 
zum Streichprogramm der Bundesbildungsministe-
rin. Ich weiß gar nicht, was mit ihr los ist; denn 
alles, von dem sie immer behauptet, dass es ihr 
wichtig ist, und das, was sie tatsächlich tut, das 
bringe ich momentan nicht übereinander. Wir sa-
gen hier bei jeder Gelegenheit, wie wichtig es ist, 
Antisemitismus vorzubeugen, Rassismus vorzubeu-
gen, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit vor-
zubeugen. Und hier haben wir ein Programm, das 
ist evaluiert, das ist erfolgreich, das funktioniert, 
das wissen wir, und es soll gestrichen werden. Man 
fragt sich, warum, wenn nicht, weil die Bundesbil-
dungsministerin sich in irgendeiner Form in einem 
anderen Parteiflügel profilieren möchte, als sie bis-
her verortet war. Ich habe bisher noch keine andere 
Erklärung gefunden; vielleicht können Sie mir eine 
senden.

Ich wollte mich bei unserer Bildungsministerin be-
danken, dass sie auf Bundesebene das Gespräch su-
chen möchte, um die Respekt Coaches zu erhalten. 
Sie wären es wert, meine Damen und Herren, denn 
das ist wirklich mal ein konkretes, erfolgreiches 
Beispiel von primärer Prävention und genau das, 
was wir alle immer suchen. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich jetzt das Wort 
der Ministerin für Inneres, Kommunales, Wohnen 
und Sport, Magdalena Finke.

Magdalena Finke, Ministerin für Inneres, Kommu-
nales, Wohnen und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Als wir im No-
vember 2025 über das Bundesprogramm „Demo-
kratie leben!“ hier gesprochen haben, habe ich ge-
sagt, dass wir in Schleswig-Holstein unsere Förde-
rung von Präventionsprogrammen von Beginn an 
bewusst ganzheitlich angelegt haben, mit einem 
klaren Schwerpunkt auf den Rechtsextremismus. 
Aber jeder Extremismus muss bekämpft werden. 
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Es gibt keine Unterscheidung in schlechten Extre-
mismus und guten Extremismus. Ich habe damals 
auch gesagt, dass das, was das Bundesfamilien-
ministerium nun neu einfordert, wir in Schleswig-
Holstein bereits seit Langem umsetzen und dass 
das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ in der 
Vergangenheit nicht nur einmal nachjustiert wurde, 
nicht nur einmal programmatisch weiterentwickelt 
wurde, sondern mehrfach. Auch die Länder, auch 
das Landesdemokratiezentrum bei uns in Schles-
wig-Holstein haben in der Vergangenheit immer 
wieder externe und unabhängige Evaluationen der 
Präventionsprojekte durchgeführt. Auch in diesem 
Jahr wird eine Evaluation eines Projektes durchge-
führt.

Bei all dem damals Gesagten, das nach wie vor 
gilt, ist es wichtig, dass das Bundesprogramm „De-
mokratie leben!“ weiterhin eine auskömmliche und 
verlässliche Finanzierung behält. Für das Jahr 2026 
haben wir gemeinsam mit dem Bund rund 4,3 Mil-
lionen Euro für die Präventionsarbeit hier in Schles-
wig-Holstein zur Verfügung gestellt. 1,9 Millionen 
Euro davon stammen aus dem Programm „Demo-
kratie leben!“.

Das Bundesfamilienministerium hat nun Eckpunk-
te für die Förderung ab dem Jahr 2027 vorgelegt. 
Der Förderaufruf soll im Juni 2026 gestartet wer-
den. Für Schleswig-Holstein ist die wesentliche 
Botschaft, das möchte ich voranstellen, dass alle 
Projekte bis auf eins unverändert fortgeführt wer-
den können. Für dieses eine Projekt besteht die 
Möglichkeit, einen neuen Antrag zu stellen; aber 
dazu komme ich gleich. In den Kommunen beste-
hen zwölf Partnerschaften für Demokratie. Diese 
Förderung soll die Menschen vor Ort erreichen und 
die Räume für Diskussion gerade dort schaffen, wo 
über gesellschaftliche Fragen vielleicht nicht mehr 
diskutiert wird. Diese Förderung wird unverändert 
fortgesetzt, sie wurde im April 2026 sogar aufge-
stockt.

Auch die Präventionsprogramme und Beratungs-
strukturen wie zum Beispiel Betroffenenberatung, 
Ausstiegsberatung und die mobilen Beratungsteams 
sollen dieselbe Fördersumme bekommen können. 
Es gibt allerdings weitere Präventionsbereiche des 
Programms „Demokratie leben!“, wie Entwicklung 
bundeszentraler Infrastruktur und Innovationspro-
jekte, die vom Bund Ende des Jahres 2026 been-
det werden sollen. Die Träger haben aber dann 
die Möglichkeit, sich im Rahmen des Interessen-
bekundungsverfahrens auf Grundlage der angepass-
ten Förderrichtlinien neu zu bewerben. In Schles-
wig-Holstein betrifft es, und das habe ich angedeu-

tet, direkt das Projekt „Vielklang – gemeinsam 
gegen antimuslimischen Rassismus“ bei der Tür-
kischen Gemeinde. Wir werden die Türkische Ge-
meinde selbstverständlich bei der Neubeantragung 
der Förderung unterstützen. Das Landesdemokratie-
zentrum hat auch bereits Kontakt zum Bundesfami-
lienministerium aufgenommen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete, alle unsere Präventions- und Beratungspro-
gramme sind breit angelegt und gleichzeitig aufein-
ander abgestimmt. Sie bilden ein wichtiges Binde-
glied für niedrigschwellige und verlässliche Unter-
stützung sowie konkrete Hilfe vor Ort.
Wie notwendig Präventionsarbeit heutzutage ist, 
zeigen die aktuellen Zahlen, die heute schon ange-
deutet wurden. Erst vergangene Woche haben wir 
aus den Regionalanalysen zum Rechtsextremismus 
in Schleswig-Holstein, eine Studie, die das Landes-
demokratiezentrum in Auftrag gegeben hat, besorg-
niserregende Erkenntnisse über die Einstellung von 
Jugendlichen, von jungen Schülerinnen und Schü-
lern der 7. und 9. Klasse erhalten: Fast 58 Pro-
zent der befragten Jugendlichen gaben an, mit der 
rechtsextremistischen Szene oder mit rechtsextre-
mistischen Inhalten in Kontakt gekommen zu sein. 
Fast zehn Prozent befürworten eine rechtsautoritäre 
Diktatur. Über 23 Prozent der Jugendlichen berich-
ten, dass sie bereits Menschen aufgrund von Merk-
malen wie Behinderung, Herkunft, Religion oder 
politischer Einstellung angegriffen oder bedroht ha-
ben. Das sind Zahlen, die alarmierend sind. Auch 
die Beratungsstelle ZEBRA hat kürzlich Zahlen zu 
Gewalttaten aus rassistischen und antisemitischen 
Motiven veröffentlicht. Es sind 156 Gewalttaten. 
20 Prozent der Betroffenen waren Kinder.
Diese Zahlen unterstreichen die Notwendigkeit, die 
bestehenden Präventions- und Beratungsstrukturen 
in Schleswig-Holstein sowie das Programm „De-
mokratie leben!“ weiterhin zu unterstützen. 

(Vereinzelter Beifall FDP)
Am Ende möchte ich deshalb das noch einmal her-
vorheben, was ich bereits zu Beginn gesagt habe. 
Schleswig-Holstein hat seine Präventionsarbeit von 
Anfang an ganzheitlich angelegt. Wir stehen hinter 
diesen Projekten, wir stehen hinter den Trägern, wir 
stehen hinter unserer Beratungsstruktur, die vor Ort 
verlässlich unterstützt und vor Ort eine großartige 
Hilfe leistet. 
Es ist richtig, dass wir hier über die Finanzierung 
und Fortführung des Programms sprechen, gerade 
angesichts der aktuellen Zahlen, denn bei allen un-
terschiedlichen Bewertungen im Detail verfolgen 

8904 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 118. Sitzung – Donnerstag, 7. Mai 2026

(Ministerin Magdalena Finke)



wir dasselbe Ziel: Wir wollen unsere Demokratie 
stärken und Extremismus vorbeugen und bekämp-
fen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Ich lasse nun über den Antrag der Fraktion der 
SPD, Drucksache 20/4383, in der Sache abstim-
men. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! – 
Enthaltungen kann es da nicht geben. Somit ist 
der Antrag mit den Stimmen der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP-Fraktion sowie 
der CDU-Fraktion gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion und der SSW-Fraktion abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/4440, in der Sache abstim-
men. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! – 
Enthaltungen? – Damit ist der Antrag mit den Stim-
men der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, der FDP-Fraktion und der CDU-
Fraktion bei Enthaltung der Fraktion des SSW an-
genommen. 

Bevor wir mit der Tagesordnung fortfahren, möchte 
ich Ihnen mitteilen, dass die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer mir mitgeteilt haben, dass die Reden 
zum Tagesordnungspunkt 18, Wiedereinführung 
Landestariftreue- und Vergabegesetz, zu Protokoll 
gegeben werden und dass der Tagesordnungspunkt 
somit ohne Aussprache aufgerufen wird. 

Bevor wir mit dem nächsten Tagesordnungspunkt 
fortfahren, begrüßen Sie mit mir gemeinsam auf 
der Besuchertribüne des Schleswig-Holsteinischen 
Landtags ganz viele Landfrauen aus der Gemeinde 
Nusse. – Seien Sie uns ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf:

Einführung eines Aufstiegsbonus zur Stärkung 
der beruflichen Bildung und Fachkräftesiche-
rung

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/4190

Förderung und Stärkung des Handwerks

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/4252

Die Meisterausbildung muss kostenfrei werden

Alternativantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/4254 (neu)

Das Wort zur Begründung wird, wie ich sehe, nicht 
gewünscht. Somit eröffne ich die Aussprache, und 
das Wort hat für die SPD-Fraktion der Abgeordnete 
Thomas Hölck.

Thomas Hölck [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es geht uns mit unserem Antrag 
darum, ein Signal zu setzen. Wir wollen einen 
Beitrag leisten, um berufliche und akademische Bil-
dung anzugleichen – nicht in Sonntagsreden oder 
Regierungserklärungen, sondern in der Realität. Ob 
Handwerker_innen oder Akademiker_innen, beide 
sind gleich viel wert. 

(Beifall SPD, SSW, Marion Schiefer [CDU] 
und vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Aufstiegsbonus würde zeigen, dass die Bemü-
hungen, die Risiken, der Ehrgeiz und der Fleiß vom 
Landtag gesehen und gewürdigt werden. Aufstieg 
durch Bildung, darum muss es gehen. Wir müs-
sen das Land sein, in dem sozialer Aufstieg durch 
Fleiß, Förderung, Bildung und Ehrgeiz möglich ist. 
Dabei darf man auch scheitern, und wer gescheitert 
ist, hat eine neue Chance verdient.
Aufstieg durch Bildung bedeutet auch, dass dieser 
unabhängig vom Geldbeutel möglich sein muss, in 
der akademischen Bildung wie in der beruflichen 
Bildung. Wer heute einen Bachelor- oder Masterab-
schluss machen möchte, kommt dank des Verwal-
tungskostenbeitrags nicht mehr ganz so günstig da-
von. Schuld ist die verfehlte Haushaltspolitik der 
Günther-Regierung. 380 Euro Semesterbeitrag je 
Semester – auch studieren muss man sich leisten 
können.
Aber im Verhältnis dazu wird es noch einmal 
absurd teurer, wenn man einen Handwerksmeis-
ter- oder Handwerksmeisterinnenabschluss machen 
möchte, denn mit 10.000 plus x Euro muss man 
da durchaus rechnen. Wer sich in diesem Land als 
Handwerker fortbilden will, andere ausbilden, Be-
triebe übernehmen oder sich dafür einsetzen möch-
te, dass Wohlstand entsteht, indem man einen Be-
trieb übernommen hat, der muss sich in der Regel 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 118. Sitzung – Donnerstag, 7. Mai 2026 8905

(Ministerin Magdalena Finke)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2836&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2836&format=WEBVOLLLANG


erst einmal ordentlich verschulden, wenn nicht der 
alte Betrieb oder die eigenen Eltern die Kosten de-
cken. 

Beim Parlamentarischen Abend im März 2026 
beim Handwerk wurden wieder zehn Stipendien an 
angehende Meisterinnen und Meister vergeben. Ich 
möchte dem Verein zur Förderung des Handwerks 
in Schleswig-Holstein danken, der das organisiert 
hat und die Sponsoren akquiriert. 

(Beifall SPD, FDP, SSW und vereinzelt 
CDU)

Aber es sind eben auch nur zehn Meisterinnen und 
Meister, die dieses Stipendium erhalten haben. Ich 
habe den Parlamentarischen Abend des Handwerks 
zum Anlass genommen, um angehende Meister und 
Meisterinnen zu ihrer Ausbildung zu befragen. Ich 
habe zum Beispiel mit einem Ofen- und Lüftungs-
bauer gesprochen. Er schilderte, dass er das erste 
und zweite Modul online machen muss: freitags 
von 13 bis 20 Uhr, samstags von 8 bis 15 Uhr 
– für zwei Jahre. Daneben arbeitet er in Vollzeit. 
Zusätzlich muss er noch sechs Wochen lang eine 
Präsenzausbildung in Dresden absolvieren. Also 
kommen noch Kosten für die Unterbringung und 
Hin- und Rückfahrt sowie Verpflegung dazu. Au-
ßerdem muss er zehn Wochen Präsenzunterricht 
für die Module 3 und 4 absolvieren. Das bedeutet 
zehn Wochen Verdienstausfall bei 12.000 Euro Ge-
bühren insgesamt für die Meisterkurse. Respekt für 
alle, die diesen Weg auf sich nehmen, Meister oder 
Meisterin werden zu wollen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, SSW und vereinzelt CDU)

Von einer Gleichwertigkeit der beruflichen und 
akademischen Bildung sind wir hier weit entfernt. 
Der Parlamentarische Abend hat auch gezeigt, dass 
von uns erwartet wird, fraktionsübergreifend, dass 
wir zu einer Lösung kommen, dass wir fraktions-
übergreifend dem Handwerk beiseitestehen. Die 
Meistergründungsprämie ist richtig, aber sie wirkt 
erst dann, wenn man einen Meistertitel oder einen 
Meisterinnentitel hat. Es stehen dem auch hohe 
Kosten bei der Übernahme von Unternehmen ent-
gegen.

Die Forderung der FDP, die Meisterausbildung kos-
tenfrei zu stellen, ist ebenfalls richtig. Das haben 
wir schon 2019 gefordert. Da war der Kollege 
Buchholz noch anderer Auffassung, aber er ist ja 
in einigen Dingen lernfähig. 

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Insofern ist es gut, dass dieser Antrag gestellt wor-
den ist. Der von uns geforderte Aufstiegsbonus ist 
aber auch richtig. Wir müssen feststellen, dass jeder 
dritte Handwerksbetrieb einen Nachfolger oder eine 
Nachfolgerin sucht. Finden diese Betriebe nieman-
den, dann gehen Erfolg, Wirtschaftswachstum und 
Wohlstand verloren. Da geht Innovation verloren, 
Erfahrung geht verloren. Das dürfen wir nicht zu-
lassen. Wir brauchen deshalb jede Frau und jeden 
Mann, die oder der die Weiterbildung zur Meisterin 
oder zum Meister auf sich nehmen will. Wir hat-
ten 2025 eine Ausbildungsquote von 5.500 jungen 
Menschen im Handwerk, aber nur 500 junge Hand-
werkerinnen und Handwerker haben sich auf den 
Weg gemacht, eine Meisterprüfung zu absolvieren. 
Sie haben sie auch bestanden, aber da ist noch Luft 
nach oben. 
Deshalb sollten wir heute hier für die Zukunft des 
Handwerks ein Zeichen der Gemeinsamkeit setzen. 
Lassen Sie uns alle Anträge in den zuständigen 
Wirtschaftsausschuss überweisen und über eine ge-
meinsame Lösung, eine gemeinsame Verbesserung 
für die Meister_innenausbildung sorgen. Darum bit-
te ich Sie um die Überweisung in den Ausschuss. – 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Peer Knöfler das Wort.

Peer Knöfler [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wer mit den Handwerksbetrieben im Land spricht, 
hört im Moment noch – das kann sich auch än-
dern; es ändert sich vielleicht – denselben Satz: 
Die Auftragsbücher sind immer noch voll, aber wir 
brauchen Menschen, die in den Betrieben arbeiten 
oder diese sogar weiterführen. Genau darum geht es 
doch im Kern bei dieser Debatte.
Das Handwerk hält unser Land ganz praktisch 
am Laufen. Überall sorgen Handwerkerinnen und 
Handwerker dafür, dass Dinge funktionieren: Zim-
merer, Elektriker, Tischler, Kfz-Mechatroniker, Fri-
seure oder Bäcker und so viele weitere. Der Meis-
terbrief steht dabei seit Generationen für Qualität, 
Verantwortung und Unternehmergeist. Deshalb ist 
es richtig, dass wir darüber sprechen, wie wir beruf-
liche Aufstiegsfortbildung weiter stärken können.
Die SPD schlägt in ihrem Antrag vor, einen Auf-
stiegsbonus nach dem Vorbild des Saarlandes ein-
zuführen. Im Saarland erhalten Absolventinnen und 
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Absolventen nach bestandener Meisterprüfung eine 
einmalige Prämie von 2.000 Euro. Viele andere 
Absolventen wie Techniker und so weiter auch. 
Die Idee dahinter ist klar: Die berufliche Bildung 
soll stärker anerkannt werden, und mehr Menschen 
sollen motiviert werden, den Meisterabschluss zu 
machen. Das Anliegen dahinter kann man durchaus 
nachvollziehen. Aber wir sollten uns eine einfache 
Frage stellen: Welches Problem wollen wir eigent-
lich lösen?
Der Meisterbrief ist im Handwerk weiterhin ge-
fragt. Die Zahl der Meisterabschlüsse bewegt sich 
seit Jahren auf einem stabilen Niveau. Die eigentli-
che Herausforderung liegt an einer anderen Stelle. 
Das Problem im Handwerk ist nicht der fehlende 
Meisterbrief. Das Problem ist die Betriebsnachfol-
ge.
In den kommenden Jahren werden viele Betriebe 
eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger suchen. 
Wenn diese Nachfolge nicht gelingt, verschwinden 
funktionierende Betriebe und mit ihnen Arbeits- 
und Ausbildungsplätze und regionale Wirtschafts-
kraft. Genau deshalb setzt Schleswig-Holstein be-
reits heute – und zwar schon seit Jamaika; wir 
haben das eben schon kurz angeteasert – an der ent-
scheidenden Stelle an. Mit der Meistergründungs-
prämie unterstützen wir Meisterinnen und Meister 
mit 7.500 Euro, wenn sie einen Betrieb gründen 
und übernehmen. Es kann auch in den fünfstelligen 
Bereich gehen, wenn Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Damit fördern wir nicht nur den Abschluss, 
wir fördern Menschen, die unternehmerische Ver-
antwortung übernehmen. Die Entwicklung der An-
tragszahlen zeigt deutlich, dass dieses Instrument 
vom Handwerk angenommen und genutzt wird.
Mit der Praktikumsbörse, der Praktikumsprämie 
wird genau dieser Weg einer Bildungsbiografie ein-
geleitet. In allem also ein runder, pragmatischer 
und funktionierender Weg. Hier liegt auch der zen-
trale Unterschied zum saarländischen Modell. Der 
Aufstiegsbonus im Saarland wird nach bestande-
ner Prüfung unabhängig davon gezahlt, welchen 
beruflichen Weg jemand danach einschlägt. Wir in 
Schleswig-Holstein setzen bewusst an einem ande-
ren Punkt an. Wir fördern dort, wo es für das Hand-
werk wirklich entscheidend ist, nämlich bei Be-
triebsgründungen und Betriebsübernahmen. Genau 
dort entscheidet sich, ob Betriebe bestehen bleiben, 
Arbeitsplätze gesichert werden und das Handwerk 
in unserer Region eine Zukunft hat.
Der Antrag der SPD greift ein wichtiges Thema 
auf, aber der vorgeschlagene Weg überzeugt mich 
nicht. Deshalb schlagen wir mit unserem Alterna-

tivantrag einen anderen Ansatz vor. Unser Ziel ist 
es, die Attraktivität beruflicher Aufstiegsfortbildun-
gen weiter zu stärken, gleichzeitig aber sicherzu-
stellen, dass die Förderung dort ansetzt, wo sie tat-
sächlich strukturelle Wirkung entfaltet. Denn das 
Handwerk braucht nicht nur Anerkennung. Das 
Handwerk braucht vor allem Menschen, die Be-
triebe übernehmen. Anerkennung für Leistung im 
Handwerk ist wichtig, aber Förderpolitik sollte dort 
ansetzen, wo sie wirklich etwas bewirkt. Es müssen 
diejenigen gefördert werden, die wollen und kön-
nen.
Es soll keine Vollkasko-Mentalität der Gesellschaft 
befördert werden. Zusätzliche Wege im Bereich ei-
ner BAföG-Förderung gibt es ohnehin. Im Übrigen 
gab es schon unter Jamaika eine Diskussion über 
den Inhalt des FDP-Antrages von heute, der damals 
allerdings vom jetzigen Antragsteller bei einer we-
sentlich besseren finanziellen Ausstattung des Lan-
des – oh Wunder – mit dem Hinweis auf die Kosten 
und – das ist noch viel interessanter – eine Überför-
derung abgelehnt wurde. Genau deshalb setzen wir 
in Schleswig-Holstein auf eine Förderung, die nicht 
nur Abschlüsse honoriert, sondern die Zukunft im 
Handwerk sichert. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
jetzt der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ob es nun Meister 
Eder, Meister Yoda oder Bilbo, der Meisterdieb, 
sind: Ohne Meister läuft nicht viel. Ich glaube, wir 
sind alle auf ziemlich gute Meister angewiesen.
Der Weg ins Handwerk lohnt sich auch: tolle Beru-
fe, gute Auftragslage, und mit der Selbstständigkeit 
sind viele Chancen verbunden. Entscheidend ist 
die Frage, wo staatliche Förderung am sinnvollsten 
ist. Fördern wir pauschal Abschlüsse oder gezielt 
Gründungs- und Betriebsübernahmen, oder – das ist 
eine Debatte, die wir hier noch nicht geführt haben 
– erleichtern wir den Start in den Meister?
Bei der Annahme für die Meisterausbildung gibt 
es manchmal zu viele Bewerber auf zu wenig Plät-
ze. Das ist ab und zu in einigen Bereichen etwas 
absurd, weil wir zum Teil Fachkräftemangel in be-
stimmten Bereichen haben. Wenn die Plätze dort 
stark begrenzt sind, man aber mehr Bewerber_in-
nen hat, erzeugt das für diejenigen, die dort in der 
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Situation sind, abgelehnt zu werden, eine frustrie-
rende Situation. Auch da kann man überlegen, ob 
man bestimmte neue Wege eröffnet, um den Weg in 
den Meister zu erleichtern.

Schleswig-Holstein setzt meiner Meinung nach den 
richtigen Schwerpunkt und unterstützt die Grün-
dung und Übernahme von Handwerksbetrieben 
mit mindestens 7.500 Euro. Für neu geschaffene 
Arbeits- und Ausbildungsplätze kommen weitere 
2.500 dazu. Mehr als 1.300 Meister_innen haben 
davon profitiert. Das ist ein echtes Erfolgsmodell.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Wir erleichtern die Betriebsgründung und ermögli-
chen die erfolgreiche Übernahme von bestehenden 
Betrieben. In den kommenden Jahren wird das den 
Generationswechsel im Handwerk erleichtern. Von 
allen Seiten wird dieses Modell sehr gelobt. Eine 
Verlängerung bis 2028 wurde auch schon bekannt 
gegeben.

Das ist der SPD natürlich nicht erfolgreich genug, 
und sie fordert nun eine Prämie von 2.000 Euro 
für alle, die einen Techniker oder Meister machen. 
Das ist für den Landeshaushalt wieder eine ordent-
liche Summe und steht unserer Struktur entgegen. 
Das Saarland, auf das sich die SPD bezieht, hat üb-
rigens keine Meistergründungsprämie. Das gehört 
zur Wahrheit dazu.

Auch die Handwerkskammer lobt die Meistergrün-
dungsprämie und hält nichts davon, sie in einen 
Aufstiegsbonus umzuwandeln. Wir halten an der 
zielgerichteten Gründungsprämie fest. Jetzt kommt 
die FDP mit der Idee, dass die BAföG-Rückzah-
lung vollständig erlassen wird. Diese Forderung ist 
nicht zu finanzieren. Interessant ist aber, dass in der 
letzten Legislatur der damalige Wirtschaftsminister 
von der FDP, Bernd Buchholz, diese Forderung 
nicht verfolgt hat, soweit ich weiß.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das haben wir schon 
gehört! – Zurufe FDP)

– Herr Buchholz, als ich das in der Zeitung gelesen 
habe, musste ich Sie mir als Wirtschaftsminister 
bildhaft vorstellen. Ich habe mir vorgestellt, sie sä-
ßen da und sagten: 2 Millionen Euro sind doch eine 
überschaubare Kostenbelastung. Das konnte ich mir 
irgendwie nicht vorstellen. Denn 2 Millionen Euro 
sind 2 Millionen Euro. Die haben wir nicht mal 
eben übrig.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das gebe ich 
zu! – Unruhe)

Zur Abmilderung der Kosten in der Techniker- und 
Meisterausbildung existiert eben noch das Meister-
BAföG – zumal sich der Meistertitel allemal lohnt. 
Viele Handwerksbetriebe haben lange Wartezeiten 
für einen neuen Auftrag und sind unternehmerisch 
sehr erfolgreich.

(Unruhe)

Wir halten die Betriebsförderung für sinnvoller als 
eine Abschlussförderung.

(Glocke Präsidentin)

– Mit dem Glockenschlag bin ich fertig. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Wenn das immer so funktioniert, mache ich das 
jetzt öfter. – Ich rufe dann für die FDP-Fraktion den 
Abgeordneten Dr. Bernd Buchholz auf.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ja, das ist alles richtig. 2017 waren die Zeiten an-
ders. In diesem Land gab es zu diesem Zeitpunkt 
keine Meistergründungsprämie, Herr Kollege Krü-
ger. Denn die haben wir 2017 eingeführt; 2019 ist 
sie dann gekommen, aber wir haben sie 2017 auf 
die Reise geschickt. Ich bin stolz drauf, dass wir 
diese Meistergründungsprämie damals gemacht ha-
ben.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW – Zuruf Malte Krüger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Weil es das erste Mal war, dass man gezeigt hat, 
dass man nicht nur bei Fensterreden am Sonntag 
gesagt hat: Der Meister soll uns so viel wert sein 
wie der Master. Weil man stattdessen gesagt hat: 
Es gibt konkret wirklich etwas an Förderung dafür, 
dass du dich mit einem Betrieb etablierst und in 
deinem Handwerk unterwegs bist. In der Tat habe 
ich überhaupt nicht gesagt, dass ich die Meister-
gründungsprämie abschaffen würde. Ganz im Ge-
genteil habe ich kurz überlegt, ob man sie heute 
nicht aufstocken müsste, weil die Kosten für die 
Gründung eines Betriebes deutlich höher geworden 
sind und die 10.000 Euro, die es insbesondere da-
für gibt, wenn ich zusätzliche Arbeitsplätze schaffe, 
heute eine andere Wertigkeit haben als noch vor 
fast zehn Jahren. Die haben sie eindeutig.
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Ich finde, der Kollege Knöfler hat die richtige Fra-
ge gestellt: Was ist denn eigentlich die Lösung 
bestimmter Probleme, die wir haben? Da müssen 
wir doch eines einräumen: Die Meistergründungs-
prämie ist erfolgreich, sie wird aber auch nur in 
einem bestimmten Maße in Anspruch genommen.

Für das Nachfolgeproblem, das wir im Lande re-
al haben, ist aber wichtig, dass wir überhaupt Po-
tenziale haben von Menschen, die solche Betriebe 
übernehmen können. Die brauchen einen Meister-
brief.

(Beifall FDP, Ole-Christopher Plambeck 
[CDU] und Christian Dirschauer [SSW])

Die Diskussion mit den Handwerkerinnen und 
Handwerkern ist manchmal ganz hilfreich. In be-
stimmten Situationen kriege ich – vor dem Hin-
tergrund, dass sie dann gleich vor der Situation 
stünden, eine Prämie nur zu bekommen, wenn sie 
gleich einen Betrieb übernehmen oder sich selbst-
ständig machen müssen – nicht alle Leute, die mit 
ihrem Gesellenabschluss unterwegs sind, dazu zu 
sagen: Die Belastung, von der Kollege Knöfler hier 
gerade gesprochen hat, nehme ich auf mich, um 
tatsächlich die Meisterprüfung zu machen – zumal 
das auch noch eine finanzielle Herausforderung ist, 
10.000 bis 15.000 Euro.

Da finde ich es deshalb sehr wohl nachdenkens-
wert, Kollege Knöfler, ob man nicht mit relativ 
kleinem Geld die Basis derjenigen verbreitert, die 
in der Lage wären, dann auch die Nachfolge anzu-
treten, also erst einmal Leute mit einem Meister-
brief auszustatten.

(Beifall FDP, SSW und Thomas Hölck 
[SPD])

Jetzt kommt der Charme an dem Vorschlag, den wir 
da machen. Der Charme besteht doch darin, dass 
heute mit dem Ausbildungs-BAföG ein bestimmtes 
Thema finanziert wird, dass man von der KfW die 
Hälfte des Themas erlassen bekommt, wenn man 
erfolgreich war, und auf Antrag ein weiteres Viertel 
der gesamten Ausbildungssumme auch übernom-
men wird und quasi aus einem Darlehen in einen 
Zuschuss umgewandelt wird. Dann besteht ein letz-
tes Viertel, ein letztes Viertel aus etwa 2.000 bis 
2.500 Euro. Dann hätten wir den Leuten vorher 
sagen können: Ihr werdet komplett kostenfrei eine 
Meisterausbildung machen können.

Wenn Sie sich heute nicht dazu durchringen kön-
nen, Kollegen von der Koalition, dann sage ich Ih-
nen voraus, spätestens in Ihrem Landtagswahlpro-
gramm wird das drinstehen.

(Heiterkeit Thomas Hölck [SPD])

Da bin ich ganz sicher. Denn das ist halt eine gute 
Idee der Opposition, das auf diese Art und Weise 
zu regeln und dazu zu kommen, dass man auf diese 
Art und Weise für das Handwerk etwas macht.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW] – 
Christopher Vogt [FDP]: Heute lehnt ihr es 
noch ab!)

Denn, meine Damen und Herren, wir können doch 
eine Situation nicht leugnen in diesem Land: Nach 
wie vor sind unsere Bemühungen, mehr Menschen 
in handwerkliche Berufe zu bringen, nicht so er-
folgreich, wie sie sein müssten. Wir brauchen mehr 
Leute, die eben nicht sofort nach der Ausbildung 
in irgendwelche Studiengänge gehen, um dann hin-
terher festzustellen, dass Soziologie zu studieren 
möglicherweise doch nicht so spannend ist. Wir 
brauchen mehr Leute, die in Handwerksausbildun-
gen gehen, die dann hinterher sagen: Das Hand-
werk bietet eine Zukunft, die sogar finanziell mög-
licherweise lukrativer sein kann, als so manches 
Hochschulstudium es heute ist. – Das ist ein An-
reiz, der dazu bringen soll, nach der erfolgreichen 
Handwerksausbildung quasi kostenlos, wie im Stu-
dium, mit einer Meisterausbildung, wie bei der 
Masterausbildung, nahezu kostenlos durchkommen 
zu können. Ich finde den Vorschlag nicht nur über-
denkenswert, ich finde den Vorschlag richtig, und 
deshalb habe ich ihn gemacht,

(Heiterkeit und Beifall FDP und Christian 
Dirschauer [SSW])

zusätzlich zur Meistergründungsprämie, meine Da-
men und Herren.

Das ist wie bei vielen Vorschlägen aus der Opposi-
tion: Die werden jetzt abgelehnt, und die brauchen 
ihre Zeit, aber die werden in diesem Landtag ir-
gendwann einmal, wahrscheinlich, wenn ich nicht 
mehr dabei bin, beschlossen werden.

(Christopher Vogt [FDP]: Dieses Selbstlob 
kennen wir gar nicht von dir!)

Das ist gut so, weil wir Signale setzen müssen für 
ein stabiles, gutes Handwerk in Schleswig-Holstein. 
– Danke schön.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SSW-Fraktion erteile ich der Abgeordneten 
Jette Waldinger-Thiering das Wort.
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Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Es ist immer so erfrischend, wenn 
ein ehemaliger Minister die Seiten wechselt, in die 
Opposition geht und dann sieht, dass man Dinge 
anders machen kann.

(Heiterkeit und Beifall Peer Knöfler [CDU], 
Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Christopher Vogt [FDP]: Wir 
haben ihn resozialisiert!)

Ich muss ganz ehrlich sagen, das freut mich.
Ich möchte mal so einen kleinen Werbeblock ma-
chen. Auf Insta kann man „Der Holzbock“ gucken, 
das ist so Familie von mir, das sind zwei junge 
Männer, die haben Insta, und die sind Handwerker, 
arbeiten mit Holz und werden auch immer fleißig 
eingeladen von den Handwerkskammern, weil sie 
einfach – –

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wie heißen die?)
– „derholzbock.official“. Laurin Bock.

(Birte Pauls [SPD]: Das war jetzt mal ’ne 
Schleichwerbung!)

– Die sind so cool, die kriegen das richtig gut hin, 
junge Leute zu motivieren, wieder ins Handwerk zu 
gehen. Sie werden tatsächlich auch von den Hand-
werkskammern und so weiter eingeladen. Wenn 
man mal Tipps braucht, kann man da gerne mal 
gucken.
Es ist ein kluger Vorschlag, dass wir einmal alle 
drei Anträge überweisen. Ich weiß, vielleicht sagt 
die Koalition: Nein, wollen wir nicht, wir wollen 
Abstimmung in der Sache haben. – Ich bin trotz-
dem der Meinung, dass jeder Antrag ein Stück 
hat, das richtig gut ist. Eigentlich wollen wir alle 
ja mit diesen drei Anträgen das Verhältnis für die 
Möglichkeit, einen Meister zu machen, einfach zu 
ebnen, zu helfen, mit auf den Weg zu bringen. Es 
ist eine große Herausforderung, einen Meister zu 
machen. Den macht man nebenbei, den macht man 
den Freitag, den macht man den Sonnabend noch 
mit, und wie auch schon ganz häufig angeklungen 
ist, muss man den auch noch selber bezahlen.
Es geht ja nicht nur darum, dass wir mehr Men-
schen brauchen, die einen Meistertitel bekommen, 
sondern es geht darum, dass die mit ihrer Meis-
terbefähigung dann auch ausbilden können. Wenn 
wir irgendetwas für die Zukunft gebrauchen, dann 
ist es das. Bei uns muss man immer noch einen 
Meistertitel haben, um ausbilden zu können, ob das 

das Friseurhandwerk ist, ob es der Tischler ist, ob 
das der Heizungsbauer und Klimatechniker ist, oder 
you name it. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns 
das noch mal ein bisschen besser angucken, denn 
gerade in diesen Zeiten, in denen man nicht nur 
zur Arbeit geht und versucht, mit vielleicht seinem 
Gesellengeld tatsächlich den Meister bezahlen zu 
können, wäre es wirklich wichtig, dass wir da die-
sen Aufstiegsbonus haben, dass wir einfach richtig 
gute Instrumente kriegen, um denen zu helfen.

Es ist ja schon angeklungen: Geht man dann auch 
gleich, wenn man den Meister gemacht hat, in die 
Selbstständigkeit? – Ich glaube, einige machen das, 
einige andere müssen dazu motiviert werden. Die 
meisten Handwerksbetriebe, die nachher schluss-
endlich nicht so erfolgreich sind, sind das nicht, 
weil sie nicht gut arbeiten können, sondern weil sie 
am Ende des Tages vergessen und keine Zeit haben, 
ihre Rechnungen zu schreiben.

Ich sage das noch mal, und es soll kein Werbe-
block sein, aber ich komme ja auch aus solchen 
Familien: Die haben das richtig gut hingekriegt und 
die machen das immer noch richtig gut, aber das 
ist ein Punkt, wenn man dann nicht gleich in die 
Selbstständigkeit geht und dann diese Dinge ver-
gisst. Man muss ja irgendwie wieder seine Kohle 
reinkriegen.

Einen Meister zu machen, ist insofern super wich-
tig. Wir profitieren alle davon. Heute Morgen ha-
ben wir noch miteinander unsere kleinen und mit-
telständischen Betriebe besprochen. Wir sagen ja 
immer: Kleinvieh macht Mist, und Kleinvieh macht 
den besten und verlässlichen Mist. Insofern müsste 
zu dieser Strategie zu den kleinen und mittleren 
Unternehmen gehören, dass man guckt, dass man 
dort auch Nachfolgen bekommt. Wichtig ist auch 
diese ganze Digitalisierung, die dann den Nachfol-
gerinnen und Nachfolgern vielleicht auch noch hel-
fen kann.

Insofern stimmt der SSW allen dreien Anträgen zu,

(Christopher Vogt [FDP]: Sehr gut!)

aber ich würde es auch gut finden, wenn wir sie 
überweisen und etwas Kluges machen für Schles-
wig-Holstein. Das wäre auch klug, ne?

(Christopher Vogt [FDP]: Das wäre auch 
klug!)

Wir stimmen allen dreien zu, und wenn die anderen 
das dann auch tun, wäre das auch klug.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)
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Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Jetzt kommt zunächst ein Kurzbeitrag des Kollegen 
Thomas Hölck.

Thomas Hölck [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Meistergründungsprämie ist wirklich gut. Da 
gibt es nichts dran zu rütteln. Das war ein guter 
Aufschlag des ehemaligen Wirtschaftsministers. Da 
hat er mal etwas Gutes erreicht und auf den Weg 
gebracht.

(Heiterkeit – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ja! 
Ist ja in Ordnung!)

Aber ohne Meisterinnen und Meister gibt es keine 
Nachfolger. Der Kollege Knöfler hat es ja gesagt. 
Das Hauptproblem ist, dass die Handwerksbetriebe 
keine Nachfolgerinnen und Nachfolger finden.

(Christopher Vogt [FDP]: Bernd hat einen 
Nachfolger! – Zuruf CDU: Und was für ei-
nen!)

Das heißt, wir müssen die Basis vergrößern für die-
jenigen, die in der Lage wären, einen Handwerks-
betrieb zu übernehmen.

2024 gab es 9.858 Handwerksbetriebe in Schles-
wig-Holstein. Wenn es richtig ist, dass jeder dritte 
Betrieb eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger 
sucht, dann sind das 6.500 Betriebe.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)

Bei 500 abgeschlossenen Meisterprüfungen pro 
Jahr sind das 13 Ausbildungsjahre, um diese 6.500 
Nachfolgerinnen und Nachfolger zu finden. Abge-
sehen davon: Nicht alle von den 500 Meisterinnen 
und Meistern sind bereit, einen Betrieb zu überneh-
men. Das heißt, die Basis ist zu klein. Deshalb 
muss man die Basis erweitern und dafür sorgen, 
dass mehr Menschen bereit sind, die Meister_in-
nenprüfung abzulegen. Dafür brauchen wir mehr 
Förderung als bisher, damit wir das Problem der 
Betriebsnachfolge lösen können.

Deshalb appelliere ich noch einmal an CDU und 
Grüne, sich dem nicht zu verschließen. Die Meis-
tergründungsprämie allein wird das Problem nicht 
lösen, sondern wir müssen die Basis derjenigen 
vergrößern, die in der Lage und bereit sind, eine 
Betriebsnachfolge anzugehen. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung erteile ich jetzt dem 
Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Ich stehe hier mit einem 
kleinen Dilemma.

(Christopher Vogt [FDP]: Du findest den An-
trag gut!)

Auf der einen Seite weiß ich nicht genau, wie ich 
es in die Rede einbinden soll, auf der anderen Seite 
möchte ich es aber unbedingt machen, obwohl ich 
weiß, dass man es nicht darf. Ich mache es jetzt 
trotzdem und kriege wahrscheinlich ein bisschen 
Ärger.

(Zurufe)
Ich möchte auf der Tribüne ganz herzlich die Mut-
ter von Christopher Vogt begrüßen.

(Heiterkeit und Beifall)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Minister, Sie wissen, dass das nicht üblich ist. 
Ich hätte es sehr gerne übernommen, die Mutter 
des Kollegen Christopher Vogt auf der Tribüne zu 
begrüßen. Ich heile Ihren Fauxpas dadurch, dass ich 
das jetzt für Sie tue.

(Heiterkeit und Beifall)

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Ja, hätte ich das gedurft, hätte ich ihr natürlich da-
für gedankt, dass sie einen ganz vernünftigen Sohn 
in die Welt gesetzt hat, aber ich darf es ja nicht.

(Zurufe)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Minister, gestatten Sie dem Herrn Abgeordne-
ten Dr. Heiner Garg eine Zwischenfrage?

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Ja.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Minister, stim-
men Sie mir zu, dass Sie mit einem solchen 
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Lob möglicherweise der weiteren Karriere 
des Kollegen Vogt nicht so ganz nützlich sein 
könnten?
(Heiterkeit)

– Nein, ich glaube, dass es Herrn Vogt genauso wie 
seiner Mutter geht, dass es gut und wichtig ist, dass 
man auch mal die Mutterliebe erklärt. Der Kollege 
hat mir vorher geschrieben, ich möge mich bitte be-
nehmen, weil seine Mutter im Raum ist. Deswegen 
habe ich mir das fest vorgenommen.

(Heiterkeit und Beifall)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Minister, gestatten Sie auch der Kollegin 
Midyatli eine Zwischenfrage?

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Ja.

Serpil Midyatli [SPD]: Herr Minister, teilen 
Sie mit mir die Auffassung, dass wir auch auf 
der Oppositionsseite eine hervorragende Zu-
sammenarbeit mit Christopher Vogt haben?
(Beifall – Christopher Vogt [FDP]: Zum The-
ma!)

– Herr Vogt, ich glaube, es wird ein teurer Abend 
für Sie.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Minister, Ihre Redezeit läuft weiter.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Ja, meine Zeit läuft, aber ich bin ja in der glückli-
chen Lage, so lange reden zu dürfen, wie ich möch-
te – hoffe ich doch.

(Heiterkeit)
Im Grunde genommen passt das auch ganz gut 
zum Einstieg meiner Rede. Da steht nämlich: Einen 
Meister zu machen, ist eine Lebensentscheidung. 
Jede Meisterin und jeder Meister beweist Motivati-
on, Organisation und Durchhaltevermögen, vor al-
lem, wenn man sich neben dem eigentlichen Job 
auf Prüfungen vorbereitet.

(Unruhe)
Jetzt kommt ein bisschen Wasser in den Wein: Das 
macht allerdings niemand, nur weil man am Ende 
2.000 Euro bekommt. Das macht man, weil man 

leistungsbereit ist, weil man sich Ziele im Leben 
gesetzt hat, weil man langfristig mehr verdienen 
möchte, weil man ausbilden oder ein Unternehmen 
übernehmen möchte. Klar, die Meisterinnen und 
Meister würden sich darüber freuen, und ja, eine 
Meisterprüfung zu machen, kostet Geld. Ein pau-
schaler Bonus oder eine kostenfreie Meisterausbil-
dung werden uns sicher einige weitere Abschlüsse 
bescheren. Aber damit werden keine zusätzlichen 
Arbeitsplätze geschaffen, keine Unternehmen über-
nommen und keine langfristigen positiven Folgen 
für unsere Wirtschaft direkt erreicht.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wir müssen uns bei der Verwendung von Steuergel-
dern fragen, welche Anreize wir damit setzen und 
wo wir unser knappes Geld so effizient wie möglich 
einsetzen können. Ein Vorschlag könnte sein, dar-
über nachzudenken, den Abschluss eines Meisters 
steuerlich absetzbar zu machen. Das werden wir 
uns im Detail anschauen.

Die Zahl der Meisterinnen und Meister ist nicht 
rückläufig; sie liegt konstant bei jährlich 500 Ab-
schlüssen im Handwerk. Mit unserer Meistergrün-
dungsprämie unterstützen wir die Meisterinnen und 
Meister, die ein Unternehmen gründen oder über-
nehmen. Wir unterstützen sie also schon, wie in 
dem SPD-Antrag gefordert, allerdings gezielt für 
die so wichtige Führung von Unternehmen. Damit 
haben wir seit 2019 mehr als 1.300 Meisterinnen 
und Meister auf dem Weg zum eigenen Unterneh-
men begleitet.

Jetzt die sehr gute Nachricht: Neun von zehn Un-
ternehmen, die diese Prämie erhalten haben, sind 
erfolgreich. Das ist eine riesige Erfolgsquote und 
zeigt, dass dieses Instrument genauso wirkt, wie es 
wirken sollte.

(Beifall CDU und Malte Krüger [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Auch das war Thema: Bei der Nachfolge werden 
wir den demografischen Wandel natürlich immer 
stärker merken. Jährlich stehen allein in Schleswig-
Holstein etwa 1.300 Unternehmen zur Übergabe 
an. Der SPD-Antrag schreibt nur das noch einmal 
auf, was wir schon lange machen. Wir brauchen 
Meisterinnen und Meister, die bereit sind, ein Un-
ternehmen zu übernehmen, damit diese Unterneh-
men nicht vom Markt verschwinden. Genau da set-
zen wir seit Jahren mit unserer Meistergründungs-
prämie an. Damit wollen wir auch ein Signal der 
Wertschätzung setzen.
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Mit dem Aufstiegs-BAföG gibt es ein zweites 
erfolgreiches Förderprogramm. Hier werden ange-
hende Meisterinnen und Meister zudem bei der 
Fortbildung unterstützt. 2025 haben davon 1.800 
Meisterinnen und Meister sowie 5.700 Fachwir-
tinnen und Fachwirte profitiert. Insgesamt sind 
43 Millionen Euro geflossen, davon fast 10 Millio-
nen Euro Landesmittel.

Wenn wir, wie von der FDP und von meinem sehr 
geschätzten Vorgänger gefordert, das verbleibende 
AFBG-Darlehen bei bestandener Prüfung überneh-
men, reden wir im Schnitt von 941 Euro pro Per-
son. Auch hier wiederhole ich gerne: Keine Meiste-
rin und kein Meister entscheidet sich wegen 941 
Euro für oder gegen einen Meister. Die 1,7 Millio-
nen Euro Landesmittel, die wir dafür bräuchten, 
würden aber schmerzhaft an anderer Stelle fehlen.

Wir alle sind uns einig: Wir brauchen Fachkräfte. 
Wir brauchen die Dachdeckerin und den Heizungs-
monteur. Wir brauchen Menschen, die Wohlstand 
schaffen und unser Land voranbringen. Auch die 
Fort- und Weiterbildung generell spielt dabei eine 
sehr wichtige Rolle. Dafür haben wir unter ande-
rem gerade erst unseren Weiterbildungsbonus refor-
miert. Das Land fördert jetzt 60 Prozent der Kosten 
statt wie bisher 40 Prozent und auch mehrere Wei-
terbildungen pro Jahr.

Sie sehen: Wir haben effiziente Förderinstrumente, 
um unsere Fachkräfte und Experten von morgen 
zu unterstützen. Das sagt übrigens auch die Hand-
werkskammer. Und wer kennt die Realität besser 
als die Betriebe? – Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Der Minister hat die vereinbarte Redezeit um 
26 Sekunden erweitert. Diese stände allen Fraktio-
nen zur Verfügung, wenn gewünscht. – Ich sehe 
nicht, dass das der Fall ist. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, und ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/4190 sowie die Alternativanträge Drucksachen 
20/4252 und 20/4254 (neu) dem Wirtschafts- und 
Digitalisierungsausschuss zu überweisen – und dem 
Bildungsausschuss mitberatend?

(Zuruf: Ja!)

– Also federführend dem Wirtschafts- und Digita-
lisierungsausschuss und mitberatend dem Bildungs-
ausschuss. Wer dem zustimmen will, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
SPD, FDP und SSW.

(Zurufe)
Wer ist dagegen? – Die Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Antrag 
auf Ausschussüberweisung abgelehnt.
Wir stimmen dann in der Sache ab, zunächst über 
den Alternativantrag der Fraktion der FDP, Druck-
sache 20/4254 (neu). Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die FDP-Frak-
tion, die SPD-Fraktion und die SSW-Fraktion – ge-
gen die Stimmen von den Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Antrag 
abgelehnt.
Ich lasse dann abstimmen über den Antrag der 
Fraktion der SPD, Drucksache 20/4190. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von SPD, FDP und 
SSW – gegen die Stimmen von den Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist 
auch dieser Antrag abgelehnt.
Ich lasse nun als Letztes über den Alternativantrag 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 20/4252, in der Sache ab-
stimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP 
und SSW. Damit ist der Antrag einstimmig ange-
nommen. 

(Unruhe)
Ich schließe mich der Bitte um gutes Benehmen an 
und hoffe, dass wir jetzt ein bisschen zügig durch 
die Abstimmung kommen. 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Wiedereinführung Landestariftreue- und Verga-
begesetz

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/4193 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Die Reden geben Sie bitte zu 
Protokoll.
Abstimmung in der Sache oder Ausschussüberwei-
sung? – Abstimmung in der Sache. Ich lasse über 
den Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
20/4193 (neu), in der Sache abstimmen. Wer die-
sem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die Fraktionen von SPD 
und SSW – gegen die Stimmen der Fraktionen von 
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CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Da-
mit ist der Antrag abgelehnt. 
Ich rufe dann Tagesordnungspunkt 4 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Lehrkräftebildungsgesetzes 
Schleswig-Holstein und Anpassung besoldungs-
rechtlicher Vorschriften

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/3756

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses
Drucksache 20/4346

Stärkung der Lehrkräftebildung durch einen 
verantwortungsvoll ausgestalteten Direkteinstieg 
und verbindliche Qualitätsstandards

Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD, 
FDP und SSW
Drucksache 20/4423

Ich erteile zunächst dem Herrn Berichterstatter des 
Bildungsausschusses, dem Abgeordneten Martin 
Habersaat, das Wort.

(Zurufe)
Darf ich dann die Stellvertretung bitten. Der Abge-
ordnete Knöfler als Stellvertreter.

(Vereinzelter Beifall CDU – Zurufe)

Peer Knöfler [CDU]: 
Ich verweise auf die Vorlage, Frau Präsidentin!

(Vereinzelter Beifall CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. Gibt es Wort-
meldungen zum Bericht? – Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Aussprache. Das Wort hat 
zunächst für die Landesregierung die Ministerin für 
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur, Dr. Dorit Stenke.

Dr. Dorit Stenke, Ministerin für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur: 
Herzlichen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Änderung 
des Lehrkräftebildungsgesetzes mit der Anpassung 
besoldungsrechtlicher Vorschriften ist nötig und ein 

wichtiger Schritt, um den Herausforderungen des 
Lehrkräftebedarfs überall im Land besser gerecht 
zu werden und dabei die Qualität der Lehrkräftebil-
dung nachhaltig zu sichern.

Ein wichtiges Ziel ist dabei die Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für den Direkteinstieg in das 
Lehramt an Grundschulen und an Gemeinschafts-
schulen.

Durch die Festschreibung von drei Schulentwick-
lungstagen – auch das beinhaltet dieser Entwurf 
– stärken wir zudem die dritte Phase der Lehrkräf-
tebildung. Die Anhörungen im Bildungsausschuss 
haben wertvolle Einblicke geliefert. Dafür bedanke 
ich mich ausdrücklich. Ich werde auch gleich dar-
auf eingehen, an welchen Stellen wir das berück-
sichtigen werden.

Der Direkteinstieg wurde als notwendige Maßnah-
me zur Lehrkräftegewinnung anerkannt. Sie ist zu-
gleich eine Maßnahme, um Vertretungslehrkräften 
eine Chance zu geben, wenn sie diese Chance und 
diesen Weg ergreifen wollen. Es ist ja, wie ich 
gleich ausführen werde, kein einfacher Weg, aber 
tatsächlich eine Möglichkeit, aus einer Beschäfti-
gung im Schuldienst zu einer grundständigen Be-
schäftigung und zu einer grundständigen Ausbil-
dung zu kommen.

Wir haben zugleich darauf zu achten, dass es 
sich nicht um eine Konkurrenz zur grundständigen 
Lehrkräftebildung handelt, denn diese soll selbst-
verständlich den Vorrang haben und soll weiterhin 
junge Menschen ermutigen, den Weg in den Beruf 
zu finden – über das, was die Ausbildung und die 
Qualifikation vorsieht, nämlich ein Studium.

Deshalb möchte ich entkräften: Der Direkteinstieg 
kommt nur dann zum Tragen – deswegen betone 
ich auch noch mal: Es schafft uns eine Rechts-
grundlage, ihn zu nutzen, wenn wir ihn tatsäch-
lich brauchen und wenn er sinnvoll ist –, nämlich 
dann, wenn an einer Schule eine freie Stelle nicht 
mit einer ausgebildeten Lehrkraft oder im Seiten-
einstieg besetzt werden kann. Das heißt, diese Vor-
aussetzungen müssen erst einmal gegeben sein; da-
zu kommt ein zweimaliges, erfolgloses Ausschrei-
bungsverfahren, das wissen Sie aber alles.

Die Qualifizierung im Direkteinstieg dauert mit 
fünf Jahren länger als die grundständige Lehrkräf-
teausbildung. Auch das macht noch einmal deut-
lich, dass es keinen Anreiz darstellt, ein Studium 
nicht zu absolvieren.

Wichtig ist uns auch hier im Direkteinstieg eine 
hohe Ausbildungsqualität, dabei orientieren sich 
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die Ausbildungsinhalte am Vorbereitungsdienst, 
verbindlich geregelt durch die neue Landesverord-
nung zur Lehrkräftequalifizierung. Die Direktein-
steigenden erfahren eine umfangreiche Unterstüt-
zung, etwa durch erfahrene Studienleiter und zerti-
fizierte Ausbildungskräfte an den Schulen.

In den ersten sechs Monaten nehmen sie an spe-
ziellen Veranstaltungen teil, um ihre pädagogisch-
didaktischen Kompetenzen auszubauen, außerdem 
können sie während der gesamten Qualifizierung 
eine Ausbildungsberatung mit Coaching nutzen. Ei-
nen schulischen Einsatz ohne vorherige Qualifizie-
rung wird es nicht geben. Das werden wir über 
die neue Verordnung zur Lehrkräftequalifizierung 
regeln.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Malte 
Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das heißt, das schlägt sich jetzt hier im Gesetz 
nicht nieder, weil wir das nicht gesetzlich regeln 
können und müssen, aber wir werden es in der Ver-
ordnung entsprechend hinterlegen, sodass diesem 
Punkt aus der Anhörung, den wir aufnehmen möch-
ten, auch Rechnung getragen wird.

Bisher war es erforderlich, dass vor einem Seiten- 
oder Direkteinstieg einschlägige Berufserfahrungen 
gesammelt werden mussten. Das führte dann natür-
lich häufig zu einer Lehrtätigkeit noch vor der Qua-
lifizierung. Das haben wir jetzt hier ausdrücklich 
herausgenommen. Alle Seiten- und Direkteinstei-
genden durchlaufen künftig eine Ausbildungsphase 
und eine Bewährungsphase, bevor sie die Qualifi-
zierung abschließen. Damit stellen wir sicher, dass 
auch Direkteinsteigende ab dem ersten Tag in der 
Schule professionell angeleitet werden.

Ob es darüber hinaus noch einer weiteren Vorberei-
tung bedarf, also bereits bevor überhaupt der Ein-
stieg beginnt, das werden wir jetzt noch einmal 
prüfen, auch das ist ja angeregt worden. Wichtig 
ist auch, dass hier jedoch auch keine Regelung im 
Lehrkräftebildungsgesetz vorzusehen wäre, sondern 
dass wir das über die Verordnung regeln können. 
Auch diese Überlegungen aus der Anhörung neh-
men wir jetzt noch einmal mit und prüfen die dann 
in der Umsetzung für die Verordnung.

In den entsprechenden Regelungen werden wir stets 
weiter die Maßnahmen Direkt‑, Seiten- und Quer-
einstieg parallel betrachten, um auch in der Öffent-
lichkeit und für die Bewerbung dieser Einstiege 
deutlich zu machen, an welchem Weg man sich 
orientieren kann.

Es wurde des Weiteren in der Anhörung diskutiert, 
ob der Direkteinstieg zu befristen sei und die lehr-
amtsbildenden Hochschulen stärker einzubeziehen 
wären. Wir halten eine Befristung nicht für erfor-
derlich, denn der Direkteinstieg wird ja nur als 
nachrangige Option genutzt, das heißt, es ist jetzt 
nicht so, dass wir sagen, in den nächsten drei Jahren 
machen wir das, danach machen wir es nicht mehr. 
Wir machen es auch jetzt nicht, wenn wir ihn nicht 
brauchen beziehungsweise wenn die Voraussetzun-
gen nicht vorliegen. Wenn wir den befristen, dann 
haben wir das Problem, dass wir wieder sehr kom-
pliziert in der Kommunikation werden, weil wir 
dann sagen müssen, bis dann geht es, ab dann geht 
es nicht mehr. Aber wie gesagt, wir glauben, dass 
wir die Befristung nicht brauchen, weil es ein nach-
rangiges Instrument ist, denn die Nachrangigkeit 
wird ja gar nicht zum Zuge kommen, wenn eben, 
wie ich schon ausgeführt habe, kein Bedarf besteht, 
und umgekehrt, wenn die Bedarfe gedeckt werden 
können, kommt der Direkteinstieg nicht infrage.
In der Anhörungsfassung der Lehrkräftequalifizie-
rungsordnung ist schon eine Regelung vorgesehen 
– damit greife ich den zweiten Punkt, den ich eben 
angesprochen habe, auf –, die es auch den Hoch-
schulen ermöglichen wird, sich in die Qualifizie-
rung einzubringen. Wie genau das im Detail ausse-
hen wird, werden wir jetzt mit den Hochschulen in 
der Allianz für Lehrkräftebildung besprechen und 
damit auch dieser Anregung aus dem Anhörungs-
verfahren Folge leisten.
Die Besoldung nach A 12, die wir ebenfalls regeln, 
ist eine notwendige Folge der geringeren Eingangs-
qualifizierung. Es ist klar, dass über diesen Weg 
kein Masterabschluss erworben wird und damit 
nicht die Voraussetzung, ein A‑13-Einstiegsgehalt 
zu bekommen. Auch das ist aus unserer Sicht rich-
tig, weil damit der Direkteinstieg nicht attraktiver 
wird als die grundständige Ausbildung. Das ist uns 
bei der Umsetzung dieser Maßnahme immer wich-
tig gewesen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir beabsichtigen, dass ein Übergang in das regulä-
re Lehramt ermöglicht wird. Dieser ist allerdings 
noch an weitere Voraussetzungen geknüpft, und 
auch das werden wir in der entsprechenden Verord-
nung regeln. Ich bin davon überzeugt, dass wir jetzt 
weitere gute Möglichkeiten aufgemacht haben, um 
einen Weg ins Lehramt für diejenigen zu finden, 
die nicht grundständig Lehramt studiert haben, sich 
aber für den Lehrerberuf interessieren und sich en-
gagieren wollen.
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Ich möchte eine weitere Anregung aus dem Anhö-
rungsverfahren aufgreifen, nämlich dass Direktein-
steigende schon in der Bewährungsphase Zugang 
zum Fortbildungsangebot des IQSH beziehungs-
weise des SHIBB erhalten können, obwohl die 
Qualifizierung zu dem Zeitpunkt noch nicht abge-
schlossen ist. Das gibt ihnen eine weitere Möglich-
keit, sich mit aktuellen Themen zu beschäftigen 
und in ihre Qualifizierung einzuschließen. Dieses 
würden wir auch für Seiteneinsteigende in der Be-
währungsphase gelten lassen, sodass wir die Quali-
tät der Lehrkräfte in unseren Schulen verbessern 
werden.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch diese Anregung – das betone ich – wird sich 
nicht im Gesetzentwurf finden, sondern wir werden 
sie über die Landesverordnung regeln. Das hängt 
mit den unterschiedlichen Regelungsebenen zusam-
men. Ich möchte hier deutlich machen, dass wir in 
der Anhörung sehr gut zugehört und uns sehr inten-
siv mit den Vorschlägen auseinandergesetzt haben. 
Das zeigt auch, dass wir den Direkteinstieg weiter-
entwickeln und damit weiterqualifizieren konnten.

Wir werden hier außerdem eine gesetzliche Fest-
schreibung der drei Schulentwicklungstage hinter-
legen, um damit die dritte Phase der Lehrkräftebil-
dung zu stärken und die Unterrichtsqualität fortlau-
fend zu verbessern. Wir nehmen die Sorge, die 
geäußert wurde, mit, dass teilzeitbeschäftigte Lehr-
kräfte damit eventuell zusätzlich belastet werden 
könnten.

Sie wissen, dass wir uns im kommenden Jahr mit 
dem Thema der Erfassung der Lehrerarbeitszeit be-
schäftigen werden. Dort wird auch dieses Themen-
feld einfließen. Wir wissen, dass das für Teilzeitbe-
schäftigte eine große Herausforderung ist, aber wir 
werden dieses Thema im Zusammenhang mit die-
sen Überlegungen lösen und prüfen, wie wir das so 
gut absichern können, dass es für alle Beschäftigten 
an Schulen ein sinnvolles Momentum ist, über die-
sen dritten Schulentwicklungstag zu verfügen.

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Lehrkräfte-
bildungsgesetzes ist ein wichtiger Schritt, um den 
gegenwärtigen und zukünftigen Aufgaben im Bil-
dungsbereich zu begegnen. Wir werden auf diese 
Weise für alle Regionen weitere qualifizierte Lehr-
kräfte gewinnen und gleichzeitig die Qualität der 
Ausbildung absichern können. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um vier 
Minuten erweitert. Diese Zeit steht jetzt auch den 
Fraktionen zur Verfügung.
Als ersten Redner rufe ich für die CDU-Fraktion 
den Abgeordneten Martin Balasus auf.

Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! „Made in Schleswig-Holstein“ – das 
steht für Erfolg, Innovation und Qualität.

(Unruhe)
Dieser Anspruch muss auch für unsere Schulen gel-
ten, denn Bildung ist die wichtigste Investition in 
die Zukunft unseres Landes. Deshalb setzen wir 
als CDU und als Grüne ganz bewusst auf Qualität 
in jeder einzelnen Unterrichtsstunde – das ist doch 
ganz klar –, aber auch in puncto Ausbildung unse-
rer Lehrkräfte.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser Weg ist klar: Wir setzen auf grundständig 
ausgebildete Lehrkräfte, also Menschen, die in der 
Regel zwei Fächer studiert haben, ergänzt durch 
fundierte Kenntnisse im Bereich Pädagogik und Er-
ziehungswissenschaften. Dann gibt es den Vorberei-
tungsdienst,

(Anhaltende Unruhe – Glocke)
der 18 Monate dauert – praxisnah begleitet durch 
das IQSH und von der Schule, in der die Person 
eingesetzt ist. Dieses System hat sich bewährt. Es 
ist erfolgreich, es ist durchdacht, und es wird ste-
tig weiterentwickelt. Ein Beispiel: Die klassische 
Hausarbeit wurde gerade durch praxisnahe Zertifi-
katskurse ersetzt, denn wer bereits jahrelang wis-
senschaftlich gearbeitet und gezeigt hat, dass er das 
beherrscht, braucht keine weitere Theorie, sondern 
vielleicht mehr Unterstützung in der Praxis.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Weg bleibt 
der Standard. Daran rütteln wir in Schleswig-Hol-
stein nicht.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber wir verschließen auch nicht die Augen vor der 
Realität. Die Realität ist: Es gibt Regionen, es gibt 
Fächer, für die wir trotz mehrfacher Ausschreibung 
nicht genügend Lehrkräfte gewinnen können. Ge-
nau hier setzt der Direkteinstieg an. Ja, am Anfang 
ist immer alles neu, sprich: Wenn etwas Neues da 
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ist, ist die Aufregung groß. Ich las in der Presse 
zum Beispiel einmal eine Überschrift „Schmalspur-
zugang“ oder „Abbau von Qualität“. Deshalb sage 
ich ganz deutlich: Das Gegenteil ist der Fall.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Peer Knöfler [CDU])

Der Direkteinstieg ist kein Ersatz für die grund-
ständige Ausbildung; er ist eine Ergänzung für 
eine echte Mangelsituation. Er greift nur dann, 
wenn eine Stelle – die Ministerin hat das eben 
sehr anschaulich ausgeführt – zweimal erfolglos 
ausgeschrieben wurde und weder eine ausgebildete 
Lehrkraft noch ein klassischer Seiteneinsteiger, also 
diejenigen, die ein Masterstudium haben, zur Ver-
fügung stehen. Auch dann gelten noch weitere kla-
re Anforderungen: Bewerberinnen und Bewerber 
müssen ein abgeschlossenes Bachelorstudium – in 
einem relevanten Fach logischerweise – und min-
destens zwei Jahre Berufserfahrung haben. Wenn 
sie sich für den Direkteinstieg entscheiden, müssen 
sie sich parallel zur Unterrichtstätigkeit noch über 
einen Zeitraum von fünf Jahre pädagogisch weiter-
qualifizieren. Am Ende steht eine Besoldung unter-
halb der klassischen Lehrkräftebesoldung. Das ist 
also ein klares Signal: Der reguläre Weg bleibt at-
traktiver.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer daraus einen 
leichten Einstieg konstruiert, verkennt die Realität. 
Der Direkteinstieg ist anspruchsvoll. Er ist langfris-
tig angelegt, und er ist notwendig. Stellen wir uns 
doch einmal die entscheidende Frage: Was ist bes-
ser für unsere Kinder? Eine kontinuierliche Lehr-
kraft, die sich qualifiziert und bleibt, oder – das 
ist in vielen Regionen so – wechselnde Vertretungs-
kräfte? Die Antwort liegt doch auf der Hand.

Gerade in Mangelfächern wie in den Naturwissen-
schaften, aber auch in Musik und Kunst eröffnet 
der Direkteinstieg eine Chance – eine Chance für 
die Schulen, für die Schülerinnen und Schüler und 
auch für engagierte Menschen, die gerne ihr Wis-
sen weitergeben möchten. Nein, es entsteht keine 
Hierarchie im Lehrerzimmer – nach meiner Wahr-
nehmung ist alleine diese Vorstellung antiquiert –, 
im Gegenteil: Wir haben als Ziel das multiprofes-
sionelle Team an der Schule vorgegeben. Wir wol-
len weg vom klassischen Lehrerzimmer hin zu ei-
nem Teamzimmer. Dort arbeiten unterschiedliche 
Kompetenzen zusammen, und dort entsteht Qualität 
durch Zusammenarbeit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, „Made in Schles-
wig-Holstein“ bedeutet nicht Stillstand. Es bedeu-
tet, Bewährtes zu sichern und gleichzeitig neue 

Wege zu gehen, wenn es notwendig und geboten 
ist. Das tun wir mit dem Direkteinstieg. Wir halten 
an hohen Standards fest und sorgen gleichzeitig da-
für, dass Unterricht stattfinden kann. Das ist verant-
wortungsvolle Bildungspolitik. Oder anders gesagt: 
Qualität „Made in Schleswig-Holstein“ heißt, prag-
matische Lösungen zu finden, ohne den Anspruch 
aus den Augen zu verlieren. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Abgeordneten Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Der Lehrkräfteman-
gel bringt uns dazu, zusätzliche Wege ins Lehramt 
zu öffnen. Die Verantwortung der Landesregierung 
ist es, Unterricht und Bildung für alle Kinder und 
Jugendlichen in Schleswig-Holstein sicherzustellen. 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zeigt die Lan-
desregierung: Der Direkteinstieg ist eine der Maß-
nahmen, die wir brauchen, um alle Stellen zu beset-
zen. Am Ende kann der Direkteinstieg Unterrichts-
ausfall verhindern, und deswegen benötigen wir 
ihn.

Der Fachkräftemangel trifft viele Schulen stark. 
Deswegen setzt die Landesregierung bereits zahl-
reiche Maßnahmen zur Lehrkräftegewinnung um. 
Ich glaube, gerade die Kolleginnen und Kollegen, 
die von der Westküste kommen und schon einmal 
an einer Schule waren, wo nicht alle Stellen besetzt 
sind – das betrifft insbesondere Gemeinschafts-
schulen ohne Oberstufe, aber auch solche mit Ober-
stufe –, wissen, wovon ich spreche; denn der Lehr-
kräftemangel ist gerade im ländlichen Raum, auch 
im Herzogtum Lauenburg, zum Teil wirklich ein 
riesiges Problem. Dem müssen wir natürlich Maß-
nahmen entgegensetzen.

Das haben wir in dieser Legislaturperiode bereits 
an vielen Stellen getan. Wir sind inzwischen beim 
vierten Maßnahmenpaket angekommen; es sind ja 
immer Maßnahmenpakete, nicht nur einzelne Maß-
nahmen. Der Direkteinstieg ist ein weiteres Puzzle-
stück, um noch ein Stück weit besser zu werden 
und auch diesen Schulen ein klares Zeichen zu ge-
ben. Wenn man mit den Verantwortlichen an diesen 
Schulen spricht, weiß man, dass die Not dort zum 
Teil groß ist. Es werden zwar kurzfristig Lösungen 
gefunden; aber ich finde es ganz wichtig, dass wir 
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alle Möglichkeiten, die wir haben, tatsächlich aus-
schöpfen.

Bereits heute arbeiten an Schulen selbstverständlich 
Lehrkräfte, die nicht grundständig ausgebildet sind; 
das ist so.

Klar ist: Das reguläre Lehramtsstudium mit an-
schließendem Vorbereitungsdienst bleibt der bes-
te Weg für Lehrkräfte. Grundständig ausgebildete 
Lehrkräfte sind die tragende Säule der schulischen 
Bildung. Der Direkteinstieg ersetzt nicht den Weg 
ins Lehramt – das ist ganz wichtig; auch Kollege 
Balasus hat es vorhin ausgeführt –, sondern ergänzt 
ihn punktuell, wo sonst Stellen unbesetzt blieben.

Wenn man sich als junger Mensch entscheidet, Leh-
rerin oder Lehrer zu werden, dann würde man na-
türlich – und kann man auch nur – den normalen 
Weg gehen. Aber es gibt halt im Leben komplexe 
Situationen, sodass man sich umentscheidet. Diesen 
Menschen einen Weg zu eröffnen – das ist das, was 
wir hier machen.

Wo für eine Stelle keine klassische Lehrkraft gefun-
den wird, kann künftig eine engagierte Person mit 
passendem Hochschulabschluss an der Schule star-
ten und sich über fünf Jahre hinweg berufsbeglei-
tend qualifizieren. Fünf Jahre berufsbegleitend qua-
lifizieren – das ist nicht das Einfachste, noch dazu 
neben einem Lehramtsjob. Man muss sich wirklich 
einmal vorstellen, was das heißt. Es ist also schon 
auch ein Investment, das man an dieser Stelle tätigt. 
Ich finde das aber richtig.

Die pädagogische und die fachliche Qualifizierung 
beginnt natürlich vor der ersten Unterrichtsstunde. 
Diese fünf Jahre sind eine sehr anspruchsvolle Zeit.

Ich bin der Ministerin sehr dankbar, dass sie noch 
einmal sehr deutlich gemacht hat, dass ab Beginn 
eine professionelle Anleitung erfolgen wird. Das 
finde ich sehr, sehr wichtig. Wir alle, die wir an 
einer Schule gearbeitet haben, wissen ganz genau, 
wie der Berufseinstieg war. Wenn man dabei gute 
Mentorinnen und Mentoren hat beziehungsweise 
Personen, die einen beim Einstieg begleiten, dann 
ist ds etwas sehr Wertvolles. Ich glaube, dass das 
auch für den Direkteinstieg ganz wichtig ist.

In der Anhörung wurden auch Kritik und Besorg-
nis wegen des Direkteinstiegs deutlich. Beides wird 
ernst genommen. Wäre der Direkteinstieg die einzi-
ge Maßnahme gegen den Lehrkräftemangel, wäre 
dies nicht richtig; darüber sind wir uns, denke ich, 
einig. Für mich ist dieser Gesetzentwurf aber ein 
Zeichen, dass auf den Lehrkräftemangel deutlich 
reagiert wird, und zwar auch auf dieser Ebene. Ne-

ben Verbesserungen im Studium und im Vorberei-
tungsdienst, neben den Anwärterzuschlägen für den 
Einsatz in Bedarfsregionen und neben Abordnung 
Plus ist der Direkteinstieg eine zusätzliche wichtige 
Möglichkeit, wirklich alle Stellen zu besetzen.

Wir als Politik müssen aber auch langfristig den-
ken – das sage ich hier gefühlt zum hundertsten 
Mal; ganz so oft kann es nicht gewesen sein, aber 
es war schon sehr oft – und dafür sorgen, dass 
der Vorbereitungsdienst deutlich attraktiver wird. 
Er muss auch besser werden im Hinblick auf die 
Verzahnung mit den anderen Phasen, auch mit der 
Berufseinstiegsphase. Wenn uns das nicht gelingt, 
bekommen wir ein viel größeres Problem. Wir wis-
sen vor allem aus den Wechselberichten, dass die 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst wirklich Sorgen 
haben, die wir ernst nehmen müssen.

Um die Qualität im System insgesamt zu steigern, 
erhöhen wir die Fortbildungsanteile für alle Lehr-
kräfte und schaffen einen zusätzlichen Schulent-
wicklungstag; dazu hat die Ministerin auch ausge-
führt. Die fachlichen, digitalen und pädagogischen 
Herausforderungen an den Schulen sind so groß, 
dass wir mehr Fortbildung brauchen. Da können die 
Schulentwicklungstage – ab dem nächsten Schul-
jahr werden es drei sein – sehr gut helfen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit. – Diesmal ging 
es ohne Glockenschlag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Martin 
Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen 
und Herren! Lieber Kollege Krüger, wissen Sie, 
was bisher in dieser Legislaturperiode Ihre wirk-
samste Maßnahme gegen den Lehrkräftemangel 
war?

(Zuruf Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Reduzierung der Stunden an Gymnasien um 
vier und an Gemeinschaftsschulen um sechs Stun-
den in der Sekundarstufe I.

(Beifall SPD, Dr. Heiner Garg [FDP] und 
Christian Dirschauer [SSW])
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Das ist eine richtige Multifunktionsmaßnahme ge-
wesen. Sie sparen Geld, reduzieren den Unterrichts-
ausfall und brauchen weniger Lehrkräfte.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Der „Jäger 90“ der 
Bildungspolitik!)

Trotzdem finde ich diese Reduzierung abgrundtief 
falsch.

(Beifall SPD, FDP und Christian Dirschauer 
[SSW])

Das Lehrkräftebildungsgesetz von 2014 war in ver-
schiedener Hinsicht ein besonderes Gesetz, meine 
Damen und Herren. Es war das erste Mal in der Ge-
schichte des Landes Schleswig-Holstein, dass alle 
Phasen der Lehrkräfteausbildung in einem Gesetz 
geregelt wurden. Es war – so habe ich es beobach-
tet; sonst wäre sie heute nicht hier – der Einstieg 
der heutigen Staatssekretärin Birgit Heß in die Lan-
despolitik. Und es ist das zentrale Rechtswerk, das 
die Qualität der Schule von morgen definiert.
Meine Damen und Herren, der Bedeutung dieses 
Gesetzes sind Sie in diesem Gesetzgebungsverfah-
ren formal und inhaltlich nicht gerecht geworden.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Na ja!)
– Formal!
Zur Landtagswahl 2022 stellte die damalige Bil-
dungsministerin Karin Prien eine Allianz für Lehr-
kräftebildung ins Schaufenster. Mein Verdacht war 
schon damals, dies sei kurz vor der Landtagswahl 
nur deshalb passiert, damit sie wenigstens behaup-
ten konnte, irgendetwas gegen den Lehrkräfteman-
gel zu tun; tatsächlich sei dies aber nicht mit kon-
kreten Vorhaben verbunden.

(Zuruf SPD)
– Das war mein Verdacht.
Nun reformieren Sie das zentrale Gesetz für die 
Lehrkräftebildung. Und wen beteiligen Sie nicht? 
Die Allianz für Lehrkräftebildung!

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Nun ist Frau Professor Parchmann nicht nur sehr 
kompetent, sondern auch sehr höflich. Sie hat uns 
in der Anhörung zu verstehen gegeben, eigentlich 
arbeite man mit dem Bildungsministerium sehr gut 
zusammen; aber in diesem speziellen Fall habe das 
Ministerium das offenbar leider vergessen.
Wenn Sie sich die schriftliche Stellungnahme angu-
cken, die der Wissenschaftliche Beirat der Allianz 
für Lehrkräftebildung dem Bildungsausschuss ge-

schickt hat, dann wissen Sie: Darin findet sich der 
deutliche, mehr als nur höfliche Hinweis, dass es so 
nicht geht, meine Damen und Herren.

Am 8. Juli 2025 schickten Sie den Entwurf des 
Gesetzes an den Landtag; ich gehe also davon aus, 
dass Sie sich schon Monate im Vorfeld damit be-
schäftigt hatten. Am 29. Juli 2025 haben Sie erst-
mals mit der Allianz über diese Themen gespro-
chen. Das geht so nicht!

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Die Anhörung im Bildungsausschuss war, so würde 
ich es sagen, von seltener Einhelligkeit geprägt. 
Alle Anzuhörenden haben vor Qualitätsverlusten 
gewarnt, wenn man unbefristet zu einer Maßnahme 
wie dem Direkteinstieg greift. Alle Anzuhörenden 
haben darauf hingewiesen, dass solche Abkürzun-
gen ins Lehramt nur dann funktionieren, wenn man 
eine verbindliche Berufseingangsphase definiert. 
Und: Alle Anzuhörenden haben davor gewarnt, 
eine Zweiklassengesellschaft im Lehrerzimmer zu 
schaffen.

Alle Hinweise haben Sie ignoriert. Ich finde, auch 
das geht so nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Herr Kollege Balasus, Sie haben völlig recht: Mul-
tiprofessionelle Teams sind die Zukunft an unseren 
Schulen.

(Martin Balasus [CDU]: Danke!)

Aber vielleicht müssen wir uns einmal darüber 
unterhalten, was wir jeweils unter „multiprofessio-
nellen Teams“ verstehen. Ich verstehe unter multi-
professionellen Teams, dass dort unterschiedliche 
Professionen sitzen, aber nicht, dass dort gut aus-
gebildete Deutschlehrkräfte neben schlecht ausge-
bildeten Deutschlehrkräften sitzen. Das sind nicht 
multiprofessionelle Teams, die wir meinen, Herr 
Balasus.

(Beifall SPD und SSW – Martin Balasus 
[CDU]: Wollen Sie behaupten, dass diese 
Kräfte nicht ausgebildet seien?)

– Herr Kollege, Sie selbst haben doch ausgeführt, 
dass es sich beim Direkteinstieg um eine Notmaß-
nahme handele, die man möglicherweise nicht er-
greifen würde, wenn man genug Lehrkräfte hätte. 
Wenn es also eine Notmaßnahme ist, ergibt sich 
daraus doch zwingend, dass das andere der ge-
wünschtere Weg ist. Ich verstehe gerade nicht, wo 
Sie mich überführt zu haben glauben.
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Ich empfehle Ihnen dringend, sich mit dem The-
ma multiprofessionelle Teams zu befassen und tat-
sächlich mit unterschiedlichen Professionen an den 
Schulen zu arbeiten. Ich glaube, da liegt die Zu-
kunft der Bildung.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage oder Anmerkung 
des Kollegen Balasus?

Martin Habersaat [SPD]: 
Oh! – Ja, gern.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Hey, hey, hey.

(Heiterkeit)
Martin Balasus [CDU]: Danke. – Was mich 
gestört hat, Herr Kollege Habersaat, war die-
se Verbindung zu – in Anführungszeichen – 
Notmaßnahmen. In Ihrer Darstellung bedeu-
tet das – zumindest habe ich das so verstan-
den –, dass diese Personen schlecht ausgebil-
det sind. Das sehe ich nicht so.
Ich habe klar und deutlich ausgeführt: Wer 
den ersten Studienteil mitbringt und dann ei-
ne fünfjährige Weiterqualifikation quasi in 
dualer Form mit Unterricht und gleichzeiti-
gem Input im Bereich Pädagogik, Didaktik 
und so weiter in Kauf nimmt, den halte ich 
nicht für schlecht ausgebildet, sondern ich 
begreife ihn selbstverständlich als Fachkraft.
Sie haben gerade gesagt: Sie begreifen diese 
Personen als schlecht ausgebildet. – Habe ich 
das richtig verstanden: Fünf Jahre schlecht 
ausgebildet und auch noch vor Bachelorstu-
dium?

Martin Habersaat [SPD]: 
Herr Kollege Balasus, wir haben Ihnen mehrfach 
Vorschläge unterbreitet, die jeweils immer zum Er-
gebnis hatten, dass am Ende vollwertig ausgebilde-
te Lehrkräfte in den Lehrerzimmern sitzen, die alle 
gleich bezahlt werden. Sie haben uns hingegen eine 
Lösung vorgelegt, in der Sie unterschiedlich gut be-
zahlen. Wie begründen Sie die unterschiedlich gute 
Bezahlung, wenn nicht mit einer unterschiedlichen 
Qualität in der Ausbildung?

(Beifall SPD und SSW – Beate Raudies 
[SPD]: So ist es! – Weiterer Zuruf: Anders 
geht es nicht!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Möchten Sie noch eine Nachfrage stellen?

Martin Balasus [CDU]: Es ist eindeutig aus-
geführt. Das ergibt sich logischerweise dar-
aus, dass der zweite Studienteil, nämlich das 
Masterstudium fehlt. Damit haben wir auch 
einen ganz klaren Unterschied zu den Seiten-
einsteigern, denn das sind Personen, die ein 
Masterstudium mitbringen. Hier wird eine 
Form der Weiterqualifizierung an den Tag 
gelegt. Das ist ganz klar. Es ist trotzdem ein 
Unterschied, ob sie das vollwertige Studium 
– Bachelor, Master und so weiter – absolviert 
haben.
(Serpil Midyatli [SPD]: Nichts anderes hat 
Herr Habersaat ja gesagt!)

Martin Habersaat [SPD]: 
Sie sehen: Da sind wir uns doch völlig einig. Wir 
haben unterschiedlich gut ausgebildete Lehrkräfte, 
und das ist genau nicht das, was ich unter Multipro-
fessionalität verstehe. Ich würde mir beispielswei-
se eine Lehrkraft neben einer Schulsozialarbeiterin 
wünschen.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Zurufe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Ich habe heute ein bisschen Probleme, die Bil-
dungspolitiker in ihrer Konversation zu verstehen. 
Herr Habersaat, Sie haben aufgehört zu reden. Ist 
damit die Frage beantwortet?

Martin Habersaat [SPD]: 
Ja.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Sie gucken. – Haben Sie noch eine letzte Nachfra-
ge? – Kollege Habersaat, lassen Sie eine letzte Fra-
ge oder Anmerkung zu?

Martin Habersaat [SPD]: 
Das würde ich, Frau Präsidentin.

Martin Balasus [CDU]: Lange Rede, kur-
zer Sinn: Ich will nur klarstellen, dass wir 
selbstverständlich dieselbe Vorstellung von 
einem multiprofessionellen Team haben. Die 
Professionen, die an Schule wirken und ge-
meinsam an der Erziehung und Bildung der 
jungen Menschen partizipieren, sitzen da zu-
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sammen. Deswegen ist es für mich ganz lo-
gisch, dass die Menschen, die den Direktein-
stieg angestrebt oder durchlaufen haben und 
die den Seiteneinstieg oder den Quereinstieg 
gemacht haben, natürlich ganz klar Teil des 
Teams sind. Das war das, was ich vorhin aus-
geführt habe, und da geben Sie mir garantiert 
recht, wie ich Sie kenne.

– Mein Punkt ist, Herr Balasus: Sie haben künftig 
eine Basislehrkraft im Fach Deutsch neben einer 
richtigen Lehrkraft im Fach Deutsch, eine A-12-
Lehrkraft neben einer A-13-Lehrkraft.

(Sybilla Nitsch [SSW]: So ist es!)
Damit haben Sie im Lehrerzimmer eine Zweiklas-
sengesellschaft geschaffen. Das halte ich für falsch.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW])
Machen wir weiter. Die Ministerin hat mir die 
zeitliche Gelegenheit gegeben, noch auf zwei rea-
le Probleme in der Lehrkräftebildung einzugehen. 
Zuerst möchte ich mit Blick auf die beruflichen 
Schulen eine GEW-Umfrage erwähnen.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Einen kleinen Moment, Herr Kollege. – Jetzt ist 
bitte ein bisschen Ruhe. Sie können sich gern so 
viel Sie mögen unterhalten, aber bitte außerhalb des 
Plenarsaals. – Danke schön.

Martin Habersaat [SPD]: 
Die GEW hat 75 Nachwuchslehrkräfte in Schles-
wig-Holstein gefragt, wie es eigentlich um ihre Zu-
kunft steht. Nur 23 davon hatten eine Planstelle 
in Aussicht. Mehr als die Hälfte sah für sich kei-
ne Perspektive, in Schleswig-Holstein zu bleiben. 
Zwei Drittel dieser Lehrkräfte in Ausbildung wür-
den den Vorbereitungsdienst nicht weiterempfehlen. 
Das war nicht nur ein Problem in diesem Jahrgang, 
sondern das setzt sich natürlich an den Hochschulen 
fort.
Meine Damen und Herren, wir werden ein massi-
ves Nachwuchsproblem in der beruflichen Bildung 
bekommen, wenn Sie weiter so mit unseren Lehr-
kräften in Ausbildung umgehen, wie Sie das jetzt 
tun. Gerade in der beruflichen Bildung ist es so, 
dass nicht ganz junge Menschen Lehrkraft werden 
wollen. In der Regel haben Sie bereits Abitur, eine 
Ausbildung, Erfahrung im Beruf, ein Studium und 
entscheiden sich dann für ein Referendariat. Wenn 
sie jedoch so unsichere Perspektiven haben, wie 

Sie sie ihnen momentan bieten, dann werden Sie 
sehen, dass wir die Leute nicht bekommen, die wir 
brauchen.
Mein zweiter Punkt aus der Praxis, den ich hier 
zum Vortrag bringen möchte, ist aus der Anhörung. 
Die Universität Flensburg hat uns in der Anhörung 
gewarnt. Momentan komme es an Schulen dazu, 
dass Studierende als Vertretungslehrkräfte teilweise 
in Vollzeit arbeiteten

(Sybilla Nitsch [SSW]: Ja, allerdings!)
und teilweise als Klassenlehrkräfte sowie teilwei-
se in der Ausbildung von Nachwuchslehrkräften 
eingesetzt würden. Es könne also passieren, dass 
ein Praktikant in der Masterphase an die Schule 
komme, um sein Praktikum zu machen, und von 
einem Studenten in der Bachelorphase als Klassen-
lehrkraft angeleitet werde, Unterricht zu machen. – 
Meine Damen und Herren, das kann es nicht sein.

(Beifall SPD und SSW)
Herr Balasus, das haben Sie in der Anhörung im 
Ausschuss ja auch gehört, und ich hoffe, wir sind 
uns einig, dass das nicht sein kann. Außerdem hoffe 
ich, dass Sie finden, dass ich da nicht schwarzmale, 
sondern einfach sage: Das ist ein Alarmsignal, das 
wir ernst nehmen und abschalten müssen.
SPD, FDP und SSW haben Ihnen heute einen An-
trag vorgelegt, in dem wir Ihnen Maßnahmen vor-
schlagen, wie man den Lehrkräftemangel nachhal-
tig – –

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine erneute Zwischen-
frage, dieses Mal von dem Kollegen Malte Krüger?

Martin Habersaat [SPD]: 
Ich gestatte sie.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt haben Sie mich doch animiert, 
noch einmal zwei Fragen zu stellen. Ich ma-
che das in einem Rutsch.
Was Sie gerade mit der Anleitung beschrie-
ben haben: Ich glaube nicht, dass das so geht. 
Das sage ich Ihnen ganz ehrlich. Ich weiß, 
dass das in der Anhörung im Ausschuss so-
zusagen eine Befürchtung war. Nach meinem 
Kenntnisstand ist das aber so nicht möglich, 
wie Sie das gerade beschrieben haben. Wir 
müssen uns das noch einmal angucken, aber 
ich glaube nicht, dass das so möglich ist. Das 
ist das eine.
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Das andere ist: Sie haben vorhin von einer 
Zweiklassengesellschaft gesprochen, was die 
Bezahlung angeht. Ich spreche oft mit Ver-
wandten in Hamburg und stelle dabei fest, 
dass wir in Hamburg jetzt schon eine Situati-
on haben, die genau dem entspricht, was Sie 
beschrieben haben, und von der Sie sagen, 
dass Sie das für Schleswig-Holstein nicht 
wollen.

Ich glaube, dass man auch in Schleswig-Hol-
stein diese Situation schon hat, und ich glau-
be nicht, dass sie erst dadurch erreicht wird, 
indem wir diesen Gesetzentwurf machen. Ei-
gentlich haben wir diese Situation bereits an 
den Schulen, und deswegen verstehe ich Ihre 
Sorge nicht.

(Unruhe – Glocke)

Ich möchte Sie bitten, dazu Stellung zu neh-
men, wie Sie das für Hamburg einschätzen, 
wo wir die Situation schon längst haben.

– Herr Kollege, ich würde allen Bundesländern 
empfehlen, Wege in den Schuldienst zu definieren, 
die nachhaltig in den Schuldienst und dazu führen, 
dass man am Ende vollwertige, gleich bezahlte 
Lehrkräfte in einem Kollegium hat. Alle Bundes-
länder, die das nicht so machen, machen das aus 
meiner Sicht falsch, und ich finde es schade, dass 
sich mein Bundesland jetzt auch auf diesen Weg 
begeben möchte.

Zu Ihrer zweiten Frage brauche ich gerade noch 
einmal ein Stichwort. – Ach nein, ich weiß sie wie-
der. Es war die Frage nach Vertretungslehrkräften, 
die Studierende sind und andere ausbilden.

Es war keine Sorge, die da formuliert wurde, son-
dern das war der Tatsachenbericht einer Professorin 
der Universität Flensburg. Sie hat uns gesagt, dass 
das heute in Schleswig-Holstein passiere.

Lesen Sie das im Ausschussprotokoll nach, oder 
sprechen Sie vielleicht mit der Uni. Ich hatte das 
aber durchaus in Gesprächen vorher auch schon 
einmal erfahren, und mein großer Wunsch an die 
regierungstragenden Fraktionen und die Landesre-
gierung wäre, so etwas nicht immer zu negieren.

Ich habe mit großem Entsetzen Karin Prien bei 
Markus Lanz gesehen. Sie sagte: „Was? Klassen-
lehrkräfte, die keine studierten Lehrkräfte sind – 
das kann ich mir nicht vorstellen. In Schleswig-
Holstein gibt es das nicht.“ Wir hatten aber doch 
die Briefe von genau diesen Lehrkräften, und die 
Bankkauffrau aus dem Kreis Pinneberg stand in 

allen Zeitungen. Das gibt es, aber das sollte es nicht 
geben.

(Zurufe Serpil Midyatli [SPD] und Sybilla 
Nitsch [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine letzte Zwischenfrage, Anmer-
kung des Kollegen Malte Krüger?

Martin Habersaat [SPD]: 
Das tue ich.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich glaube, wir sind uns einig, dass es 
das nicht geben sollte, und ich will auch gar 
nicht sagen, dass es das nicht gibt. Allerdings 
wollte ich einmal deutlich machen, dass ich 
nicht glaube, dass das erlaubt ist.
Wenn Schulleitungen so etwas ermöglichen, 
dann finde ich das nicht richtig, und ich glau-
be auch nicht, dass sie so etwas dürfen. Da 
muss man eher sozusagen gucken, wie man 
das „controllt“ und wie man den Schulleitun-
gen dann das Signal setzt, dass das in dieser 
Form nicht möglich ist.
Ich will noch eine letzte Sache sagen. Herr 
Habersaat, wir sind uns ja einig. Wir wollen 
an unseren Schulen gut ausgebildete Lehr-
kräfte haben. Wir müssen aber doch auch 
realisieren, dass wir schon jetzt an unseren 
Schulen Menschen haben, die sehr unter-
schiedlich qualifiziert sind, die unterschied-
lich bezahlt werden.
Was ist Ihre Lösung, wie wir mit diesem Per-
sonal umgehen?

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Eine kurze Frage bitte!

Martin Habersaat [SPD]: 
Kurze Antwort: Wir müssen Wege in den Schul-
dienst definieren, die diese Lehrkräfte oder die-
se Menschen so qualifizieren beziehungsweise so 
nachqualifizieren, dass sie nachhaltig im Schul-
dienst bleiben können.

(Beifall SPD, SSW und Anne Riecke [FDP])
Das haben wir Ihnen hier sogar schon in Antrags-
form vorgelegt. Wenn Sie sagen, das andere sei eine 
Controlling-Frage, dann frage ich Sie: Wer ist denn 
für das Controlling der Schulen in diesem Lande 
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zuständig, Herr Kollege? Wer? – Würden wir doch 
bloß jemanden kennen!

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage, Anmer-
kung, diesmal des Kollegen Balasus?

Martin Habersaat [SPD]: 
Ja, selbstverständlich.

Martin Balasus [CDU]: Es ist keine Frage, 
es ist nur eine Aussage, ein Statement zu 
diesem Fall, der möglicherweise in der An-
hörung vorgestellt wurde.

– Nicht möglicherweise.
– Ja, ich habe es nicht mehr ganz genau vor 
Augen, aber ich weiß, dass wir lange über 
das Thema Onboarding und so weiter gespro-
chen haben. 
Also, wenn es so sein sollte, dass Vertre-
tungskräfte Klassleitungen übernommen ha-
ben oder übernehmen, so ist das die eine 
Sache. Aber das andere ist natürlich: Refe-
rendare ausbilden. Das ist ganz klar – müssen 
wir sagen – so etwas von nicht erlaubt. So 
etwas gibt es möglicherweise im Land; es 
gibt in jedem Beruf schwarze Schafe. Aber 
das ist einer Schulleitung garantiert nicht ge-
stattet. Also, von uns haben Sie jetzt klipp 
und klar die Aussage: Das ist nicht das, was 
wir wollen, das ist nicht zu akzeptieren, das 
dulden wir nicht. Wir sprechen mit der Pro-
fessorin, wir kümmern uns darum. Aber es 
ist ein absolutes No-Go. Wir haben Gesetze 
für alle möglichen Dinge, es gibt immer ir-
gendwo einen Verstoß gegen etwas. Aber das 
ist auf jeden Fall in Schleswig-Holstein nicht 
der Regelfall. Das will ich noch einmal aus-
drücklich betonen, auch weil Sie den Punkt 
an die Presse gespielt haben. Wir kümmern 
uns darum. 

– Herr Kollege, ich habe mir das Vergnügen 
gemacht, in verschiedenen Arbeitsgerichtsverhand-
lungen einfach einmal zuzugucken, wenn da Ver-
tretungslehrkräfte auf das Land Schleswig-Holstein 
treffen. Da sind am Ende Menschen ohne Abitur 
unbefristet in den Schuldienst übernommen wor-
den. Die waren Klassenlehrkraft, ja, das gibt es. 
Und ja, das Ministerium weiß es. Und ich will nicht 
jedes Mal wieder erneut hören: Huch, das dürfte 
es aber eigentlich gar nicht geben. – Doch, das 

gibt es. Deswegen ist es so wichtig, dass wir nach-
haltig vernünftige, qualitativ hochwertige Wege in 
den Schuldienst definieren. Dazu haben Ihnen FDP, 
SSW und wir etwas vorgeschlagen.

(Beifall SPD, SSW und Anne Riecke [FDP])

Ich spare mir den Rest meiner Rede und rate Ihnen, 
das in der gesparten Zeit noch einmal durchzulesen. 
– Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, SSW und Anne Riecke [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die FDP-Fraktion hat nun die Abge-
ordnete Anne Riecke.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir sprechen über das Lehrkräftebil-
dungsgesetz. So viel mit Bildung von Lehrkräften 
hat das gar nicht zu tun, muss ich leider sagen, denn 
es geht hier um einen Direkteinstieg an Grund-
schulen. Das habe ich bis jetzt immer noch nicht so 
wirklich verstanden. Also, sie können einen Bache-
lor oder einen Master und eine zweijährige Berufs-
erfahrung haben und können dann ohne irgendeine 
andere Qualifikation in den Schuldienst gehen, weil 
man sie dort braucht. Das stimmt.

(Martin Habersaat [SPD]: Ja!)

– Gut. Also, der Gesetzentwurf sieht vor, die neuen 
Einstiegsmöglichkeiten, Direkteinstieg an Grund-
schulen und Direkteinstieg an Gemeinschafts-
schulen, zu schaffen. Grundlage soll ein geeigneter 
Bachelorabschluss oder, wie gesagt, ein Fachhoch-
schul-Diplom sein. Die Betroffenen sollen laut Ent-
wurf dann berufsbegleitend qualifiziert werden.

Ausgangspunkt dieses Gesetzentwurfs ist klar: 
Schleswig-Holstein hat ein erhebliches Problem bei 
der Lehrkräftegewinnung. Wir sehen nicht nur ei-
nen generellen Fachkräftemangel, sondern auch ei-
ne sehr unterschiedliche regionale Verteilung und 
eine Unwucht bei der Fächerkombination. Die Fol-
gen davon erleben wir gerade täglich an Schulen. 
Der Unterrichtsausfall ist weiterhin auf einem ganz 
hohen Niveau und nimmt teilweise besorgniserre-
gende Züge an. Das betrifft mittlerweile nicht nur 
Mangelfächer, sondern zunehmend auch andere Fä-
cher an Grund- und Gemeinschaftsschulen. Das ge-
fährdet den Bildungserfolg vieler Schülerinnen und 
Schüler. Deshalb ist es nachvollziehbar, dass über 
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zusätzliche Wege in den Schuldienst gesprochen 
wird und auch gesprochen werden muss.

Aber gerade weil die Lage ernst ist, dürfen wir 
nicht den Fehler machen, wegen des Wunsches 
nach einer kurzfristigen Personalgewinnung mögli-
cherweise dauerhaft irgendwelche schlechten Struk-
turen zu schaffen, die sich hier dann manifestieren. 
Bei allen Maßnahmen müssen wir immer im Hin-
terkopf haben, dass wir verpflichtet sind, gut ausge-
bildete Fachkräfte in unseren Klassen unterrichten 
zu lassen. Das sind wir, finde ich, unseren Kindern 
schuldig.

(Beifall FDP und SSW)

Wer künftig vor einer Grundschulklasse steht, wer 
Kinder beim Lesen, Schreiben, Rechnen und Ler-
nen begleitet, wer in einer Gemeinschaftsschule 
sehr heterogene Klassen und Lerngruppen unter-
richtet, der braucht nicht nur Fachwissen. Das ist 
mir in dieser ganzen Diskussion leider ein bisschen 
zu kurz gekommen. Wir müssen nämlich über Päd-
agogik, über Didaktik und über diagnostische Kom-
petenzen sprechen, die wir in diesem Bereich brau-
chen. Das gerät völlig in den Hintergrund, und das 
stört mich bei dieser ganzen Sache maximal.

(Beifall FDP und SSW)

Alle haben hier schon so ein paar Geschichten ge-
schildert. Auch ich kenne ausgebildete Lehrkräfte, 
die immer wieder irgendwelche befristeten Verträ-
ge erhalten. Die haben wir in Schleswig-Holstein 
ausgebildet. Das hat auch meine Kleine Anfrage er-
geben. Nicht alle Referendare erhalten ein Angebot 
an Schulen in Schleswig-Holstein. Da haben wir 
Geld investiert. Die sind didaktisch, pädagogisch 
und fachwissenschaftlich richtig ausgebildet. Und 
deswegen halte ich es für sinnvoll, eher diese Leute 
einzustellen, weil sie sich mit den Kindern ausken-
nen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Wie oft musste ich fachfremd unterrichten? Eng-
lisch, Mathe. Bei Sport habe ich mich geweigert.

(Martin Balasus [CDU]: Das hättest du auch 
gekonnt!)

– Das überlasse ich dann Ihnen, Herr Balasus, mit 
hopp, hopp, hopp.

(Martin Balasus [CDU]: Nicht so viel Mimi-
mi!)

– Nicht so viel Mimimi, ja. – Gut. Aber tatsächlich 
brauchen wir das. Und ich glaube, es ist fachwis-
senschaftlich nicht das Problem für ausgebildete 

Lehrerinnen und Lehrer, vielleicht in der fünften 
oder sechsten Klasse Biologie oder Naturwissen-
schaften oder so zu unterrichten. Ich denke, das 
kriegen alle Lehrer hin. Das Wichtige ist, hier tat-
sächlich den Weg zu den Kindern, die Didaktik und 
die Pädagogik im Vordergrund zu haben. Das ist 
doch das, was unsere Lehrkräfte hier in Schleswig-
Holstein ausmacht.

(Beifall FDP und SSW)

Diese Kompetenzen entstehen nämlich nicht neben-
bei. Sie müssen systematisch aufgebaut, begleitet 
und überprüft werden.

Wenn wir noch einmal auf die Kleine Anfrage ein-
gehen, die ich zu den Referendaren gestellt habe, 
so ist festzustellen, dass nicht die Zahl der Referen-
dare in Schleswig-Holstein rückläufig ist, sondern 
die Situation bezüglich der Einstellungszahlen der 
Referendare unglücklich ist. Vielleicht muss man 
den Lehrkräften und den Referendaren in Schles-
wig-Holstein auch einmal gute Angebote machen, 
ein richtiges Angebot vorlegen, statt nur Zeitverträ-
ge und Übergangslösungen zu schaffen.

In der Anhörung wurde deutlich, dass es in die-
sem Punkt Fragen zu diesem Gesetzentwurf gibt. 
Die GEW hat darauf hingewiesen, dass mit einem 
neuen Lehramt Direkteinstieg Personen mit unter-
schiedlichen Qualifikationen und unterschiedlicher 
Bezahlung im Kollegium dieselbe Arbeit verrichten 
würden. Und das ist das, was man nicht einfach 
so wegstecken kann. Was sollen sie denn machen? 
Wir wollen sie doch einstellen, damit sie unterrich-
ten. Wir wollen sie doch nicht als Hilfslehrer, die 
irgendwie nebenbei auf der Heizung sitzen.

(Heiterkeit Sybilla Nitsch [SSW]) 

– Ja, ist doch so. – Sie sieht die Gefahr einer Depro-
fessionalisierung des Lehramts und kritisiert, dass 
es keinen ausreichenden Wege zu einer späteren 
Gleichbehandlung dieser Leute gibt.

Auch der Deutsche Verein zur Förderung der Leh-
rerinnen- und Lehrerfortbildung hat in seiner Stel-
lungnahme klare Qualitätsstandards und begleiten-
de Strukturen angemahnt. Interessant ist auch – das 
hat der Kollege Habersaat schon gesagt, und das 
kann ich einfach nicht verstehen –, dass die Alli-
anz für Lehrkräftebildung, die eigentlich dafür da 
ist, Lehrkräfte zu gewinnen, daran nicht beteiligt 
war. Gerade wenn kurzfristig zusätzliche Kräfte 
gewonnen werden sollen, muss verhindert werden, 
dass daraus Wege abgesenkter Qualifikationen ent-
stehen, die sich, einmal etabliert, dauerhaft sicher-
lich verfestigen.
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Lehrkräftefortbildung und berufsbegleitende Maß-
nahmen müssen deshalb klug organisiert werden. 
Wir sagen nicht, dass es keine zusätzlichen We-
ge geben darf, überhaupt nicht. Wir sagen aber: 
Neue Möglichkeiten des Direkteinstiegs dürfen nur 
befristet unter Einbeziehung der lehramtsausbilden-
den Hochschulen und gekoppelt an eine verbindli-
che Berufseingangsphase geschaffen werden. Denn 
das, was dort im Klassenraum passiert, kann man 
nicht mehr zurücknehmen, und das dürfen wir nicht 
zulassen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)
Das Beispiel Hamburg ist die Antwort auf Herrn 
Krüger. Hamburg macht das beispielsweise mit sei-
nen Lehrkräften, die diesen Direkteinstieg haben. 
Aber dort hat man in den ersten Berufsjahren 
Praxisgruppen. Dort hat man Workshops und Coa-
chings. Dort bietet man insofern Unterstützung und 
Beratung an. Die werden nicht einfach in den Klas-
senraum gesetzt.
Das wäre auch in Schleswig-Holstein sinnvoll. Wer 
neu an eine Schule kommt, braucht Zeit, Anleitung 
und Austausch, und das weiß man. Warum hören 
denn so viele Referendare auf und sagen: „Dieser 
Job ist nichts für mich“? Sie fühlen sich überfordert 
in vielen Situationen in diesen Klassen. Dann kann 
ich doch keinen Fachfremden dort hineinbringen. 
Das gilt sowieso generell für den Lehrerberuf und 
nicht nur für den Seiten‑, den Direkt- oder den 
Quereinstieg.
Das übergeordnete Ziel sollte immer die volle Lehr-
amtsbefähigung bleiben, damit der Fachkräfteman-
gel an den Schulen spürbar beseitigt werden kann 
und es keine Zweiklassengesellschaft im Lehrer-
zimmer gibt. An dieser Stelle sollte der Gesetzent-
wurf unserer Meinung nach definitiv nachgebessert 
werden. Vielleicht spricht man ja trotzdem einmal 
darüber? Im Bereich der Sonderpädagogik wurde 
das in der Vergangenheit schon mehrfach abgewen-
det, es ist unser Antrag gewesen. Wenn man einen 
Direkteinstieg, einen Quereinstieg und einen Sei-
teneinstieg macht, warum spricht man dann nicht 
endlich über das duale Studium? Das könnte man 
doch hier an dieser Stelle endlich einmal etablieren.

(Beifall FDP und SSW)
Allgemein: Eine dauerhafte Einteilung des Kollegi-
ums in Lehrkräfte und – wie gesagt – Basislehr-
kräfte wäre weder im Sinne der Unterrichtsqualität 
noch im Sinne unserer Kinder in Schleswig-Hol-
stein. – Vielen Dank.

(Beifall FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich nun der Abge-
ordneten Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Viel wurde schon gesagt zu die-
sem Gesetzentwurf. Man wundert sich vielleicht, 
aber wir drei Oppositionsfraktionen haben unseren 
Entschließungsantrag dazu vorgelegt. Wieso haben 
wir das getan?

(Zuruf: Coole Lehrer! – Weitere Zurufe)
– Coole Lehrer? – Uns wurde in der Anhörung 
nicht zugehört, unsere Bedenken wurden einfach so 
zack, zack, zack beiseitegelegt.

(Peer Knöfler [CDU]: Das ist nicht die Wahr-
heit! – Weitere Zurufe)

Die Ministerin hat in ihrer Rede gerade gesagt, sie 
nimmt etwas mit, aber nicht an dem Tag, als wir die 
Ausschusssitzung hatten.

(Beifall SSW und FDP)
Als gute Parlamentarierin bereitet man sich auf eine 
Landtagssitzung vor, und das tut man mit guten 
Anträgen. Deshalb haben wir unseren Antrag mit 
diesen drei Punkten eingereicht. Jetzt hat die Minis-
terin ihre Rede immer wieder damit unterbaut, dass 
einige Sachen mitgenommen werden.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder eine Anmerkung des Kollegen Balasus?

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr gern.

Martin Balasus [CDU]: Ich habe das anders 
wahrgenommen. Ich finde, dass die Ministe-
rin das sehr deutlich ausgesprochen hat. Sie 
hat auch festgestellt, dass viele der Punkte, 
die Sie in Ihrem Entschließungsantrag for-
dern, überhaupt nicht jetzt hier geregelt wer-
den können, weil das das falsche Gesetz ist. 
Wer zugehört hat, hat gehört: Wir reden gera-
de über das Lehrkräftebildungsgesetz.
Wenn es um Beschäftigungsverhältnisse 
geht, die in Beamtenverhältnisse münden, 
dann ist es das Landesbeamtengesetz, über 
das man sprechen muss, und das steht hier 
gerade gar nicht zur Debatte. Deswegen sind 
die meisten Punkte, die Sie fordern, über-
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haupt nicht über dieses Gesetz regelbar. Des-
wegen habe ich ein Problem mit der Argu-
mentation.

– Ich kann gut nachvollziehen, dass Sie das Pro-
blem haben. Ich sehe das Problem nicht. Ja, Besol-
dung wird über die Laufbahnverordnung gemacht. 
Aber zum Mentoring-Programm und den Heraus-
forderungen, die eine Person hat, die versucht, den 
Direkteinstieg zu machen: Wir haben es zumindest 
von Anne Riecke und von Martin Habersaat noch 
einmal gehört, welche Herausforderungen die Lehr-
kräfte, die Menschen an Schulen haben, die noch 
nicht grundständig fertig ausgebildet sind. Sie wer-
den alleingelassen in ihren Tätigkeiten. Das ist 
doch genau das, was wir mitnehmen und verändern 
müssen, damit wir die auszubildenden Lehrkräfte 
an Schule weiterhin binden können.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Kollege Balasus, das läuft viel einfacher zwischen 
uns beiden, wenn Sie ab und an einen Fingerzeig 
geben würden, wenn Sie noch etwas möchten, und 
mich nicht nur angucken.

(Martin Balasus [CDU]: Wie in der Schule!)
– Ja, so machen wir das zukünftig. – Also, gestatten 
Sie noch eine weitere Anmerkung oder Zwischen-
frage des Kollegen Balasus, der mir gerade ange-
zeigt hat, dass er diese gern stellen würde.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Ja.

Martin Balasus [CDU]: Erstens teile ich 
dieses Narrativ, das von den anderen Rednern 
erzeugt wurde, dass Menschen hier völlig 
überfordert sind und alleingelassen werden, 
überhaupt nicht. Ich selbst habe die Lehrkräf-
teausbildung durchlaufen
(Zurufe)
und weiß aus der Praxis von vielen Unter-
stützungssystemen. Die Ministerin hat ausge-
führt, welche Unterstützungssysteme in der, 
ich nenne es einmal so, Ausbildung des Di-
rekteinstiegs wirksam werden.
Ich möchte aber einen Vorschlag machen: 
Wir sollten im Herbst oder am Ende des 
Jahres ausführlich über die Verzahnung der 
drei Ausbildungsphasen, also über den Vor-
bereitungsdienst und die Weiterentwicklung, 
sprechen. Das ist ein Thema, das wir im 
Bildungsausschuss schon ausführlich erörtert 

haben. Wir müssen uns aber sowieso noch 
einmal grundsätzlich darüber unterhalten. 
Das ist der richtige Ort, um die Debatte zum 
Beispiel über Onboarding und so weiter zu 
führen. Diese Debatte führe ich, führen wir 
sehr gern mit Ihnen.

– Also, das Angebot nehme ich doch glattweg an, 
denn das ist genau der Punkt. Martin Habersaat hat 
das vorhin noch einmal gesagt. Mein Antwort auf 
die Zwischenfrage dauert vielleicht länger als eine 
Minute. Wir haben 2014 mit dem neuen Lehrkräfte-
bildungsgesetz versucht, die Lehrkräfteausbildung 
grundständig zusammenzuführen und sie zu verän-
dern. Dann ist da auch der Teil über das Praktikum 
und das Praxissemester und so weiter. Ich glaube, 
dass wir dann mehr junge Leute davon überzeugen 
können, dass Schule der richtige Ort ist, weil sie 
schon so lange an der Uni studiert haben. Wenn sie 
vom Hörsaal plötzlich in die Schule gehen, dann 
denken sie häufig: Huch, Kinder! – Ja, das ist so.

Deshalb müssen wir den Praxisanteil und das Men-
toring, das Onboarding viel besser machen. Das 
setzt voraus, dass Schule dafür mehr Ressourcen 
kriegt. Ich unterhalte mich am Ende des Jahres gern 
mit den regierungstragenden Fraktionen im Bil-
dungsausschuss darüber. Dann gucken wir, wie wir 
diese Dinge einfach besser verzahnen, damit mehr 
Menschen tatsächlich die Ausbildung abschließen.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Fertig? – Dann dürfen Sie sich gern setzen, Herr 
Balasus.

(Martin Habersaat [SPD]: Sonst hätte er sich 
ja gemeldet!)

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Ich glaube, in meiner Antwort auf die Fragen des 
Kollegen Martin Balasus habe ich schon ganz viel 
aus meiner Rede gesagt. Insofern muss ich ganz 
ehrlich sagen: Es gibt immer noch Verwunderung 
in Bezug auf diesen Gesetzentwurf in der Frage, 
wer da einsteigen darf und wer nicht einsteigen 
darf. Die unterschiedliche Besoldung führt tatsäch-
lich dazu, dass wir in den Lehrerzimmern wieder 
unterschiedliche Strukturen haben. Wir wissen das 
ganz genau. Als wir die Gemeinschaftsschulen zu-
sammengeführt haben und als wir die Gymnasien 
hatten, da gab es immer einen Unterschied bei der 
Besoldung. Es ist so.

(Zuruf Martin Balasus [CDU])
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Das merken die Lehrkräfte, sie sagen das ja selbst, 
obwohl sie die gleiche Arbeit machen müssen.
Ich habe, so glaube ich, bereits alle Punkte gesagt, 
die ich dazu sagen wollte. Es ist schon spät am 
Abend, das ist die letzte Stunde.

(Zurufe)
– Insofern, wenn unser Entschließungsantrag Ein-
gang in die Überlegungen der Ministerin findet, 
dann ist zumindest ein bisschen davon geheilt. 
Nichtsdestotrotz, eine grundständig ausgebildete 
Lehrkraft ist immer der beste Weg. Das ist auch 
der einfachere Weg. Ich glaube, auf die Frage, wie 
wir unterschiedliche Schulsysteme miteinander ver-
zahnen, müssen wir im Herbst noch einmal richtig 
draufgucken.

(Unruhe)
Ich möchte noch etwas zu der Debatte sagen, die 
wir heute Nachmittag hatten.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Einen ganz kleinen Moment bitte, Frau Kollegin. 
Jetzt machen wir alle einmal den Schweigefuchs. 
Wir fahren erst fort, wenn hier ein bisschen Ruhe 
herrscht.

(Zurufe)
– Ich habe gesagt, wir fahren fort, wenn hier Ruhe 
herrscht. – Sie können fortfahren.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Insofern sind wir 
uns alle einig: Wir wollen die bestmögliche Bildung 
für unsere Kinder und Jugendlichen haben. Wir hat-
ten vorhin, als wir über das Projekt Mehr Demo-
kratie gesprochen haben, gesagt: Wir sprechen von 
Kindern und Jugendlichen. Das hat vielleicht nichts 
mit der Lehrkräfteausbildung zu tun, aber wir spre-
chen über Kinder und Jugendliche zwischen der 7. 
und der 9. Klasse, die in der Pubertät sind. Wir wis-
sen alle: Da ist oben alles wegen Umbau geschlos-
sen. Da brauchen wir echt gute Lehrkräfte. – Ja, 
das ist so, wir kennen das. Wir sind die richtigen 
Lehrer, genau so ist es.

(Beifall SSW und SPD)
Insofern müssen wir alles daransetzen, dass wir 
richtig gut ausgebildete, motivierte Lehrkräfte krie-
gen, die auch Lust haben, mit diesen schwierigen 
Kindern zu arbeiten. – Tak für heute.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Wir kommen zu den Kurzbeiträgen.

(Zurufe FDP und SSW – Dr. Heiner Garg 
[FDP]: Nein, nein, nein!)

Das Wort zum Kurzbeitrag hat der Abgeordnete 
Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen 
und Herren! Da die Tiefgarage bis 18:30 Uhr ge-
sperrt ist, habe ich mich getraut, mich noch für 
einen Dreiminutenbeitrag zu melden.

(Unruhe und Heiterkeit)

Zum einen möchte ich auf ein an Grundschulen in-
zwischen angekommenes Problem hinweisen: Der 
Schweigefuchs und der Gruß der Grauen Wölfe 
sind identisch, weswegen davon abzuraten ist, das 
in der Öffentlichkeit vorzuzeigen – zumal als Land-
tagsabgeordneter.

Dann wollte ich auf einen Punkt eingehen, der mir 
wichtig wäre, bei dem ich wirklich hoffe, dass Be-
wegung zu erzielen ist, egal in welchem Gesetz 
oder in welcher Verordnung man das regeln kann. 
Wir definieren hier in einem Gesetz Wege in den 
Schuldienst, weil wir sehen, dass uns Fachkräfte 
fehlen. Auf der anderen Seite gibt es Fachkräfte, 
die wir nicht Fachkräfte sein lassen.

Wir haben in Schleswig-Holstein eine Grundschule, 
die inzwischen ihre zehnte, elfte, zwölfte Aus-
schreibung auf der Suche nach einer Schulleitung 
laufen hat. Es gibt eine Bewerbung, aber diese 
Bewerbung stammt von einer Förderschullehrkraft 
und nicht von einer Grundschullehrkraft. Also kön-
nen wir sie leider nicht nehmen und lassen die 
Grundschule lieber weiter ohne Leitung sein.

Wir haben fachfremden Mathematikunterricht noch 
und nöcher, aber eine Berufsschullehrkraft kann 
nur Mathematik an einer Gemeinschaftsschule un-
terrichten, wenn das Ministerium die Berufsschul-
lehrkraft dahin abordnet. Dann geht das, aber sie 
kann nicht dauerhaft an diese Gemeinschaftsschule, 
um da Mathematiklehrerin zu sein. Das ist doch 
absurd, Herr Balasus. Warum tun wir das?

(Martin Balasus [CDU]: Das haben Sie ges-
tern schon erzählt!)

Wir erkennen das Grundschulstudium in Bayern 
nicht an. Bayern ist doch zumindest hier in 
den schwarzen Reihen unser Vorbild, was Bil-
dung angeht. Warum können wir das bayerische 
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Grundschulstudium in Schleswig-Holstein nicht an-
erkennen? Warum? Es gibt eine Lehrerin, die in 
Mecklenburg-Vorpommern von Gymnasiallehrkraft 
auf Grundschullehrkraft umgeschult hat, weil da 
Grundschullehrkräfte knapp sind. Dann will sie der 
Liebe wegen nach Schleswig-Holstein ziehen. Kön-
nen wir sie an der Grundschule einstellen? Nein, 
können wir nicht, weil wir es nicht anerkennen. 
Warum?

(Martin Balasus [CDU]: Es geht um den Be-
rufseinstieg!)

Bitte geben Sie sich einen Ruck, in solchen Fäl-
len pragmatisch vorzugehen. Dann haben wir mehr 
Fachkräfte; dann müssen wir weniger über solche 
Noteinstiege reden. – Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herzlichen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Ich lasse zunächst über den Gesetzentwurf der 
Landesregierung, Drucksache 20/3756, in der vom 
Ausschuss empfohlenen Fassung abstimmen. – Wer 
hier zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen.

(Unruhe)

– Wer stimmt dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung zu?

(Anhaltende Unruhe)

Wenn alle ein bisschen mehr zuhören würden, dann 
würden wir das auch hinbekommen. So. – Das sind 
die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und CDU. Wer stimmt gegen diesen? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, SSW und FDP. Damit ist der 
Gesetzentwurf angenommen.

Ich lasse dann über den Entschließungsantrag der 
Fraktionen von SPD, SSW, FDP zur Änderung des 
Lehrkräftebildungsgesetzes, Drucksache 20/4423, 
abstimmen. Wer diesem Entschließungsantrag seine 
Zustimmung geben will, bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von SPD, SSW und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU. 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf. – Das war ein 
Spaß. Den habt ihr euch redlich verdient.

(Heiterkeit)

Trotz dieser Disziplinlosigkeit heute Nachmittag 
wünsche ich allen lieben Kolleginnen und Kollegen 
einen wunderbaren Feierabend und ein bisschen 
Herunterkommen. Ich schließe die heutige Sitzung 
und freue mich dann, wenn wir uns in aller Frische 
und Ruhe morgen früh hier um 10 Uhr wiedertref-
fen.

(Zuruf: 9:30 Uhr!)
– 9.30 Uhr!

(Beifall)

Schluss: 18:05 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Wiedereinführung Landestariftreue- und Verga-
begesetz

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/4193 (neu)

Lukas Kilian [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wie immer beantragt die SPD-Land-
tagsfraktion im April die Wiedereinführung des Ta-
riftreuegesetzes, nachdem sie das am 1. Mai auf 
ihren Gewerkschaftstagungen groß verkündet hat.
Da eine Debatte im Landtag nicht stattfindet, 
scheint es nicht mehr das wichtigste Thema der 
SPD zu sein. Wir lehnen die Wiedereinführung des 
Tariftreuegesetzes in Schleswig-Holstein ab, da es 
Bürokratie verursacht, europarechtswidrig ist und 
keine Wirkung erzielt. Wir halten es für sinnvoller, 
Tarife für allgemeinverbindlich zu erklären. Dies 
hat erwiesenermaßen einen positiven Effekt zur 
Stärkung der Tarifbindung. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

Sebastian Bonau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Zu Beginn möchte ich der SPD-Fraktion für die-
sen Antrag danken. Auf diese Weise haben Sie es 
mir ermöglicht, mal in alten Plenarprotokollen zu 
recherchieren. Es wird hier niemanden überraschen, 
dass ich gar nicht weit zurückblättern musste, um 
über dieses Thema zu stolpern.
In der letzten Plenardebatte zu diesem Thema hat 
mein Kollege Lasse Petersdotter lang und breit aus-
geführt, dass wir uns als Grüne in den Koalitions-
verhandlungen zu diesem Thema nicht durchsetzen 
konnten. Dabei hat er in Aussicht gestellt, und ich 
zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin:

„Mal sehen, ob sich hier irgendwann die Po-
sitionen oder Mehrheiten verändern.“

Jetzt schaue ich mich kurz hier im Saal um und 
stelle fest: nein. Die Mehrheiten haben sich nicht 
verändert. An den bislang vorgetragenen Positionen 
erkennen Sie, dass auch diese sich nicht verändert 
haben.
Nichtsdestotrotz möchte ich die Gelegenheit nut-
zen, um den gefundenen Kompromiss hier klar als 
Erfolg anzuerkennen: Die CDU ist auf Bundesebe-

ne mit der SPD den Deal zu einem Tariftreuegesetz 
eingegangen, und wir konnten uns auf Landesebene 
verständigen, dass wir dies unterstützen. Da muss 
man der CDU gegenüber anerkennen, dass sie die-
sen Schritt nun gemeinsam mit uns gehen.
Die SPD hat in der letzten Debatte zu Recht darauf 
hingewiesen, dass Schleswig-Holstein ein Niedrig-
lohnland ist. Das liegt vor allem an den Lohnstruk-
turen in der Gastronomie und im Tourismus. Da, 
liebe SPD, bringt uns jedoch auch ein Tariftreue-
gesetz nicht weiter. Denn vermutlich wird es nur 
selten der Fall sein, dass wir als Land öffentliche 
Aufträge an touristische Unternehmen im Land ver-
geben. Gerade mit Blick auf das Sondervermögen 
für Infrastruktur wird dies wohl eher die Baubran-
che betreffen.
Tarifbindung ist wichtig. Bei mir in der Firma gilt 
ein IG-Metall-Tarifvertrag und dieser ist für die 
Mitarbeitenden ein echtes Pfund. Er sichert ihnen 
mehr Gehalt, mehr Urlaub, kürzere Arbeitszeiten 
und weitere Benefits.
Die Landesregierung hat im letzten Jahr die Ta-
rifverträge im Hotel- und Gaststättengewerbe so-
wie für Sicherheitsdienstleistungen für allgemein-
verbindlich erklärt. Die Landesregierung setzt sich 
auf Bundesebene dafür ein, Allgemeinverbindlich-
keitserklärungen zu steigern. Dies war ein wichtiger 
Schritt.
Wir werden bis 2027 die Servicekräfte des UKSH 
bei der Service Stern Nord in einen Tarifvertrag 
überführt haben, das haben hier alle gemeinsam be-
schlossen. Ein nächster richtiger Schritt. Am Ende 
brauchen wir starke Gewerkschaften, um flächen-
deckend Tarifverträge zu vereinbaren und so die 
Tarifbindung für die Menschen im Land zu erhö-
hen.
Lassen Sie uns gemeinsam Schritt für Schritt vor-
angehen, nun zunächst mit einem Tariftreuegesetz 
im Bund und vielleicht auch irgendwann, wenn die 
Winde richtig stehen und die Mehrheiten sich ge-
funden haben, auch hier in Schleswig-Holstein. – 
Vielen Dank.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der Bund macht es vor: Das Bundestariftreue-
gesetz ist da. Gerade noch rechtzeitig, denn beim 
Sondervermögen Infrastruktur investieren wir mas-
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siv in die Infrastruktur. Diese Investitionsoffensi-
ve stärkt die Wirtschaft auch in Schleswig-Hol-
stein und sichert Arbeitsplätze. Deshalb müssen wir 
in Schleswig-Holstein wieder über ein Landestarif-
treue- und Vergabegesetz reden. Wir müssen garan-
tieren, dass dieses Geld in gute Löhne fließt. Wir 
müssen garantieren, dass die Menschen, die diese 
Arbeit leisten, fair entlohnt werden. Wer öffentliche 
Aufträge mit Steuergeld finanziert, darf Lohndum-
ping nicht zulassen.

Schleswig-Holstein ist schon jetzt im Lohnkeller 
der westdeutschen Bundesländer. Da wird ein Tarif-
treuegesetz ein wichtiger Teil sein, das zu ändern. 
Umso mehr: Öffentliche Gelder und Aufträge dür-
fen nicht zu einem Wettbewerb über niedrige Löhne 
führen.

Das ist im Sinne der Beschäftigten. Das ist im 
Sinne der Unternehmen, die vor Lohndumping ge-
schützt werden. Und Sie hätten auf diesem We-
ge nicht nur uns an Ihrer Seite: In den meis-
ten deutschen Bundesländern gibt es bereits Rege-
lungen zur Tariftreue bei öffentlichen Aufträgen. 
Die Mehrheit der Deutschen spricht sich dafür aus, 
öffentliche Aufträge nur noch an Unternehmen zu 
vergeben, die Tariflöhne zahlen.

Deshalb: Es ist gut, dass Schleswig-Holstein im 
Bundesrat zugestimmt hat. Aber umso mehr ist der 
logische nächste Schritt doch: Werden Sie endlich 
in Schleswig-Holstein tätig! Sie haben in Ihrem 
Koalitionsvertrag versprochen, die Tarifbindung zu 
stärken. Geben Sie endlich zu, dass Sie dafür das 
Tariftreuegesetz brauchen!

Seit vier Jahren hören wir uns hier im Haus an, dass 
Sie die Tarifbindung stärken wollen. Aber erreichen 
tun Sie nichts. Punker kämpft in Eckernförde dar-
um, einen Tarifvertrag zu haben, Lapmaster Wolters 
in Rendsburg ebenso.

Wo ist denn bitte der konkrete Einsatz dieser Lan-
desregierung für Tariflöhne in Schleswig-Holstein? 
SPD und Union haben das Tariftreuegesetz gemein-
sam beschlossen. Und ich halte es weiterhin für 
einen großen Fehler der Günther-Regierung, dass 
diese gesetzliche Regelung abgeschafft wurde.

Was eigentlich bremst CDU und Grüne in Schles-
wig-Holstein? Wo ist der Unterschied zwischen 
Bund und Land? – Der Bund hat ein Tariftreuege-
setz, das Land nicht. Im Bund regiert die SPD mit 
der Union, im Land tun das die Grünen. Die SPD 
macht den Unterschied: Wir machen Druck. Heute 
hier und wenn notwendig immer wieder.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir haben hier in der Jamaikakoalition gemein-
sam mit den Grünen und der CDU das Tariftreue- 
und Vergabegesetz (TTG) in Schleswig-Holstein 
aufgehoben, weil wir es als ein Bürokratiemonster 
erkannt haben, das für die mittelständische Wirt-
schaft nichts bringt und keine höhere Tarifbindung 
erzeugt. Der Evaluationsbericht zum damaligen Ta-
riftreuegesetz hat das übrigens schonungslos auf 
den Punkt gebracht: Das TTG schaffte mehr Büro-
kratie, sorgte für geringe Akzeptanz, verursachte 
umständliche Kontrollen – die ehrlicherweise kaum 
stattfanden –, und Unternehmen haben sich weniger 
an Ausschreibungen beteiligt. Im Zweifel führte das 
TTG nur zu höheren Preisen.

Die Tarifbindung lässt sich durch ein Tariftreue- 
und Vergabegesetz aber nicht verbessern. Daher 
war es richtig, diesen Irrweg zu beenden und das 
Gesetz abzuschaffen. Und wir sollten uns hüten, 
einen solchen wirkungslosen Unsinn wieder einzu-
führen.

Die Landesregierung teilt diese Auffassung übri-
gens. Im Juni 2025 stellte sie in der Antwort auf 
eine Kleine Anfrage klar, dass es aus Sicht der 
Landesregierung weder effektive noch rechtssiche-
re Mittel des Vergaberechts gebe, um die Tarifbin-
dung unmittelbar oder mittelbar zu steigern. Ein 
unmittelbares Einwirken auf die originäre Tarifbin-
dung verbiete sich aufgrund der verfassungsrecht-
lich geschützten Tarifautonomie. Auch ein mittelba-
res Eingreifen würde nur neue Bürokratie schaffen.

Es ist erfreulich, dass die Landesregierung diese 
Auffassung teilt und im Land die Wiedereinfüh-
rung eines Tariftreuegesetzes ablehnt. Es wäre aber 
schön gewesen, wenn diese Koalition das Rückgrat 
gehabt hätte, diese Position auch im Bundesrat zu 
vertreten. Sie dokumentieren hier im Land, wie wi-
dersinnig ein Tariftreuegesetz sei, aber Sie hatten 
keinerlei Probleme damit, auf Bundesebene einem 
Bundestariftreuegesetz zuzustimmen. Das ist schi-
zophren. Damit haben Sie, damit haben CDU und 
Grüne, aktiv dazu beigetragen, neue bürokratische 
Hürden für die Betriebe in unserem Land zu schaf-
fen. Welch fatale Fehlentscheidung dieser Koaliti-
on! Bei der FDP können sich alle sicher sein, dass 
wir uns auch weiterhin jeglichen Tariftreuefantasien 
entgegenstellen werden.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Manchmal wird in der Politik vieles kompliziert 
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geredet. Aber es gibt auch Fragen, die sind eigent-
lich sehr einfach. Wie diese Frage: Wollen wir 
fairen Wettbewerb – oder wollen wir Wettbewerb 
auf Kosten der Beschäftigten? Für uns als SSW ist 
die Antwort klar. Und deshalb unterstützen wir die 
Wiedereinführung eines Tariftreue- und Vergabege-
setzes ausdrücklich.

Meine Damen und Herren, öffentliche Aufträge 
sind kein neutraler Vorgang. Sie sind immer auch 
ein Ausdruck politischer Haltung. Denn wenn der 
Staat Aufträge vergibt, entscheidet er mit darüber, 
unter welchen Bedingungen gearbeitet wird. Und 
genau deshalb tragen wir hier eine besondere 
Verantwortung, Verantwortung gegenüber den Be-
schäftigten, Verantwortung gegenüber den Unter-
nehmen, die fair arbeiten, und Verantwortung ge-
genüber den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern.

Es ist nicht fair, wenn Unternehmen, die Tariflöh-
ne zahlen, am Ende das Nachsehen haben. Es ist 
nicht fair, wenn sich Betriebe an Regeln halten – 
und dafür bestraft werden. Und es ist nicht fair, 
wenn öffentliche Gelder dazu beitragen, dass sich 
Lohndumping durchsetzt. Deshalb gilt für uns ein 
ganz einfacher Grundsatz: Steuergeld darf kein 
Lohndumping fördern.

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein lebt 
von seinem Mittelstand, von Betrieben, die ausbil-
den, die Verantwortung übernehmen und die ihre 
Beschäftigten ordentlich bezahlen. Diese Betriebe 
sind das Rückgrat unserer Wirtschaft, und genau 
diese Betriebe brauchen faire Wettbewerbsbedin-
gungen.

Ein Tariftreuegesetz sorgt dafür, dass nicht derjeni-
ge den Zuschlag bekommt, der am billigsten kalku-
liert – sondern derjenige, der gute Arbeit leistet 
und faire Bedingungen bietet. Das ist nicht nur eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit. Das ist auch eine 
Frage der wirtschaftlichen Vernunft. Denn gute Ar-
beit entsteht dort, wo Menschen ordentlich bezahlt 
werden, wo sie Perspektiven haben und wo Unter-
nehmen langfristig denken können. Und das stärkt 
am Ende unsere gesamte Wirtschaft – gerade hier in 
Schleswig-Holstein.

Ich will an dieser Stelle auch eines deutlich sa-
gen: Es geht nicht um „mehr Staat“ oder „weni-
ger Staat“. Es geht um die Frage, wie wir mit 
öffentlichem Geld umgehen. Und da erwarten die 
Menschen zu Recht, dass wir verantwortungsvoll 
handeln. Wenn wir es nicht einmal schaffen, bei 
öffentlichen Aufträgen auf faire Löhne zu achten 
– worüber reden wir dann eigentlich? Faire Löhne 

sind keine Bürokratie. Sie sind Ausdruck von Re-
spekt.
Und ich höre auch das Argument, dass öffentliche 
Aufträge dadurch teurer werden könnten. Ja, gute 
Arbeit kostet Geld. Aber schlechte Arbeitsbedin-
gungen kosten Vertrauen. Sie kosten Qualität. Und 
am Ende kosten sie oft auch mehr Geld. Wer billig 
vergibt, vergibt am Ende häufig zweimal. Deshalb 
ist es auch im Interesse der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler, auf Qualität und faire Bedingungen zu 
setzen.
Meine Damen und Herren, wir stehen in den kom-
menden Jahren vor großen Investitionen – in Infra-
struktur, in Klimaschutz, in die Zukunft unseres 
Landes. Das ist eine große Chance. Aber es ist auch 
eine große Verantwortung. Und genau deshalb müs-
sen wir dafür sorgen, dass dieses Geld unter fairen 
Bedingungen eingesetzt wird, dass es bei unseren 
Unternehmen ankommt, und dass es gute Arbeit 
stärkt – und nicht untergräbt. Ein Tariftreue- und 
Vergabegesetz ist dafür ein wichtiges Instrument. 
Nicht das einzige – aber ein notwendiges.
Wenn der Staat Auftraggeber ist, dann darf er nicht 
nur auf den Preis schauen, dann muss er auch auf 
die Bedingungen schauen, unter denen gearbeitet 
wird. Das ist kein Eingriff in den Markt. Das ist 
verantwortungsvolle Politik. Oder, um es ganz ein-
fach zu sagen: Wer öffentliche Aufträge will, muss 
fair bezahlen.
Meine Damen und Herren, am Ende geht es hier al-
so um deutlich mehr als um Vergaberecht. Deshalb 
bitte ich Sie: Lassen Sie uns hier ein klares Signal 
setzen: für faire Wettbewerbsbedingungen, für star-
ke, verantwortungsvolle Unternehmen und für gute 
Arbeit in Schleswig-Holstein.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Die Bundesregierung 
hat ein Bundestariftreuegesetz auf den Weg ge-
bracht,das im Bundesrat mit den Stimmen Schles-
wig-Holsteins beschlossen wurde. Schon im Sep-
tember 2025, als wir hier das letzte Mal über das 
Thema gesprochen haben, haben wir gesagt: Wir 
stehen einem solchen Gesetz nicht entgegen, wenn 
der Bund meint, das für seinen Bereich machen zu 
müssen.
Das ändert aber nichts an unserer Einschätzung. Ein 
Landesgesetz halten wir weiterhin für den falschen 
Weg – und ich erläutere Ihnen meine Argumente 
gerne erneut.
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Wir haben uns nun schon mehrfach mit der Frage 
beschäftigt, ob die Tarifbindung mithilfe des Ver-
gaberechts gesteigert werden kann, ohne den büro-
kratischen Aufwand zu erhöhen. Auch heute lautet 
das Ergebnis: Nein, das ist schlicht nicht möglich. 
Natürlich wollen auch wir, dass faire Löhne gezahlt 
werden – dafür gibt es einen gesetzlichen Mindest-
lohn, der mittlerweile bei 13,90 Euro liegt. Als 
unser Vergabemindestlohn im Land vom Mindest-
lohn überholt wurde, haben wir ihn folgerichtig ab-
geschafft. Außerdem zahlen viele nicht tarifgebun-
dene Unternehmen übertarifliche Löhne. Ein gutes 
und faires Unternehmen lässt sich also nicht nur 
danach bewerten, ob es eine Tarifbindung gibt.
Natürlich ist die Tarifbindung gut und wichtig. Des-
halb haben wir im Koalitionsvertrag verankert, dass 
die Tarifbindung gestärkt werden sollte: zum Bei-
spiel durch Allgemeinverbindlichkeitserklärungen, 
die – wichtig! – von den Sozialpartnern ausgehan-
delt werden. Ich möchte es hier aber trotzdem noch 
mal ganz deutlich sagen: das Bild, nicht tarifgebun-
dene Unternehmen seien schlecht, tut den vielen 
Unternehmerinnen und Unternehmern unrecht, die 
tolle Arbeitsbedingungen bieten – auch ohne Tarif.
Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen müssen wir 
schauen, wie wir unsere Unternehmen entlasten 
können – und nicht, wie wir sie zusätzlich belas-
ten können. Denn die Aufnahme von weiteren Ver-
pflichtungen in das Vergaberecht führen unweiger-
lich immer zu mehr Bürokratie. Das haben auch die 
Sozialpartner in unseren Gesprächen eingesehen. 
Damit kein Missverständnis aufkommt: Es ist eben 
nicht mit einem schlichten Formblatt getan.
Firmen, die nicht oder anderweitig tarifgebunden 
sind, werden gezwungen, mit fremden tariflichen 
Leistungen zu kalkulieren. Sie können also nicht 
ihre üblichen Kalkulationsmechanismen anwenden. 
Das ist schlicht Mehraufwand – und zu dem Zeit-
punkt weiß ich als Unternehmer nicht mal, ob sich 
der Aufwand lohnt und ich den Auftrag erhalte. 
Wenn ich den Auftrag dann erhalte, wird der Auf-
wand noch größer: Dann muss ich nämlich genau 
dokumentieren, welche Mitarbeiterin oder welcher 
Mitarbeiter wann genau an dem Auftrag gearbeitet 
hat.
Im Antrag steht richtig: Mit dem Sondervermögen 
wird es viele öffentliche Aufträge geben. – Wir 
wollen, dass möglichst viele Unternehmen davon 
profitieren. Hohe bürokratische Hürden bei der Ver-
gabe bringen aber oft das Gegenteil: Viele Unter-
nehmen bewerben sich nicht, weil schlicht Zeit, 
Geld und Personal dafür fehlt. Weniger Wettbewerb 

kann eigentlich niemand ernsthaft für wünschens-
wert halten.
Für viele Auftraggeber ist es jetzt schon eine Her-
ausforderung, genügend Bieter bei Ausschreibun-
gen zu finden und Auftragnehmer zu gewinnen, 
die wir für die Daseinsvorsoge so dringend benöti-
gen. Wir haben deshalb auch unser Vergaberecht 
so schlank wie möglich gehalten. Und das ist auch 
richtig so. Denn eins ist glasklar: Mit dieser Regie-
rung wird es hier im Land keine solch unverhält-
nismäßige Belastung der Unternehmen geben. Wir 
unterstützen gute Arbeit für die Menschen und die 
Unternehmen im Land. – Vielen Dank.
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